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Ministerium der Finanzen Rheinland-Pfalz Anlage 1 

Ministerium des Innern und für Sport Rheinland-Pfalz 

Auszüge aus dem Urteil des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz 

vom 16. Dezember 2020, VGH N 12 bis 14/19 

- mit Kommentierungen -

Die Kommentierungen wurden auf Arbeitsebene zwischen dem Ministerium der Finanzen, dem Ministerium des Innern und 

für Sport sowie der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände abgestimmt. 

Sofern es sich um nicht einvernehmliche Kommentierungen handelt, wurden die unterschiedlichen Auffassungen durch die 

Angaben "Landesregierung" bzw. "AG KSV" dokumentiert. 

Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

50 „Art. 49 LV gewährleistet den Gemeinden und Gemeinde-
verbänden das Recht der Selbstverwaltung (Art. 49 Abs. 1 
bis 3 LV) und verpflichtet das Land, den Kommunen die 
zur Erfüllung ihrer eigenen und der übertragenen Aufgaben 
erforderlichen Mittel im Wege des Lasten- und Finanzaus-
gleichs zu sichern." 

Gewährleistung eines Aufgabenbestandes auf kommunaler 
Ebene sowie Verpflichtung des Landes, diesen zuzüglich der 
eigenen Aufgaben jeder Kommune auskömmlich zu finanzie-
ren. 
1. Art. 49 LV garantiert keinen festen, aber adäquaten Aufga-

benbestand.
2. Die Kommunen sind selbstverständlich zu einer Mitfinanzie-

rung verpflichtet.
Selbstverwaltung bedeutet auch Selbstverantwortung. Das
Land hat nach Art. 49 LV nicht die Pflicht, alle Aufgaben der
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- zu Drucksache 18/4111 -
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Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

Kommunen zu finanzieren, sondern die erforderlichen Mittel 
zu sichern. Der Unterschied liegt darin, dass die Kommu-
nen die vom Land und dem Bund gewährten Einnahme-Op-
tionen selbstverantwortlich nutzen müssen. 

 

52  
 

„Zum Selbstverwaltungsrecht gehört auch die kommunale 
Finanzhoheit. Der Verfassungsgerichtshof hat aus Art. 49 
Abs. 6 LV in gefestigter Rechtsprechung abgeleitet, dass 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden eine angemes-
sene Finanzausstattung verbürgt ist, weil eigenverantwort-
liches Handeln eine entsprechende Leistungsfähigkeit der 
Selbstverwaltungskörperschaft voraussetzt." 
 

AG KSV: 
Individueller Anspruch jeder Kommune. Dies ist von der Frage 
zu trennen, ob bei der Berechnung des KFA jede einzelne 
Kommune zu betrachten ist (vgl. auch Rn. 75). 
 
Landesregierung: 
Vgl. auch Rn. 67. 
Individuelles Klagerecht; kein individuelles Recht auf Haus-
haltsausgleich allein durch das Land. 
 

53 „Die Bestimmung des Art. 49 Abs. 6 LV steht in Einklang 
mit Art. 28 Abs. 2 Satz 3 GG und entspricht dessen Anfor-
derungen (…). Sie geht ebenso wie das Grundgesetz von 
einer Gleichrangigkeit staatlicher und kommunaler Aufga-
ben aus und enthält keine Vorrang- bzw. Nachrangrege-
lung in Bezug auf den Finanzbedarf einer Ebene.“ 

Landes- und kommunale Aufgaben sind gleichrangig. Es gibt 
keine vorrangigen Aufgaben. Der Rechnungshof listet jährlich 
Fälle auf, in denen das Land und die Kommunen das Gebot 
wirtschaftlicher und sparsamer Haushaltsführung nicht beach-
tet. Insoweit sind hier die Ausgaben des Landes sowie der 
Kommunen entsprechend einer gesonderten Betrachtung zu 
unterziehen, soweit es sich um die Beurteilung der Gleichran-
gigkeit handelt (siehe auch Anmerkung der Landesregierung 
zu Rn. 58). 
 

55 „Die (Letzt-)Verantwortung für die Finanzausstattung der 
Kommunen trägt – als finanzverfassungsrechtliche Kehr-
seite der staatsorganisatorischen Zugehörigkeit der Kom-
munen zu den Ländern – das Land.“ 

Von der Landesregierung wird ein kooperatives Verfahren an-
gestrebt. Trotzdem entscheidet letztlich der Landtag Rhein-
land-Pfalz. 
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Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

56 „Die von Art. 49 Abs. 6 LV gewährleistete Finanzausstat-
tung der Kommunen stellt sich als angemessen dar, wenn 
die kommunalen Finanzmittel ausreichen, um den Gemein-
den und Gemeindeverbänden die Erfüllung aller zugewie-
senen und im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung 
auch die Wahrnehmung (jedenfalls eines Mindestbestan-
des) selbstgewählter Aufgaben zu ermöglichen.“ 

Landesregierung: 
Bis zum Urteil des VerfGH vom 16.12.2020 wurde von der 
Landesregierung ein positiver Finanzierungssaldo als Indikator 
für eine in der Gesamthöhe angemessene Finanzausstattung 
angesehen, weil offensichtlich nach Erfüllung aller zugewiese-
nen und im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung sowie 
nach Wahrnehmung selbstgewählter Aufgaben noch "Geld üb-
rig" war. 
 
AG KSV: 
Die Kommunen geben in vielen Bereichen zu wenig aus, die 
Sichtweise auf den Finanzierungssaldo gibt kein tatsächliches 
Bild wieder. Der nachweislich – und auch vom Rechnungshof 
festgestellte – bestehende Investitionsstau muss eingepreist 
werden. Ebenso fehlen die Mittel für einen echten – vom  
VerfGH angemahnten – Abbau der Liquiditätskredite. Hier hat 
der Rechnungshof eine Berechnung der benötigten Finanzmit-
tel vorgelegt.  
Dieser Indikator dominiert zwar ggf. die politische Bewertung 
der kommunalen Finanzsituation, ist aber spätestens seit Ein-
führung der kommunalen Doppik nicht aussagekräftig genug. 
Der Finanzierungssaldo beinhaltet keine kalkulatorischen Kos-
ten wie Rückstellungen oder Abschreibungen. 
 
Die Abschreibungen in der Doppik belasten als erfolgswirksa-
mer Aufwand (trotz Gegenbuchung der jährlichen Auflösung 
von erhaltenen Investitionszuwendungen) den Ergebnishaus-
halt und haben damit unmittelbar Auswirkungen auf den Haus-
haltsausgleich der jeweiligen Jahre und das bei Abschrei-
bungszeiträumen von 20 und mehr Jahren!  
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Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

 

58 Allerdings garantiert der Anspruch auf eine angemessene 
(„aufgabenadäquate“) Finanzausstattung keine Vollfinan-
zierung kommunaler Aufgaben im Sinne einer kompletten 
Kostenerstattung (…). Zum einen hat das Land bei der Er-
mittlung des kommunalen Finanzbedarfs die eigenen Ein-
nahmequellen der Kommunen zu berücksichtigen und zu 
prüfen, ob bestehende Einnahmepotentiale umfassend 
ausgeschöpft wurden (…). Zum anderen müssen sich 
nicht sämtliche Ausgaben der Kommunen zwangsläufig als 
ausgleichsrelevant darstellen. Aus der Pflicht des Landes 
zur Sicherung der „erforderlichen Mittel“ nach Art. 49 Abs. 
6 Satz 1 LV folgt, dass Aufwendungen, die das Gebot wirt-
schaftlicher und sparsamer Haushaltsführung nicht beach-
ten, unberücksichtigt bleiben dürfen (…).“ 

Eine Vollfinanzierung durch das Land ist zum einen verfas-
sungsrechtlich nicht gefordert und würde im Übrigen im Wider-
spruch zum Selbstverwaltungsrecht der Kommunen stehen. 
Zum anderen dürfen unwirtschaftliche Ausgaben unberück-
sichtigt bleiben. Folglich kann jede "Finanzierungsquote" zum 
einen unter 100 v. H. liegen und sich zum anderen von Jahr 
zu Jahr grundsätzlich auch verändern. 
 
Landesregierung: 
Die Kommunen müssen ihre Einnahmepotentiale umfassend 
ausschöpfen (Hebesätze). 
 
AG KSV: 
Das Urteil des VerfGH aus dem Jahr 2012, auf welches sich 
der VerfGH in seinem Urteil vom 16.12.2020 bezieht, definiert 
die größtmögliche Kraftanstrengung der Kommunen mit einer 
„angemessenen“ Ausschöpfung der Einnahmequellen, nicht 
jedoch als eine totale Ausschöpfung.  
 
Landesregierung und AG KSV 
Der Rechnungshof listet jährlich Fälle auf, in denen das Land 
ebenso wie Kommunalverwaltungen das Gebot wirtschaftli-
cher und sparsamer Haushaltsführung nicht beachten. Inso-
fern wären grundsätzlich pauschale Abschläge vorstellbar. 
 

59 „Zudem beinhaltet Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV zwar einen 
weitgehenden, aber keinen absoluten Schutz des An-
spruchs auf eine finanzielle Mindestausstattung. (…) Inhalt 
und Umfang einer angemessenen Finanzausstattung der 

Die finanzielle Mindestausstattung der Kommunen ist in nur 
sehr engen Grenzen (auch nach unten) veränderbar. Es gibt 
keinen Vorrang der kommunalen Aufgaben gegenüber ande-
ren verfassungsrechtlich gleichwertigen Gütern. 
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Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

Gemeinden und Gemeindeverbände richten sich nicht aus-
schließlich nach den Erfordernissen der kommunalen 
Selbstverwaltung. Die Frage der Angemessenheit kann 
vielmehr nur unter gleichzeitiger Berücksichtigung der Be-
lange des Landes beantwortet werden, mit dem die Ge-
meinden und Gemeindeverbände in einem Finanzver-
bund zusammengeschlossen sind. (…) Ein solches Ver-
ständnis ließe sich mit der prinzipiellen Gleichwertigkeit 
staatlicher und kommunaler Aufgaben nicht in Einklang 
bringen.“ 

 
Die Verfassung sieht eine aufgabenangemessene Finanzaus-
stattung der Kommunen im Lasten- und Finanzausgleich. In-
soweit ist die Mindestfinanzausstattung der Kommunen durch-
aus im Wege der Aufgabenrückführung veränderbar. 

60 „Auch wenn Art. 49 Abs. 6 LV damit kein striktes Verbot 
der Unterschreitung einer bestimmten finanziellen Mindest-
ausstattung und damit keine absolut geschützte Unter-
grenze vorschreibt, sind dem Vorbehalt der Leistungsfähig-
keit oder Leistungskraft des Landes enge Grenzen gesetzt. 
Nicht jeder defizitäre Landeshaushalt berechtigt zur Unter-
schreitung der kommunalen Mindestfinanzausstattung. (…) 
Die Möglichkeit der (vorübergehenden) Unterschreitung 
der finanziellen Mindestgarantie ist daher auf extreme fi-
nanzielle Notlagen im Sinne von außergewöhnlichen Not-
situationen (vgl. auch Art. 117 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. 
a LV) beschränkt.“ 

Einem Unterschreiten der finanziellen Mindestausstattung der 
Kommunen sind sehr enge Grenzen gesetzt. Ein Unterschrei-
ten der kommunalen Mindestfinanzausstattung ist nur dann 
möglich, wenn auch die Voraussetzungen für ein Abweichen 
von der in Art. 117 LV geregelten sog. Schuldenbremse auf-
grund einer außergewöhnlichen Notsituation vorliegen. 
 

61 „Der Anspruch auf eine angemessene Mindestausstattung 
lässt sich nicht genau beziffern; aus der Verfassung selbst 
ergeben sich keine bestimmten Quoten oder zahlenmä-
ßig festgelegten Beträge." 

Es gibt keinen festen Betrag der finanziellen Mindestausstat-
tung der Kommunen. 

62  „Bei der Ermittlung der den Kommunen im vertikalen Fi-
nanzausgleich insgesamt zu gewährenden Mittel steht dem 

Der Gesetzgeber entscheidet in vom VerfGH definierten en-
gen Grenzen. Es gilt den Bedarf nachvollziehbar einzuschät-
zen und vor allem realitätsgerecht zu ermitteln (Rn. 108). 
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Rand- 
nummer 
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(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

Gesetzgeber ein Einschätzungs- und Gestaltungsspiel-
raum zu, der Grund und Grenzen in Art. 49 Abs. 6 LV fin-
det.“ 

63 „Die widerstreitenden finanziellen Belange des Landes und 
der Kommunen sind zu einem angemessenen Ausgleich 
zu bringen. Angesichts der erwähnten grundsätzlichen 
Gleichwertigkeit von staatlichen und kommunalen Auf-
gaben wird der vertikale Finanzausgleich danach im Aus-
gangspunkt durch den Grundsatz der Verteilungssymmet-
rie bestimmt, der eine gleichmäßige und gerechte Auftei-
lung der verfügbaren Finanzmittel auf die verschiedenen 
Ebenen gebietet. (…) 
Der Gesetzgeber hat seinen Entscheidungen über Umfang 
und Verteilung der Finanzausgleichsmittel mithin eine das 
Land und die Kommunen erfassende Betrachtung der 
Aufgaben- und Ausgabenlasten sowie der Einnahmen-
situation zugrunde zu legen.“ 
 

Staatliche und kommunale Aufgaben sind gleichwertig. Es gibt 
keinen Vorrang staatlicher oder kommunaler Aufgaben. 
 

64 
 

„Nach Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV bilden die Aufgaben der 
Kommunen den verfassungsrechtlichen Maßstab, der den 
Umfang der aufgabenangemessenen Finanzausstattung 
bestimmt. Der nach dem Grundsatz der Verteilungssym-
metrie prinzipiell eröffnete weite Beurteilungsspielraum 
wird damit durch das Gebot eines aufgabengerechten Fi-
nanzausgleichs begrenzt.“ 
 

Der Grundsatz der Verteilungssymmetrie wird in einnahme-
schwachen Jahren durch die Mindestfinanzausstattung durch-
brochen, es sei denn, es liegt eine außergewöhnliche Notsitu-
ation vor. 
 
 

67 "Der Gesetzgeber [darf bei der Ermittlung des kommunalen 
Finanzbedarfs] auch pauschalieren und schätzen. … [Er 
muss] nicht den Finanzbedarf jeder einzelnen Kommune 
in den Blick nehmen." 

Nicht alle der kommunalen Auftragsangelegenheiten und 
Pflichtaufgaben müssen einzeln erfasst und "bewertet" wer-
den. 
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Rand- 
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(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

Es wird angestrebt, Aufgaben mit geringem finanziellen Ge-
wicht zunächst zum einen zusammenzufassen und zum ande-
ren mit einem pauschalen Zuschlag zu bewerten. Im Zeitab-
lauf nach der Neuregelung zum 1.1.2023 kann das Verfahren 
Zug um Zug verfeinert werden. 
 
Ein "bottom up-Verfahren" oder eine Totalerhebung sind nicht 
erforderlich.  
 
Pauschalieren und schätzen in Grenzen ja, aber es gilt den 
Bedarf nachvollziehbar einzuschätzen und vor allem realitäts-
gerecht zu ermitteln (Rn. 108) 
 

68 „Auch im Rahmen des interkommunalen Finanzaus-
gleichs – also bei der Verteilung der Finanzausgleichsmit-
tel innerhalb des kommunalen Raums – steht dem Gesetz-
geber ein Einschätzungs- und Gestaltungsspielraum zu, 
dem allerdings durch Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV gleichfalls 
rechtliche Grenzen gesetzt sind.“ 

Landesregierung: 
Allgemeine, abstrakte Vorgaben für die horizontale Verteilung. 
 
AG KSV:  
Eine Überabschöpfung von Mitteln steuerstarker Kommunen 
ist ausgeschlossen, die Grenze ist mit Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV 
benannt, s. Rn. 71-73. 
 

69 „Das interkommunale Gleichbehandlungsgebot ist verletzt, 
wenn bei der Finanzmittelverteilung bestimmte Gebiets-
körperschaften oder Gebietskörperschaftsgruppen 
sachwidrig benachteiligt oder bevorzugt werden (…), wenn 
mithin für die getroffene Regelung jeder sachliche Grund 
fehlt. (…) Vielmehr kommt es allein darauf an, ob die ge-
setzgeberischen Einschätzungen unter dem Gesichtspunkt 
der Sachgerechtigkeit vertretbar sind.“ 

Allgemeine Vorgaben für die horizontale Verteilung. 
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Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

70 "Zudem ist das – aus dem Gebot interkommunaler Gleich-
behandlung abgeleitete – Folgerichtigkeitsgebot zu be-
achten das den Gesetzgeber an die von diesem selbst for-
mulierten Leitgedanken des jeweiligen Gesetzes bindet." 

Allgemeine Vorgaben für die horizontale Verteilung. 
 

71 “Darüber hinaus ist das Nivellierungs- bzw. Übernivellie-
rungsverbot zu beachten, wonach der kommunale Fi-
nanzausgleich vorhandene Finanzkraftunterschiede durch 
die Gewährung von Landesmitteln nicht völlig abbauen 
soll. Erst recht darf die tatsächliche Finanzkraftreihenfolge 
der Kommunen durch den Ausgleich nicht umgekehrt wer-
den.“ 

Allgemeine Vorgaben für die horizontale Verteilung. 
 

72 „Auf der anderen Seite wird der horizontale Finanzaus-
gleich durch den Gedanken der interkommunalen Solidari-
tät geprägt, der seinem Wesen nach auch eine Verantwor-
tung der Gemeinden untereinander begründet (…) Un-
gleichheiten sollen im Interesse der Einheitlichkeit der Le-
bensverhältnisse (vgl. auch Art. 72 Abs. 2, Art. 106 Abs. 3 
Satz 4 Nr. 2 GG) gemildert werden.“ 

Hinweis des VerfGH zur möglichen Intensivierung der Finanz-
ausgleichsumlage. 
 
Dabei sind jedoch die Abschöpfungsgrenzen zu beachten, die 
tatsächliche Finanzkraftreihenfolge der Kommunen darf nicht 
umgekehrt werden (Rn. 71). 
 
Der Rückschluss auf eine intensivere Finanzausgleichsumlage 
ist zulässig, aber nicht zwingend. Zu denken wäre ebenso an 
eine Stärkung der finanzkraftabhängigen Schlüsselzuweisun-
gen B 2. 
 

73 „Daher verpflichtet Art. 49 Abs. 6 LV das Land zu einem Fi-
nanzausgleich, der die Finanzquellen der Kommunen er-
gänzt und die Finanzkraftunterschiede zwischen den 
Kommunen abbaut.“ 

Allgemeine Vorgaben für die horizontale Verteilung. 
Der Abbau von Unterschieden kann durch unterschiedlich 
hohe Zuweisungen, aber auch Umlagen erfolgen. 

74 "[Es] ergeben sich ergeben sich aus der Struktur der ge-
setzgeberischen Entscheidung über den Finanzausgleich 

Allgemeine Vorgaben für den kommunalen Finanzausgleich. 
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Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

und dem Schutzzweck des Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV einige 
verfahrensrechtliche Mindestanforderungen." 

75 „Bei dem Schutz des kommunalen Selbstverwaltungs-
rechts nach Art. 49 LV handelt es sich zwar nicht um den 
Schutz von Grundrechten der Gemeinden und Gemeinde-
verbände, sondern um die institutionelle Garantie der kom-
munalen Selbstverwaltung […] Aber auch bei ihr muss von 
Verfassungs wegen eine prozedurale Absicherung vorge-
schaltet werden, […]. 
 
Der verfassungsrechtliche Schutz der Finanzhoheit der 
Gemeinden und Gemeindeverbände ist damit in den Pro-
zess der Entscheidungsfindung [über den kommunalen Fi-
nanzausgleich] vorzuverlagern.“ 

Es muss allein schon aus Verfahrensgründen eine "Bedarfs-
orientierung" erfolgen. 
 
Der Gesetzgeber muss sich ein Bild von der Höhe der zur 
kommunalen Aufgabenerfüllung notwendigen Finanzmittel ma-
chen eine aufgaben- und bedarfsorientierte Betrachtung vor-
nehmen (Rn. 80). Nicht weniger, aber auch nicht mehr. An-
dere Modelle bleiben ggf. möglich. 

77 Das Gebot eines aufgabenadäquaten Finanzausgleichs 
enthält neben der materiell-rechtlichen Gewährleistung ei-
ner aufgabenadäquaten kommunalen Finanzausstattung 
auch verfahrensrechtliche Mindestanforderungen für 
die Finanzausgleichsentscheidung, die zu einer Rationali-
sierung des staatlichen Entscheidungsprozesses und da-
mit auch zu einer größeren Akzeptanz beitragen.“ 

Landesregierung: 
Die Entscheidungen über das LFAG sollen nach dem Willen 
des VerfGH einer größeren Rationalisierung unterliegen. Dies 
erfordert ein bestimmtes Verfahren. 
 
AG KSV:  
„Der Gesetzgeber muss sich ein Bild von der Höhe der zur 
kommunalen Aufgabenerfüllung erforderlichen („aufgabenadä-
quaten“) Finanzmittel machen.“ 
 
Die Akzeptanz ist allein davon abhängig, ob die künftige Fi-
nanzausstattung eine Aufgabenerfüllung sowie die kraftvolle 
Betätigung der Selbstverwaltung ohne die Aufnahme weiterer 
Liquiditätskredite ermöglicht oder nicht. 
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Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

78 „Sollen den Gemeinden und Gemeindeverbänden grund-
sätzlich die Mittel zur Verfügung stehen, die sie in die Lage 
versetzen, über ihre Pflichtaufgaben hinaus auch freiwillige 
Selbstverwaltungsaufgaben zu übernehmen, muss zu-
nächst eine realitätsnahe Ermittlung der Kosten sowohl 
der Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung als auch der 
ihnen übertragenen staatlichen Aufgaben und eine Ab-
schätzung der Einnahmequellen der Kommunen der Höhe 
nach erfolgen. Erst dann kann abgesehen werden, welche 
Summe erforderlich ist, um die Kommunen insgesamt in 
den Stand zu versetzen, ihre pflichtigen Aufgaben zu erfül-
len und sich darüber hinaus noch freiwilligen Aufgaben zu 
widmen.“ 

Landesregierung: 
Ausgaben für Auftragsangelegenheiten 
+ Ausgaben für Pflichtaufgaben 
+ Ausgaben für ein Minimum an freiwilligen Aufgaben 
./. Einnahmemöglichkeiten (-quellen) 
= erforderliche Summe 
 
AG KSV: 
Ausgaben für Existenzaufgaben 
+Ausgaben für Aufgaben als Behörde der Landesverwaltung 
+ Ausgaben für Auftragsangelegenheiten 
+ Ausgaben für Pflichtaufgaben 
+ Ausgaben für freiwillige Aufgaben 
./. Einnahmemöglichkeiten (-quellen) 
= erforderliche Summe 
 Es ist auch die tatsächliche Verwendung der zur Verfügung 
gestellten „erforderlichen Summe“ zu betrachten. Wenn das 
Land 3 Mrd. Euro zur Verfügung stellt, davon 700 Mio. Euro 
für Landesprogramme u.a. verausgabt, ist das nicht die Zur-
verfügungstellung der erforderlichen Summe!  
 
= erforderliche Summe (Finanzausgleichmasse) 
+ zweckfremde Verwendung (Befrachtung)  
= kommunaler Bedarf 
 
Bspw.: Landesschulbauprogramm, Landeskrankenhauspro-
gramm, Entnahme der KEF-Mittel aus dem KFA 
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Kommentierung 
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80 „Wie erwähnt kommt dem Gesetzgeber bei der Ermittlung 
des Finanzbedarfs der Kommunen ein methodischer Ge-
staltungsspielraum zu. Allerdings hat er nach den vorste-
henden Ausführungen und mit Blick auf den Wortlaut des 
Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV eine aufgaben- und bedarfsorien-
tierte Betrachtung vorzunehmen.“ 

Verfassungsrechtliche Einschränkung der „Freiheit“ bei der 
Umsetzung der Reform. 

81 „Schließlich trifft den Gesetzgeber eine Beobachtungs- und 
Anpassungspflicht im Hinblick auf einmal getroffene finanz-
ausgleichsrechtliche Entscheidungen. … 
 
Ohne eine Kontrolle und ggf. Korrektur des bestehenden 
Finanzausgleichssystems könnten die Kommunen daher 
allein durch tatsächliche Entwicklungen in eine mit Art. 49 
Abs. 6 Satz 1 LV nicht mehr vereinbare finanzielle Lage 
geraten […].“ 

Die Auswirkungen des LFAGs sind im Zeitablauf fortwährend 
zu beobachten. Ggf. ist das LFAG anzupassen. 
 
Die Kontrolle ist eine Daueraufgabe, die Finanzausstattung 
muss sich den permanenten Veränderungen anpassen. Bsp. 
Kindertagesstätten, hier gibt es permanente Anpassungen 
aufgrund der Regelungen im KiTaG, die mindestens in den 
nächsten sieben Jahren zu ständigen Veränderungen führen.  
Auch sind die Anpassungen bzw. Nichtanpassungen im Rah-
men des KonnexAG laufend zu berücksichtigen, denn man-
gels einer Anpassung nach § 2 Abs. 6 bzw. § 3 Abs. 5 Kon-
nexAG ergeben sich finanzielle Mehrbedarfe, die im Rahmen 
der dauerhaften Betrachtung einzupreisen sind. Insoweit ein 
Hinweis auf die Entscheidung des VerfGH in Bezug auf das 
KonnexP aus dem Jahr 2015. Alle zukünftigen Veränderungen 
sind nach den Ausführungen aus dem Jahr 2015 nun bei der 
Bedarfsbemessung zu berücksichtigen. 
 

82 „Konkret erforderlich ist eine Überprüfung der Stimmigkeit 
des kommunalen Finanzierungssystems in angemessenen 
Abständen – nicht notwendig von Jahr zu Jahr – und 
unter besonderer Berücksichtigung eventueller Verände-
rungen der Aufgabenwahrnehmung, der Aufgabenvertei-

Eine jährliche pauschalierte Fortschreibung, etwa in Höhe der 
Tarifabschlüsse oder der Lebenshaltungskosten, reicht nicht 
aus. 
 
Die Notwendigkeit wird sich im Zeitablauf ergeben, je nach-
dem welche Aufgaben den Kommunen zusätzlich übertragen 
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lung zwischen kommunaler Ebene und Landesebene so-
wie der für die Aufgabenerfüllung anfallenden Kosten. Der 
Gesetzgeber darf sich vor diesem Hintergrund nicht darauf 
beschränken, einmal festgesetzte Werte, Größenordnun-
gen und Prozentzahlen in den folgenden Finanzaus-
gleichsgesetzen fortzuschreiben, ohne sich erneut ihrer 
sachlichen Eignung zu vergewissern.“ 

werden bzw. welche Verteuerungen sich ergeben. Das Ver-
fahren sollte in jedem Fall von einer Dauerbetrachtung ausge-
hen und entsprechend aufgelegt sein. 
 

83 „Der Gesetzgeber hat die wesentlichen Ergebnisse seiner 
(Bedarfs-)Ermittlungen und seine hierauf fußenden Erwä-
gungen durch Aufnahme in die Gesetzesmaterialien (zum 
Beispiel in die Gesetzesbegründung oder die Aus-
schussprotokolle) auch transparent zu machen.“ 

Landesregierung: 
Seitens der Landesregierung wird alles im Gesetzentwurf und 
in der Gesetzesbegründung dokumentiert (die Landesregie-
rung hat - in Grenzen - Einfluss auf die Gesetzesbegründung, 
nicht dagegen auf die Ausschussprotokolle). 
 
AG KSV:  
Es ist ausreichend, wenn die Landesregierung bei eigenen 
Gesetzentwürfen und Gesetzesvorhaben die Dokumentations-
pflicht erfüllt und vor allem eine Gesetzesfolgenabschätzung 
und bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 1 KonnexAG 
eine nachvollziehbare Konnexitätsbetrachtung auch tatsäch-
lich vornimmt. 
 

84 „Schutz durch Verfahren kann zum anderen durch Anhö-
rungs- und Beteiligungsrechte der kommunalen Ebene ge-
währleistet werden. Eine Kombination aus Dokumentati-
ons- und Begründungspflichten sowie Teilhabe- bzw. Be-
teiligungsrechten kann zu einer Versachlichung und Ratio-
nalisierung des Entscheidungsprozesses beitragen.“ 

Landesregierung: 
Dem Hinweis auf die Anhörungs- und Beteiligungsrechte 
kommt die Landesregierung über § 129 GemO / § 72 LKO so-
wie über das Landesgesetz über den Kommunalen Rat hinaus 
gerne nach. Die kommunalen Spitzenverbände werden eng in 
die Arbeit eingebunden; damit ist auch eine Einbindung von 
kommunalen Praktikern gewährleistet. 
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Die Landesregierung und die AG der Kommunalen Spitzen-
verbände haben die Randnummer 84 gemeinsam mit den 
Randnummern 113 und 114 erörtert (unter dem Oberbegriff 
Prozedurale Absicherung) und halten fest: 
 
Die bayerische Regelung (Art. 23 des Bayerischen Finanzaus-
gleichsgesetzes) ist als 1:1-Blaupause für Rheinland-Pfalz 
nicht geeignet, aber kann durchaus eine Orientierung für eine 
über das gegebene Maß der Beteiligung der KSV an der fi-
nanzausgleichsrechtlichen Gesetzgebung hinausgehende Ein-
bindung geben. Die Eckpunkte für die Orientierung wären 
dann: 
1. Die Letztverantwortung des Haushaltsgesetzgebers bleibt 

bestehen. 
2. Regelmäßige Einbindung der KSV in die Beobachtung der 

Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben der kommuna-
len und der Landesebene. 

3. Erörterung der Entwicklung und Anpassung der aufgaben-
angemessenen Finanzausstattung zwischen Landesregie-
rung und KSV rechtzeitig vor Beschluss des Regierungs-
entwurfs für das Haushaltsgesetz. 

4. Verbindliche, d.h. gesetzliche Festlegung der institutionel-
len Regelung (Finanzausgleichskommission) und zeitlichen 
Abfolge der Beteiligung der KSV. 

86 "Das gegenwärtige System des kommunalen Finanzaus-
gleichs in Rheinland-Pfalz entspricht nicht den Anforderun-
gen des Art. 49 Abs. 6 LV. Es sichert den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden nicht 'die zur Erfüllung ihrer 
eigenen und der übertragenen Aufgaben erforderli-
chen Mittel' im Sinne des Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV." 

Landesregierung: 
Das gegenwärtige System des kommunalen Finanzausgleichs 
kann den Gemeinden und Gemeindeverbänden nicht 'die zur 
Erfüllung ihrer eigenen und der übertragenen Aufgaben erfor-
derlichen Mittel' sichern, weil die Höhe der erforderlichen Mittel 
nicht ermittelt wurde, sondern die Höhe der Mittel allein von 
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der Höhe bestimmter Steuereinnahmen des Landes abhängt. 
Es handelt sich (wiederholt) um die Feststellung eines Verfah-
rensfehlers, aber nicht – und das zeigen die zahlreichen ande-
ren Abschnitte des Urteils - um die Feststellung, dass gegen-
wärtig oder seit 2014 die Finanzausgleichsmasse zu gering 
(gewesen) sei.  
Prof. Dr. Henneke, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des 
Deutschen Landkreistags, scheint ähnlicher Meinung wie die 
Landesregierung zu sein: „Davon abgesehen kommt das Urteil 
vom 16.12.2020 bemerkenswerterweise völlig ohne Ausfüh-
rungen zur - nach wie vor äußerst prekären - Finanzlage der 
Kommunen in Rheinland-Pfalz aus und verknüpft mit der mit 
dem erneuten Unvereinbarkeitsausspruch wiederum verbun-
denen Neuregelungspflicht - diesmal zum 1.1.2023 - daher 
auch - anders als noch 2012 - nicht auch ein finanzielles Ver-
besserungsgebot.“( Der Landkreis, Heft 1-2/2021, S. 42, linke 
Spalte. 
 
AG KSV: 
Art. 49 Abs. 6 LV regelt: „Das Land hat den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden auch die zur Erfüllung ihrer eigenen und 
der übertragenen Aufgaben erforderlichen Mittel im Wege des 
Lasten- und Finanzausgleichs zu sichern.“ 
Die Ausführungen des VerfGH zeigen deutlich eine Unterfi-
nanzierung auf, denn Art. 49 Abs. 6 S. 1 LV enthält keine Ver-
fahrensregelungen, sondern beinhaltet die Sicherung der Mit-
tel u.a. durch den KFA. 
 
Folgerichtig macht der VGH in seiner Entscheidung deutlich, 
dass in den streitgegenständlichen Haushaltsjahren 2014 und 
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2015 eine verfassungswidrige Unterfinanzierung der kommu-
nalen Ebene vorlag, s. Rn. 92: „In tatsächlicher Hinsicht war 
bei einer Gesamtbetrachtung der Finanzierungsdefizite sämtli-
cher kommunaler Ebenen im Jahr 2014 und Teilen hiervon im 
Jahr 2015, wie sie das Statistische Landesamt in seiner Stel-
lungnahme vom 28. November 2019 und der Rechnungshof in 
seiner Stellungnahme vom 10. Dezember 2019 dargelegt ha-
ben, eine solche Aufgabenerfüllung nicht sicher gewährleis-
tet.“ Damit hat sich der VGH entgegen anderer Meinung un-
mittelbar zur Finanzlage der Kommunen in den Jahren 2014 
und 2015 geäußert. Ob der Verfassungsgerichtshof bei ausrei-
chender Finanzierung ebenfalls einen Verfahrensfehler er-
kannt hätte, ist Spekulation. 
 

92 „Die Verbindung von Finanzausstattungsgarantie und kom-
munaler Aufgabenwahrnehmung enthält dabei zwei für das 
System des rheinland-pfälzischen kommunalen Finanzaus-
gleichs wesentliche Grundaussagen: Erstens kann eine (ver-
fassungsrechtlich geforderte) angemessene Finanzausstat-
tung nicht gewährleistet werden, ohne die konkreten Aufga-
ben und den damit einhergehenden Finanzbedarf in den Blick 
zu nehmen. Das Gebot eines aufgabenadäquaten Finanzaus-
gleichs modifiziert das bisherige, von konkreten Bedarfen der 
Gemeinden und Gemeindeverbände losgelöste Modell zur 
Ermittlung der Finanzausgleichsmasse. Die Prämisse der 
Aufgabenbezogenheit enthält allerdings keine Aussage zur 
Höhe der Finanzausgleichsmasse, sondern bezieht sich al-
lein auf den Weg ihrer Ermittlung. Eine aufgabenadäquate Fi-
nanzausstattung kann daher zu einem im Vergleich zu der für 
die Jahre 2014 und 2015 ermittelten Finanzausgleichsmasse 
höheren, aber auch zu einem geringeren Betrag führen (vgl. 

Landesregierung: 
Forderungen nach einer höheren Finanzausgleichsmasse fin-
den ihre Begründung nicht in dem Urteil. 
 
Finanzausstattungsgarantie für zugewiesene Aufgaben ist 
stärker als für freiwillige Aufgaben. 
 
Es kommt auf die Betrachtung nach Gebietskörperschafts-
gruppen (und nicht auf einzelne Gebietskörperschaften) an. 
 
AG KSV: 
Die Betrachtung nach Gebietskörperschaftsgruppen ist aus 
Rn. 92 nicht ableitbar. In Summe wird daraus eine nicht aus-
kömmliche kommunale Finanzausstattung abgeleitet.  
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StGH Hessen, Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 2361 –, juris 
Rn. 166). Zweitens macht die Bezugnahme auf zugewiesene 
(übertragene) und selbstgewählte (freie) Aufgaben eine Diffe-
renzierung innerhalb der Finanzausstattungsgarantie erfor-
derlich. Soll eine angemessene Finanzausstattung den Kom-
munen die Wahrnehmung jedenfalls eines Minimums an 
freien Aufgaben ermöglichen, muss sie so bemessen sein, 
dass die (notwendige und vorrangige, vgl. dazu ThürVerfGH, 
Urteil vom 3. Mai 2005 – 28/03 –, juris Rn. 129) Erfüllung der 
(durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes, vgl. § 2 Abs. 1, 
Abs. 2 GemO) übertragenen Pflichtaufgaben bzw. Auf-
tragsangelegenheiten ermöglicht wird. In tatsächlicher Hin-
sicht war bei einer Gesamtbetrachtung der Finanzierungsdefi-
zite sämtlicher kommunaler Ebenen im Jahr 2014 und Teilen 
hiervon im Jahr 2015, wie sie das Statistische Landesamt in 
seiner Stellungnahme vom 28. November 2019 und der 
Rechnungshof in seiner Stellungnahme vom 10. Dezember 
2019 dargelegt haben, eine solche Aufgabenerfüllung nicht 
sicher gewährleistet.“ 

93 „Die Mindestfinanzausstattungsgarantie steht unter dem 
Vorbehalt der finanziellen Leistungsfähigkeit des Lan-
des; der Leistungsfähigkeitsvorbehalt ist mit Blick auf Art. 
49 Abs. 6 LV dabei aber in einem engen Sinne zu verste-
hen.“ 

Auch für das Land gilt eine sparsame und wirtschaftliche 
Haushaltsführung.  

94 „Vor diesem Hintergrund kommt eine Unterschreitung der 
grundsätzlich zu gewährenden Mindestfinanzausstattung 
nur in eng begrenzten Ausnahmesituationen in Betracht, 
in denen die Finanzlage des Landes erheblich beeinträch-
tigt ist. Namentlich wird dies dann anzunehmen sein, wenn 
zugleich die Voraussetzungen des Art. 117 Abs. 1 Satz 2 

Unterschreiten nur bei Naturkatastrophen oder anderen au-
ßergewöhnlichen Notsituationen.  
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Nr. 2 Buchst. a LV für eine Kreditaufnahme des Landes 
vorliegen.“ 

95 „Während die Erfüllung der übertragenen Aufgaben 
durch die Kommunen danach im Grundsatz finanziell si-
chergestellt sein muss, sind dem Gesetzgeber hinsichtlich 
der Finanzierung der freien Selbstverwaltungsangele-
genheiten weite Gestaltungsspielräume eröffnet.“ 

Der VerfGH stellt je nach Aufgabentyp unterschiedlich Anfor-
derungen. 
 
Diese Sichtweise entspricht der verfassungsrechtlichen Vor-
gabe des Art. 49 Abs. 6 LV: „Das Land hat den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden auch die zur Erfüllung ihrer eigenen 
und der übertragenen Aufgaben erforderlichen Mittel im Wege 
des Lasten- und Finanzausgleichs zu sichern. Es stellt ihnen 
für ihre freiwillige öffentliche Tätigkeit in eigener Verant-
wortung zu verwaltende Einnahmequellen zur Verfügung.“ 
[Hervorhebung durch AG KSV] Satz 2 setzt voraus, dass alle 
übertragenen Aufgaben ohne Aufnahme von dauerhaft beste-
henden Krediten zur Liquiditätssicherung finanziert werden 
können und aus den eigenen Finanzquellen ausreichend Mit-
tel zur Verfügung stehen, so dass freiwillige Aufgaben – eben-
falls ohne Aufnahme von dauerhaft bestehenden Krediten zur 
Liquiditätssicherung – finanziert werden können.  
 

102 „Zur Sicherstellung der finanziellen Mindestausstattung im 
Bereich der pflichtigen Aufgabenerfüllung bietet sich die 
Erstellung eines Katalogs kommunaler Pflichtaufgaben 
an, der auch den Unterschieden und Besonderheiten hin-
sichtlich der einzelnen Gebietskörperschaftsgruppen ange-
messen Rechnung trägt.“ 

In einem ersten Schritt wird der Katalog erstellt. 

103 „Verfassungsrechtlich unbedenklich ist es, wenn der Ge-
setzgeber im Rahmen der Neukonzeption die auch bei den 
Kommunen bestehenden Einflussmöglichkeiten berück-

Landesregierung: 
Höhere Hebesätze sind möglich. 
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sichtigt und von ihnen eine größtmögliche Kraftanspan-
nung fordert. (…) Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV, der seine Ge-
währleistungen auf die zur Aufgabenerfüllung „erforderli-
chen Mittel“ beschränkt, steht daher einer gesetzlichen Re-
gelung nicht entgegen, die auf Seiten der Kommunen von 
einer umfassenden Nutzung von Einsparpotenzialen aus-
geht und dies der Berechnung der Finanzausgleichsmasse 
zugrunde legt. Bei der Ermittlung des Finanzbedarfs hat 
sich im Falle einer aufgabenbezogenen Finanzausgleichs-
masse eine pauschalierende Vorgehensweise zur Prüfung 
der Angemessenheit von Kosten bzw. Defiziten bewährt. 
Danach werden für einzelne Aufgabenbereiche – unter 
Berücksichtigung der Vergleichbarkeit der jeweiligen kom-
munalen Gruppen – Durchschnittswerte ermittelt. Als 
Maßstab können die wirtschaftlich arbeitenden Gemeinden 
und Gemeindeverbände herangezogen werden und dürfen 
Aufwendungen, die das Gebot wirtschaftlicher und sparsa-
mer Haushaltsführung nicht beachten, unberücksichtigt 
bleiben." 

Fehlende kommunale Finanzmittel können sowohl durch eine 
höhere Finanzausgleichsmasse als auch durch höhere kom-
munale Einnahmen ausgeglichen werden. 
 
AG KSV:  
Der Hinweis auf das Urteil vom 14.02.2012 ist zu beachten. 
Größtmögliche Kräfteanspannung heißt „angemessene Aus-
schöpfung der Einnahmen“. Dies kann nicht bedeuten durch-
schnittliche Hebesätze im Bundesvergleich, sondern max. 
nach Gebietskörperschaftgröße. Auch keine 1.758 % oder flä-
chendeckend 995 %, angemessen nach Lage des Einzelfalls.  
 
Landesregierung und AG KSV: 
Es werden Ausgaben nach Aufgabenbereichen und Körper-
schaftsgruppen erfasst, auch mit niedrigen Werten.  
 
Mit Körperschaftsgruppen müssen nicht zwingend die bekann-
ten Gebietskörperschaftsgruppen gemeint sein. Hingewiesen 
sei auf die mögliche Bildung von Untergruppen, aber ggf. auch 
je nach Aufgabenbereich auf die mögliche Vergleichbarkeit 
von Kommunen unterschiedlicher Gebietskörperschaftsgrup-
pen. 

104 „Auf welche Weise der Gesetzgeber darüber hinaus die 
Wahrnehmung eines „Minimums freier Aufgaben“ (Ver-
fGH RP, Urteil vom 14. Februar 2012 – VGH N 3/11 –, AS 
41, 29 [38]) sicherstellt, ist ebenfalls von seinem Einschät-
zungs- und Gestaltungsspielraum umfasst. Durch die von 
ihm gewählte Konzeption muss allerdings wirksam verhin-

Für das Minimum freier Aufgaben wäre ein Festbetrag denk-
bar, der jährlich in Höhe eines Indexes aus Tarifabschlüssen, 
Lebenshaltungskosten und Baupreisen fortgeschrieben wird. 
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dert werden, dass infolge unzureichender Finanzausstat-
tung überhaupt keine freiwilligen Selbstverwaltungsaufga-
ben mehr wahrgenommen werden können.“ 

105 „Ein funktionierender Finanz- und Lastenausgleich fordert 
ein entschlossenes Zusammenwirken aller Ebenen. Da-
her ist die für die Aufgabenerfüllung adäquate Finanzaus-
stattung über den kommunalen Finanzausgleich lediglich 
insoweit zu decken, als keine eigenen kommunalen Mittel 
vorhanden sind. Der Gesetzgeber darf bei seinen Berech-
nungen und Annahmen neben den tatsächlichen Einnah-
men auch die Einnahmemöglichkeiten berücksichtigen, 
da die Kommunen eigene Einnahmequellen auszuschöp-
fen haben.“ 

Landesregierung: 
Finanzausgleichsmasse = Aufgabenadäquate Finanzausstat-
tung = erforderliche Ausgaben ./. Einnahmen ./. nicht ausge-
schöpfte Einnahmemöglichkeiten (Hebesätze). 
 
AG KSV:  
Bei der adäquaten Finanzausstattung ist in jedem Fall die Ver-
wendung der Mittel durch das Land zu beachten. Im Fall der 
Verwendung der den Kommunen zustehenden Finanzmittel 
für „Landesprogramme“ ist dieser Betrag wieder zu erstatten, 
um eine tatsächliche adäquate Finanzausstattung zu gewähr-
leisten. Klarstellung: Die (adäquaten) Ausgaben liegen höher 
als der Mindestfinanzbedarf, so der hessische Staatsgerichts-
hof. 
 

106 „Was die Verpflichtung der Kommunen zur entsprechen-
den Mitwirkung bei der Bewältigung der kommunalen 
Finanzkrise anbelangt, so beschränkt sich die Rolle des 
Landes als Ausfluss seiner Verpflichtung aus Art. 49 Abs. 6 
Satz 1 LV nicht auf bloße Ratschläge, Hinweise oder Auf-
forderungen. Als Ausdruck und Folge der Ermittlungs- und 
Beobachtungspflicht des Gesetzgebers bzw. der Landesre-
gierung liegt es in der maßgeblichen Verantwortung des 
Landes, die Informationsquellen auszuwerten und daraus 
etwaige Korrekturpflichten im Bereich der Finanzierung – 
etwa im Bereich der Realsteuerhebesätze – bzw. auf der 
Ausgabenseite bei der Aufgabenwahrnehmung abzuleiten 

Landesregierung: 
Im Zweifel muss die Kommunalaufsicht tätig werden. Das ist 
die ADD und sind die 24 Landkreise. Jede Kommunalauf-
sichtsbehörde - wie im Übrigen auch jede kommunale Ge-
bietskörperschaft oder das Land - hat sich an das Recht zu 
halten. Eine "verbindliche Vorgabe" der obersten Kommu-
nalaufsichtsbehörde hätte deshalb keine zusätzliche Wirkung. 
 
AG KSV:  
Hier ist das Land selbst gefordert, die oberste Kommunalauf-
sicht muss verbindliche Vorgaben erstellen. Es ist nicht ausrei-
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und notfalls durchzusetzen (...) Namentlich die Unterbin-
dung einer rechtswidrigen Haushaltsführung ist ein nach 
der Landesverfassung auch vor dem Hintergrund der Ga-
rantie der kommunalen Selbstverwaltung aus Art. 49 Abs. 
3 LV nicht nur zulässiges, sondern auch gebotenes Ziel 
der staatlichen Kommunalaufsicht.“ 

chend, die Verantwortung der ADD oder den Kommunalauf-
sichten der Landkreise zuzuschieben. Die Formulierung im Ur-
teil ist deutlich: „…so beschränkt sich die Rolle des Landes als 
Ausfluss seiner Verpflichtung aus Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV 
nicht auf bloße Ratschläge, Hinweise oder Aufforderungen.“ 
 

107 „Verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden wäre etwa 
eine dynamische Komponente, die – an das Gebot der 
Verteilungssymmetrie anknüpfend – weitere Leistungen in 
Relation zu der konkreten Einnahmensituation des Landes 
setzte.“ 

Das betrifft nur einen "Zuschlag" jenseits der erforderlichen fi-
nanziellen kommunalen Mindestausstattung. 
 

108 „Im Hinblick auf die der Mindestfinanzausstattungsgarantie 
unterfallenden (eigenen und übertragenen) Pflichtaufgaben 
hat der Gesetzgeber den Finanzbedarf der Kommunen re-
alitätsgerecht zu ermitteln, wobei er pauschalieren und ty-
pisieren darf. (…) Eine individuelle Betrachtung jeder ein-
zelnen Kommune ist dabei nicht gefordert.“ 

Realitätsgerechte Ermittlung des Finanzbedarfs, Betrachtung 
aller Einzelkommunen nicht erforderlich. 
 
Die individuelle Betrachtung einer jeden einzelnen Aufgabe 
würde auch gegen das Recht auf kommunale Selbstverwal-
tung verstoßen. Aber die Formulierung des VerfGH schränkt 
die theoretische Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs 
auf der Grundlage von durchgehenden Schätzungen und Pau-
schalierungen erheblich ein. 
 

109 „Art. 49 Abs. 6 LV enthält Vorgaben weder für eine be-
stimmte Methode der Bedarfsermittlung noch hinsichtlich 
der heranzuziehenden Datengrundlagen. In Literatur und 
Rechtsprechung sind verschiedene Verfahren erörtert wor-
den, die sich hinsichtlich ihrer Detailgenauigkeit erheblich 
voneinander unterscheiden. Denkbar wäre etwa, die kon-
kreten Ausgaben für die verschiedenen Aufgabengruppen 
anhand von Finanzstatistiken zu ermitteln. Neben den für 

Rückgriff auf Finanzstatistik muss gründlich geprüft werden, 
vor allem vor dem Hintergrund des Alters der Daten und der 
sich fortentwickelnden Aufgabenwahrnehmung.  
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einen solchen Ansatz sprechenden praktischen Erwägun-
gen (etwa eine verhältnismäßig schnelle und kostengüns-
tige Umsetzung) wird der Gesetzgeber in seine Entschei-
dung aber auch die hiermit einhergehenden Risiken einzu-
stellen haben, insbesondere die dadurch begründete Ge-
fahr, das tatsächliche kommunale Ausgabeverhalten mit 
dem erforderlichen Mindestfinanzbedarf gleichzusetzen. 
Bei der Heranziehung von ausgabenbezogenen Statistiken 
ist daher erstens zu vermeiden, dass chronische Unterfi-
nanzierungen bestimmter Aufgabenbereiche aus dem Blick 
geraten. Zweitens ist – sinnvollerweise unter Einbindung 
des Landesrechnungshofes – möglichst auszuschließen, 
dass Mehrausgaben faktisch als Bedarf anerkannt werden, 
obwohl die entsprechenden Ausgaben Resultate unwirt-
schaftlicher Haushaltsführung und nicht tatsächlicher Be-
darfe sind. Drittens müssen Situationen identifiziert und re-
flektiert werden, in denen bestimmte Kosten aus dem Um-
stand resultieren, dass Aufgaben auf einem überdurch-
schnittlich hohen qualitativen Niveau erfüllt werden. Je 
mehr sich der Gesetzgeber in der Wahl seiner Metho-
dik auf abstrakte Kennzahlen und Statistiken, welche 
auf dem reinen Ausgabeverhalten beruhen, stützen 
will, desto intensiver muss er sich jeweils die hiermit 
verbundenen Nachteile und Risiken des gewählten An-
satzes verdeutlichen und erkennbare Schritte unter-
nehmen – etwa Korrektive vorsehen –, um diese auf 
ein vertretbares Maß abzumildern.“ 

112 „Prozeduralisierungsanforderungen bestehen nicht nur im 
Vorfeld der gesetzgeberischen Entscheidung, sondern 
auch im Anschluss hieran. Der Gesetzgeber muss daher 

Landesregierung: 
Neuer kommunaler Finanzausgleich wird Daueraufgabe, aller-
dings nicht jährlich. 
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Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

den Finanzbedarf der Kommunen nicht nur realitätsgerecht 
ermitteln und diese Ermittlung dokumentieren. Er unterliegt 
im Hinblick auf einmal getroffene Entscheidungen auch ei-
ner Beobachtungs- und gegebenenfalls Nachbesse-
rungspflicht, in deren Rahmen er die maßgeblichen Para-
meter des neuen Ausgleichssystems auf ihre Sachgerech-
tigkeit zu überprüfen und unter Umständen anzupassen 
hat. … Nicht ausreichend ist demgegenüber eine dau-
erhafte Fortschreibung der erstmalig erhobenen Daten 
zum kommunalen Finanzbedarf; die Ermittlung des kom-
munalen Finanzbedarfs ist kein einmaliger Akt … Denkbar 
wäre eine Anknüpfung an die vom Gesetzgeber in Art. 2 
LFAGReformG vorgesehene Dreijahresfrist, sofern sich 
nicht bereits zuvor ein konkreter Anlass ergibt.“ 

 
AG KSV:  
Die Forderung nach einer realitätsgerechten Ermittlung spricht 
gegen die Fortführung der Stabilisierungsrechnung, die bisher 
den Betrag aus dem Jahr 2003 fortschreibt. Bereits dieser Be-
trag unterlag einer politischen Entscheidung im Nachtrags-
haushalt 2003 und keiner Bedarfsermittlung. 
 

113 „Die Schaffung von Anhörungs- und Beteiligungsrechten 
sowie die Bildung fachkundiger Gremien kann eine weitere 
– flankierende (ergänzende) – Maßnahme zur rechtswah-
renden Verfahrensgestaltung im kommunalen Finanz-
ausgleich darstellen.“ 

Die Landesregierung und die AG der Kommunalen Spitzen-
verbände haben die Randnummer 113 gemeinsam mit den 
Randnummern 84 und 114 erörtert (unter dem Oberbegriff 
Prozedurale Absicherung) und halten fest: 
 
Die bayerische Regelung (Art. 23 des Bayerischen Finanzaus-
gleichsgesetzes) ist als 1:1-Blaupause für Rheinland-Pfalz 
nicht geeignet, aber kann durchaus eine Orientierung für eine 
über das gegebene Maß der Beteiligung der KSV an der fi-
nanzausgleichsrechtlichen Gesetzgebung hinausgehende Ein-
bindung geben. Die Eckpunkte für die Orientierung wären 
dann: 
1. Die Letztverantwortung des Haushaltsgesetzgebers bleibt 

bestehen. 
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Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

2. Regelmäßige Einbindung der KSV in die Beobachtung der 
Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben der kommuna-
len und der Landesebene. 

3. Erörterung der Entwicklung und Anpassung der aufgaben-
angemessenen Finanzausstattung zwischen Landesregie-
rung und KSV rechtzeitig vor Beschluss des Regierungs-
entwurfs für das Haushaltsgesetz. 

4. Verbindliche, d.h. gesetzliche Festlegung der institutionel-
len Regelung (Finanzausgleichskommission) und zeitlichen 
Abfolge der Beteiligung der KSV. 

114 „Bei der konkreten Ausgestaltung dieser weiteren Verfah-
rensrechte verbleibt dem Gesetzgeber ein weiter Gestal-
tungsspielraum. In Rheinland-Pfalz ist mit dem Landesge-
setz über den Kommunalen Rat – KomRatG – vom 22. De-
zember 1995 (GVBl. S. 521) ein Gremium implementiert 
worden, das die Landesregierung in allen Angelegenheiten 
berät, die für die Gemeinden und Gemeindeverbände von 
Bedeutung sind.“ 

Die Landesregierung und die AG der Kommunalen Spitzen-
verbände haben die Randnummer 114 gemeinsam mit den 
Randnummern 84 und 113 erörtert (unter dem Oberbegriff 
Prozedurale Absicherung) und halten fest: 
 
Die bayerische Regelung (Art. 23 des Bayerischen Finanzaus-
gleichsgesetzes) ist als 1:1-Blaupause für Rheinland-Pfalz 
nicht geeignet, aber kann durchaus eine Orientierung für eine 
über das gegebene Maß der Beteiligung der KSV an der fi-
nanzausgleichsrechtlichen Gesetzgebung hinausgehende Ein-
bindung geben. Die Eckpunkte für die Orientierung wären 
dann: 
1. Die Letztverantwortung des Haushaltsgesetzgebers bleibt 

bestehen. 
2. Regelmäßige Einbindung der KSV in die Beobachtung der 

Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben der kommuna-
len und der Landesebene. 
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Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

3. Erörterung der Entwicklung und Anpassung der aufgaben-
angemessenen Finanzausstattung zwischen Landesregie-
rung und KSV rechtzeitig vor Beschluss des Regierungs-
entwurfs für das Haushaltsgesetz. 

4. Verbindliche, d.h. gesetzliche Festlegung der institutionel-
len Regelung (Finanzausgleichskommission) und zeitlichen 
Abfolge der Beteiligung der KSV. 

118 „Bei einer Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs 
hat der Gesetzgeber auch auf horizontaler Ebene den 
grundlegenden Wertungen und Aussagen der Landesver-
fassung, insbesondere dem Gebot interkommunaler 
Gleichbehandlung, Rechnung zu tragen. Dies schließt es 
nicht aus, die bedarfsorientiert ermittelte Finanzausgleichs-
masse über ein System weitgehend abstrakt definierter 
Schlüsselzuweisungen auf die Empfänger der kommu-
nalen Ebene zu verteilen. Auch insoweit steht es dem 
Gesetzgeber aufgrund seines Beurteilungsspielraums 
frei, auf eine Betrachtung jeder einzelnen Kommune zu 
verzichten und stattdessen zu pauschalieren und typi-
sieren.“ 
 

Wenig Vorgaben für die horizontale Verteilung. 
 
Die Unvereinbarkeit der §§ 5 bis 18 LFAG bieten auch die 
Chance, das gesamte Zuweisungssystem zu überdenken und 
auf Bestand zu überprüfen.  
 
 

120 "Um eine sachwidrige Benachteiligung einzelner Gebiets-
körperschaften zu verhindern …, könnte es sich anbieten, 
unter bestimmten Voraussetzungen … einen Ausgleich be-
sonderer Härten vorzusehen, um die finanzielle Absiche-
rung zur Wahrnehmung der Pflichtaufgaben und eines Mi-
nimums an freiwilligen Aufgaben zu gewährleisten … Hier-
für könnte sich eine Erweiterung des Ausgleichsstocks (§ 
17 LFAG) anbieten." 

Die Unvereinbarkeit der §§ 5 bis 18 LFAG bietet auch die 
Chance, das gesamte Zuweisungssystem zu überdenken und 
auf Bestand zu überprüfen. 
 



 
 

Seite 25 

Rand- 
nummer 

Zitat 
(Hervorhebungen nicht im Original) 

Kommentierung 
(Landesregierung / AG KSV / GStB / LKT / StT) 

121 Darüber hinaus ist das Land an die bereits im Jahr 2012 
angemahnte Entlastung der stark verschuldeten Kommu-
nen zu erinnern: Die Wirkungen des von Art. 49 Abs. 6 LV 
geforderten aufgabenadäquaten Finanzausgleichs können 
sich flächendeckend nur entfalten, wenn die mit Kassen-
krediten belasteten Kommunen in die Lage versetzt wer-
den, diese abzubauen und so dauerhaft zu einem mate-
riellen Haushaltsausgleich zu finden. Ohne die Bereit-
stellung zusätzlicher Finanzmittel zu diesem Zweck er-
scheint dies nach wie vor ausgeschlossen.“ 

Eine Lösung des Liquiditätskreditproblems wird im Rahmen 
und / oder im Zusammenhang mit der KFA-Reform geprüft. 
 
 

122 „Der Gesetzgeber wird jedoch unter Berücksichtigung des 
Gedankens der interkommunalen Solidarität zu prüfen ha-
ben, ob die Finanzausgleichsumlage in ihrer derzeitigen 
Ausgestaltung ein hinreichend effektives Instrument zur 
Beseitigung von Ungleichgewichten auf der kommunalen 
Ebene darstellt, ohne zugleich eine sachwidrige und damit 
verfassungsrechtlich untersagte Nivellierung bzw. Überni-
vellierung der Finanzkraftunterschiede zu bewirken.“ 

Hinweis des VerfGH, die Erhebung der Finanzausgleichsum-
lage mit dem Ziel eines intensiveren Ausgleichs zwischen den 
Gemeinden zu überprüfen. 

 

Hervorhebungen in Fettdruck oder Unterstreichung sind dem Originalzitat hinzugefügt worden. 
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1 Europawahl Mitwirkung bei der Durchführung der 

Wahlen der Abgeordneten des 

Europäischen Parlaments aus der 

Bundesrepublik Deutschland

Auftrags- 

angelegenheit

1. Europawahlgesetz (EuWG)

2. BGBl. I. 1994 S. 423-555, zul. geänd. d. Art. 12 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

3. Vielzahl von Einzelregelungen

1. Europawahlordnung (EuWO)

2. BGBl. I 1994 S. 957, zul. geänd. d. Art. 4 d. G. v. 18.06.2019 (BGBl. 

I S. 834)

3. Vielzahl von Einzelregelungen

1. Bundeswahlgeräteverordnung (BWahlGV) 

2. BGBl. I 1975 S. 2459, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 20.04.1999 

(BGBl. I S. 749) 

3. Vielzahl von Einzelregelungen

x x x x x x 12 121

2 Bundestagswahl Mitwirkung bei der Durchführung der 

Wahlen zum Deutschen Bundestag

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundeswahlgesetz (BWahlG)

2. BGBl. I 1993 S. 1288 - 1594, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 

14.11.2020 (BGBl. I S. 2395)

3. Vielzahl von Einzelregelungen

1. Bundeswahlordnung (BWO)

2. BGBl. I 2002 S. 1376, zul. geänd. d. Art. 10 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I. S. 1328)

3. Vielzahl von Einzelregelungen

1. Bundeswahlgeräteverordnung (BWahlGV) 

2. BGBl. I 1975 S. 2459, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 20.04.1999 

(BGBl. I S. 749) 

3. Vielzahl von Einzelregelungen

x x x x x x 12 121

3 Landtagswahl, Volksbegehren, 

Volksentscheid

Mitwirkung bei der Durchführung der 

Wahlen zum Landtag, der 

Volksbegehren und Volksentscheide

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landeswahlgesetz (LWahlG)

2. GVBl. 2004 S. 520, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 730), BS 1110-1

3. Vielzahl von Einzelregelungen

1. Landeswahlordnung (LWO)

2. GVBl. 1990 S. 153, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 07.01.2021 (GVBl. 

S.  21), BS 1110-1-1

3. Vielzahl von Einzelregelungen

x x x x x x 12 121

4 Kommunalwahl Mitwirkung bei der Durchführung der 

Kommunalwahlen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Kommunalwahlgesetz (KWG)

2. GVBl. 1994 S. 137, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 730), BS 2021-1

3. Vielzahl von Einzelregelungen

x x x x x x 12 121

5 Aufgaben der Aufsichtsbehörde nach § 

49 Kommunalwahlgesetz

Aufgabe der 

Kreis- 

verwaltung als 

untere Behörde 

der allgemeinen 

Landes- 

verwaltung

1. Kommunalwahlgesetz (KWG)

2. GVBl. 1994 S. 137, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 730), BS 2021-1

3. § 49

x 11 118

VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

6 Bürgerbegehren Mitwirkung bei der Durchführung von 

Bürgerbegehren

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gemeindeordnung (GemO)

2. GVBl. 1994 S. 153, zul. geänd. d. Art. 1 und 4 d. G. v. 17.12.2020 

(GVBl. S. 728)

3. § 17a

1. Landkreisordnung (LKO)

2. GVBl. 1994 S. 188, zul. geänd. d. Art. 2 u. 5 d. G. v. 17.12.2020 

(GVBl. S. 728)

3. § 11e

1. Kommunalwahlgesetz (KWG)

2. GVBl. 1994 S. 137, zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2020 

(GVBl. S. 730)

3. §§ 67-70

x x x x x x 12 121

7 Parteienrechtliche Aufgaben Vollzug von Maßnahmen, die 

erforderlich sind zur Vollstreckung von 

Urteilen des BVerfG, durch die eine 

Partei oder eine Teilorganisation einer 

Partei für verfassungswidrig erklärt oder 

festgestellt wird, dass eine Partei oder 

eine Teilorganisation einer Partei eine 

verbotene Ersatzorganisation ist, sowie 

von etwaigen vom 

Bundesverfassungsgericht getroffenen 

zusätzlichen Vollstreckungsregelungen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29), BS 2012-1-2

3. § 2 Nr. 7

x x 12 122

8 Repräsentative Wahlstatistik In ausgewählten Stimmbezirken wird 

differenziert nach Alter und Geschlecht 

das Wählerverhalten untersucht.

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wahlstatistikgesetz (WStatG)

2. BGBl. I 1999 S. 1023, zul. geänd. d. Art. 1a d. G. v. 27.04.2013 

(BGBl. I S. 962)

1. Landeswahlgesetz (LWahlG)

2. GVBl. 2004 S. 520, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 1110-1 

3. § 54 a

x x x x 12 121

9 Standesamt Aufgaben des Standesamtes, Meldung 

der Geburten, Sterbefälle und 

Eheschließungen für die 

Bevölkerungsfortschreibung an das 

statistische Landesamt, Meldung der 

Sterbefälle an das Finanzamt

Auftrags- 

angelegenheit

1. Personenstandsgesetz (PStG)

2. BGBl. I 2007 S. 122, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 04.05.2021 (BGBl. 

I S. 882)

1. Personenstandsverordnung (PStV)

2. BGBl. I 2008 S. 2263, zul. geänd. d. Art. 19 d. G. v. 28.03.2021 

(BGBl. I S. 591)

1. Bevölkerungsstatistikgesetz (BevStatG)

2. BGBl. I 2013 S. 826, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 09.06.2021 (BGBl. 

I S. 1649)

3. § 2

1. Erbschaftsteuer und Schenkungsteuergesetz (ErbStG)

2. BGBl I 1997 S. 378, ... zul. geänd. d. Art. 8 d. G. v. 16.07.2021 

(BGBl. I S. 2947)

3. § 34

1. Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung (ErbStDV)

2. BGBl I 1998 S. 2658, zul. geänd. d. Art. 4 d. V. v. 25.06.2020 (BGBl. 

I S. 1495)

3. § 4

1. Landesverordnung zur Durchführung des Personenstandsgesetzes

2. GVBl. 2008 S. 321, zul. geänd. d. V. v. 29.04.2014 (GVBl. S. 51), 

BS 211-1

3. § 1

x x x x 12 122
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

10 Aufsicht über die Standesämter Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung zur Durchführung des Personenstandsgesetzes

2. GVBl. 2008 S.  321, zul. geänd. d. V. v. 29.04.2014 (GVBl. S. 51), 

BS  211-1

3. §  2

x 12 122

11 Öffentlich-rechtliche Änderung von 

Familiennamen und Vornamen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Namensänderungsgesetz (NamÄndG)

2. BGBl. I 2021 S. 738, geänd. d. Art. 15 Abs. 17 d. G. v. 04.05.2021 

(BGBl. I S. 882)

3. §§ 1 bis 9, 11

1. Landesverordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten nach dem 

Gesetz über die Änderung von Familiennamen und Vornamen

2. GVBl. 2004 S. 319, geänd. d. Art. 27 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. S. 

280), BS 401-2

3. §§ 1 und 2

x x x x 12 122

12 Austrittserklärungen 

Religionsgemeinschaften

Entgegennahme und Bearbeitung von 

Erklärungen über den Austritt aus 

Kirchen, Religionsgemeinschaften oder 

Weltanschauungsgesellschaften des 

öffentlichen Rechts 

(Religionsgemeinschaft), Erteilung einer 

Austrittsbescheinigung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über den Austritt aus Religionsgemeinschaften 

(RelAuG)

2. GVBl. 1995 S. 421, 425, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 18. Juni 2019 

(GVBl. S. 101, 102),  222-30

3. § 5

x x x x 12 122

13 Aufgaben der 

Staatsangehörigkeitsbehörde

Ohne Einbürgerung und Optionspflicht Auftrags- 

angelegenheit

1. Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG)

2. RGBl. 1913 S. 583, BGBl. III Nr. 102-1, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 

12.08.2021 (BGBl. I S. 3538)

3. Vielzahl von Einzelregelungen

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten in 

Staatsangehörigkeitsangelegenheiten

2. GVBl. S. 447, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. S. 

280), BS 102-1

3. § 1

x x 12 122

14 Versammlungsrechtliche Aufgaben U.a. Entgegennahme von Anmeldungen 

für öffentliche Versammlungen unter 

freiem Himmel und Aufzüge, 

Auflagenerteilung für öffentliche 

Versammlungen unter freiem Himmel 

und Aufzüge sowie Verbot solcher 

Veranstaltungen, Stellungnahmen bei 

öffentlichen Veranstaltungen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Versammlungsgesetz (VersammlG)

2. BGBl. I 1978 S. 1790, zul. geänd. d. Art. 6 d. G. v. 30.11.2020 

(BGBl. I S. 2600)

3. diverse

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29), BS 2012-1-2

3. §§ 1 und 2 Nr. 9

x x x 12 122  

15 Erhaltung der Gräber der Opfer von 

Krieg und Gewaltherrschaft

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gräbergesetz (GräbG)

2. BGBl. I 2012 S. 98, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 2 d. G. v. 4.12.2018 

(BGBl. I S. 2257; 2019 I 496)

3. §§ 2 und 5

x x x x x 55 553

16 Verlegung von Gräbern der Opfer von 

Krieg und Gewaltherrschaft und 

Graböffnung

Zuständige Behörde für die Erteilung 

der Zustimmung zur Verlegung von 

Gräbern und für die Anordnung einer 

Graböffnung zum Zwecke der 

Identifizierung namentlich unbekannter 

Toter

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gräbergesetz (GräbG)

2. BGBl. I 2012 S. 98, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 2 d. G. v. 4.12.2018 

(BGBl. I S. 2257; 2019 I 496)

3. § 6 Abs. 1 Satz 1, § 8 Satz 1

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Gräbergesetz

2. GVBl. 1975 S. 369, zul. geänd. d. Art. 24 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 217-30

3. § 1

Die Kreisverwaltungen Mayen-Koblenz 

und Mainz-Bingen werden für die im 

Norden bzw. im Süden gelegenen 

Landkreise und kreisfreien Städte 

überörtlich tätig. 

x 

(nur 

MZ und 

MYK)

12 122

17 Instandsetzung und Pflege jüdischer 

Friedhöfe

Auftrags- 

angelegenheit

1. Übereinkommen vom 21.06.1957 zwischen dem Bund und den 

Ländern sowie den jüdischen Vertretern in Deutschland

1. Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des Innern und für Sport 

vom 08.03.2000 "Betreuung der jüdischen Friedhöfe" (15 416-0/313) 

2. MinBl. 2000, 148, MinBl. 2005, 256, MinBl. 2010, 208, MinBl. 2015, 

62, MinBl. 2020, 152 

3. entfällt

x x x x x 55 553
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

18 Landesgesetz über die Bildung eines 

befriedeten Bezirks für den Landtag 

Rheinland-Pfalz

Entgegennahme und Weiterleitung des 

Antrags auf Zulassung einer Ausnahme 

vom Versammlungsverbot im 

befriedeten Bannkreis für den Landtag 

Rheinland-Pfalz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über die Bildung eines befriedeten Bezirks für den 

Landtag Rheinland-Pfalz

2. GVBl. 2015 S. 167, zul. geänd. d. G. v. 21.12.2020 (GVBl. S. 745), 

BS 1101-3

3. § 3 Abs. 3

x 

(MZ)

12 122

19 Sammlungsrechtliche Aufgaben Erlaubnisbehörde und zuständige 

Behörde für die Überwachung nicht 

erlaubnisbedürftiger Sammlungen nach 

dem SammlG (Entgegennahme von 

Anträgen auf Erlaubnisse für 

Sammlungen, Erteilung von 

Sammlungserlaubnissen und 

Überwachung nicht erlaubnisbedürftiger 

Sammlungen, Rücknahme, Widerruf 

und Einschränkung der Erlaubnisse)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem 

Sammlungsgesetz für Rheinland-Pfalz

2. GVBl. 1990 S. 391, zul. geänd. d. Art. 118 d. G. v. 12.10.1999 

(GVBl. S. 325)

3. § 1

1. Sammlungsgesetz für Rheinland-Pfalz (SammlG)

2. GVBl. 1970 S. 93, zul. geänd. d. Art. 9 d. G. v. 27.10.2009 (GVBl. S. 

358)

3. §§ 1 bis 14

x x 12 122

20 Entgegennahme, Verwahrung und 

Herausgabe von Fundsachen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

2. BGBl. I 2002 S. 42, 2909; 2003 I S. 738, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 

21.12.2021 (BGBl. I S. 5252)

3. § 965 Abs. 2, § 966 Abs. 2, § 967 und §§ 973 bis 976

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Bürgerlichen 

Gesetzbuch auf dem Gebiet des Fundrechts

2. GVBl. 1977 S. 340, BS 400-3

3. § 1

x x x x 12 122  

21 Beflaggung von Dienstgebäuden Beflaggung von Dienstgebäuden an 

regelmäßigen Beflaggungstagen und 

aus besonderen Anlässen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Beflaggung der Dienstgebäude

2. GVBl. 1950 S.172, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 12.10.1999 (GVBl. 

S. 325), BS 113-1-2

3. § 4

x x x x x x 11 114  

22 Amtliche Beglaubigung Amtliche Beglaubigung von Abschriften, 

Vervielfältigungen, Negativen, 

Ausdrucken elektronischer Dokumente 

und elektronischen Dokumenten sowie 

von Unterschriften und Handzeichen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)

2. BGBl. I 2003 S. 102), zul. geänd. d. Art. 24 Abs. 3 d. G. v. 

25.06.2021 (BGBl. I S. 2154)

3. §§ 33, 34

1. Landesgesetz über die Beglaubigungsbefugnis

2. GVBl. 1978 S. 597, zul. geänd. d. G. v. 04.04.2017 (GVBl. S. 74)

3. § 1 Abs. 1

x x x x x x 12 122

23 Öffentliche Beglaubigung von 

Unterschriften

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)

2. BGBl. I 2003 S. 102), zul. geänd. d. Art. 24 Abs. 3 d. G. v. 

25.06.2021 (BGBl. I S. 2154)“

3. § 34

1. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

2. BGBl. I 2002 S. 42, 2909; 2003 S. 738, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 

21.12.2021 (BGBl. I S. 5252)

3. § 129

1. Landesgesetz über die Beglaubigungsbefugnis

2. GVBl. 1978 S. 597, zul. geänd. d. G. v. 04.04.2017 (GVBl. S. 74)

3. § 2

x x x x x x 12 122

24 Vollzug des Gesetzes über Titel, Orden 

und Ehrenzeichen

Ausstellen von Ersatzurkunden, 

Genehmigung zum Erwerb von Orden 

und Ehrenzeichen, Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gesetz über Titel, Orden und Ehrenzeichen (OrdenG)

2. BGBl I 1957 S. 844, zul. geänd. d. Art. 14 d. V. v. 19.06.2020 (BGBI 

I S. 1328)

3. § 9 Abs. 4, § 14 Abs. 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten für Orden, Ehrenzeichen 

und Berechtigungsscheine

2. GVBl. 1982 S. 222, zul. geänd. d. § 2 d. G. v. 15.10.2012 (GVBl. S. 

341)

3. §§ 1, 3

x x x 12 122
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

25 Vereinsrechtliche Aufgaben Vollzug von Vereinsverboten, 

Durchführung vorläufiger Maßnahmen 

gegen Ersatzorganisationen, 

Zuständige Behörde für die Anmeldung 

von Ausländervereinen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Vereinsgesetz (VereinsG)

2. BGBl. I 1964 S. 593, zul. geänd. d. Art. 5 d. G. v. 30.11.2020 (BGBl. 

I S. 2600)

3. § 3, § 8 Abs. 2 Satz 4

1. Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Regelung des 

öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) (VereinsGDV)

2. BGBl I 1966 S. 457, zul. geänd. d. Art. 6 d. G v. 22.8.2002 (BGBl I 

S. 3390)

3. § 19 Abs. 1 Satz 1

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29)

3. § 2 Nr. 5 und 6

x x 12 122  

26 Zuständigkeiten nach dem Bürgerlichen 

Gesetzbuch auf dem Gebiet des 

Vereinsrechts

Zuständige Behörde für die Erhebung 

von Einsprüchen gegen die Eintragung 

von Vereinen und von 

Satzungsänderungen in das 

Vereinsregister, Entziehung der 

Rechtsfähigkeit, Geltendmachung des 

Anspruchs auf Vollziehung einer 

Auflage

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

2. BGBl. I 2002 S. 42, 2909; 2003 S. 738, zul. geänd. d. Art. 10 d. G v. 

30.3.2021 (BGBl. I S. 607)

3. § 43, § 61 Abs. 2, § 71 Abs. 2, § 525 Abs. 2, § 2194 Satz 2

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten nach dem Bürgerlichen 

Gesetzbuch

auf den Gebieten des Vereinsrechts und der Vollziehung von Auflagen

2. GVBl. 1976 S. 319, zul. geänd. d. Art. 26 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 400-2

3. §§ 2-4

x x 12 122  

27 Aufgaben nach dem Feiertagsgesetz Überwachung der Einhaltung der 

gesetzlichen Vorgaben, Ahndung von 

Verstößen mittels 

Ordnungswidrigkeitenverfahren und 

Erteilung von Ausnahmen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Feiertagsgesetz (LFtG)

2. GVBl. 1970 S. 225, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 27.10.2009 (GVBl. 

S. 358)

3. §§ 10, 12

x x x x x 12 122  

28 Vollzug passrechtlicher Vorschriften Auftrags- 

angelegenheit

1. Passgesetz (PaßG)

2. BGBl. I 1986 S. 537, zul. geänd. d. Art. 12 d. G. v. 03.12.2020 

(BGBl. I S. 2744)

1. Passverordnung (PassV)

2. BGBl. I 2007 S. 2386, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 15.10.2020 

(BGBl. I S. 2199)

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29)

3. § 1

1. Landesgesetz zur Ausführung des Passgesetzes, des 

Personalausweisgesetzes und des eID-Karte-Gesetzes

2. GVBl. 2015 S. 365, geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. S. 

535) 

3. § 1

x x x x 12 122

29 Vollzug personalausweisrechtlicher 

Vorschriften

Inkl. Ausstellung einer eID-Karte für 

Unionsbürger und Angehörige des 

Europäischen Wirtschaftsraums, 

Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Personalausweisgesetz (PAuswG)

2. BGBl. I 2009 S. 1346, zul. geänd. d. Art. 13 d. G. v. 3.12.2020 

(BGBl. I S. 2744)

1. eID-Karte-Gesetz (eIDKG)

2. BGBl. I 2019 S. 846, geänd. d. Art. 6 d. G v. 03.12.2020 (BGBI. I S. 

2744)

1. Personalausweisverordnung (PAuswV)

2. BGBl. I 2010 S. 1460, zul. geänd. d. Art. 15 d. G. v. 3.12.2020 

(BGBl. I S. 2744)

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29)

3. § 1

1. Landesgesetz zur Ausführung des Passgesetzes, des 

Personalausweisgesetzes und des eID-Karte-Gesetzes

2. GVBl. 2015 S. 365, geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. S. 

535) 

3. § 1

x x x x 12 122
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

30 Meldebehördliche Aufgaben Datenübermittlungen an andere 

öffentliche Stellen (öffentlich-rechtliche 

Religionsgesellschaften, 

Abfallbehörden, 

Landeskriminalamt, Grundschulen, 

Ortsgemeinden, Finanzämter/ 

Bundeszentralamt für Steuern, 

Südwestrundfunk, Zentrale Stelle des 

Programms zur Früherkennung von 

Brustkrebs durch Mammographie-

Screening, Krebsregister, Zentrale 

Stelle nach § 5 LKindSchuG), Meldung 

der Zu- und Fortzüge für die 

Bevölkerungsfortschreibung an das 

statistische Landesamt, Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundesmeldegesetz (BMG)

2. BGBl. I 2013 S. 1084, zul. geänd. d. Art. 5 d. G. v. 22.12.2020 

(BGBl. I S. 3334)

1. Bevölkerungsstatistikgesetz (BevStatG)

2. BGBl I 2013 S. 826, zul. geänd. d. Art. 9 d. G. v. 18.12.2018 (BGBl. 

I S. 2639)

3. § 4

1. Einkommensteuergesetz (EStG)

2. BGBl I 2009 S. 3366, zul. geänd. d. G. v. 21.12.2020 (BGBl I S. 

3096)

3. § 39e Abs. 2 Satz 2

1. Landesgesetz zur Ausführung des Bundesmeldegesetzes (AGBMG)

2. GVBl. 2015 S. 365, geänd. d. Art. 4 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. S. 

448)

3. § 1 Abs. 1

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29)

3. § 1

1. Meldedatenlandesverordnung (MDLVO)

2. GVBl. 2018 S. 44

3. § 1

1. Landesgesetz zum Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit 

(LKindSchuG)

2. GVBl. 2008 S. 52, zul. geänd. d. G. v. 18.11.2020 (GVBl. S. 609), 

BS 216-6

3. § 6

1. Landeskrebsregistergesetz (LKRG)

2. GVBl. 2015 S. 395, zul. geänd. d. Art. 12 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448), BS 2126-5

3. § 7 Abs. 3

Aufgaben der Meldebehörden x x x x 12 122

31 Organiation und Durchführung von 

Auftragsstatistiken für das Statistische 

Landesamt

Wahrnehmung der Aufgaben der 

Erhebungsstelle (soweit nicht gesondert 

erfasst)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesstatistikgesetz (LStatG)

2. GVBl. 1978 S. 57, zul. geänd. d. Art. 23 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448)

3. § 4 Abs. 2 und 4

x x x x 12 121

32 Erhebungsstelle für die Durchführung 

des Zensus 2022

Auswahl und Verpflichtung von 

Erhebungsbeauftragten, Aufsicht über 

die Erhebungsbeauftragten, Zuständig 

für diverse Erhebungen nach dem 

ZensG 2022

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zensusgesetz 2022 (ZensG 2022)

2. BGBl I 2019 S. 1851, geänd. d. Art. 2 d. G v. 03.12.2020 (BGBl. I 

2019 S. 2675)

3. § 19

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022

2. GVBl. 2021, 61

3. § 3 Abs. 1 und 2

1. Landesstatistikgesetz (LStatG)

2. GVBl. 1978 S. 57, zul. geänd. d. Art. 23 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448)

3. § 4 Abs. 2 und 4

Die jeweilige Erhebungsstelle im 

Landkreis wird von den verbandsfreien 

Gemeinden und Verbandsgemeinden 

personell und sachlich unterstützt (vgl. § 

3 Abs. 4 LG zur Ausführung des 

Zensusgesetzes 2022)

x x 12 121

33 Übermittlung von Daten zur 

Vorbereitung und Durchführung des 

Zensus 2022 durch die Meldebehörden

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zensusgesetz 2022 (ZensG 2022)

2. BGBl I 2019 S. 1851, geänd. d. Art. 2 d. G v. 03.12.2020 (BGBl. I 

2019 S. 2675)

3. § 9

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022

2. GVBl. 2021, 61

3. § 10

x x x x 12 122

34 Übermittlung von Daten zur 

Vorbereitung und Durchführung des 

Zensus 2022 durch die für die 

Grundsteuer zuständigen Stellen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zensusgesetz 2022 (ZensG 2022)

2. BGBl I 2019 S. 1851, geänd. d. Art. 2 d. G v. 03.12.2020 (BGBl. I 

2019 S. 2675)

3. § 12 Abs. 2 und 3

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022

2. GVBl. 2021, 61

3. § 3 Abs. 2

x x x x 11 116
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

35 Aufgaben der Aufsichtsbehörde nach 

den §§ 116 bis 120 des 

Landesdisziplinargesetzes

Aufgabe der 

Kreis- 

verwaltung als 

untere Behörde 

der allgemeinen 

Landes- 

verwaltung

1. Landkreisordnung (LKO)

2. GVBl. 1994 S. 188, zul. geänd. d. Art. 38 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448), BS 2020-2

3. § 55 Abs. 2 Nr. 4

1. Landesdisziplinargesetz (LDG)

2. GVBl. 1998 S. 29, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 15.06.2015 (GVBl. S. 

90), BS 2031-1

3. §§ 116 bis 120

x 11 118  

36 Aufgaben der Aufsichtsbehörde nach 

der GemO (insbes. Staatsaufsicht), 

nach § 125 LBG und Aufgaben der 

Errichtigungs- und der Aufsichtsbehörde 

nach dem Landesgesetz über die 

kommunale Zusammenarbeit (KomZG)

Aufgabe der 

Kreis- 

verwaltung als 

untere Behörde 

der allgemeinen 

Landes- 

verwaltung

1. Landkreisordnung (LKO)

2. GVBl. 1994 S. 188, zul. geänd. d. Art. 38 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448), BS 2020-2

3. § 55 Abs. 2 Nr. 1

1. Gemeindeordnung (GemO)

2. GVBl. 1994 S. 153, zul. geänd. d. Art. 1 und 4 d. G. v. 17.12.2020 

(GVBl. S. 728)

3. §§ 117-128

1. Landesbeamtengesetz (LBG) 

2. GVBl. 2010 S. 319, zul. geänd. d. Art. 8 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 728), BS 2030-1

3. § 125

1. Landesgesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KomZG)

2. GVBl. 1982 S. 476, zul. geänd. d. Art. 14 d. G. v. 02.03.2017 (GVBl. 

S. 21)

3. § 5

x 11 118  

37 Aufgaben des Gemeindeprüfungsamtes 

nach § 110 Abs. 5 GemO und § 14 Abs. 

1 des Landesgesetzes über den 

Rechnungshof Rheinland-Pfalz

Aufgabe der 

Kreis- 

verwaltung als 

untere Behörde 

der allgemeinen 

Landes- 

verwaltung

1. Landkreisordnung (LKO)

2. GVBl. 1994 S. 188, zul. geänd. d. Art. 38 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448), BS 2020-2

3. § 55 Abs. 2 Nr. 2

1. Gemeindeordnung (GemO)

2. GVBl. 1994 S. 153, zul. geänd. d. Art. 1 und 4 d. G. v. 17.12.2020 

(GVBl. S. 728)

3. § 110 Abs. 5

1. Landesgesetz über den Rechnungshof Rheinland-Pfalz (RHG)

2. GVBl. 1972 S. 23, zul. geänd. d. G. v. 19.08.2014 (GVBl. S. 185)

3. § 14 Abs. 1

1. Landesverordnung über die Gemeindeprüfungsämter

2. GVBl. 2016 S. 313, BS 2020-1-9

3. § 1

x 11 118  

38 Sonstige Aufgaben der Kreisverwaltung 

als untere Behörde der allgemeinen 

Landesverwaltung

Sonstige Aufgaben, die der 

Kreisverwaltung als untere Behörde der 

allgemeinen Landesverwaltung nach 

Inkrafttreten der LKO durch Gesetz oder 

auf Grund eines Gesetzes übertragen 

werden (soweit nicht gesondert erfasst)

Aufgabe der 

Kreis- 

verwaltung als 

untere Behörde 

der allgemeinen 

Landes- 

verwaltung

1. Landkreisordnung (LKO)

2. GVBl. 1994 S. 188, zul. geänd. d. Art. 38 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448), BS 2020-2

3. § 55 Abs. 2 Nr. 3

x 11 118
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

39 Aufsicht über kommunale Stiftungen Aufgabe der 

Kreis-

verwaltung als 

untere Behörde 

der allgemeinen 

Landes-

verwaltung

1. Landesstiftungsgesetz (LStiftG)

2. GVBl. 2004 S. 385, BS  401-1

3. § 11

x 11 118  

40 nicht besetzt

41 Erhebung von Gebühren und Beiträgen Ausbau- und Erschließungsbeiträge, 

Ausgleichsbeträge

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Baugesetzbuch (BauGB);

2. BGBl. neugefasst durch Bekanntmachung v. 3.11.2017, BGBl. I, S. 

3634 

zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 8.8.2020, BGBl. I, S. 1728

3. §§ 127 ff, § 154 BauGB 

1. Kommunalabgabengesetz Rheinland-Pfalz (KAG)

2. GVBl. 1995, S. 175, zul.  geänd. d. Artikel 1 G. v. 05.05.2020, GVBl. 

S. 158, 

3. § 7 ff

x x x x 11 116

42 Erstellen von Sportstätten-

Rahmenleitplänen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Sportförderungsgesetz (SportFG)

2. GVBl. 1974 S. 597, zul. geänd. d. Art. 39 d. G. v. 15.12.2002 (GVBl. 

S. 481)

3. § 2 Abs. 1 Satz 3, § 6 

1. Sportstätten-Planungs-Verordnung

2. GVBl. 1978 S. 601, zul. geänd. d. Art. 115 d. G. v. 12.10.1999 

(GVBl. S. 325)

3. §§ 1 - 9, 11, 12

x 42 421  

43 Erstellen von Sportstätten-Leitplänen Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Sportförderungsgesetz (SportFG)

2. GVBl. 1974 S. 597, zul. geänd. d. Art. 39 d. G. v. 15.12.2002 (GVBl. 

S. 481)

3. § 2 Abs. 1 Satz 3, § 7

1. Sportstätten-Planungs-Verordnung

2. GVBl. 1978 S. 601, zul. geänd. d. Art. 115 d. G. v. 12.10.1999 

(GVBl. S. 325)

x x x x 42 421  

44 Erhaltung öffentlich geförderter Sport,- 

Spiel und Freizeitanlagen und deren 

kostenfreies zur Verfügung stellen, 

Aufstellen und Pflegen von 

Belegungsplänen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Sportförderungsgesetz (SportFG)

2. GVBl. 1974 S. 597, zul. geänd. d. Art. 39 d. G. v. 15.12.2002 (GVBl. 

S. 481)

3. § 2 Abs. 2 Satz 3, § 15

Anmerkung ADD: Nur von bestehenden 

Sportanlagen

Anmerkung Städtetag: Sport-, Spiel- 

und Freizeitanlagen, die mit öffentlichen 

Mitteln errichtet oder gefördert worden 

sind, müssen wie vorgesehen 

verwendet und erhalten werden. Zum 

Erhalt der Sport-, Spiel und 

Freizeitanlagen gemäß § 15 Abs.1 

SportFG ist neben den Sportanlagen 

auch der Erhalt der Schwimmbäder 

sowie die Sportförderung (z. B. 

Zuschüsse für Baumaßnahmen an 

Vereinseigentum oder Zuschüsse zu 

Erbbau- und Pachtzinsen - die Vereine 

übernehmen hier Aufgaben der 

Kommune) zu zählen. Nur wenn dies 

anerkannt wird, ist auf Zukunft gesehen 

die Infrastruktur des Sports zu erhalten. 

x x x x x x 24, 42 243, 424
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

45 Aufgaben der örtlichen 

Ordnungsbehörde

soweit nicht gesondert erfasst, u. a. 

kommunale Vollzugsbeamte, 

Gefahrenvorsorge und -abwehr bei 

öffentlichen Veranstaltungen unter 

freiem Himmel, 

Bestattungsanordnungen 

(Ersatzvornahme im Bestattungsfall)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG)

2. GVBl. 1993 S. 595, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. 

S. 516), BS 2012-1

3. § 1 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 94 Abs. 2

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29)

3. § 1

x x x x 12 122  

46 Aufgaben der Kreisordnungsbehörde, 

soweit nicht gesondert erfasst

U. a. kommunale Vollzugsbeamte, 

Gefahrenvorsorge und Gefahrenabwehr 

bei öffentlichen Veranstaltungen unter 

freiem Himmel

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29)

3. § 2

1. Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG)

2. GVBl. 1993 S. 595, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. 

S. 516), BS 2012-1

3. § 1 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 94 Abs. 2

x x 12 122

47 Maßnahmen zur Gefahrenabwehr bzgl. 

der Haltung von gefährlichen Hunden

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über gefährliche Hunde (LHundG)

2. GVBl. 2004 S. 576

3. § 12

x x x x 12 122

48 Verkehrsüberwachung Abwehr von Gefahren durch haltende 

oder parkende Fahrzeuge auf 

öffentlichen Straßen und Plätzen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG)

2. GVBl. 1993 S. 595, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. 

S. 516), BS 2012-1

3. § 1 Abs. 5, § 94 Abs. 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. Verordnung vom 24.11.2020 (GVBl 

S. 670)

3. § 7 Nr. 1

Als örtliche Ordnungsbehörde x x x x 12 123

49 Verkehrsüberwachung Abwehr von Gefahren wegen der 

Überschreitung der Termine für die 

Durchführung von 

Hauptuntersuchungen und 

Sicherheitsüberprüfungen sowie 

Verstößen gegen die Vorschriften über 

die Mindestprofiltiefe der Reifen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG)

2. GVBl. 1993 S. 595, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. 

S. 516), BS 2012-1

3. § 1 Abs. 5, § 94 Abs. 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. Verordnung vom 24.11.2020 (GVBl 

S. 670)

3. § 7 Nr. 2

Als örtliche Ordnungsbehörde x x x x 12 123  

50 Verkehrsüberwachung Abwehr von Gefahren wegen der 

Zuwiderhandlung gegen 

verkehrsrechtliche Anordnungen 

bestimmter in der StVO aufgeführter 

Zeichen und der Zuwiderhandlung 

gegen das Verbot der Benutzung von 

Gehwegen durch Radfahrer innerhalb 

geschlossener Ortschaften

Auftrags- 

angelegenheit

1. Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG)

2. GVBl. 1993 S. 595, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. 

S. 516), BS 2012-1

3. § 1 Abs. 5,  94 Abs. 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. Verordnung vom 24.11.2020 (GVBl 

S. 670)

3. § 7 Nr. 3 i. V. m. Anlage 3

Als örtliche Ordnungsbehörde x

(LD, 

MZ, 

NW, 

TR, 

ZW)

x 

(KH)

x

(Bad 

Neuen

ahr-

Ahrweil

er)

12 123
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

51 Verkehrsüberwachung Abwehr von Gefahren wegen der 

Zuwiderhandlung den Beginn und das 

Ende von Verkehrsverbotszonen zur 

Verminderung schädlicher 

Luftverunreinigung (Aufgaben der 

örtlichen Ordnungsbehörde)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG)

2. GVBl. 1993 S. 595, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. 

S. 516), BS 2012-1

3. § 1 Abs. 5,  94 Abs. 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. Verordnung vom 24.11.2020 (GVBl 

S. 670)

3. § 7 Nr. 3a

Als örtliche Ordnungsbehörde x 12 123

52 Verkehrsüberwachung Abwehr von Gefahren durch den 

Straßenverkehr wegen Überschreitung 

zulässiger Höchstgeschwindigkeit 

innerhalb geschlossener Ortschaften 

(Überwachung des fließenden 

Verkehrs)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG)

2. GVBl. 1993 S. 595, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. 

S. 516), BS 2012-1

3. § 1 Abs. 5,  94 Abs. 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. Verordnung vom 24.11.2020 (GVBl 

S. 670)

3. § 7 Nr. 4 i. V. m. Anlage 4

Als örtliche Ordnungsbehörde bzw. 

Kreisordnungsbehörde

* VG: nur Alzey-Land, Bruchmühlbach-

Miesau, Diez, Eich, Eisenberg mit 

Winnweiler, Kastellaun, Kirchberg, 

Kirchen, Lauterecken-Wolfstein, 

Maifeld, Monsheim, Montabaur, 

Otterbach-Otterberg, Pellenz, Ramstein-

Miesenbach, Weilerbach, Weißenthurm, 

Wonnegau, Wöllstein, Wörrstadt

x 

(KL, 

KO, 

LU, 

MZ, 

TR, 

WO)

x 

(KH, 

MZ 

ohne 

Ingelhe

im, RP)

x 

(Idar-

Oberst

ein, 

Ingelhe

im)

x

(Alzey, 

Bad 

Neuen

ahr-

Ahrweil

er, 

Boppar

d)

x

(s. 

Hinwei

s)

12 123

53 Verkehrsüberwachung Abwehr von Gefahren durch den 

Straßenverkehr wegen der Missachtung 

des Rotlichts einer Lichtzeichenanlage 

innerhalb geschlossener Ortschaften 

durch automatisierte 

Rotlichtüberwachung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG)

2. GVBl. 1993 S. 595, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 23.09.2020 (GVBl. 

S. 516), BS 2012-1

3. § 1 Abs. 5,  94 Abs. 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. Verordnung vom 24.11.2020 (GVBl 

S. 670)

3. § 7 Nr. 5 i. V. m. Anlage 5

Als örtliche Ordnungsbehörde bzw. 

Kreisordnungsbehörde

x 

(MZ, 

TR)

x

(Pellen

z)

12 123

54 Vollzug des Waffengesetzes Auftrags- 

angelegenheit

1. Waffengesetz (WaffG)

2. BGBl. I 2002 S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957, zul. geänd. d. Art. 228 

d. V. v. 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328)

1. Allgemeine Waffengesetz-Verordnung (AWaffV)

2. BGBl. I 2003 S. 2123, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 01.09.2020 

(BGBl. I S. 1977)

1. Waffenregistergesetz (WaffRG)

2. BGBl. I 2020 S. 166, 184

1. Waffenregistergesetz-Durchführungsverordnung (WaffRGDV) 

2. BGBl. I 2012 S. 1765, zul. geänd. d. Art. 3 d. V. v. 01.09.2020 

(BGBl. I S. 1977)

1. Landesverordnung zur Durchführung des Waffengesetzes (WaffGDV 

RP)

2. GVBl. 2005 S. 148, geänd. d. V. v. 25.05.2007 (GVBl. S. 93), BS 

715-1  

3. § 1 Abs. 1 

Als Kreisordnungsbehörde x x 12 122

55 Vollzug des Geldwäschegesetzes Auftrags- 

angelegenheit

1. Geldwäschegesetz (GwG)

2. BGBl. I 2017 S. 1822, zul. geänd. d. Art. 92 d. V. v. 10.08.2021 

(BGBl. I S. 3436)

3. § 50 Nr. 8 i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 8, 14 und 16

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem 

Geldwäschegesetz (GwGZuVO)

2. GVBl. 2011 S. 118, zul. geänd. d. V. v. 15.10.2019 (GVBl. S. 314), 

BS 76-10

3. § 2 Abs. 2

Als Kreisordnungsbehörde x x 12 122  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

56 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten nach §§ 111, 

113, 115-130 OWIG und nach 

Rechtsvorschriften, deren sachliche 

Durchführung in die Zuständigkeit der 

allgemeinen Ordnungsbehörden fällt

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG)

2. BGBl. I 1987 S. 602, zul. geänd. d. Art. 31 d. V. v. 05.10.2021 

(BGBl. I S. 4607)

3. §§ 2, 111, 113, 115-130

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29)

3. § 2 Nr. 10 und 11

Als Kreisordnungsbehörde x x 12 122  

57 Vollzug des Landesgesetzes über 

Messen, Ausstellungen und Märkte

Festsetzung von Veranstaltungen nach 

Gegenstand, Zeit, Öffnungszeiten und 

Platz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über Messen, Ausstellungen und Märkte (LMAMG)

2. GVBl. 2014 S. 40, BS 711-10

3. § 10

x x x x 12 122

58 Vollzug des Landesglücksspielgesetzes Erteilung der Erlaubnis für die 

Errichtung und den Betrieb einer 

Spielhalle

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesglücksspielgesetz (LGlüG)

2. GVBl. 2012 S. 166, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 22.06.2021 (GVBl. 

S. 413)

3. § 15

x x x x 12 122

59 Entgegennahme der Anträge nach § 30 

BZRG (Führungszeugnis)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundeszentralregistergesetz (BZRG)

2. BGBl. I 1984 S. 1229, 1985 S. 195, zul. geänd. d. Art. 4 d. G. v. 

16.06.2021 (BGBl. I S. 1810)

3. § 30 Abs. 2

Aufgabe der Meldebehörden x x x x 12 122

60 Brandschutz und Allgemeine Hilfe U. a. Erstellung von Alarm- und 

Einsatzplänen als externe Notfallpläne

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den 

Katastrophenschutz (LBKG)

2. GVBl. 1981 S. 247, zul. geänd. d. Gesetz vom 21.12.2020 (GVBl. S. 

747), BS 213-50

3. § 2 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2

x x x x 12 126  

61 Überörtlicher Brandschutz und 

überörtliche allgemeine Hilfe

U. a. Erstellung von Alarm- und 

Einsatzplänen als externe Notfallpläne

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den 

Katastrophenschutz (LBKG)

2. GVBl. 1981 S. 247, zul. geänd. d. Gesetz vom 21.12.2020 (GVBl. S. 

747), BS 213-50

3. § 2 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2

x 12 126  

62 Katastrophenschutz U. a. Erstellung von Alarm- und 

Einsatzplänen als externe Notfallpläne

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den 

Katastrophenschutz (LBKG)

2. GVBl. 1981 S. 247, zul. geänd. d. Gesetz vom 21.12.2020 (GVBl. S. 

747), BS 213-50

3. § 2 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2

x x 12 128  

63 Dienstaufsicht über Werkfeuerwehren Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den 

Katastrophenschutz (LBKG)

2. GVBl. 1981 S. 247, zul. geänd. d. Gesetz vom 21.12.2020 (GVBl. S. 

747), BS 213-50

3. § 15 Abs. 9

x x 12 126

64 Vorbeugender Gefahrenschutz Aufgaben der Brandschutzdienststelle 

(Durchführung der 

Gefahrenverhütungsschau, Anordnung 

von Sicherheitswachen)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den 

Katastrophenschutz (LBKG)

2. GVBl. 1981 S. 247, zul. geänd. d. Gesetz vom 21.12.2020 (GVBl. S. 

747), BS 213-50

3. § 32 Abs. 2

x x 12 126
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

65 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten nach dem LBKG

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit zur Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Brand- und 

Katastrophenschutzgesetz

2. GVBl. 1985 S. 73, geänd. d. Art. 47 d. G. v. 06.07.1998 (GVBl. S. 

171), BS 453-10

3. § 1

x x x x x 12 126, 128

66 Aufgaben nach dem Zivilschutz- und 

Katastrophenhilfegesetz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz (ZSKG)

2. BGBl I 1997 S. 726, zul. geänd. d. Art. 144 d. V. v. 19.6.2020 (BGBl. 

I S. 1328)

3. § 2, § 5 Abs. 1

Im Wesentlichen kommunale 

Aufgabenträger im Katastrophenschutz

x x x x x 12 126, 128

67 Rettungsdienst Bedarfsgerechte und flächendeckende 

Versorgung der Bevölkerung mit 

Leistungen des Notfalltransportes, des 

arztbegleiteten Patiententransportes 

und des Krankentransportes als 

medizinisch-organisatorischer Einheit 

der Gesundheitsvorsorge und 

Gefahrenabwehr. Insbesondere 

Errichtung und Unterhaltung von 

Leitstellen und Rettungswachen

Auftrags- 

angelegenheit, 

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Rettungsdienstgesetz (RettDG)

2. GVBl. 1991 S. 217, zul. geänd. d. Gesetz vom 18.06.2013 (GVBl. S. 

254), BS 2128-1

3. §§ 3, 4 Abs. 6

x x 12 127  

68 Bildung von Umlegungsausschüssen Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. § 46 Abs. 2 Nr. 1

1. Umlegungsausschussverordnung (UAVO)

2. GVBl. 2007 S. 102, BS 213-2

3. §§ 1 bis 4

x x x x 51 511

69 Bildung von Gutachterausschüssen Der Gutachterausschuss führt eine 

Kaufpreissammlung, wertet sie aus und 

ermittelt Bodenrichtwerte und sonstige 

zur Wertermittlung erforderliche Daten. 

Inkl. Geschäftsstelle

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. § 199 Abs. 1

1. Gutachterausschussverordnung (GAVO)

2. GVBl. 2005 S. 139, zul. geänd. d. Art. 29 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448), BS 213-10

3. § 1 Abs. 1 

Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 der 

Landesverordnung über 

Gutachterausschüsse, Kaufpreis-

sammlungen und Bodenrichtwerte 

(Gutachterausschussverordnung - 

GAVO) sind für die genannten Städte 

nur dann Gutachterausschüsse zu 

bilden, solange in der jeweiligen 

Stadtverwaltung eine behördliche 

Vermessungsstelle nach § 2 Abs. 2 Nr. 

2 LGVerm gebildet ist.

x 

(KL, 

KO, 

LU, 

MZ, 

TR, 

WO)

51 511
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

70 Gewährleistung des Zugangs zu 

Geodaten

Gewährleistung, dass die verwalteten 

Geodaten und die Metadaten über 

Geodatendienste soweit sie einen oder 

mehrere Gegenstände nach den 

Anlagen 1 bis 3 LGDIG betreffen, 

zugänglich sind

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen 

(Umweltinformationsrichtlinie)

2. ABl. L 41 vom 14.02.2003, S. 26-32 

1. Richtlinie 2003/98/EG (PSI-Richtlinie) des Europäischen Parlaments 

und des Rates über die Weiterverwendung von Informationen des 

öffentlichen Sektors (PSI-Richtlinie)

2.  ABl. L 345 vom 31.12.2003, S. 90-96

1. Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen 

Gemeinschaft (INSPIRE)

2. ABl. L 108 vom 25.04.2007, S. 1-14

1. Umweltinformationsgesetz (UIG)

2. BGBl I 2014 S. 1643, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 25.02.2021 (BGBl 

I S. 306)

1. Informationsfreiheitsgesetz (IFG)

2. BGBl I 2005 S. 2722, zul. geänd. d. Art. 44 d. V v. 19.6.2020 (BGBl I 

S. 1328)

1. Geodatenzugangsgesetz (GeoZG)

2. BGBl I 2009 S. 278, geänd. d. Art. 1 d. G. v. 07.11.2012

1. Landesgeodateninfrastrukturgesetz (LGDIG)

2. GVBl. 2010 S. 548, zul. geänd. d. Art. 14 d. G. v. 20.12.2011 (GVBl. 

S. 427, 428), BS 219-2

3. § 6 Abs.1

x x x x x 52 521

71 Sonstige öffentliche 

Vermessungsstellen

Erhebung von Daten für die 

Geobasisinformationen einschl. 

Gebäudeeinmessung sowie 

Bestimmung und Abmarkung von 

Flurstücksgrenzen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über das amtliche Vermessungswesen (LGVerm)

2. GVBl. 2000 S. 572, zul. geänd. d. Art. 18 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S.448), BS 219-1

3. §§ 2 Abs. 2, 18 Abs. 2

Diese Auftragsangelegenheit betrifft nur 

Städte, bei denen eine behördliche 

Vermessungsstelle nach § 2 Abs. 1 Nr. 

2 LGVerm eingerichtet ist.

x 

(KL, 

KO, 

LU, 

MZ, 

TR, 

WO)

51, 52 511, 521

72 Sonstige Aufgaben nach dem 

Landesgesetz über das amtliche 

Vermessungswesen

Überlassung von Unterlagen und 

Unterrichtung über Maßnahmen (z. B. 

Allgemeine Informations- und 

Überlassungspflicht, Bildflugvorhaben, 

Öffentlich-rechtliche Festsetzungen, 

Eigentumsveränderungen an nicht im 

Grundbuch gebuchten Grundstücken,  

Maßnahmen, die Festpunkte 

gefährden), Verwendungsempfehlung 

für die Nutzung der 

Geobasisinformationen des amtlichen 

Vermessungswesens

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über das amtliche Vermessungswesen (LGVerm)

2. GVBl. 2000 S. 572, zul. geänd. d. Art. 18 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448), BS 219-1

3. § 4, § 11 Abs. 2

x x x x x x 51, 52 511, 521

73 nicht besetzt

74 Auskunftserteilung an die 

Gutachterausschüsse

Auskunftserteilung über die 

Bauleitplanung, Maßnahmen nach den 

Vorschriften des besonderen 

Städtebaurechts und die Erschließung 

an die Gutachterausschüsse durch die 

Gemeinden

Auftrags- 

angelegenheit

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. § 197 Abs. 2

1. VV über die Unterrichtung der Finanzämter und der 

Gutachterausschüsse für Grundstückswerte über die Bauleitplanung, 

Maßnahmen nach den Vorschriften des besonderen Städtebaurechts 

und die Erschließung durch die Gemeinden vom 16.03.2009 (3292-

4531)

2. MinBl. 2009 S. 87, MinBl. 2014 S. 160, MinBl. 2019 S. 338

x x x x 51 511
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

75 Öffentliche Auslegung der 

Bodenrichtwerte

Auftrags- 

angelegenheit

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. § 196 Abs. 3

1. Gutachterausschussverordnung (GAVO)

2. GVBl. 2005 S. 139, zul. geänd. d. Art. 29 d. G. v.  19.12.2018 

(GVBl. S.448), BS 213-10

3. § 15

Die Vorgehensweise bei der 

öffentlichen Auslegung der 

Bodenrichtwerte erfolgt nicht mehr in 

den Diensträumen der Kommunen, 

sondern es erfolgt eine 

Bekanntmachung über die Ermittlung 

neuer Bodenrichtwerte in den 

Bekanntmachungsorganen der 

Gemeinden. Die Bodenrichtwerte 

können in den Geschäftsstellen der 

Gutachterausschüsse, den 

Servicestellen der VermKV oder im 

Internet eingesehen werden. Damit ist 

den Bestimmungen des § 15 

Gutachterausschussverordnung 

Rechnung getragen.

x 

(KL, 

KO, 

LU, 

MZ, 

TR, 

WO)

51 511

76 Untern Landesplanungsbehörde Abstimmung von raumbedeutsamen 

Planungen und Maßnahmen (soweit sie 

nicht über ihren Bereich hinaus 

mittelbar oder unmittelbar Bedeutung 

haben), landesplanerische 

Stellungnahmen bei der Aufstellung von 

Flächennutzungsplänen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesplanungsgesetz (LPlG)

2. GVBl. 2003 S. 41, zul. geänd. d. § 54 d. G. v. 6.10.2015 (GVBl. S. 

283, 295), BS 230-1

3. § 3, § 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 3

x 51 511

77 Mitgliedschaft in regionaler 

Planungsgemeinschaft bzw. Verband 

Region Rhein-Neckar

Geborene Mitgliedschaft in regionaler 

Planungsgemeinschaft, 

die ihrerseits als Pflichtaufgabe der 

Selbstverwaltung den regionalen 

Raumordnungsplan aufzustellen hat.

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesplanungsgesetz (LPlG)

2. GVBl. 2003 S. 41, zul. geänd. d. § 54 d. G. v. 6.10.2015 (GVBl. S. 

283, 295), BS 230-1

3. §§ 14, 15

x x x 

auf 

Antrag

(=freiwi

llig)

51 511  

78 Sicherstellung der bedarfsgerechten 

Mitverlegung geeigneter passiver 

Netzinfrastrukturen und Glasfaserkabel

Sofern die Kommunen 

Verkehrsbaumaßnahmen mit einer 

Dauer von mindestens acht Wochen 

durchführen oder Neubaugebiete 

erschließen.

Auftrags- 

angelegenheit

1. Telekommunikationsgesetz (TKG)

2. BGBl I 2004 S. 1190, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 06.02.2020 

(BGBl. I S. 146)

3. § 77i Abs. 7

Anmerkung GStB: Dieser Punkt müsste 

u. E. ausgeweitet werden um die 

Zuschüsse, welche Kommunen an die 

Netzbetreiber zahlen müssen, damit der 

flächendeckende Ausbau der 

Breitbandversorgung gewährleistet ist. 

(...) Ohne Privatisierung der 

Telekommunikationsunternehmen wäre 

es weiterhin eine kommunale Aufgabe.

x x x x x x 53, 54 536, 541  

79 Bescheinigung nach § 6b Abs. 9 EStG Bescheinigung, dass Wirtschaftsgut an 

Gebietskörperschaft zwecks 

städtebaulicher Sanierungs- oder 

Entwicklungsmaßnahme übertragen 

wurde

Auftrags- 

angelegenheit

1. Einkommensteuergesetz (EStG)

2. BGBl I 2009 S. 3366, zul. geänd. d. G. v. 21.12.2020 (BGBl I S. 

3096)

3. § 6b Abs. 9

1. Landesverordnung über Zuständigkeit nach dem 

Einkommensteuergesetz und anderen Steuergesetzen

2. GVBl. 1996 S. 197,  zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 25.11.2009 (GVBl. 

S. 381), BS 611-2 

3. § 1 Abs. 1 Nr. 2

x 51 511  

80 Bescheinigung zwecks 

Inanspruchnahme der 

Steuerbegünstigungen bei Gebäuden in 

Sanierungsgebieten und 

städtebaulichen Entwicklungsbereichen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Einkommensteuergesetz (EStG)

2. BGBl I 2009 S. 3366, zul. geänd. d. G. v. 21.12.2020 (BGBl I S. 

3096)

3. §§ 7h, 10f, 11a

x x x x 51 511  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

81 Verwaltung der Kirchensteuer vom 

Grundbesitz auf Antrag der 

Religionsgemeinschaft

Auftrags- 

angelegenheit

1. Kirchensteuergesetz (KiStG)

2. GVBl. 1971 S. 59; zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 18.06.2019 (GVBl. S. 

101, 103), BS 222-31 

3. § 16 Abs. 1 Satz 1

x x x x 11 116  

82 Meldung der Bauanzeigen durch das 

Bauamt für Zwecke der Grundsteuer an 

das Lagefinanzamt

Für Zwecke der Grundsteuer Auftrags- 

angelegenheit

1. Bewertungsgesetz (BewG)

2. BGBl. I 1991 S. 230, zul. geänd. d. Art. 30 d. G. v. 21.12.2020 

(BGBl. I S. 3096)

3. § 29 (s.a. A 5 GrStR)

x x x x x 52 521

83 Meldung von Zahlungsvorgängen Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Abgabenordnung (AO)

2. BGBl I 2002 S. 3866; 2003 S. 61, zul. geänd. d. Art. 10 d. G v. 

03.06.2021 (BGBl. I S. 1534)

3. § 93a

1. Mitteilungsverordnung (MV)

2. BGBl I 1993 S. 1554, zul. geänd. d. Art. 2 d. V. v. 12.01.2021 (BGBl. 

I S. 67)

Zahlungen über 1.500 EUR oder 

wiederkehrende Zahlungen

x x x x x 11 116

84 Vollzug des Wohngeldgesetzes Aufgaben der Wohngeldbehörde nach 

dem WoGG einschl. Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wohngeldgesetz (WoGG)

2. BGBl I 2008 S. 1856, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 09.12.2020 

(BGBl. I S. 2855)

3. § 24 Abs. 1

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten nach dem 

Wohngeldgesetz

2. GVBl. 1978 S. 643, zul. geänd. d. Art. 162 d. G. v. 12.10.1999 

(GVBl. S. 325)

3. § 1 Abs. 1

x x x 35 351

85 Entgegennahme der Anträge auf 

Wohngeld und Weiterleitung an die 

Kreisverwaltung

Entgegennahme der Enträge, 

Überprüfung der Vollständigkeit und 

Richtigkeit einiger Angaben, 

Weiterleitung an die Kreisverwaltung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wohngeldgesetz (WoGG)

2. BGBl I 2008 S. 1856, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 09.12.2020 

(BGBl. I S. 2855)

3. § 24 Abs. 1

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten nach dem 

Wohngeldgesetz

2. GVBl. 1978 S. 643, zul. geänd. d. Art. 162 d. G. v. 12.10.1999 

(GVBl. S. 325)

3. § 1 Abs. 2

x x 35 351

86 Vollzug des 

Landeswohnraumförderungsgesetzes 

und des Wohnungsbindungsgesetzes

U. a. Abschluss von 

Kooperationsverträgen, Ausstellung 

Wohnberechtigungsschein

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wohnungsbindungsgesetz (WoBindG)

2. BGBl I 2001 S. 2404, zul. geänd. d. Art. 161 d. V v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet der 

sozialen Wohnraumförderung und der Wohnungsbindung

2. GVBl. 2014 S. 13, BS 233-1

3. § 1 Nr. 1, § 2 Abs. 1 Nr. 1, § 3 Nr. 1, § 9

1. Landeswohnraumförderungsgesetz (LWoFG)

2. GVBl. 2013 S. 472, BS 233-3

x x x x 52 522

87 Vollzug des 

Landeswohnraumförderungsgesetzes 

und des Wohnungsbindungsgesetzes

U. a. Erlass der Förderbestätigung über 

das Vorliegen der Voraussetzungen zur 

Förderung der Bildung oder 

Modernisierung von selbst genutztem 

Wohnraum, Verfolgung und Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wohnungsbindungsgesetz (WoBindG)

2. BGBl I 2001 S. 2404, zul. geänd. d. Art. 161 d. V v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet der 

sozialen Wohnraumförderung und der Wohnungsbindung

2. GVBl. 2014 S. 13, BS 233-1

3. § 1 Nr. 2, § 2 Abs. 1 Nr. 2, § 3 Nr. 2, § 6, § 9

1. Landeswohnraumförderungsgesetz (LWoFG)

2. GVBl. 2013 S. 472, BS 233-3

x x x 52 522  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

88 Aufgaben der unteren 

Bauaufsichtsbehörde

Überwachung der Einhaltung 

baurechtlicher und sonstiger öffentlich-

rechtlicher Vorschriften bei der 

Errichtung, Änderung, Instandhaltung, 

Nutzung, Nutzungsänderung und dem 

Abbruch baulicher Anlagen, Führung 

Baulastenverzeichnis inkl. Mitteilung 

von Eintragungen an das zuständige 

Vermessungs- und Katasteramt zum 

Zweck der Aufnahme eines Hinweises 

in das Liegenschaftskataster (§ 86 

LBauO), Durchführung wiederkehrender 

Prüfungen (Versammlungsstätten, 

Verkaufsstätten, Mittel- und 

Großgaragen)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO)

2. GVBl. 1998 S. 365, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 3.02.2021 (GVBl. S.  

66),  BS 213-1

3. § 58 Abs. 1 und 3, § 60

Übertragung der Aufgaben der unteren 

Bauaufsichtsbehörden auf die VG'en 

Konz und Diez durch die LVO zur 

Übertragung der Aufgaben der unteren 

Bauaufsichtsbehörden auf 

Verbandsgemeindeverwaltungen vom 

24.11.2017 (GVBl. S. 327).

x x x x 

(nur 

Konz, 

Diez)

52 521

89 Gemeindliche Aufgaben in 

bauordnungsrechtlichen Verfahren

Bauanträge (Entgegennahme, 

Stellungnahme und Weiterleitung), 

Bauvoranfrage, Anträge im 

Freistellungsverfahren

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO)

2. GVBl. 1998 S. 365, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 3.02.2021 (GVBl. S.  

66),  BS 213-1

3. §§ 63, 67

x x x x 52 521

90 Bauleitplanung Vorbereitung und Durchführung der 

Verfahren zur Aufstellung, Änderung 

und Aufhebung des 

Flächennutzungsplanes, von 

Bebauungsplänen, Vorhaben- und 

Erschließungsplänen sowie 

städtebaulichen 

Entwicklungsmaßnahmen, 

Veränderungssperre

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. §§ 1 bis 4c, 14- 18, 24 - 28, §§ 123 ff.

1. Gemeindeordnung (GemO)

2. GVBl. 1994 S. 153, zul. geänd. d. Art. 1 und 4 d. G. v. 17.12.2020 

(GVBl. S. 728), BS 2020-1

3. §§ 2 Abs. 1, 67 Abs. 2

x x x x x 51 511

91 Genehmigung von Bauleitplänen Auftrags- 

angelegenheit

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. §§ 6, 10, 204, 213

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Baugesetzbuch

2. GVBl. 2008 S. 22

3. § 1

x x x x 

(nur 

Konz, 

Diez)

51 511

92 Beteiligung der Gemeinden nach dem 

BauGB

Gemeindliches Einvernehmen nach § 

36 BauGB

Auftrags- 

angelegenheit

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. § 36

x x x x 52 521

93 Ersetzen des gemeindlichen 

Einvernehmens nach § 36 BauGB durch 

die unteren Bauaufsichtsbehörden

Auftrags- 

angelegenheit

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. § 36

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Baugesetzbuch

2. GVBl. 2008 S. 22

3. § 2

x 52 521

94 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten nach § 213 

BauGB

Auftrags- 

angelegenheit

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. § 213

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Baugesetzbuch

2. GVBl. 2008 S. 22

3. § 3

x x x x 

(nur 

Konz, 

Diez)

52 521  

95 Amtshandlungen nach dem 

Wohnungseigentumsgesetz

Aufteilungsplan, 

Abgeschlossenheitsbescheinigung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wohnungseigentumsgesetz (WEG)

2.  BGBl I 2021 S. 34

3. § 7 Abs. 4

Aufgabe der Baubehörde (vgl. § 7 Abs. 

4 WEG)

x x 52 521
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

96 Baugenehmigungsstatistik, 

Baufertigstellungsstatistik, 

Bauabgangstatistik

Auftrags- 

angelegenheit

1. Hochbaustatistikgesetz (HBauStatG)

2. BGBl. I 1998 S. 869, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 12.04.2011 (BGBl. 

I S. 619)

3. § 3 Abs. 1 – 3

1. Bundesstatistikgesetz (BStatG)

2. BGBl. I 1987 S. 462/565, zul. geänd. d. Art. 13 d. G. v. 25.07.2013 

(BGBl. I S. 2749)

3. §§ 15 und 26 Abs. 4 Satz 1

x x x 

(als 

UBA)

x 

(nur 

Konz, 

Diez)

52 521

97 Bauüberhangstatistik Auftrags- 

angelegenheit

1. Hochbaustatistikgesetz (HBauStatG)

2. BGBl. I 1998 S. 869, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 12.04.2011 (BGBl. 

I S. 619)

3. § 3 Abs. 3

1. Bundesstatistikgesetz (BStatG)

2. BGBl. I 1987 S. 462/565, zul. geänd. d. Art. 13 d. G. v. 25.07.2013 

(BGBl. I S. 2749)

3. §§ 15 und 26 Abs. 4 Satz 1 

Feststellung des Bauzustandes am 

31.12. des jeweiligen Jahres durch 

„Bauzustandsermittler“ (Liste durch Stat. 

Landesamt vorgegeben), VG, OG, 

GKSt und vfr G nur in den Fällen, in 

denen die Bauüberhanglisten zur 

Feststellung des Bauzustandes bis auf 

Gemeindeebene zur Bearbeitung 

weitergereicht werden (ist nicht generell 

der Fall).

x x x 

(als 

UBA)

x x 

(nur 

Konz, 

Diez)

x 52 521

98 Ermittlung von Steuerstraftaten und 

Steuerordnungswidrigkeiten

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG)

2. BGBl I 1987 S. 602, zul. geänd. d. Art. 9a d. G. v. 30.03.2021 

(BGBl. I S. 448)

3. § 36 Abs. 1 Nr. 1

1. Kommunalabgabengesetz (KAG)

2.  GVBl. 1995 S. 175, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 05.05.2020 (GVBl. 

S. 158), BS 610-10

3. § 16 Abs. 5

Zuständig ist die für die Festsetzung der 

Abgabe zuständige kommunale 

Behörde.

x x x x 11 116

99 Schöffen, ehrenamtliche Richter der 

Verwaltungs- und Sozialgerichte

Mitwirkung bei der Durchführung der 

Wahl der Schöffen und Bestellung 

ehrenamtlicher Richter der Verwaltungs- 

und Sozialgerichte

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gerichtsverfassungsgesetz (GVG)

2. BGBl. I 1975 S. 1077, zul. geänd. d. G. v. 09.03.2021 (BGBl. I S. 

327)

3. §§ 36-39, 77

1. Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

2. BGBl. I 1991 S. 686,  zul. geänd. d. Art. 14 d. G v. 25.06.2021 

(BGBl. I S. 2099)

3. 28

1. Sozialgerichtsgesetz (SGG)

2. BGBl. I 1975 S. 2535, zul. geänd. d. Art. 13 d. G. v. 25.06.2021 

(BGBl. I S. 2099)

3. § 14 Abs. 4

1. Verwaltungsvorschrift des des Ministeriums der Justiz, des 

Ministeriums des Inneren und für Sport und des Ministeriums für 

Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur vom 29.07.2009 (JM 3221-4-

4) 3110 - Wahl, Auslosung und Einberufung der Schöffinnen und 

Schöffen

2. MinBl 2007 S. 711, JBl. 2007 S. 400, Amtsbl. 2008 S. 20, JBl. 2012 

S. 456, JBl. 2017 S. 176

x x x x x x 12 121

100 Schiedsamt Einrichtung von Schiedsamtsbezirken, 

Vorschlag der zu ernennenden 

Schiedspersonen, Tragung der 

Sachkosten sowie Beitreibung von 

Kosten und Ordnungsgeldern für die 

Schiedspersonen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Schiedsamtsordnung (SchO)

2. GVBl. 1991 S. 209, zul. geänd. d. G. v. 15.10.2020 (GVBl. S. 571), 

BS 316-1

3. §§ 1, 5, 8, 35

x x x x 12 122

101 Stadtrechtsausschuss, 

Kreisrechtsausschuss

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

2. BGBl I 1991 S. 686, zul. geänd. d. Art. 1 d. G v. 03.12.2020 (BGBI I 

S. 2694)

3. §§ 68, 73

1. Landesgesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 

(AGVwGO)

2. GVBl. 1977 S. 451, zul. geänd. d. G. v. 19.08.2014 (GVBl. S. 187), 

BS 303-1

3. § 6 Abs. 1, § 7

x x x 11 119
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

102 Vertretung des Landes Rheinland-Pfalz 

im Geschäftsbereich des Ministeriums 

für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 

Demografie in gerichtlichen Verfahren 

durch die Kreisverwaltungen in den 

ihnen als untere Behörden der 

allgemeinen Landesverwaltung 

übertragenen Angelegenheiten

Aufgabe der 

Kreis- 

verwaltung als 

untere Behörde 

der allgemeinen 

Landes- 

verwaltung

1. Vertretungsordnung Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie

2. GVBl. 2014 S. 5, geänd. d. § 56 d. G. v. 6.10.2015 (GVBl. S. 283, 

296), BS 3210-10

3. § 2 Nr. 6

x 41 414

103 Jugendarbeitsschutz Ausgabe von 

Untersuchungsberechtigungsscheinen 

und Erhebungsbögen nach den §§ 2 

und 3 der 

Jugendarbeitsschutzuntersuchungsveror

dnung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Jugendarbeitsschutzuntersuchungsverordnung (JArbSchUV)

2.  BGBl I 1990 S. 2221

3. §§ 2, 3

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Arbeitsschutzes (ArbSchZuVO)

2. GVBl. 2012 S. 147, zul. geänd. d. V. v. 11.03.2020 (GVBl. S. 75), 

BS 8053-3

3. § 1 Abs. 1, Anlage Nr. 4.3.1, 4.3.2

x x x x 12 122  

104 Jugendarbeitsschutz Akteneinsichtgewährung durch 

Amtsärztin oder Amtsarzt des 

Gesundheitsamtes, Mitarbeit des 

Gesundheitsamtes im Ausschuss für 

Jugendarbeitsschutz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)

2. BGBl. I 1976 S. 965, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 22.12.2020 (BGBl. 

I S. 3334)

3. §§ 45 Abs. 2, 56 Abs. 2 Nr. 3

Aufgabe der Gesundheitsämter, in 

Rheinland-Pfalz exisitiert kein 

Ausschuss nach § 56 JArbSchG, daher 

ist die Aufgabe derzeit nicht aktiv. 

x 41 414  

105 Aufgaben nach dem 

Ladenöffnungsgesetz

Erweiterung der zulässigen 

Ladenöffnungszeiten an Werktagen, 

Festsetzung verkaufsoffener Sonntage, 

Überwachung der Einhaltung des 

Gesetzes

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Arbeitsschutzes (ArbSchZuVO)

2. GVBl. 2012 S. 147, zul. geänd. d. V. v. 11.03.2020 (GVBl. S. 75), 

BS 8053-3

3. § 1 Abs. 1 i. V. m. Anlage Nr. 3.9

1. Ladenöffnungsgesetz Rheinland-Pfalz (LadöffnG)

2. GVBl. 2006 S. 351, zul. geänd. d. Art. 10 d. G. v. 22.12.2015 (GVBl. 

S. 461), BS 8050-3

3. §§ 1 bis 19 mit Ausnahme § 12 Satz 1, § 13 Abs. 4 S. 1, § 14 Abs. 2 

und teilweise § 15

1. Verordnung der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion zur 

Durchführung des Ladenöffnungsgesetzes Rheinland-Pfalz vom 

03.05.2007

2. Staatsanzeiger vom 02.07.2007, S. 955, zul. geänd. a. 20.01.2017 

(Staatsanzeiger vom 20.02.2017, S. 186) 

3. §§ 1 bis 4 

x x x x 12 122  

106 Fahrpersonalrecht Erteilung von Fahrer-, Werkstatt- und 

Unternehmenskarten, Maßnahmen in 

diesem Zusammenhang, Erhebung von 

Gebühren durch die Behörden des 

Fahrerlaubnisrechts, Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Fahrpersonalgesetz (FPersG)

2. BGBl. I 1987 S. 640, zul. geänd. d. Art. 138 d. G. v. 20.11.2019 

(BGBl. I S. 1626)

3. § 4a

1. Fahrpersonalverordnung (FPersV)

2. BGBl. I 2005 S.1882, zul. geänd. d. V. v. 08.08.2017 (BGBl.I S. 

3158)

3. §§ 4-10, 21 Abs. 3         

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Arbeitsschutzes (ArbSchZuVO)

2. GVBl. 2012 S. 147, zul. geänd. d. V. v. 11.03.2020 (GVBl. S. 75), 

BS 8053-3

3. § 1, Anlage Nr. 3.5.1, 3.6.1 und 3.6.2

Im Gebiet der GKSt Bingen am Rhein 

und Ingelheim am Rhein ist die 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen 

zuständig

x x x 

(ohne 

Bingen 

und 

Ingelhe

im)

12 123  

107 Hebammen- und Entbindungswesen Auftrags- 

angelegenheit

1. Hebammenberufsordnung

2. GVBl. 1995 S. 71, zul. geänd. d. Art. 28 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448), BS 2124-1

3. § 3 Abs. 2 Satz 2, §§ 5-8

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

108 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten auf dem Gebiet 

der Gesundheitsfachberufe

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet der 

Gesundheitsfachberufe (GesFBZuVO)

2. GVBl. 2006 S. 358, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 3.09.2020 (GVBl. S. 

371), BS 2124-10

3. § 2

x x 41 414  

109 Aufgaben im Zusammenhang mit den 

Früherkennungsuntersuchungen nach 

dem Landesgesetz zum Schutz von 

Kindeswohl und Kindergesundheit

Überprüfungsaufgaben der 

Jugendämter, Überprüfung durch den 

ASD, ob eine versäumte 

Früherkennungsuntersuchung auf einen 

Hilfebedarf hinweist oder als Hinweis 

auf Kindeswohlgefährdung zu werten 

ist.

Auftrags- 

angelegenheit, 

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesgesetz zum Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit 

(LKindSchuG)

2. GVBl. 2008 S. 52, zul. geänd. d. G. v. 18.11.2020 (GVBl. S. 609), 

BS 216-6

3. §§ 9, 10

x x x 36 363  

110 Aufgaben im Zusammenhang mit den 

Früherkennungsuntersuchungen nach 

dem Landesgesetz zum Schutz von 

Kindeswohl und Kindergesundheit 

Überprüfungsaufgaben der 

Gesundheitsämter

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz zum Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit 

(LKindSchuG)

2. GVBl. 2008 S. 52, zul. geänd. d. G. v. 18.11.2020 (GVBl. S. 609), 

BS 216-6

3. §§ 8, 9, 10

x 41 414  

111 Krankenhäuser Gewährleistung der Versorgung der 

Bevölkerung mit leistungsfähigen 

Krankenhäusern, Beteiligung an der 

Krankenhausplanung, Aufgaben als 

Träger von Krankenhäusern, Wahl von 

Patientenfürsprecherinnen und 

Patientenfürsprechern

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landeskrankenhausgesetz (LKG)

2. GVBl. 1986 S. 342,  zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 19.12.2018 

(GVBl. S. 448), BS 2126-3

3. §§ 2, 7, 22, 25 (insbesondere)

x x 41 411  

112 Beachtung der Vorgaben der 

Krankenhausbetriebsverordnung

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Krankenhausbetriebsverordnung (8. KRGDVO)

2. GVBl. 1979 S. 55, zul. geänd. d. Art. 5 d. G. v. 01.07.1997 (GVBl. S. 

169), BS 2126-3-8

3. §§ 1 bis 22

Nur soweit Kommunen Krankenhäuser 

als Einrichtungen ohne eigene 

Rechtspersönlichkeit führen. Die 

Krankenhausbetriebsverordnung gilt nur 

noch für zwei als Eigenbetrieb geführte 

kommunale Krankenhäuser 

(Frankenthal und Grünstadt)

x x x x 41 411  

113 Aufgaben im Zusammenhang mit dem 

Heilpraktikerrecht

Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten, Rücknahme der 

Erlaubnis

Auftrags- 

angelegenheit

1. Heilpraktikergesetz (HeilprG)

2. RGBl. I 1939 S. 251, zul. geänd. d. Art. 17e d. G. v. 23.12.2016 

(BGBl. I S. 3191)

3. § 5 a

1. Erste Durchführungsverordnung zum Gesetz über die berufsmäßige 

Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung (Heilpraktikergesetz) 

(HeilprGDV 1)

2. RGBl. I 1939 S. 259, zul. geänd. d. Art. 2 d. V. v. 04.12.2002 (BGBl. 

I S. 4456)

3. § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Heilpraktikerrechts

2. GVBl. 1983 S. 186, zul. geänd. d. Art. 15 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 2122-4

3. § 1

x x 41 414  

114 Aufgaben im Zusammenhang mit dem 

Heilpraktikerrecht

Auftrags- 

angelegenheit

1. Erste Durchführungsverordnung zum Gesetz über die berufsmäßige 

Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung (Heilpraktikergesetz) 

(HeilprGDV 1)

2. RGBl. I 1939 S. 259, zul. geänd. d. Art. 2 d. V. v. 04.12.2002 (BGBl. 

I S. 4456)

3. § 2 Abs. 1 Buchst. i, § 3 Abs. 1 und 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Heilpraktikerrechts

2. GVBl. 1983 S. 186, zul. geänd. d. Art. 15 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 2122-4

3. § 2

Das Gesundheitsamt Mainz ist zum 

landesweit zuständigen 

Gesundheitsamt bestimmt worden für 

einzelne Aufgaben des 

Heilpraktikerrechts

x

(nur 

MZ)

41 414  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

115 Bestattungswesen Genehmigung von Bestattungsplätzen 

usw., Bestattungsgenehmigung, 

Aufgaben im Zusammenhang mit der 

Einsargung, Aufgaben im 

Zusammenhang mit der Überführung, 

Verkürzung oder Verlängerung von 

Warte- und Bestattungsfristen, 

Genehmigung von Ausgrabung oder 

Umbettung, Verfolgung und Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bestattungsgesetz (BestG)

2. GVBl. 1983 S. 69, zul. geänd. d. G. v. 19.12.2019 (GVBl. S. 341), 

BS 2127-1

3. § 1 Abs. 3 Satz 1; § 3 Abs. 2; § 4 Abs. 2 und 3, § 7 Abs. 2 Satz 1, 

Abs. 3 und 4, § 8 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 6, § 13 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 

Satz 2,  § 14 Abs. 3 und 4, § 15 Abs. 2, § 17, § 19

als Genehmigungsbehörde und örtliche 

Ordnungsbehörde

x 12 122  

116 Bestattungswesen Bestattungsgenehmigung, Aufgaben im 

Zusammenhang mit der Einsargung, 

Aufgaben im Zusammenhang mit der 

Überführung, Verkürzung oder 

Verlängerung von Warte- und 

Bestattungsfristen, Genehmigung von 

Ausgrabung oder Umbettung, 

Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bestattungsgesetz (BestG)

2. GVBl. 1983 S. 69, zul. geänd. d. G. v. 19.12.2019 (GVBl. S. 341), 

BS 2127-1

3. § 8 Abs. 2 Satz 3, Abs. 6, § 13 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 2, § 14 

Abs. 3 und 4, § 15 Abs. 2, § 17, § 19

als örtliche Ordnungsbehörde x x x 12 122  

117 Bestattungswesen Genehmigung von Bestattungsplätzen 

usw., Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bestattungsgesetz (BestG)

2. GVBl. 1983 S. 69, zul. geänd. d. G. v. 19.12.2019 (GVBl. S. 341), 

BS 2127-1

3. § 1 Abs. 3 Satz 1, § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und 3, § 7 Abs. 2 Satz 1, 

Abs. 3 und 4, § 19

als Genehmigungsbehörde x 12 122  

118 Bestattungswesen Maßnahmen im Zusammenhang mit der 

Ausstellung von Totenscheinen, 

Erlaubnis zur Überführung des 

Gesundheitsamtes, 

Bestattungsgenehmigung, Vermerk des 

Standesbeamten, Amtliche 

Leichenschau des Gesundheitsamtes, 

Aufbewahrung von Unterlagen durch die 

Gesundheitsämte

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung zur Durchführung des Bestattungsgesetzes

2. GVBl. 1983 S. 133, zul. geänd. d. V. v. 15.04.2020 (GVBl. S. 126), 

BS 2127-1-1

3. § 4, § 6 Abs. 2, § 8, § 9 Abs. 2, Anlage 5, § 11 Satz 2

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  

119 Bestattungswesen Maßnahmen im Zusammenhang mit der 

Ausstellung von Totenscheinen, 

Ausstellung des Leichenpasses, 

Bestattungsgenehmigung, Vermerk des 

Standesbeamten, Freigabe der Leiche, 

Aufbewahrung von Unterlagen durch die 

örtlichen Ordnungsbehörden, 

Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung zur Durchführung des Bestattungsgesetzes

2. GVBl. 1983 S. 133, zul. geänd. d. V. v. 15.04.2020 (GVBl. S. 126), 

BS 2127-1-1

3. § 4, § 7, Anlage 4, § 8, § 9 Abs. 1 Satz 3 und 4, § 11 Satz 1, § 12

x x x x 12 122  

120 Friedhofswesen Anlage von Friedhöfen, Leichenhallen 

usw.

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Bestattungsgesetz (BestG)

2. GVBl. 1983 S. 69, zul. geänd. d. G. v. 19.12.2019 (GVBl. S. 341), 

BS 2127-1

3. § 2 Abs. 1, § 6

x x x x 55 553  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

121 Aufgaben der Versicherungsämter im 

Rahmen der Sozialversicherung

Die Versicherungsämter haben in allen 

Angelegenheiten der 

Sozialversicherung Auskunft zu erteilen 

und die sonstigen ihnen durch Gesetz 

oder sonstiges Recht übertragenen 

Aufgaben wahrzunehmen, Teilnahme 

am automatisierten Verfahren 

der Rentenantragstellung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV)

2. BGBl. I 2009 S. 3710, 3973; 2011 I S. 363, zul. geänd. d. Art. 14b d. 

G. v. 24.02.2021 (BGBl. I S. 274)

3. §§ 91 bis 93 

1. Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI)

2. BGBl. I 2002 S. 754, 1404, 3384, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 

11.02.2021 (BGBl. I S. 154)

3. §§ 148 Abs. 3, 151 a

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem 

Sozialgesetzbuch im Bereich der Sozialversicherung

2. GVBl. 1998 S. 270, zul. geänd. d. Art. 16 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 82-1

3. § 1 

Eine Nutzung der Antragstellung im 

automatisierten Verfahren (§ 151a SGB 

VI) steht den Versicherungsämtern/ 

Gemeindebehörden frei. Eine 

Verpflichtung zur Nutzung besteht nicht. 

Es handelt sich um eine Anwendung der 

DRV, die konstenfrei zur Verfügung 

gestellt wird und mitttels derer die 

Versicherungsämter/ 

Gemeindebehörden ihrem Auftrag nach 

§ 93 SGB IV und § 16 SGB I mittels 

einer technische Erleichterung 

nachkommen können.

x x 35 351

122 Amtsärztliche Untersuchung Auftrags- 

angelegenheit

1. Psychotherapeutengesetz (PsychThG)

2. BGBl. I 2019 S. 1604, zul. geänd. d. Art. 17 d. G. v. 19.05.2020 

(BGBl. I S. 1018)

3. § 5 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414

123 Unterbringungsbehörde und 

sozialpsychiatrischer Dienst

Hilfen, Schutzmaßnahmen und 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der 

Einleitung und Durchführung des 

Unterbringungsverfahrens

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über Hilfen bei psychischen Erkrankungen 

(PsychKHG)

2. GVBl. 2020 S. 556, BS 2126-20

3. § 16 Abs. 1, §§ 5, 7, 8, 9, 17, 18, 30 bis 35

Sozialpsychiatrische Dienste Aufgabe 

der Gesundheitsämter

x x 41 414

124 Planung und Koordination der Hilfen für 

psychisch kranke Personen

Planung und Koordination der Hilfen, 

die im Rahmen eines 

Gemeindepsychiatrischen Verbundes 

erbracht werden sollen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesgesetz über Hilfen bei psychischen Erkrankungen 

(PsychKHG)

2. GVBl. 2020 S. 556, BS 2126-20

3. § 4 Abs. 1

x x 41 414

125 Öffentlicher Gesundheitsdienst Aufgaben des Gesundheitsamtes 

(soweit nicht gesondert erfasst), inkl. 

Gesundheitsberichterstattung 

(Zusammenstellung, Aufbereitung und 

Übermittlung der für die Erstellung des 

Gesundheitsberichts erforderlichen 

Daten)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGdG) 

2. GVBl. 1995 S. 485, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 12.02.2019 (GVBl. 

S. 5), BS 2120-1

3. §§ 5, 6, 7, 10, 12

1. Landesgesetz über die Eingliederung der Gesundheitsämter in die 

Kreisverwaltungen

2. GVBl. 1995 S. 485, zul. geänd. d. Art. 12 d. G. v. 18.06.2013 (GVBl. 

S. 157), BS 2120-2

3. §§ 1 bis 3

1. Landesverordnung zur Durchführung des Landesgesetzes über die 

Eingliederung der Gesundheitsämter in die Kreisverwaltungen

2. GVBl. 1996 S. 239, zul. geänd. d. § 22 d. G. v. 08.07.2014 (GVBl. S. 

107), BS 2120-2-1

3. §§ 1 bis 4

x 41 414  

126 Einschulungsuntersuchungen, 

Schulgutachten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

2. BGBl. I 2000 S. 1045, zul. geänd. d. Art. 4a d. G. v. 21.12.2020 

(BGBl. I S. 3136)

3. § 34 Abs. 11

1. Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen

2. GVBl. 2000 S. 219, zul. geänd. d. Art. 4 d. V. v. 03.06.2019 (GVBl. 

S. 97)

3. §§ 10, 11, 18

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

127 Überwachung der Wasserqualität der 

EU-Badegewässer

Überwachung der Badegewässer kurz 

vor und während der Badesaison, 

Erstellung eines 

Überwachungszeitplanes

Auftrags- 

angelegenheit

1. Badegewässerverordnung

2. GVBl. 2008 S. 58, zul. geänd. d. § 61 d. G. v. 06.10.2015 (GVBl. S. 

283, 296)

3. § 3

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414

128 Arzneimittel- und Transfusionsrecht Überwachung der Anwendung von 

Tierarzneimitteln bei Tieren durch 

Tierhalter, Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten, Unterstützung 

des LSJV bei der Überwachung des 

Verkehrs mit Blut und 

Blutzubereitungen durch das 

Gesundheitsamt

Auftrags- 

angelegenheit

1. Arzneimittelgesetz (AMG)

2. BGBl. I 2005 S. 3394, zul. geänd. d. Art. 5 d. G v. 09.12.2020 

(BGBl. I S. 2870)

3. §§ 64, 97

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Arzneimittel- und des Transfusionsrechts

2. GVBl. 2000 S. 499, geänd. d. Art. 16 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. S. 

280), BS 2121-22

3. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 und 3, Abs. 3

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  

129 Arzneimittel- und Transfusionsrecht Überwachung des Verkehrs mit frei 

verkäuflichen Arzneimitteln außerhalb 

von Apotheken, Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, 

Entgegennahme der Meldungen der 

Heilberufskammern durch die 

Gesundheitsämter, Kreisverwaltung 

oder Stadtverwaltung der Kreisfreien 

Stadt

Auftrags- 

angelegenheit

1. Arzneimittelgesetz (AMG)

2. BGBl. I 2005 S. 3394, zul. geänd. d. Art. 5 d. G v. 09.12.2020 

(BGBl. I S. 2870)

3. §§ 64, 97

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Arzneimittel- und des Transfusionsrechts 

2. GVBl. 2000 S. 499, geänd. d. Art. 16 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. S. 

280), BS 2121-22

3. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 und 3

1. Heilberufsgesetz (HeilBG)

2. GVBl. 2014 S. 302, zul. geänd. d. G. v. 18.11.2020 (GVBl. S. 605), 

BS 2122-1

3. § 1 Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 und 3

x x 41 414  

130 Organspende Aufklärung der Bevölkerung über die 

Möglichkeiten der Organspende, die 

Voraussetzungen der Organentnahme 

und die Bedeutung der 

Organübertragung und Bereithaltung 

der Organspendeausweise

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz zur Ausführung des Transplantationsgesetzes 

(AGTPG)

2. GVBl. 2018 S. 460, BS 212-1

3. § 2 Abs. 1 Nr. 1

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  

131 Aufgaben nach dem 

Infektionsschutzgesetz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

2. BGBl. I 2000 S. 1045, zul. geänd. d. Art. 4a d. G. v. 21.12.2020 

(BGBl. I S. 3136)

1. Landesverordnung zur Durchführung des Infektionsschutzgesetzes

2. GVBl. 2010 S. 55, zul. geänd. d. § 7 d. G. v. 15.10.2012 (GVBl. S. 

341), BS 2126-10

3. §§ 2, 7, 8 und 9

Z. T. Aufgabe der 

Kreisordnungsbehörde

x x 12 122

132 Aufgaben nach dem 

Infektionsschutzgesetz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

2. BGBl. I 2000 S. 1045, zul. geänd. d. Art. 4a d. G. v. 21.12.2020 

(BGBl. I S. 3136)

1. Landesverordnung zur Durchführung des Infektionsschutzgesetzes

2. GVBl. 2010 S. 55, zul. geänd. d. § 7 d. G. v. 15.10.2012 (GVBl. S. 

341), BS 2126-10

3. § 6

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414

133 Überwachung der Krankenhaushygiene Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten nach dem 

Landeskrankenhausgesetz

2. GVBl. 1988 S. 10, geänd. d. Art. 82 d. G. v. 12.10.1999 (GVBl. S. 

325), BS 2126-3-2

3. § 3

1. Landeskrankenhausgesetz (LKG)

2. GVBl. 1986 S. 342, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448)

3. § 34

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

134 Datenübermittlung der 

Gesundheitsämter an das Krebsregister

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landeskrebsregistergesetz (LKRG)

2. GVBl. 2015 S. 395, zul. geänd. d. Art. 12 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448), BS 2126-5

3. § 7 Abs. 1

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  

135 Überwachung der Hygiene bei 

bestimmten berufs- oder gewerbsmäßig 

ausgeführten Tätigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Hygiene-Verordnung

2. GVBl. 1988 S. 131, BS 2126-8

3. § 5

Aufgabe der örtlichen Ordnungsbehörde x x x x 12 122  

136 Überwachung der Hygiene bei 

bestimmten berufs- oder gewerbsmäßig 

ausgeführten Tätigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Hygiene-Verordnung

2. GVBl. 1988 S. 131, BS 2126-8

3. §§ 5, 6

Mitwirkung der Gesundheitsämter x 41 414  

137 Entgegennahme, Prüfung und 

Weiterleitung der Meldungen zu 

Erkrankungen und Todesfällen durch 

Borreliose

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Erweiterung der Meldepflicht für 

übertragbare Krankheiten

2. GVBl. 2011 S. 171, BS 2126-11

3. § 2 Abs. 3

Aufgabe der Gesundheitsämter, die 

Aufgabe kommt in RLP nicht zum 

Tragen, da keine entsprechenden Fälle.

x 41 414  

138 Aufgaben nach der Landesverordnung 

über die Hygiene und 

Infektionsprävention in medizinischen 

Einrichtungen

Die Gesundheitsämter haben im 

Rahmen ihrer Hygieneüberwachung die 

Einhaltung der Vorgaben zu 

überwachen.

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Hygiene und Infektionsprävention in 

medizinischen Einrichtungen (MedHygVO)

2. GVBl. 2012 S. 88, BS 2126-2

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  

139 Gesundheitliche Beratung für Personen, 

die als Prostituierte tätig sind 

Auftrags- 

angelegenheit

1. Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG)

2. BGBl. I 2016 S. 2372, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 30.11.2020 

(BGBl. I S. 2600)

3. § 10

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem 

Prostituiertenschutzgesetz

2. GVBl. 2017 S. 251, BS 402-20

3. § 1 Abs. 2

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  

140 Gesundheitsuntersuchungen für 

Ausländer, die in einer 

Aufnahmeeinrichtung oder 

Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen 

haben

Auftrags- 

angelegenheit

1. Asylgesetz (AsylG)

2. BGBl. I 2008 S. 1798, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 1 d. G. v. 

09.10.2020 (BGBl. I S. 2075)

3. § 62

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

141 Überwachung der Anwendung von 

verschreibungspflichtigen und 

freiverkäuflichen Medikamenten in 

nutztierhaltenden Betrieben, 

Antibiotikadatenbank (Auswertung der 

Quartalskennzahlen, Anforderung und 

Prüfung von Maßnahmeplänen zur 

Reduzierung des Antibiotikaeinsatzes, 

Überwachung der Umsetzung)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung (EU) 2019/6 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11.12.2018 über Tierarzneimittel und zur Aufhebung der 

Richtlinie 2001/82/EG

1. Arzneimittelgesetz (AMG)

2. BGBl. I 2005 S. 3394, zul. geänd. d. Art. 5 d. G v. 09.12.2020 

(BGBl. I S. 2870)

1. Tierarzneimittelgesetz (TAMG)                                        

2. Gesetzesentwurf (löst voraussichtlich 01/2022 das AMG ab)

1. Tierhalter-Arzneimittelanwendungs- und Nachweisverordnung 

(THAMNV)

2. BGBl. I 2015 S. 1380, 1382

1. Verordnung mit arzneimittelrechtlichen Vorschriften über die 

Arzneimittelverwendung in landwirtschaftlichen Betrieben (AMVLBV) 

2. BGBl. I 2015 S. 1380

1. Verordnung über Stoffe mit pharmakologischer Wirkung (PharmStV)

2. BGBl. I 2009 S. 1768

1. Staatsvertrag: Abkommen über die Zentralstelle der Länder für 

Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten

x 12 124

142 Amtsärztliche Bescheinigung Auftrags- 

angelegenheit

1. Approbationsordnung für Apotheker (AAppO)

2. BGBl. I 1989 S. 1489, zul. geänd. d. Art. 9 d. G. v. 15.08.2019 

(BGBl. I S. 1307)

3. § 13 Abs. 1 Satz 5

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  

143 Beglaubigung der Bescheinigung über 

das Mitführen von im Rahmen einer 

ärztlichen Behandlung benötigter 

Betäubungsmittel nach Artikel 75 des 

Schengener-

Durchführungsübereinkommens 

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Betäubungsmittelrechts

2. GVBl. 1994 S. 313, zul. geänd. d. Art. 15 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 2121-20

3. § 4

x x 12, 41 122, 414  

144 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten nach § 15 des 

Heilmittelwerbegesetzes

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung zur Übertragung der Zuständigkeit zur Verfolgung 

und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem 

Heilmittelwerbegesetz

2. GVBl. 2008 S. 107, geänd. d. Art. 28 d. G. v. 28.9.2010 (GVBl. S. 

280), BS 453-3

3. § 1

x x 12, 41 122, 414  

145 Überwachung der Hygiene bei der 

Aufbereitung von Medizinprodukten in 

bestimmten Einrichtungen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem 

Medizinproduktegesetz und den hierzu erlassenen 

Rechtsverordnungen

2. GVBl. 2003 S. 383, zul. geänd. d. G. v. 06.10.2015 (GVBl. S. 283, 

296), BS 710-13

3. § 4

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  

146 Kostenübernahme der gesetzlichen 

Unfallversicherung

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII)

2. BGBl. I S. 1254, zul. geänd. d. Art. 13 d. G. v. 28.03.2021 (BGBl. I 

S. 591)

3. §§ 2 und 185 

Satzung der Unfallkasse Rheinland-Pfalz x x x x x x 11 114
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

147 Erteilung von Auskünften über alle 

sozialen An-

gelegenheiten nach dem 

Sozialgesetzbuch

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesgesetz zur Bestimmung der für die Auskunftserteilung nach § 

15 des Sozialgesetzbuchs - Allgemeiner Teil - zuständigen Stellen

2. GVBl. 1978 S. 600, BS 86-2

3. §§ 1, 2

GKSt, vfr G und VG nur, soweit deren 

Zuständigkeit durch die Landkreise 

bestimmt ist

x x x x x 31 Querschnit

tsaufgabe 

innerhalb 

des 

Produktbe

reiches 31

148 Gewährung von Leistungen nach dem 

opferentschädigungsgesetz

Gewährung von Leistungen, die den 

Leistungen der Kriegsopferfürsorge 

nach dem Bundesversorgungsgesetz 

entsprechen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Opferentschädigungsgesetz (OEG)

2. BGBl. I 1985 S. 1, zul. geänd. d. Art. 2a d. G. v. 15.4.2020 (BGBl. I 

S. 811)

3. § 6

1. Landesverordnung über die örtlichen Zuständigkeiten nach dem 

Opferentschädigungsgesetz 

2. GVBl. 1989 S. 221, zul. geänd. d. § 11 d. G. v. 15.10.2012 (GVBl. S. 

341), BS 86-1

3. § 1 Abs. 1

x 

(nur 

MZ und 

MYK)

32 321  

149 Aufgaben der Kriegsopferfürsorge Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundesversorgungsgesetz (BVG)

2. BGBl I 1982 S. 21, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 02.66.2021 (BGBl. 

I S. 1387)

1. Landesgesetz zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge (DGKOF)

2. GVBl. 1963 S. 82, zul. geänd. d. Art. 41 d. G. v. 28.9.2010 (GVBl. S. 

280), BS 83-1

3. §§ 1, 3, 4, 5

x 

(nur 

MZ und 

MYK)

32 321

150 Aufgaben der örtlichen 

Betreuungsbehörde

Unterstützung des Betreuungsgerichtes/ 

Sachverhaltsermittlung, Beratung und 

Unterstüzung von Betreuern/ 

Bevollmächtigten,

Beteiligung an 

Unterbringungsverfahren, 

Netzwerkpflege, Überprüfung von 

Berufsbetreuern

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesgesetz zur Ausführung des Betreuungsrechts (AGBtR)

2. GVBl. 2010 S. 42, BS 404-1

3. §§ 1, 2, 4

x x 34 343  

151 Ausgleichleistungen nach dem 

Beruflichen Rehabilitierungsgesetz

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1) Berufliches Rehabilitierungsgesetz (BerRehaG)

2) BGBl. I S. 1625, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 22.11.2019 (BGBl. I S. 

1752)

3) § 24 Abs. 2, § 29 

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-303

x x 34 344

152 Durchführung des Nichtraucherschutzes Überwachung der Einhaltung von 

Bestimmungen des 

Nichtraucherschutzgesetzes Rheinland-

Pfalz, Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Nichtraucherschutzgesetz Rheinland-Pfalz

2. GVBl. 2007 S. 188, geänd. d. Art. 5 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. S. 

463), BS 212-2

3. §§ 10, 11

Aufgabe der örtlichen Ordnungsbehörde x x x x 12 122  

153 Durchführung des 

Landespflegegeldgesetzes

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landespflegegeldgesetz (LPflGG) 

2. GVBl. 1974 S. 466, zul. geänd. d. § 27 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. S. 

719), BS 217-20

3. § 12 Abs. 1, § 13 

x x 35 351

154 Durchführung des 

Landesblindengeldgesetzes 

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesblindengeldgesetz (LBlindenGG)

2. GVBl. 1995 S. 55, zul. geänd. d. § 28 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. S. 

719), BS 217-21 

3. § 10 Abs. 1, § 11

x x 35 351
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

155 Erstellung von amtsärztlichen 

Gutachten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landespflegegeldgesetz (LPflGG) 

2. GVBl. 1974 S. 466, zul. geänd. d. § 27 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. S. 

719), BS 217-20

3. §§ 12 Abs. 2

1. Landesblindengeldgesetz (LBlindenGG)

2. GVBl. 1995 S. 55, zul. geänd. d. § 28 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. S. 

719), BS 217-21 

3. § 10 Abs. 2

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414

156 Erstattung der Fahrgeldausfälle 

aufgrund der unentgeltlichen 

Beförderung schwerbehinderter 

Menschen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten im Rahmen des 

Erstattungsverfahrens nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch

2. GVBl. 2006 S. 346, geänd. d. Art. 43 d. G. v. 28.9.2010 (GVBl. S. 

280), BS 87-2

3. § 2

Landesweit zuständig ist die 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen

x

(nur 

MZ)

35 351

157 Aufgaben des Trägers der 

Eingliederungshilfe für Menschen mit 

Behinderungen bis zur Vollendung des 

18. Lebensjahres bzw. dem Zeitpunkt 

der Beendigung des Schulverhältnisses, 

falls dieser nach Vollendung des 18. 

Lebensjahres liegt (ab dem 01.01.2020)

Leistungen zur medizinischen 

Rehabilitation; Leistungen zur Teilhabe 

an Bildung, Leistungen zur sozialen 

Teilhabe (Leistungen für Wohnraum, 

Assistenzleistungen, Heilpädagogische 

Leistungen, Leistungen zum Erwerb und 

Erhalt praktischer Kenntnisse und 

Fähigkeiten, sonstige Leistungen zur 

sozialen Teilhabe), sonstige Leistungen 

der Eingliederungshilfe (sonstige 

Leistungen der Eingliederungshilfe, 

Leistungen als zweitangegangener 

Träger)

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

2. BGBl. I 2016 S. 3234, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 6 G v. 09.10.2020 

(BGBl. I S. 2075)

3. §§ 42 ff, § 75, §§ 76 ff, § 94, § 102, §§ 109 f, §§ 112-113

1. Landesgesetz zur Ausführung des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB IX)

2. GVBl. 2018 S. 463, zul. Geänd. d. § 33 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 86-15

3. § 1

x x 31 316  

158 Aufgaben des Trägers der 

Eingliederungshilfe für Menschen mit 

Behinderungen ab der Vollendung des 

18. Lebensjahres mit Ausnahme der 

dem Abs. 1 Satz 2 unterfallenen 

Leistungsberechtigten und für 

minderjährige Menschen mit 

Behinderungen für den Teilbereich der 

Teilhabe am Arbeitsleben nach Teil 1 

Kapitel 10 des SGB IX (ab dem 

01.01.2020)

Leistungen zur medizinischen 

Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe 

am Arbeitsleben (Leistungen zur 

Beschäftigung), Leistungen zur Teilhabe 

an Bildung, Leistungen zur sozialen 

Teilhabe (Leistungen für Wohnraum, 

Assistenzleistungen, Leistungen zum 

Erwerb praktischer Kenntnisse und 

Fähigkeiten, sonstige Leistungen zur 

sozialen Teilhabe), sonstige Leistungen 

der Eingliederungshilfe (sonstige 

Leistungen zur sozialen Teilhabe, 

Leistungen als zweitangegangener 

Träger)

Auftrags- 

angelegenheit 

1. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

2. BGBl. I 2016 S. 3234, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 6 G v. 09.10.2020 

(BGBl. I S. 2075)

3. §§ 42 ff, §§ 49 ff, § 75, §§ 76 ff, § 94, § 102, §§ 109-113

1. Landesgesetz zur Ausführung des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB IX)

2. GVBl. 2018 S. 463, zul. geänd. d. § 33 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. S. 

719), BS 86-30

3. §§ 1, 2

x x 31 316  

159 Heranziehung der örtlichen Träger 

durch den überörtlichen Träger der 

Sozialhilfe

Hilfe zum Lebensunterhalt (Laufende 

Leistungen zum Lebensunterhalt, 

Einmalige Leistungen zum 

Lebensunterhalt, Kranken- und 

Pflegeversicherungsbeiträge)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. § 99 Abs. 2, 3. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-30

3. §§ 4, 6

x x 31 311 3111
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-
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Produkt-

gruppe

Produkt 
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Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

160 Heranziehung der örtlichen Träger 

durch den überörtlichen Träger der 

Sozialhilfe

Grundsicherung im Alter- und bei 

Erwerbsminderung (Leistungen für 

dauerhaft erwerbsgeminderte Personen 

unter 65 Jahren, Leistungen für 

Personen über 65 Jahre)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. § 99 Abs. 2, 4. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-30

3. §§ 4, 6

x x 31 311 3112

161 Heranziehung der örtlichen Träger 

durch den überörtlichen Träger der 

Sozialhilfe

Hilfen zur Gesundheit (Ambulante 

Hilfen zur Gesundheit, stationäre Hilfen 

zur Gesundheit, Krebskrankenhilfe)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. § 99 Abs. 2, 5. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-30

3. §§ 4, 6

x x 31 311 3113

162 Heranziehung der örtlichen Träger 

durch den überörtlichen Träger der 

Sozialhilfe (bis zum 31.12.2019)

Eingliederungshilfe für behinderte 

Menschen (Sonstige ambulante Hilfen, 

Leistungen zur Teilhabe am 

Arbeitsleben, heilpädagogische 

Leistungen für Kinder, Leistungen in 

Tagesstätten und Tagesförderstätten, 

Stationäre Hilfen)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. § 99 Abs. 2, 6. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-30

3. §§ 4, 6

x x 31 311 3115

163 Heranziehung der örtlichen Träger 

durch den überörtlichen Träger der 

Sozialhilfe

Hilfe zur Pflege (Häusliche Pflege, 

teilstationäre Pflege, stationäre Pflege, 

Kurzzeitpflege)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. § 99 Abs. 2, 7. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-30

3. §§ 4, 6

x x 31 311 3116

164 Heranziehung der örtlichen Träger 

durch den überörtlichen Träger der 

Sozialhilfe

Sonstige Hilfen in anderen Lebenslagen Auftrags- 

angelegenheit

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. § 99 Abs. 2, 8. und 9. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-30

3. §§ 4, 6

x x 31 311 3117

165 Örtliche Träger der Sozialhilfe Hilfe zum Lebensunterhalt  (Laufende 

Leistungen zum Lebensunterhalt, 

einmalige Leistungen zum 

Lebensunterhalt, Kranken- und 

Pflegeversicherungsbeiträge)

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. §§ 97 bis 99, 3. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-303

3. § 1 Abs. 1, § 2

Landkreise und Land können die 

Aufgaben ganz oder teilweise 

delegieren (§§ 3, 4 AGSGB XII), 

Kostenbeteiligung nach § 7 AGSGB XII 

(25%) 

x x (x) (x) (x) 31 311 3111

166 Örtliche Träger der Sozialhilfe Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung (Leistungen für 

dauerhaft erwerbsgeminderte Personen 

unter 65 Jahren, Leistungen für 

Personen über 65 Jahre)

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. §§ 97 bis 99, 4. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-303

3. § 1 Abs. 1, § 2

Landkreise und Land können die 

Aufgaben ganz oder teilweise 

delegieren (§§ 3, 4 AGSGB XII)

x x (x) (x) (x) 31 311 3112

167 Örtliche Träger der Sozialhilfe Hilfen zur Gesundheit (Ambulante 

Hilfen zur Gesundheit, stationäre Hilfen 

zur Gesundheit)

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. §§ 97 bis 99, 5. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-303

3. § 1 Abs. 1, § 2

Landkreise und Land können die 

Aufgaben ganz oder teilweise 

delegieren (§§ 3, 4 AGSGB XII)

x x (x) (x) (x) 31 311 3113
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Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

168 Örtliche Träger der Sozialhilfe (bis zum 

31.12.2019)

Sonstige Eingliederungshilfe für 

behinderte Menschen (Hilfen zum 

selbstbestimmten Wohnen, Hilfen in 

betreuten Wohnformen, sonstige 

ambulante Hilfen, Teilhabe am 

Arbeitsleben/ Budget für Arbeit, 

Heilpädagogische Leistungen für 

Kinder)

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. §§ 97 bis 99, 6. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-303

3.  § 1 Abs. 1, § 2

x x 31 311 3115

169 Örtliche Träger der Sozialhilfe Hilfe zur Pflege (Häusliche Pflege) Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. §§ 97 bis 99, 7. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-303

3. § 1 Abs. 1, § 2

Landkreise und Land können die 

Aufgaben ganz oder teilweise 

delegieren (§§ 3, 4 AGSGB XII)

x x (x) (x) (x) 31 311 3116

170 Örtliche Träger der Sozialhilfe Sonstige Hilfen in anderen Lebenslagen 

(u. a. Bestattungskosten)

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. §§ 97 bis 99, 8. und 9. Kapitel

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-303

3. § 1 Abs. 1, § 2

Landkreise und Land können die 

Aufgaben ganz oder teilweise 

delegieren (§§ 3, 4 AGSGB XII)

x x (x) (x) (x) 31 311 3117

171 Entgegennahme von Anträgen auf 

Sozialleistungen und Weiterleitung an 

den zuständigen Leistungsträger, 

Aufklärungs-, Beratungs- und 

Auskunftspflicht

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I)

2. BGBl. I 1975 S. 3015, zul. geänd. d. Art. 4 Abs. 5 d. G. v. 

12.02.2021 (BGBl. I S. 226)

3. § 13-16

Bezieht sich auf die jeweilige 

Trägeraufgabe nach dem SGB

x x x x x 31 Querschnit

tsaufgabe 

innerhalb 

des 

Produktbe

reiches 31

172 Beteiligung des Gesundheitsamtes im 

Rahmen des Gesamtplans der 

Eingliederungshilfe für behinderte 

Menschen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

2. BGBl. I 2016 S. 3234, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 6 d. G. v. 

99.10.2020 (BGBl. I S. 2075)

3. § 121 Abs. 3

x 41 414  

173 Beteiligung des Jugendamtes im 

Rahmen des Gesamtplans der 

Eingliederungshilfe für behinderte 

Menschen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

2. BGBl. I 2016 S. 3234, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 6 d. G. v. 

99.10.2020 (BGBl. I S. 2075)

3. § 121 Abs. 3

GKSt nur soweit Träger des 

Jugendamtes

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363

174 Kommunale Träger der Grundsicherung 

für Arbeitsuchende

Leistungen zur Eingliederung in Arbeit, 

Leistungen zur Sicherung des 

Lebensunterhalts, Einmalige Leistungen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

2. BGBl. I 2011 S. 850, 2094, zul. geänd. d. Art. 4 d. G. v. 11.02.2021 

(BGBl. I S. 154)

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch und des § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes 

(AGSGB II)

2. GVBl. 2004 S. 569, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 18.12.2017 (GVBl. 

S. 331), BS 86-5

3. § 1

Landkreise können die Aufgaben ganz 

oder teilweise delegieren (§ 2 AGSGB 

II)

x x (x) (x) (x) 31 312  3121, 

3122, 

3123

175 Ausführung des § 6 b des 

Bundeskindergeldgesetzes

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Bundeskindergeldgesetz (BKGG)

2. BGBl. I 2009 S. 142, 3177, zul. geänd. d. Art. 8 d. G. v. 09.12.2020 

(BGBl. I S. 2855)

3. § 6 b

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch und des § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes 

(AGSGB II)

2. GVBl. 2004 S. 569, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 18.12.2017 (GVBl. 

S. 331), BS 86-5

3. § 3 b

x x (x) (x) (x) 35 352
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik
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Produkt-
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Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

176 Schuldnerberatung und sonstige 

Fachberatungen nach SGB II und XII

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

2. BGBl. I 2003 S. 3022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 01.10.2013 

(BGBl. I S. 3733)

3. §§ 97 bis 99, § 11 Abs. 5

1. Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

2. BGBl. I 2011 S. 850, 2094, zul. geänd. d. Art. 4 d. G. v. 11.02.2021 

(BGBl. I S. 154)

3. §§ 16a, 17

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (AGSGB XII)

2. GVBl. 2004 S. 571, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 463), BS 86-303

3. § 1 Abs. 1, § 2

1. Landesgesetz zur Ausführung des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch und des § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes 

(AGSGB II)

2. GVBl. 2004 S. 569, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 18.12.2017 (GVBl. 

S. 331), BS 86-5

3. § 1

x x 31 311 3118

177 Ambulante, teilstationäre und stationäre 

Pflege

Sicherstellung und Weiterentwicklung 

der pflegerischen Angebotsstruktur, 

Pflegestrukturplanung, Regionale 

Pflegekonferenzen, Mitwirkung bei der 

Entscheidung über die Trägerschaft  der 

Beratungs- und Koordinierungsstellen/ 

Pflegestützpunkte, Mitwirkung bei der 

Förderung der Beratungs- und 

Koordinierungsstellen sowie 

komplementärer Angebote

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesgesetz zur Sicherstellung und Weiterentwicklung der 

pflegerischen Angebotsstruktur (LPflegeASG)

2. GVBl. 2005 S. 299, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 22.12.2015 (GVBl. 

S. 503), BS 86-20

3. §§ 2 - 6

1. Landesverordnung zur Durchführung des Landesgesetzes zur 

Sicherstellung und Weiterentwicklung der pflegerischen 

Angebotsstruktur (LPflegeASGDVO)

2. GVBl. 2016 S. 603, BS 86-20-1

3. §§ 4 - 6

1. Landesverordnung über die Anerkennung und Förderung von 

Angeboten zur Unterstützung im Alltag, über die Förderung von 

Modellvorhaben und Initiativen des Ehrenamts sowie über die 

Förderung der Selbsthilfe nach den §§ 45a, 45c und 45d des Elften 

Buches Sozialgesetzbuch

2. GVBl. 2017 S. 157, zul. geänd. d. V. v. 02.10.2020 (GVBl. S. 539)

3. § 11 Abs. 1

Im Rahmen des LPflegeASG bzw. der 

LPflegeASGDVO wirken die 

Kommunen beim Vergabeverfahren 

über die Anstellungsträgerschaft einer 

Fachkraft der Beratung und 

Koordinierung (öffentliche 

Bekanntmachung, Anregung von 

Trägerschaften) mit.

x x 31, 33, 41 311, 314, 

331, 412, 

414

3141

178 Überwachung von Einrichtungen für 

ältere Menschen, volljährige Menschen 

mit Behinderung und pflegebedürftige 

volljährige Menschen in 

gesundheitlicher, hygienischer und 

pflegerischer Hinsicht

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über Wohnformen und Teilhabe (LWTG)

2. GVBl. 2009 S. 399, zul. Geänd.t d. Art. 17 d. G. v. 19.12.2018 

(GVBl. S. 448), BS 217-1

3. § 20 Abs. 7

Aufgabe der Gesundheitsämter x 41 414  

179 Beirat für Migration und Integration 

(Ausländerbeirat)

Einrichtung von Beiräten für Migration 

und Integration in Gemeinden mit mehr 

als 1.000 und in Landkreisen mit mehr 

als 5.000 ausländischen Einwohnern mit 

Hauptwohnung (inkl. Durchführung der 

Wahl)

Pflichtaufgabe 1. Gemeindeordnung (GemO)

2. GVBl. 1994 S. 153, zul. geänd. d. Art. 1 und 4 d. G. v. 17.12.2020 

(GVBl. S. 728)

3. 56

1. Landkreisordnung (LKO)

2. GVBl. 1994 S. 188, zul. geänd. d. Art. 2 u. 5 d. G. v. 17.12.2020 

(GVBl. S. 728)

3. § 49 a

In Gemeinden mit mehr als 1.000 und in 

Landkreisen mit mehr als 5.000 

ausländischen Einwohnern mit 

Hauptwohnung 

x x x x x x 11, 12 111, 121
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

180 Vollzug des Einbürgerungsrechts U. a. auch Meldung der 

Einbürgerungsfälle an das StaLa

Auftrags- 

angelegenheit

1. Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG)

2. RGBl. 1913 S. 583, BGBl. III Nr. 102-1, zul. geänd. d. Art. 10 d. G. 

v. 28.03.2021 (BGBl. I S. 591)

3. § 3 Abs. 1 Nr. 5, §§ 8–13, § 16, §§ 31–33, §§ 35 - 38a, §§ 40b - 42

1. Gesetz zur Verminderung der Staatenlosigkeit 

(StaatenlMindÜbkAG)

2. BGBl. I 1977 S. 1101, geänd. d. Art. 3 § 4 d. G. v. 15.07.1999 

(BGBl. I S. 1618)

3. Art. 1 und 2

1. Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 

Bundesgebiet (HAuslG)

2. BGBl I 1951 S. 269, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 30.07.2004 (BGBl. 

I S. 1950)

3. § 21

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten in 

Staatsangehörigkeitsangelegenheiten

2. GVBl. 1999 S. 447, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 102-1

3. § 1

x x 12 122

181 Entgegennahme von 

Einbürgerungsanträgen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten in 

Staatsangehörigkeitsangelegenheiten

2. GVBl. 1999 S. 447, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 102-1

3. § 2 Abs. 2

x x x 12 122

182 Vollzug der Regelungen zur 

Durchführung von Optionsverfahren

Auftrags- 

angelegenheit

1. Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG)

2. RGBl. 1913 S. 583, BGBl. III Nr. 102-1, zul. geänd. d. Art. 10 d. G. 

v. 28.03.2021 (BGBl. I S. 591)

3. §§ 29 und 34

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten in 

Staatsangehörigkeitsangelegenheiten

2. GVBl. 1999 S. 447, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 102-1

3. § 1

x x 12 122
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

183 Vollzug des Ausländerrechts Auftrags- 

angelegenheit

1. Aufenthaltsgesetz (AufenthG)

2. BGBl. I 2008 S. 162, zul. geänd. d. Art. 10 G v. 09.12.2020 (BGBI. I 

S. 2855)

3. §§ 71 ff

1. Aufenthaltsverordnung (AufenthV) 

2. BGBl. I 2004 S. 2945, zul. geänd. d. Art. 2 d. V v. 18.12.2020 (BGBl. 

I S. 3046)

3. § 31, §§ 42, 43, § 61 a-h, §§ 62 ff, §§ 71 ff

1. Freizügigkeitsgesetz/EU (FreizügG/EU)

2. BGBl. I 2004 S. 1950, 1986, zul. geänd. d. Art. 1 d. G v. 12.11.2020 

(BGBI. I S. 2416)

3. § § 5ff

1. Asylgesetz (AsylG)

2. BGBl. I 2008 S. 1798, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 1 d. G v. 9.10.2020 

(BGBl. I S. 2075)

3. § 13, § 19, § 29, § 59 Abs. 3 Nr. 3

1. Gesetz über das Ausländerzentralregister (AZRG)

2. BGBl. I. 1994 S. 2265, zul. d. Art. 7a d. G. v. 3.12.2020 (BGBl. I S. 

2744) 

3. § 6 Abs. 1 Nr. 1, § 30, § 36

1. AZRG-Durchführungsverordnung (AZRG-DV)

2. BGBl. I 1995 S. 695, zul. geänd. d. Art. 7b d. G v. 03.12.2020 

(BGBl. I S. 2744)

3. Spalte C der Abschnitte I und II der Anlage „Daten, die im Register 

gespeichert werden, übermittelnde Stellen, Übermittlungs-

/Weitergabeempfänger“

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit nach dem 

Aufenthaltsgesetz

2. GVBl. 2020 S. 29, geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 671), BS 26-

6

3. § 1 Abs. 1

Ausländerbehörde ist die 

Kreisordnungsbehörde.

x x 12 122

184 Zentralstelle für Rückführungsfragen Beschaffung von 

Heimreisedokumenten, Organisation 

und Buchung von Flugabschiebungen 

(mit Ausnahme von Abschiebungen im 

Fluglinienverkehr) und Abstimmungen 

mit dem Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge in besonderen Einzelfällen.

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit nach dem 

Aufenthaltsgesetz

2. GVBl. 2020 S. 29, geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 671), BS 26-

6

3. § 3

x

(TR)

12 122

185 Zentrale Ausländerbehörde für 

Fachkräfteeinwanderung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Aufenthaltsgesetz (AufenthG)

2. BGBl. I 2008 S. 162, zul. geänd. d. Art. 10 G v. 09.12.2020 (BGBI. I 

S. 2855)

3. § 71 Abs. 1 Satz 5 und § 81 a

2. Landesverordnung über die Zuständigkeit nach dem 

Aufenthaltsgesetz

2. GVBl. 2020 S. 29, geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 671), BS 26-

6

3. § 1 Abs. 2

x 

(KL)

12 122

186 Aufgaben im Zusammenhang mit der 

Aufnahme von Spätaussiedlern und 

Aussiedlern

Ausstellung einer Zweitschrift einer 

Spätaussiedlerbescheinigung (im Falle 

früherer Zuständigkeit für die 

Ausstellung der Bescheinigung), 

Ausstellung von Vertriebenenausweisen 

(Altfälle, Im Falle einer Antragstellung 

vor dem 01.01.1994)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundesvertriebenengesetz (BVFG)

2. BGBl. I 2007 S. 1902, zul. geänd. d. Art. 162 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

3. § 15 Abs. 3 BVFG, § 16 Abs. 1 Satz 1 und 3 BVFG a. F. i. V. m. § 

100 BVFG

1. Zuständigkeitsverordnung-Kriegsfolgengesetze

2. GVBl. 1994 S. 1376, zul. geänd. d. Art. 24 d. G. v. 22.12.2015 

(GVBl. S. 461), BS 240-2

3. § 3

x x 34 344  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

187 Hilfen für Asylbewerber Aufnahme und Unterbringung von 

Asylbegehrenden, abgelehnten 

Asylbewerbern, Asylberechtigten, 

Personen, die nach § 15 a AufenthG 

aufgenommen worden sind sowie deren 

Ehegatten und minderjährigen Kindern 

und Personen, die vom Land im 

Rahmen humanitärer Hilfsaktionen nach 

den Vorschriften des 

Aufenthaltsgesetzes (§§ 22, 23 und 24 

AufenthG) aufgenommen worden sind.

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)

2. BGBl. I 1997 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 20c d. G. v. 28.03.2021 

(BGBl. I S. 591)

3. § 10

1. Landesaufnahmegesetz

2. GVBl. 1993 S. 627, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 18.11.2020 (GVBl. 

43 S. 606), BS 26-2

3. § 1 Abs. 1

Die Landkreise können nach § 1 Abs. 2 

den GKSt, den vfr G und den VG 

Personen zuweisen; die VG kann 

wiederum den OG Personen zuweisen.

x x (x) (x) (x) (x) 31 313, 314 3141

188 Hilfen für Asylbewerber Hilfe zum Lebensunterhalt, Krankenhilfe Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)

2. BGBl. I 1997 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 44 d. G. v. 21.12.2020 

(BGBl. I S. 3096)

3. §§ 1-4

1. Landesaufnahmegesetz

2. GVBl. 1993 S. 627, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 18.11.2020 (GVBl. 

43 S. 606), BS 26-2

3.  § 2 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2

Landkreise können die Aufgaben 

teilweise oder vollständig auf große 

kreisangehörige Städte, verbandsfreie 

Gemeinden und Verbandsgemeinden 

übertragen (§ 2 Abs. 3 Satz 1) 

x x (x) (x) (x) 31 313

189 Aufgaben nach dem 

Jugendschutzgesetz

Erteilung von 

Ausnahmegenehmigungen nach § 4 

Abs. 4 (Aufenthalt in Gaststätten), § 5 

Abs. 3 (Anwesenheit bei öffentlichen 

Tanzveranstaltungen) und Anordnung 

nach § 7 Satz 1 JuSchG 

(jugendgefährdende Veranstaltungen 

und Betriebe)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Jugendschutzgesetz (JuSchG)

2. BGBl I 2002 S. 2730, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 09.04.2021 (BGBl 

I S. 742)

3. § 4 Abs. 4, § 5 Abs. 3, § 7 Satz 1

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Achten Buch 

Sozialgesetzbuch, dem Jugendschutzgesetz, dem 

Unterhaltsvorschussgesetz, dem Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz und dem Adoptionsvermittlungsgesetz

2. GVBl. 2005 S. 13, zul. geänd. d. Art. 19 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287)

3. § 2 Abs. 1

GKSt nur soweit Träger des 

Jugendamtes

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363  

190 Zuständige Stelle für Antrag über die 

Zahlung der Unterhaltsleistung nach 

dem Unterhaltsvorschussgesetz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Unterhaltsvorschussgesetz (UhVorschG)

2. BGBl I 2007 S. 1446,  zul. geänd. D. Art. 38 d. G. v. 12.12.2019 

(BGBl I S. 2451)

3. § 9 Abs. 1 Satz 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Achten Buch 

Sozialgesetzbuch, dem Jugendschutzgesetz, dem 

Unterhaltsvorschussgesetz, dem Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz und dem Adoptionsvermittlungsgesetz

2. GVBl. 2005 S. 13, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 15.02.2021 (GVBl. S. 

239)

3. § 3 Abs. 1

GKSt nur soweit Träger des 

Jugendamtes

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

34 341  

191 Ausführung des Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG)

2. BGBl. I 2015 S. 33, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 15.02.2021 (BGBl. I 

S. 239)

3. § 12 Abs. 1 Satz 1

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Achten Buch 

Sozialgesetzbuch, dem Jugendschutzgesetz, dem 

Unterhaltsvorschussgesetz, dem Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz und dem Adoptionsvermittlungsgesetz

2. GVBl. 2005 S. 13, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 15.02.2021 (GVBl. S. 

239)

3. § 4 a Abs. 1

GKSt nur soweit Träger des 

Jugendamtes

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

35 351

192 Kostentragung nach dem 

Unterhaltsvorschussgesetz (50% 

Kostenbeteiligung an den Kosten des 

Landes)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz zur Ausführung des Unterhaltsvorschussgesetzes

2. GVBl. 2000 S. 253, zul. geänd. d. Art. 20 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 216-5

3. § 1

GKSt nur soweit Träger des 

Jugendamtes

Anmerkung Städtetag:

50% Kostenbeteiligung an den 

Einnahmen und Ausgaben des Landes 

§ 8 Abs. 1 S.1 UVG (40% Bund; Rest 

Länder) 

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

34 341
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

193 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten im Kinder- und 

Jugendhilferecht

Auftrags- 

angelegenheit

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 5 d. G. v. 

09.10.2020 (BGBl. I S. 2075) 

3. § 104 Abs. 1 Nr. 1 und 4

1. Jugendschutzgesetz (JuSchG)

2. BGBl I 2002 S. 2730, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 09.04.2021 (BGBl 

I S. 742)

3. § 28 Abs. 1 bis 4 

1. Adoptionsvermittlungsgesetz (AdVermiG) 

2. BGBl. I 2002 S. 354

3. § 14 Abs. 1 und 2

1. Unterhaltsvorschussgesetz (UhVorschG)

2. BGBl I 2007 S. 1446,  zul. geänd. D. Art. 38 d. G. v. 12.12.2019 

(BGBl I S. 2451)

3. § 10 Abs. 1

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Achten Buch 

Sozialgesetzbuch, dem Jugendschutzgesetz, dem 

Unterhaltsvorschussgesetz, dem Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz und dem Adoptionsvermittlungsgesetz

2. GVBl. 2005 S. 13, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 15.02.2021 (GVBl. S. 

239)

3. § 5

GKSt nur soweit Träger des 

Jugendamtes

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363

194 Kinderschutzdienste als Anlaufstelle für 

Kinder und Jugendliche, die Opfer von 

Misshandlung oder sexueller Gewalt 

geworden sind

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 5 d. G. v. 

09.10.2020 (BGBl. I S. 2075)

3. § 1 Abs. 3 Nr. 3

1. Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(AGKJHG)

2. GVBl. 1993 S. 632, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 03.09.2019 (GVBl. 

S.213), BS 216-1

3. § 23

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363

195 Leistungen der Jugendhilfe Förderung der Erziehung in der Familie 

(Allgemeine Förderung der Erziehung in 

der Familie, Beratung in Fragen der 

Partnerschaft, Trennung und 

Scheidung, Beratung und Unterstützung 

bei der Ausübung der Personensorge 

und des Umgangsrechts, gemeinsame 

Wohnformen für Mütter/ Väter und 

Kinder, Betreuung und Versorgung des 

Kindes in Notsituationen, Unterstützung 

bei Unterbringung zur notwendigen 

Erfüllung der Schulpflicht), 

Beurkundungen, Aufnahme von 

vollstreckbaren Urkunden

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 5 d. G. v. 

09.10.2020 (BGBl. I S. 2075)

3. §§ 2, 16-21

1. Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(AGKJHG)

2. GVBl. 1993 S. 632, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 03.09.2019 (GVBl. 

S.213), BS 216-1

3. § 2

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363

196 Leistungen der Jugendhilfe Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe 

für seelisch behinderte Kinder und 

Jugendliche,

Hilfe für junge Volljährige

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. 29.8.2013 (BGBl. I 

S. 3464)

3. §§ 2, 27, 29-35, 35a, 41

1. Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(AGKJHG)

2. GVBl. 1993 S. 632, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 03.09.2019 (GVBl. 

S.213), BS 216-1

3. § 2

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

197 Andere Aufgaben der Jugendhilfe Inobhutnahme von Kindern und 

Jugendlichen, vorläufige Inobhutnahme 

von ausländischen Kindern und 

Jugendlichen bei unbegleiteter Einreise, 

Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren 

(Familiengerichtshilfe und 

Jugendgerichtshilfe), Beistandschaft, 

Pflegschaft und Vormundschaft für 

Kinder und Jugendliche, Auskunft über 

Nichtabgabe von Sorgeerklärungen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 5 d. G. v. 

09.10.2020 (BGBl. I S. 2075)

3. §§ 2, 42, 42a, 50-52, 52a-58a, 59, 60

1. Jugendgerichtsgesetz (JGG)

2. BGBl. I 1974 S. 3427, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. 09.12.2019 (BGBl. I 

S. 2146)

3. § 38, § 50 Abs. 3 Satz 2

1. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

2. BGBl. I 2002 S. 42, 2909; 2003 S. 738, zul. geänd. d. Art. 10 d. G. v. 

30.03.2021 (BGBl. I S. 607)

3. §§ 1666 ff

1. Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(AGKJHG)

2. GVBl. 1993 S. 632, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 03.09.2019 (GVBl. 

S.213), BS 216-1

3. § 2

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363

198 Einrichtung der Jugendämter und 

Wahrnehmung der gesetzlichen 

Aufgaben der Jugendhilfe

Beratung in Fragen des 

Jugendschutzes, Überwachung der 

Einhaltung der Vorschriften, 

Durchführung von 

Jugendschutzkontrollen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. 29.8.2013 (BGBl. I 

S. 3464)

3. § 69 Abs. 3, § 79

1. Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(AGKJHG)

2. GVBl. 1993 S. 632, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 03.09.2019 (GVBl. 

S.213), BS 216-1

3. §§ 2, 24 Abs. 3 und 4

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363  

199 Jugendschöffen Aufstellung von Vorschlagslisten für die 

Wahl der Jugendschöffen      

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 4 Abs. 6 d. G. v. 

12.02.2021 (BGBl. I S. 226)

3. § 70

1. Jugendgerichtsgesetz (JGG)

2. BGBl. I 1974 S. 3427, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. 09.12.2019 (BGBl. I 

S. 2146)

3. § 35

1. Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(AGKJHG)

2. GVBl. 1993 S. 632, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 03.09.2019 (GVBl. 

S.213), BS 216-1

3. § 2

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363

200 Beteiligung von Kindern und 

Jugendlichen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 4 Abs. 6 d. G. v. 

12.02.2021 (BGBl. I S. 226)

3. § 8

1. Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(AGKJHG)

2. GVBl. 1993 S. 632, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 03.09.2019 (GVBl. 

S.213), BS 216-1

3. § 2

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363

201 Adoptionsvermittlungsstellen Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Adoptionsvermittlungsgesetz (AdVermiG) 

2. BGBl. I 2002 S. 354

3. § 2 Abs. 1

Soweit Adoptionsvermittlungsstellen 

eingerichtet, GKSt nur soweit 

Jugendamt vorhanden

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363

202 Adoptionsvermittlungsstellen bei 

internationalen Adoptionen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Adoptionsübereinkommens-Ausführungsgesetz (AdÜbAG)

2. BGBl. I 2001 S. 2950, zul. geänd. d. G. v. 17.12.2006 (BGBl. I S. 

3171)

3. § 1 Abs. 2 und 4 Nr. 1

Soweit Adoptionsvermittlungsstellen 

eingerichtet und diese zur 

internationalen Adoptionsvermittlung 

zugelassen sind, GKSt nur soweit 

Jugendamt vorhanden

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

203 Umsetzung lokaler Netzwerk durch die 

Jugendämter

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz zum Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit 

(LKindSchuG)

2. GVBl. 2008 S. 52, zul. geänd. d. G. v. 18.11.2020 (GVBl. S. 609), 

BS 216-6

3. § 3

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 363  

204 Schwangerschaftskonfliktberatung Sicherstellung eines ausreichenden 

Beratungsangebots

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG)

2. BGBl. I S. 1398 , zul. geänd. d. Art. 13 v. 14.12.2019 (BGBl I. S. 

2789)

1. Landesgesetz zur Ausführung des 

Schwangerschaftskonfliktgesetzes und anderer Gesetze (AGSchKG) 

2. GVBl. 2005 S. 77, geänd. d. Art. 2 d. G. v. 20.12.2013 (GVBl. S. 

533), BS 2120-20

3. § 1

x x 36 363, 367  

205 Aufgaben nach dem 

Prostituiertenschutzgesetz

Durchführung der verpflichtenden

Anmeldung von Prostituierten, 

Durchführung der für die Erteilung einer 

Erlaubnis für Prostitutionsgewerbe 

notwendigen Verwaltungsakte, 

Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG)

2. BGBl. I  2016 S. 2372, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 30.11.2020 

(BGBl. I S. 2600)

3. §§ 3, 12

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem 

Prostituiertenschutzgesetz

2. GVBl. 2017 S. 251, BS 402-20

3. § 1 Abs. 1, § 2

x x 12 122  

206 Erlass und Überwachung von 

Rechtsverordnungen zum Verbot der 

Prostitutionsausübung 

(Sperrbezirksverordnung)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten nach Artikel 

297 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch

2. GVBl. 1974 S. 595, zul. geänd. d. Art. 10 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 2012-4

3. § 1

x x x 12 122

207 Aufgaben nach den Sicherstellungs- 

und Vorsorgegesetzen sowie aufgrund 

dieser Gesetze erlassener 

Rechtsverordnungen 

Wirtschaftssicherstellungsgesetz 

(Vorbereiten des Vollzugs, Einholen von 

Auskünften), 

Wirtschaftssicherstellungsverordnung 

(Friedensmäßige Lagerung und 

Bestandskontrolle, Planerisches 

Vorbereiten zur Ausgabe von 

Versorgungskarten, Planerisches 

Vorbereiten des Abholverfahrens, 

Planerisches Vorbereiten zur 

Durchführung des Antragsverfahren, 

Durchführen des Abholverfahrens, 

Ahnden von Zuwiderhandlungen), Post- 

und 

Telekommunikationssicherstellungsges

etz (Anträge zur Erteilung von Aufträgen 

bevorrechtigter Aufgabenträger zur 

Einräumung von Vorrechten, 

Sicherstellen der vorrangigen 

Inanspruchnahme von 

Postdienstleistungen), 

Bundesleistungsgesetz (Anforderung 

durch Bedarfsträger)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wirtschaftssicherstellungsgesetz (WiSiG 1965)

2. BGBl. I 1968 S. 1069, zul. geänd. d. V. v.  31.10.2006 (BGBl I S. 

2407)

3. § 11, § 14

1. Wirtschaftssicherstellungsverordnung (WiSiV)

2. BGBl. I 2004 S. 2159, zul. geänd. d. Art. 379 d. V. v. 31.10.2006 

(BGBl. I S. 2407)

3. §§ 3, 4, 13

1. Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetz (PTSG) 

2. BGBl. I 2011 S. 506, 941, zul. geänd. d. G. v. 21.12.2020 (BGBI. I 

S.  3229)

3. §§ 7, 2, 5, 6

1. Bundesleistungsgesetz (BLG)

2. BGBl. I 1956 S. 815, zul. geänd. d. G. v. 11.08.2009 (BGBl I S. 

2723)

3. § 7

1. Landesverordnung zur Übertragung der Zuständigkeit zur Verfolgung 

und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem 

Bundesleistungsgesetz

2. GVBl. 1994 S. 323, BS 453-37

3. § 1

x x x x x 12 128
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

208 Aufgaben nach den Sicherstellungs- 

und Vorsorgegesetzen sowie aufgrund 

dieser Gesetze erlassener 

Rechtsverordnungen

Mineralölbewirtschaftungs-Verordnung 

(Vorbereiten der Einrichtung von 

Ausgabestellen für Bezugscheine, 

Lagerung, Kontrolle, Bestandsausgleich 

der ausgelieferten Bezugscheine, 

Vorbereiten von wirtschaftslenkenden 

Maßnahmen), Bundesleistungsgesetz 

(Anfordern von Leistungen, Herstellen 

des Einvernehmens/ Benehmens, 

Vorbereiten von Bereitstellungs- bzw. 

Leistungsbescheiden, Einleiten von 

Verwaltungszwangsmaßnahmen, 

Leistungsabnahme, Festsetzen von 

Entschädigungen und Ersatzleistung, 

Ahnden von Ordnungswidrigkeiten), 

Post- und 

Telekommunikationssicherstellungsges

etz (Benennen von Aufgabenträgern, 

Ausstellen von 

Bevorrechtigungsbescheinigungen), 

Energiesicherstellungsgesetz 

(Vorbereitung des Vollzugs, Vorhalten 

von Bezugsscheinen für 

Mineralölprodukte), 

Ernährungssicherstellungsgesetz 

(Vorbereitung des Vollzugs, Einholen 

von Auskünften), 

Ernährungsvorsorgegesetz 

(Vorbereitung des Vollzugs), 

Ernährungsbewirtschaftungsverordnung 

(Ermitteln des Bedarfs an 

Verbraucherkarten, Lagerung, Kontrolle, 

Bestandsausgleich, Vorbereiten der 

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wirtschaftssicherstellungsgesetz (WiSiG 1965)

2. BGBl. I 1968 S. 1069, zul. geänd. d. V. v.  31.10.2006 (BGBl I S. 

2407)

3. § 1

1. Mineralölbewirtschaftungs-Verordnung (MinÖlBewV)

2. BGBl. I 1988 S. 530, zul. geänd. d. At. 221 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

3. §§ 6, 9

1. Bundesleistungsgesetz (BLG)

2. BGBl. I 1956 S. 815, zul. geänd. d. G. v. 11.08.2009 (BGBl I S. 

2723)

3. §§ 18, 20 bis 33, 35, 36, 44, 49 bis 65, 84

1. Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetz (PTSG) 

2. BGBl. I 2011 S. 506, 941, zul. geänd. d. d. G. v. 21.12.2020 (BGBI. I 

S.  3229)

3. §§ 7, 2, 6

1. Verkehrssicherstellungsgesetz (VerkSiG)

2. BGBl. I S. 1082, zul. geänd. d. Art. 499 d. V. v. 31. August 2015 

(BGBl. I S. 1474) 

3. § 19

1. Energiesicherungsgesetz 1975 (EnSiG 1975)

2. BGBl. I 1974 S. 3681, zul.  geänd. d. G. v. 19.12.1979 (BGBl. I S. 

2305)

3. § 9

1. Ernährungssicherstellungs- und -vorsorgegesetz (ESVG)

2. BGBl I 2017 S. 772, geänd. d. Art. 275 d. V. v. 19.6.2020 (BGBl I S. 

1328)

1. Landesverordnung zur Übertragung der Zuständigkeit zur Verfolgung 

und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem 

Bundesleistungsgesetz

2. GVBl. 1994 S. 323, BS 453-37

3. § 1 

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet der 

Ernährungssicherstellung und der Ernährungsvorsorge

2. GVBl. 2008 S. 308, BS 780-2

ESG, EVG, EBiwiV und EWMV nicht 

mehr in Kraft. Anmerkung Städtetag: 

Neuregelung des Fachgebietes, mit 

ESVG 2017, neu: eigene Angelegenheit 

des Landes, Bund muss Verordnung 

erlassen, damit Länder eigene 

Regelungen treffen können. 

http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP

18/788/78849.html

x x 12 128

209 Aufsicht über private 

Versicherungsunternehmen von 

geringer wirtschaftlicher Bedeutung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung zur Übertragung von Aufsichtsbefugnissen über 

private Versicherungsunternehmen

2. GVBl. 1974 S. 183, zul. geänd. d. Art. 63 d. G. v. 06.07.1998 (GVBl. 

S. 171), BS 76-20

3. § 1

x x 12 122

210 Aufgaben nach dem Landesgesetz über 

den Abbau und die Verwertung von 

Bimsvorkommen

Erteilung von Genehmigungen zum 

planmäßigen Abbau von 

Bimsvorkommen, Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung zur Durchführung des Landesgesetzes über den 

Abbau und die Verwertung von Bimsvorkommen 

2. GVBl. 1952 S. 117, zul. geänd. d. Art. 5 d. G. v. 26.05.2009 (GVBl. 

S. 201)

3. § 1

1. Landesgesetz über den Abbau und die Verwertung von 

Bimsvorkommen 

2. GVBl. 1949 S. 143, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 26.05.2009 (GVBl. 

S. 201)

3. § 3

x x x x 52 521

211 Aufgaben der höheren 

Verwaltungsbehörde im Sinne des 

Gesetzes gegen den unlauteren 

Wettbewerb

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG)

2. BGBl. I S. 254, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 26.11.2020 (BGBl. I S. 

2568) 

3. § 15

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit der allgemeinen 

Ordnungsbehörden

2. GVBl. 1978 S. 695, zul. geänd. d. § 4 Abs. 2 d. V. v. 14.01.2020 

(GVBl. S. 29)

3. § 2 Nr. 8

Als Kreisordnungsbehörde x x 12 122
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

212 Aufgaben nach dem Schornsteinfege-

Handwerksgesetz

Zuständige Behörde für die Ausführung 

des Schornsteinfeger-

Handwerksgesetzes, Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Schornsteinfeger-Handwerksgesetz (SchfHwG)

2. BGBl. I 2008 S. 2242 zul. geänd. d. Art 16 d. G. vom 16.10.2020 

(BGBl I S. 2187) 

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Schornsteinfeger-

Handwerksgesetz

2. GVBl. 2013 S. 4, geänd. d. Art. 1 d. V. v. 08.09.2015 (GVBl. S. 255), 

BS 712-6

3. § 1 Abs. 1

x x x 12 122  

213 Aufgaben nach dem Schornsteinfege-

Handwerksgesetz

Entgegennahme der Meldung nach § 5 

Abs. 2 SchfHwG (Mängel an kehr- und 

überprüfungspflichtigen Anlagen)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Schornsteinfeger-Handwerksgesetz (SchfHwG)

2. BGBl. I 2008 S. 2242 zul. geänd. d. Art 16 d. G. vom 16.10.2020 

(BGBl I S. 2187) 

3. § 5 Abs. 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Schornsteinfeger-

Handwerksgesetz

2. GVBl. 2013 S. 4, geänd. d. Art. 1 d. V. v. 08.09.2015 (GVBl. S. 255), 

BS 712-6

3. § 3 Nr. 2

x x x x 12 122

214 Aufgaben nach der Handwerksordnung Untersagung der Fortsetzung des 

Betriebes

Auftrags- 

angelegenheit

1. Handwerksordnung (HwO)

2. BGBl. I 1998 S. 3074, 2006 S. 2095, zul. geänd. d. Art. 19 d. G. v. 

25.07.2013 (BGBl. I S. 2749)

3.  § 16 Abs. 3 Satz 1

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach der 

Handwerksordnung und dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz

2. GVBl. 1987 S. 16, zul. geänd. d. V. v. 26.08.2008 (GVBl. S.197), BS 

712-1

3. § 1 Abs. 2

x x x x 12 122  

215 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten nach der 

Handwerksordnung und dem 

Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Handwerksordnung (HwO)

2. BGBl. I 1998 S. 3074, 2006 S. 2095, zul. geänd. d. Art. 19 d. G. v. 

25.07.2013 (BGBl. I S. 2749)

3. §§ 4; 7; 8; 16; 117; 118 i. V. m. § 17, 124b

1. Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG)

2. BGBl. I 2004 S. 1842, zul. geänd. d. Art. 97 d. G. v. 21.07.2010 

(BGBl. I S.1566)

3. §§ 2, 4

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach der 

Handwerksordnung und dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz

2. GVBl. 1987 S. 16, zul. geänd. d. V. v. 26.08.2008 (GVBl. S.197), BS 

712-1

3. § 2

x x 12 122  

216 Aufgaben des gewerblichen 

Ordnungsrechts, Vollzug der 

Gewerbeordnung

U. a. Entgegennahme und Bearbeitung 

von Gewerbemeldungen, Ausstellung 

Reisegewerbekarten, Übermittlung von 

Daten aus der Gewerbeanzeige an 

weitere Behörden (Verteilplattform der 

KommWis GmbH), Entgegennahme 

Antrag auf Auszug 

Gewerbezentralregister

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gewerbeordnung (GewO)

2. BGBl. I 1999 S. 202; zul. geänd. d. Art. 5 Abs. 4 d. G. v. 09.03.2021 

(BGBl. I S. 327)

3. §§ 1 bis 161 (insb. Titel II, III, IV)

1. Gewerbeanzeigeverordnung (GewAnzV)

2. BGBl. I 2014 S. 1208, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 03.07.2019 

(BGBl. I S. 916) 

3. § 3

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten im Gewerberecht

2. GVBl. 2001 S. 43, zul. geänd. d. § 51 d. G. v. 09.03.2011 (GVBl. S. 

47), BS 710-1

3. § 1 Abs. 1

x x x x 12 122  

217 Aufgaben des gewerblichen 

Ordnungsrechts, Vollzug der 

Gewerbeordnung

Konzession Privatkrankenanstalten Auftrags- 

angelegenheit

1. Gewerbeordnung (GewO)

2. BGBl. I 1999 S. 202; zul. geänd. d. Art. 5 Abs. 4 d. G. v. 09.03.2021 

(BGBl. I S. 327)

3. § 30

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten im Gewerberecht

2. GVBl. 2001 S. 43, zul. geänd. d. § 51 d. G. v. 09.03.2011 (GVBl. S. 

47), BS 710-1

3. § 2

x x x 12 122

218 Aufgaben des gewerblichen 

Ordnungsrechts, Vollzug der 

Gewerbeordnung

Öffentliche Stelle nach § 29 Abs. 1 

GewO, Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gewerbeordnung (GewO)

2. BGBl. I 1999 S. 202; zul. geänd. d. Art. 5 Abs. 4 d. G. v. 09.03.2021 

(BGBl. I S. 327)

3. § 29 Abs. 1

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten im Gewerberecht

2. GVBl. 2001 S. 43, zul. geänd. d. § 51 d. G. v. 09.03.2011 (GVBl. S. 

47), BS 710-1

3. §§ 3 und 4

x x x x x 12 122  

219 Aufgaben nach dem Gaststättengesetz Zuständige Behörde für die 

Durchführung des Gaststättengesetzes 

und der auf seiner Grundlage 

ergangenen Rechtsverordnungen, 

Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gaststättengesetz (GastG)

2. BGBl I 1998 S. 3418, zul. geänd. d. Art. 14 d. G. v. 10.03.2017 

(BGBl I S. 420)

3. §§ 1 bis 36

1. Gaststättenverordnung (GastVO)

2. GVBl. 1971 S. 274,  zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 18.12.2017 (GVBl. 

S. 333), BS 711-7

3. § 1

x x x x 12 122  
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

220 Preisüberwachung bei Mietpreisen Auftrags- 

angelegenheit

1. Preisgesetz (PreisG)

2. WiGBl. 1948 S. 27, zul. geänd. d. G. v. 18.02.1986 (BGBl. I S. 265)

3. § 8 Abs. 1 Satz 1

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit im Preisrecht

2. GVBl. 1987 S. 371, zul. geänd. d. V. v. 29.08.2016 (GVBl. I S. 538), 

BS 7200-1

3. § 2 Abs. 1

x x x x 52 522

221 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten nach dem 

Wirtschaftsstrafgesetz 1954

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wirtschaftsstrafgesetz 1954 (WiStrG 1954)

2. BGBl. 1975 I S. 1313, zul. geänd. d. G. v. 21.12.2019 (BGBl. I S. 

2911)

3. §§ 3, 5

1. Landesverordnung über die Zuständigkeit im Preisrecht

2. GVBl. 1987 S. 371, zul. geänd. d. V. v. 29.08.2016 (GVBl. I S. 538), 

BS 7200-1

3.  3 Abs. 1, 3 und 4

x x x x 12 122  

222 Erhebungsstelle für die Statistik der 

Verbraucherpreise, die 

Fremdenverkehrsstatistik und die 

Beherbergungsstatistik

Auftrags- 

angelegenheit

1. Beherbergungsstatistikgesetz (BeherbStatG)

2. BGBl. I 2002 S. 1642

1. Verordnung (EU) des europäischen Parlaments und des Rates über 

die europäische Tourismusstatistik und zur Aufhebung der Richtlinie 

95/57/EG des Rates 06.07.2011 

2. ABl. L 192 S. 17

1. Verordnung (EU) Nr. 692/2011

1. Landesverordnung zur Übertragung von Aufgaben der 

Erhebungsstelle für die Statistik der Verbraucherpreise, die 

Fremdenverkehrsstatistik und die Beherbergungsstatistik

2. GVBl. 2005 S. 146, BS 29-5-2

3. § 1

1. Landesstatistikgesetz (LStatG)

2. GVBl. 1978 S. 57, zul. geänd. d. Art. 23 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448)

3. § 4 Abs. 2 u. 4

x x x x 12 121  

223 Durchführung des 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetze

s

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten nach dem 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz

2. GVBl. 1996 S. 273, zul. geänd. d. § 24 d. G. v. 08.07.2014 (GVBl. S. 

107), BS 217-13

3. § 1

x x 35 351

224 Aufgaben nach dem 

Weinbergsaufbaugesetz

Verwaltungshilfe für die 

Wiederaufbaukasse, Erklärung des 

Einvernehmens bei Satzungen der 

Wiederaufbaukasse und deren 

Änderungen, Auslegung von Satzungen 

der Wiederaufkasse, Entscheidung über 

die Bildung einer Aufbaugemeinschaft, 

Einladung zur Gründungsversammlung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Weinbergsaufbaugesetz

2. GVBl. 1953 S. 54, zul. geänd. d. Art. 200 d. G. v. 12.10.1999 (GVBl. 

S. 325), BS 7821-1

3. § 1 Abs. 4, § 11 Abs. 5 und § 12 Abs. 1

x x 55 555

225 Wein-Überwachung Entgegennahme von Meldungen (u. a. 

Erntemeldung, Erzeugungsmeldung, 

Bestandsmeldung nach der Verordnung 

EG Nr. 436/2009) und Weiterleitung an 

das Landesuntersuchungsamt und die 

Landwirtschaftskammer Rheinland-

Pfalz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wein-Überwachungsverordnung

2. BGBl I 2002 S. 1624, zul. geänd. d. Art. 2 d. V. v. 04.01.2016 (BGBl. 

I S. 2)

3. § 29 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Weinrechts vom 12.10.2011

2.  GVBl. 2011 S. 382, zul. geänd. d. A. 2 d. V. v. 11.12.2017 (GVBl. 

S. 339)

3. § 5 Abs. 1

x x x x 55 555

226 Wein-Überwachung Entnahme von Proben in 

Einzelhandelsgeschäften und 

Gaststätten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame 

Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur 

Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, 

(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007

2. ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671-854

1. Weingesetz (WeinG 1994)

2. BGBl I 2011 S. 66, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 14.11.2020 (BGBl I 

S. 2425)

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Weinrechts vom 12.10.2011

2.  GVBl. 2011 S. 382, zul. geänd. d. A. 2 d. V. v. 11.12.2017 (GVBl. 

S. 339)

3. § 6

Betrifft die Verwaltungen der Landkreise 

sowie der fünf großen kreisfreien Städte 

KL, KO, LU, MZ, TR.

x 

(KL, 

KO, 

LU, 

MZ, 

TR)

x 55 555
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 
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statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

227 Anträge auf Eintragung von Lagen im 

Weinbau in die Weinbergsrolle

Auftrags- 

angelegenheit

1. Weinlagengesetz

2. GVBl. 1970 S. 184, zul. geänd. d. Art. 52 d. G. v. 21.07.2003 (GVBl. 

S. 155), BS 7821-5

3. § 2 Abs. 1 und 5

x x x (x) x 55 555

228 Anträge auf Eintragung von Bereichen 

im Weinbau in die Weinbergsrolle

Auftrags- 

angelegenheit

1. Weinlagengesetz

2. GVBl. 1970 S. 184, zul. geänd. d. Art. 52 d. G. v. 21.07.2003 (GVBl. 

S. 155), BS 7821-5

3. § 2 Abs. 3 und 5

x 55 555

229 Bewilligung von Fördergeldern im 

Weinbau

Entgegennahme und Prüfung der 

Anträge, Bewilligung, betrifft die 

Unterstützung für die Umstrukturierung 

und Umstellung von Rebflächen sowie 

für Ernteversicherungen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame 

Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur 

Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, 

(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007

2. ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671-854

3. 

1. Landesverordnung über die Umstrukturierung und Umstellung von 

Rebflächen

2. GVBl. 2017 S. 1, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 05.05.2021 (GVBl. S. 

287)

3. § 7

1. Landesverordnung über die Unterstützung für Ernteversicherungen 

im Weinsektor

2. GVBl. 2021 S. 239, BS 7821-6

3. § 6

Nur in Landkreisen mit Weinbau x 55 555

230 Erhebungsstelle für die Agrarstatistik Erhebungsstelle für die Durchführung 

der Bodennutzungshaupterhebung, der 

Erhebung über die Viehbestände und 

der Strukturerhebung in land- und 

forstwirtschaftlichen Betrieben

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung zur Durchführung des Agrarstatistikgesetzes

2. GVBl. 1989 S. 210, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 08.03.2000 (GVBl. 

S. 152), BS 29-6

3. § 1

1. Landesstatistikgesetz (LStatG)

2. GVBl. 1978 S. 57, zul. geänd. d. Art. 23 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 448)

3. § 4 Abs. 2 u. 4

x x x x 12 121

231 Auskunftspflicht im Rahmen der 

Flächenerhebung

Auskunftspflicht im Rahmen der 

Flächenerhebung nach der im 

Flächennutzungsplan dargestellten Art 

der Nutzung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Agrarstatistikgesetz (AgrStatG)

2. BGBl. I 2009 S. 3886, zul. geänd. d. Art. 13  Abs. 5 d. G. v. 

12.4.2012 (BGBl. I S.  579)

3. §§ 3-4

x x x x 55 555  

232 Auskunftspflicht im Rahmen der 

Erhebung über Schlachtungen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Agrarstatistikgesetz (AgrStatG)

2. BGBl. I 2009 S. 3886. zul. geänd. d. Art. 13  Abs. 5 d. G. v. 

12.04.2012 (BGBl. I S. 579)

3. §§ 59 und 60

x 55 555

233 Mitwirkung bei den Wahlen zur 

Landwirtschaftskammer Rheinland-

Pfalz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über die Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 

(LwKG)

2. GVBl. 1970, S. 309

3. § 7 Abs. 6

Die Landwirtschaftskammer erstattet 

den Gemeinden einen festen Betrag je 

Stimmberechtigten, der vom fachlich 

zuständigen Ministerium im Benehmen 

mit der Landwirtschaftskammer 

festgesetzt wird.

x x x x x 12 121

Seite 39



VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 
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statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

234 Umsetzung der flächenbezogenen 

Agrarförderung der ersten und zweiten 

Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik 

(GAP), Förderung von Agrarumwelt- 

und Klimamaßnahmen (AUKM)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten für die Durchführung des 

Entwicklungsprogramms „Umweltmaßnahmen, Landentwicklung, 

Landwirtschaft, Ernährung (EULLE)“ im Rahmen des Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 

(ELER)

2. GVBl. 2016 S. 285, zul. geänd. d. V. v. 02.05.2019 (GVBl. S. 66), 

BS 7847-2

3. § 3

1. Landesverordnung zur Durchführung der Direktzahlungen an Inhaber 

landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stützungsregelungen der 

Gemeinsamen Agrarpolitik ud des Integrierten Verwaltungs- und 

Kontrollsystems

2. GVBl. 2016 S. 169, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 07.06.2018 (GVBl. 

S. 128), BS 7847-28

3. § 1 Abs. 1, 2 und 4

Anmerkung Städtetag: Beteiligung der 

unteren Naturschutzbehörde

x 55 555

235 Ausführung des 

Grundstückverkehrsgesetzes

Genehmigung von Veräußerungen 

landwirtschaftlicher Flurstücke

Auftrags- 

angelegenheit

1. Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG)

2. BGBl I 1961 S. 1091 (1652, 2000), zul. geänd. d. Art. 108 d. G v. 

17.12.2008 (BGBl I S. 2586)

3. § 3 Abs. 1

1. Landesverordnung zur Ausführung des Grundstückverkehrsgesetzes 

(AVO - GrdstVG)

2. GVBl. 1961 S. 267, zul. geänd. d. Art. 10 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 7810-1

3. § 1, § 8a

Als untere Landwirtschaftsbehörde x x 55 555  

236 Vollzug der Höfeordnung in Rheinland-

Pfalz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesgesetz über die Höfeordnung (HO-RhPf) 

2. GVBl. 1967 S. 138, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 02.03.2017 (GVBl. 

S. 21), BS 7811-1

3. § 28 Abs. 1

1. Landesverordnung zur Durchführung der Höfeordnung (DVO-HO-

RhPf)

2. GVBl. 1967 S. 146), zul. geänd. d. Art. 9 d. V. v. 14.01.2005 (GVBl. 

S. 16), BS 7811-1-1

x 55 555

237 Durchführung des 

Landpachtverkehrsgesetzes

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landpachtverkehrsgesetz (LPachtVG)

2. BGBl. I 1985 S. 2075, zul. geänd. d. Art. 15 d. G. v. 13.04.2006 

(BGBl. I S. 855)

1. Landesverordnung zur Durchführung des 

Landpachtverkehrsgesetzes

2. GVBl. 1993 S. 116, zul. geänd. d. Art. 66 d. G. v. 06.07.1998 (GVBl. 

S. 171), BS 7813-1

3. § 2

x x 55 555  

238 Straßenreinigung und Winterdienst Innerhalb der geschlossenen Ortslage 

gelegene öffentliche Straßen 

einschließlich der Ortsdurchfahrten, 

Winterdienst "nach besten Kräften" (§ 

11 Abs. 2 LStrG)

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesstraßengesetz (LStrG)

2. GVBl. 1977 S. 287, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 91-1

3. § 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2, § 11 Abs. 2, § 17 

x x x x 54 541, 542, 

543, 544, 

545

 

239 Öffentlicher Personennahverkehr Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung in 

den Grenzen 

der finanziellen 

Leistungsfähig-

keit

1. Nahverkehrsgesetz (NVG)

2. GVBl. 2021 S. 51, BS  924-8 

3. § 5 Abs. 1                                                                                                                                                                 

x x 54 547  
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

240 Aufgaben nach dem 

Personenbeförderungsrecht

Genehmigung der Personenbeförderung 

mit Kraftfahrzeugen im 

Gelegenheitsverkehr, Zulassung bzw. 

Genehmigung von Ausnahmen 

Auftrags- 

angelegenheit

1. Personenbeförderungsgesetz (PBefG)

2. BGBl I 1990 S. 1690,  zul. geänd. d. Art. 10 G v. 3.12.2020 (BGBl. I 

S. 2694)

3. § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 4, § 3 Abs. 2 S. 2, § 11 Abs. 1

1. Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im 

Personenverkehr (BOKraft)

2. BGBl. I 1975 S. 1573, zul. geänd. d. Art. 483 d. V. v. 31.08.2015 

(BGBl. I S. 1474)

3. § 43 Abs. 1 S. 1 

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Personenbeförderungsrechts

2. GVBl. 1996 S. 115, zul. geänd. d. Art. 4 d. V. v. 28.03.2019 (GVBl. 

S. 45), BS 924-6

3. § 3

Die Zuständigkeiten werden für das 

Gebiet der GKSt Bingen am Rhein und 

Ingelheim am Rhein von der 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen 

wahrgenommen.

x x x (ohne 

Bingen 

u. 

Ingelhe

im)

12 123

241 Rechtsaufsicht der Hafenbehörde über 

Hafenunternehmen, die als Beliehene 

mit dem Vollzug der 

Landeshafenverordnung beauftragt 

sind.

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landeshafenverordnung (LHafVO)

2. GVBl. 2000 S. 421, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 469), BS  75-50-15

3. § 3 Abs. 3 Satz 3

Örtliche Ordnungsbehörden (§ 104 Abs. 

1 POG) an Rhein und Mosel, soweit 

sich in dem jeweiligen örtlichen 

Zuständigeitsbereich Binnenhäfen oder 

Umschlagplätze befinden.

x x x x 12 122  

242 Aufgaben nach der Fahrzeug-

Zulassungsverordnung (FZV) und der 

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

(StVZO)

Aufgaben der nach der FZV und StVZO 

nach Landesrecht zuständigen Behörde 

(u. a. Fahrzeugzulassung, Erteilung von 

Fahrtenbuchauflagen), Genehmigung 

von Ausnahmen, Anordnung, Änderung 

und Aufhebung von 

Übermittlungssperren

Auftrags- 

angelegenheit

1. Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV)

2. BGBl. I 2011 S. 139, zul. geänd. d. G. v. 29.06.2020 (BGBl. I S. 

1528)

3. §§ 43, 46, 47

1. Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

2. BGBl I 2012 S. 679, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 26.11.2019 (BGBl I 

S. 2015)

3. §§ 68, 70

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. V. v. 24.11.2020 (GVBl. S. 670), 

BS  923-3

3. § 3 Abs. 1, § 9

§ 4 LVO begründet für die 

Wahrnehmung bestimmter Aufgaben im 

Bereich anderer 

Gebietskörperschaftsgruppen die 

Zuständigkeit der Kreisverwaltungen 

Mainz-Bingen und Mayen-Koblenz 

sowie der Stadtverwaltung Trier

Hinweis GStB: Außenstelle der 

Kreisverwaltung ggf. bei VG

x x x 12 123

243 Aufgaben nach dem 

Straßenverkehrsgesetz (StVG)

Ergreifen von Maßnahmen nach dem 

Fahreignungs-Bewertungssystem 

(Ermahnung, Verwarnung, Entzug der 

Fahrerlaubnis), Anordnung der Tilgung 

von Eintragungen im 

Fahreignungsregister

Auftrags- 

angelegenheit

1. Straßenverkehrsgesetz (StVG)

2. BGBl I 2003 S. 310, 919, zul geänd. d. Art. 4 d. G v. 07.05.2021 

(BGBl I S. 850)

3. §§ 4, 39

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. V. v. 24.11.2020 (GVBl. S. 670), 

BS  923-3

3. § 3 Abs. 1, § 9

§ 4 LVO begründet für die 

Wahrnehmung bestimmter Aufgaben im 

Bereich anderer 

Gebietskörperschaftsgruppen 

(Ingelheim und Bingen) die 

Zuständigkeit der Kreisverwaltung 

Mainz-Bingen

x x x 12 123

244 Aufgaben nach der Straßenverkehrs-

Ordnung (StVO)

Aufgaben der Straßenverkehrsbehörde 

nach der StVO, Erlaubnis für 

Veranstaltungen, Erlaubnis zur 

übermäßigen Straßenbenutzung, 

Abschluss von Vereinbarungen über 

den örtlichen Militärverkehr

Auftrags- 

angelegenheit

1. Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)

2. BGBl I 2013 S. 367, zul. geänd. d. V. v. 18.12.2020 (BGBl. I. S. 

3047)

3. §§ 29, 30, 35, 44

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. V. v. 24.11.2020 (GVBl. S. 670), 

BS  923-3

3. § 3 Abs. 1, § 9                                    

x x x 12 123  

245 Aufgaben nach der Straßenverkehrs-

Ordnung (StVO)

Bestimmung, wo und welche 

Verkehrszeichen und 

Verkehrseinrichtungen anzubringen und 

zu entfernen sind, Beschränkung der 

Benutzung von Straßen und sonstige 

Aufgaben der Straßenverkehrsbehörde 

nach § 45 StVO (u.a. 

Bewohnerparkausweise), Erlaubnis für 

Veranstaltungen, Genehmigung von 

Ausnahmen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)

2. BGBl I 2013 S. 367, zul. geänd. d. V. v. 18.12.2020 (BGBl. I. S. 

3047)

3. §§ 29, 30, 45, 46

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. V. v. 24.11.2020 (GVBl. S. 670), 

BS  923-3

3. § 5 Abs. 1, § 9                                    

x x x x 12 123
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

246 Aufgaben nach der Fahrerlaubnis-

Verordnung (FeV)

Aufgaben der unteren 

Verwaltungsbehörde nach der FeV 

(insb. Zulassung von Personen im 

Straßenverkehr/ Führerscheinwesen), 

Anerkennung von Sehteststellen und 

Aufsicht über die Inhaber der 

Anerkennung, Genehmigung von 

Ausnahmen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)

2. BGBl. I 2010 S. 1980, zul. geänd. 09.12.2020 (BGBl. I S. 2905)                                                           

3. §§ 67, 73, 74, 75

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. V. v. 24.11.2020 (GVBl. S. 670), 

BS  923-3

3. § 3 Abs. 1, § 9

§ 4 LVO begründet für die 

Wahrnehmung bestimmter Aufgaben im 

Bereich anderer 

Gebietskörperschaftsgruppen 

(Ingelheim und Bingen) die 

Zuständigkeit der Kreisverwaltungen 

Mainz-Bingen

x x x 12 123

247 Aufgaben nach der Fahrerlaubnis-

Verordnung (FeV)

Entgegennahme des Antrags auf 

Erteilung der Fahrerlaubnis, Einholung 

von Auskünften aus dem Melderegister, 

Bescheinigung der Ortskunde

Auftrags- 

angelegenheit

1. Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)

2. BGBl. I 2010 S. 1980, zul. geänd. 09.12.2020 (BGBl. I S. 2905)                                                           

3. u. a. §§ 21 Abs. 1, 22 Abs. 1, 48 Abs. 4 Nr. 7 Satz 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenverkehrsrechts

2. GVBl. 1987 S. 46, zul. geänd. d. V. v. 24.11.2020 (GVBl. S. 670), 

BS  923-3

3. § 5 Abs. 2, § 9

x x x x 12 123

248 Berufskraftfahrerrecht Untersagung der Durchführung des 

Unterrichts für die beschleunigte 

Grundqualifikation und für die 

Weiterbildung für die 

Ausbildungsstätten, Überwachung der 

Tätigkeit der Ausbildungsstätten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz (BKrFQG)

2. BGBl. I 2020 S. 2575 

3. §§ 7, 7a, 7b, 9

1. Berufskraftfahrer-Qualifikations-Verordnung (BKrFQV)

2. BGBl. I 2020 S. 2905

3. §§ 5, 6 und 9

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Berufskraftfahrer-

Qualifikations-Gesetz und der Berufskraftfahrer-Qualifikations-

Verordnung

2. GVBl. 2019 S. 16, BS 923-8

3. § 3 Abs. 1, 2 und 4

x x x x x 12 123  

249 Berufskraftfahrerrecht Erteilung der Bescheinigung über die 

Teilnahme an einer Ausbildung zur 

beschleunigten Grundqualifikation für 

den Personenverkehr, Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Berufskraftfahrer-Qualifikations-Verordnung (BKrFQV)

2. BGBl. I 2020 S. 2905

3. § 5

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Berufskraftfahrer-

Qualifikations-Gesetz und der Berufskraftfahrer-Qualifikations-

Verordnung

2. GVBl. 2019 S. 16, BS 923-8

3. § 3 Abs. 1, 2 und 4

x x x 12 123

250 Gefahrguttransportrecht Auftrags- 

angelegenheit

1. Gefahrgutbeförderungsgesetz (GGBefG)

2. BGBl. I 1975 S. 2121, zul. geänd. d. Art. 13 d. G. v. 12.12.2019 

(BGBl. I S. 2510) 

3. §§ 8 und 9

1. Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt 

(GGVSEB) 

2. BGBl. I 2019 S. 258, geänd. d. Art. 14 d. G. v. 12.12.2019 (BGBl. I 

S. 2510) 

1. Gefahrgutbeauftragtenverordnung (GbV) 

2. BGBl. I 2019 S. 304

1. Gefahrgutverordnung See (GGVSee)

2. BGBl. I 2019 S. 1475, zul. geänd. d. 16 d. G. v. 12.12.2019 (BGBl. I 

S. 2510)

1. Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung (ODV)

2. BGBl. I 2011 S. 2349

3. § 20         

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet der 

Beförderung gefährlicher Güter und leicht verderblicher Lebensmittel                                                                                                                

2. GVBl. 2020 S. 26, BS  924-4

3. § 1 Abs. 6 und 7

x x x 12 123  

251 Fahrlehrerwesen Zulassung von Fahrlehrern sowie deren 

Überwachung, Fahrlehrerprüfung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Fahrlehrergesetz (FahrlG)

2. BGBl. I 2017 S. 2162, 3784, zul. geänd. d. Art. 42 d. G. v. 

15.08.2019 (BGBl. I S. 1307)                              3. § 50

1. Fahrlehrer-Prüfungsverordnung (FahrlPrüfV)

2. BGBl. I 2018 S. 2, 42, zul. geänd. d. Art. 3 d. V. v. 02.10.2019 

(BGBl. I S. 1416)

3. § 1

1. Landesverordnung über die Zuständigkeiten im Fahrlehrerwesen

2. GVBl. 1981 S. 324, zul. geänd. d. Art. 2 d. V. v. 26.11.2019 (GVBl. 

S. 339), BS 923-1

3. § 1 Abs. 1, 3 und 4, § 2                 

x x x x 12 123  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

252 Straßenaufsicht über Gemeindestraßen Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesstraßengesetz (LStrG)

2.  GVBl. 1977 S. 273, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 26.06.2020 

(GVBl. S. 287), BS 91-1

3. § 51

x 54 541

253 Träger der Straßenbaulast für 

Gemeindestraßen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesstraßengesetz (LStrG)

2.  GVBl. 1977 S. 273, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 26.06.2020 

(GVBl. S. 287), BS 91-1

3. § 14

x x x x 54 541

254 Träger der Straßenbaulast für 

Kreisstraßen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesstraßengesetz (LStrG)

2.  GVBl. 1977 S. 273, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 26.06.2020 

(GVBl. S. 287), BS 91-1

3. § 12 Abs. 2

x x 54 542

255 Träger der Straßenbaulast für 

Ortsdurchfahrten (Bundes- und 

Landesstraßen)

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesstraßengesetz (LStrG)

2.  GVBl. 1977 S. 273, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 26.06.2020 

(GVBl. S. 287), BS 91-1

3. § 12 Abs. 3

Nur Gemeinden > 80.000 Einwohner x 

(MZ, 

LU, 

KO, 

TR, KL, 

WO)

54 543, 544

256 Aufgaben der Straßenbaubehörde Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesstraßengesetz (LStrG)

2.  GVBl. 1977 S. 273, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 26.06.2020 

(GVBl. S. 287), BS 91-1

3. § 49

Landkreise auf Antrag, 

Aufgabenerfüllung durch 

Verbandsgemeinden bei Straßen, die in 

der Straßenbaulast der Ortsgemeinden 

stehen (Vgl. § 68 Abs. 2 GemO)

x (x) x x x 54 541, 542, 

543, 544

257 Widmung von Gemeindestraßen Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesstraßengesetz (LStrG)

2.  GVBl. 1977 S. 273, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 26.06.2020 

(GVBl. S. 287), BS 91-1

3. § 36

x x x x x 54 541

258 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten nach dem 

Landesstraßengesetz und dem 

Bundesfernstraßengesetz

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundesfernstraßengesetz (FStrG)

2. BGBl I 2007 S. 1206, zul. geänd. d. Art. 2 d. G v. 03.03.2020 (BGBl. 

I S. 433)

3. 23

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenrechts

2. GVBl. 1998 S. 426, zul. geänd. d. V. v. 28.05.2020 (GVBl. S. 246)

3. § 4

1. Landesstraßengesetz (LStrG)

2. GVBl. 1977 S. 287, zul. geänd. d. Art. 11 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 91-1

3. § 53

x x x 12 123

259 Ausweisung von Carsharingflächen Auftrags- 

angelegenheit

1. Carsharinggesetz (CsgG)

2. BGBl. I 2017 S. 2230, zul. geänd. d. Art. 328 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

3. § 5

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Straßenrechts

2. GVBl. 1998 S. 426, zul. geänd. d. V. v. 28.05.2020 (GVBl. S. 246)

3. § 3

x x x x 12 123

260 Schülerbeförderung Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Schulgesetz (SchulG)

2. GVBl. 2004 S. 239, zul. geänd. d. § 29. d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 223-1 

3. § 69 Abs. 1

x x 24 241
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

261 Durchsetzung der Schulpflicht Schulzuführungen (kommunaler 

Vollzug)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Schulgesetz (SchulG)

2. GVBl. 2004 S. 239, zul. geänd. d. § 29. d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 223-1 

3. §§ 66

x x x x 12 122

262 Lernmittelfreiheit Organisation und Durchführung der 

Schulbuchausleihe

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Schulgesetz (SchulG)

2. GVBl. 2004 S. 239, zul. geänd. d. § 29. d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 223-1 

3. § 70 Abs. 4 und 5 

1. Landesverordnung über die Lernmittelfreiheit und die entgeltliche 

Ausleihe von Lernmitteln

2. GVBl. 2010 S. 67, BS 223-1-10

Die Gewährung der Lernmittelfreiheit 

obliegt dem Schulträger.

x x x x x (x) 

auf 

Antrag

24 242  

263 Schulentwicklungsplanung Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Schulgesetz (SchulG)

2. GVBl. 2004 S. 239, zul. geänd. d. § 29. d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 223-1

3. §§ 72, 74, 91 Abs. 3

x x x x x 24 243

264 Schulträgerschaft Grundschulen Verwaltungs- und Hilfspersonal, 

außerunterrichtlich eingesetzte 

Betreuungskräfte, Schulgebäude und 

Schulanlagen inkl. Ausstattung, Lehr- 

und Unterrichtsmittel, Verpflegung an 

Ganztagsschulen, Geschäftsbedarf, 

notwendige Beförderungen während der 

Unterrichtszeit, Sachbedarf, 

Schülerunfallversicherung, 

Haftpflichtversicherung bei 

Betriebspraktika, Bildung 

Schulträgerausschuss

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Schulgesetz (SchulG)

2. GVBl. 2004 S. 239, zul. geänd. d. § 29. d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 223-1

3. §§ 72, 74 Abs. 3, 75 Abs. 2 , 76 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2

In besonderen Fällen kann auch ein 

Schulverband Träger sein.

x x x x (x) 

auf 

Antrag

20, 21 201, 211, 

244

265 Schulträgerschaft Realschulen plus, 

organisatorisch verbundene Grund- und 

Realschulen plus, Schulen mit dem 

Förderschwerpunkt Lernen

Verwaltungs- und Hilfspersonal, 

außerunterrichtlich eingesetzte 

Betreuungskräfte, Schulgebäude und 

Schulanlagen inkl. Ausstattung, Lehr- 

und Unterrichtsmittel, Verpflegung an 

Ganztagsschulen, Geschäftsbedarf, 

notwendige Beförderungen während der 

Unterrichtszeit, Sachbedarf, 

Schülerunfallversicherung, 

Haftpflichtversicherung bei 

Betriebspraktika, Bildung 

Schulträgerausschuss

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Schulgesetz (SchulG)

2. GVBl. 2004 S. 239, zul. geänd. d. § 29. d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 223-1

3. §§ 72, 74 Abs. 3, 75 Abs. 2, 76 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2

In besonderen Fällen kann auch ein 

Schulverband Träger sein

Hinweis LKT: 

Einige Landkreise wickeln den Bau und 

die Unterhaltung von Schulgebäuden 

über das zentrale Gebäudemanagement 

(PG 114) ab. 

x x x x x 11, 20, 21, 

22

114, 201, 

212, 213, 

215, 216, 

221, 244
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

266 Schulträgerschaft Gymnasien, 

Kooperativen Gesamtschulen, 

Integrierten Gesamtschulen, mit einer 

Fachoberschule organisatorisch 

verbundenen Realschulen plus, 

berufsbildenden Schulen und übrige 

Förderschulen

Verwaltungs- und Hilfspersonal, 

außerunterrichtlich eingesetzte 

Betreuungskräfte, Schulgebäude und 

Schulanlagen inkl. Ausstattung, Lehr- 

und Unterrichtsmittel, Verpflegung an 

Ganztagsschulen, Geschäftsbedarf, 

notwendige Beförderungen während der 

Unterrichtszeit, Sachbedarf, 

Schülerunfallversicherung, 

Haftpflichtversicherung bei 

Betriebspraktika, Bildung 

Schulträgerausschuss

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Schulgesetz (SchulG)

2. GVBl. 2004 S. 239, zul. geänd. d. § 29. d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 223-1

3. §§ 72, 74 Abs. 3, 75 Abs. 2, 76 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3

In besonderen Fällen kann auch ein 

Schulverband Träger sein

Hinweis LKT: 

Einige Landkreise wickeln den Bau und 

die Unterhaltung von Schulgebäuden 

über das zentrale Gebäudemanagement 

(PG 114) ab. 

x x 11, 20, 21, 

22, 23

114, 201, 

217, 218, 

221, 231, 

244

267 Schulträgerschaft Schulzentren Verwaltungs- und Hilfspersonal, 

außerunterrichtlich eingesetzte 

Betreuungskräfte, Schulgebäude und 

Schulanlagen inkl. Ausstattung, Lehr- 

und Unterrichtsmittel, Verpflegung an 

Ganztagsschulen, Geschäftsbedarf, 

notwendige Beförderungen während der 

Unterrichtszeit, Sachbedarf, 

Schülerunfallversicherung, 

Haftpflichtversicherung bei 

Betriebspraktika, Bildung 

Schulträgerausschuss

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Schulgesetz (SchulG)

2. GVBl. 2004 S. 239, zul. geänd. d. § 29. d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 223-1

3. §§ 72, 74 Abs. 3, 75 Abs. 2, § 77

GKSt, Vfr G und VG nur mit 

Zustimmung des fachlich zuständigen 

Ministeriums, wenn das Schulzentrum 

nur Schulen nach § 76 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

2 SchulG umfasst. 

Hinweis LKT: 

Einige Landkreise wickeln den Bau und 

die Unterhaltung von Schulgebäuden 

über das zentrale Gebäudemanagement 

(PG 114) ab.

x x (x) (x) (x) 11, 20, 21 114, 201, 

219, 244

268 Versuchsschulen Auftrags- 

angelegenheit

1. Schulgesetz (SchulG)

2. GVBl. 2004 S. 239, zul. geänd. d. § 29. d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. 

S. 719), BS 223-1 

3. §§ 72, 95

x x x 24 243

269 Betriebserlaubnis Kindertagesstätten Bau- und ausstattungsfachliche 

Antragsprüfung für Betriebserlaubnis 

Kindertagesstätte

Auftrags- 

angelegenheit

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 29.08.2013 

(BGBl. S. 3464)

3. § 45 Abs. 1 Satz 1

1. Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetz 

(AGKJHG)

2. GVBl. 1993 S. 632, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 03.09.2019 (GVBl. 

S. 213)

3. § 22 a

x x 36 365  

270 Angebote der Jugendarbeit, 

Jugendsozialarbeit (als 

Schulsozialabeit) und 

Jugendhilfeplanung

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 3 Abs. 5 d. G. v. 

09.10.2020 (BGBl. I S. 2075)

3. §§ 11, 12, 13, 80, 85 Abs. 1

1. Jugendförderungsgesetz

2. GVBl. 1993 S. 629

3. §§ 4, 5, 7

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 362, 363, 

364, 366

271 Förderung von Kindern in 

Kindertagespflege

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 29.08.2013 

(BGBl. S. 3464)

3. §§ 23, 24 

1. Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetz 

(AGKJHG)

2. GVBl. 1993 S. 632, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 03.09.2019 (GVBl. 

S. 213)

3. § 2

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 361
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

272 Förderung von Kindern in 

Tageseinrichtungen

Gewährleisung eines 

Kindergartenplatzes sowie der 

Tagesbetreuung von Schul- und 

Kleinkindern (Bedarfsplanung, Anteilige 

Aufbringung von Personalkosten, 

Festsetzung der Elternbeiträge, 

Anteilige Aufbringung der Kosten für 

Bau und Ausstattung)

Ab 01.07.2021: Ausführung der 

Bestimmungen des KiTaG, 

Kontinuierliche Kita-Bedarfsplanung und 

Kita-Monitoring, Unterstützung, 

Beratung, Information und 

Zusammenarbeit mit dem 

Elternausschuss und Kita-Beirat, 

Verwaltung des Sozialraumbudgets, 

Abschluss von Vereinbarungen mit den 

freien Trägern, Bedarfsplanung, 

Anteilige Aufbringung von 

Personalkosten, Festsetzung der 

Elternbeiträge, Anteilige Aufbringung 

der Kosten für Bau und Ausstattung

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 29.08.2013 

(BGBl. S. 3464)

3. §§ 22a, 24 

1. Kindertagesstättengesetz

2. GVBl. 1991 S. 79, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 18.06.2013 (GVBl. S. 

256), BS 216-10

3. § 1 Abs. 1, §§ 5, 9, 12 u. 13, 15

1. Elternausschuß-Verordnung vom 16.07.1991

3. §§ 1-3

1. Verwaltungsvorschrift „Gewährung von Zuwendungen zu den 

Baukosten von Kindertagesstätten“ vom 25.09.2020

3. Ziffer 1-8

Ab 01.07.2021:

1. Landesgesetz über die Erziehung, Bildung und Betreuung von 

Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (KiTaG)

2. GVBl. 2019 S. 213, BS 216-7

3. § 1 Abs. 4, §§ 5, 7, 9-13, 14-17, 19, 21-24, 25-27

1. Landesverordnung zur Ausführung von Bestimmungen des 

Landesgesetzes über die Erziehung, Bildung und Betreuung von 

Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (KiTaGAVO)

3. §§ 1-8

1. Verordnung über die Mitwirkung der Eltern nach dem Landesgesetz 

über die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in 

Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 

(Elternmitwirkungsverordnung – EMV)

3. §§ 1-9

1.Landesverordnung über den Beirat in Tageseinrichtungen der 

Kindertagesbe-treuung (KiTaGBeiratLVO)

3. §§ 1-5

GKSt nur soweit Jugendamt vorhanden x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

36 365  

273 Förderung von Kindern in 

Tageseinrichtungen

Gewährleisung eines 

Kindergartenplatzes sowie der 

Tagesbetreuung von Schul- und 

Kleinkindern (Trägerschaft von 

Einrichtungen, Anteilige Aufbringung 

von Personalkosten, Aufbringung der 

Sachkosten, Anteilige Aufbringung der 

Kosten für Bau und Ausstattung)

Ab 01.07.2021: Ausführung der 

Bestimmungen des KiTaG, 

Unterstützung, Beratung, Information 

und Zusammenarbeit mit dem 

Elternausschuss und dem Kita-Beirat

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

2. BGBl. I 2012 S. 2022, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 29.08.2013 

(BGBl. S. 3464)

3. §§ 22a, 24 

1. Kindertagesstättengesetz

2. GVBl. 1991 S. 79, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 18.06.2013 (GVBl. S. 

256), BS 216-10

3. §§ 10 Abs. 2 Satz 1, 12, 14, 15

1. Elternausschuß-Verordnung

2.  GVBl. 1991 S. 311, BS  216-10-1

3. §§ 1-3

1. Verwaltungsvorschrift „Gewährung von Zuwendungen zu den 

Baukosten von Kindertagesstätten“ vom 25.09.2020

2.  GAmtsbl. 2020 S. 251

3. Ziffer 1-8

Ab 01.07.2021:

1. Landesgesetz über die Erziehung, Bildung und Betreuung von 

Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (KiTaG)

2. GVBl. 2019 S. 213, BS 216-7

3. § 5 Abs. 4, §§ 7, 8, 9-13, 14-17, 19-24, 25-27

1. Landesverordnung zur Ausführung von Bestimmungen des 

Landesgesetzes über die Erziehung, Bildung und Betreuung von 

Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (KiTaGAVO)

3. §§ 1-8

1. Verordnung über die Mitwirkung der Eltern nach dem Landesgesetz 

über die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in 

Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 

(Elternmitwirkungsverordnung – EMV)

3. §§ 1-9

1.Landesverordnung über den Beirat in Tageseinrichtungen der 

Kindertagesbe-treuung (KiTaGBeiratLVO)

Trägerschaft nur, sofern sich kein freier 

Träger findet; Aufbringung der 

Sachkosten nur, sofern die Kommune 

selbst Träger einer Einrichtung ist

x x x x 36 365  

Seite 46



VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:
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2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

274 Kindergartenbeförderung Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Kindertagesstättengesetz

2. GVBl. 1991 S. 79, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 18.06.2013 (GVBl. S. 

256), BS 216-10

3. § 11

Ab 01.07.2021:

1. Landesgesetz über die Erziehung, Bildung und Betreuung von 

Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (KiTaG)

2. GVBl. 2019 S. 213, BS 216-7

3. § 20

x x x 

(nur 

soweit 

Jugend

amt 

vorhan

den)

24 241

275 Untere Naturschutzbehörde u.a. Führung Kompensationsverzeichnis 

(§ 10 Abs. 1 LNatSchG), Vollzug des 

Artenschutzrechts, insbesondere 

Washingtoner 

Artenschutzübereinkommen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

2. BGBl. I 2009 S. 2542, zul. geänd. d. Art. 5 d. G. v. 25.02.2021 

(BGBl I S. 306)

3. § 3 Abs.1 und 2

1. Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG)

2. GVBl. 2015 S. 283, zul. geänd. d. Art. 8 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 791-1

3. § 2 Abs. 1 - 3 und Abs. 6 Satz 3 und 4

x x 55 554  

276 Landschaftsplanung Landschaftspläne und 

Grünordnungspläne 

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG)

2. GVBl. 2015 S. 283, zul. geänd. d. Art. 8 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 791-1

3. § 5 Abs. 5 Satz 3

Die Pläne werden von den für die 

Bauleitplanung zuständigen Gemeinden 

erstellt.

x x x x 51, 55 511, 554  

277 Untere Wasserbehörde Erteilung bestimmter wasserrechtlicher 

Erlaubnisse und Bewilligungen, 

Anlagenzulassungen, Anordnungen im 

Rahmen der Gewässerunterhaltung, 

Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen und Rohrleitungsanlagen, 

Festsetzung von ÜSG und 

Gewässeraufsicht sowie Mitwirkung bei 

der Badegewässerüberwachung (§ 14 

BadGewV) und Aufsichtsbehörde nach 

dem WVG (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 

WasVerbGAufsBehV), Niederlegung 

von Durchschriften der 

Wasserbucheintragungen (§ 38 Abs. 3 

LWG)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landeswassergesetz (LWG)

2. GVBl. 2015 S.127, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 75-50

3. § 92 Abs. 1 i. V. m. § 94 Abs. 1

x x 55 552

278 Träger der  Wasserversorgung Sicherstellung der öffentlichen

Versorgung mit Trink- und 

Brauchwasser einschl. Herstellung, 

Betrieb und Ausbau von Einrichtungen 

und Anlagen sowie die mit diesen 

Einrichtungen und Anlagen verbundene 

Vorhaltung von Löschwasser für den 

Brandschutz

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

2. BGBl I 2009, S. 2585, zul. geänd. d. Art. 1 d. G v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1408)

3. § 50 Abs. 1

1. Landeswassergesetz (LWG)

2. GVBl. 2015 S.127, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 75-50

3. § 48 Abs. 1

Ortsgemeinden können auf Antrag 

Träger der Wasserversorgung sein (§ 

67 Abs. 6 GemO), Landkreise aufgrund 

§ 2 Abs. 2 LKO

x (x) 

auf 

Antrag

x x x (x) 

auf 

Antrag

53 533  

279 Vollzug der Trinkwasserverordnung Aufgaben der zuständigen Behörde 

nach der Trinkwasserverordnung.

Auftrags- 

angelegenheit

1. Trinkwasserverordnung (TrinkwV)

2. BGBl I 2016 S. 459, zul. geänd. d. Art. 99 d. V v. 19.06.2020 (BGBl. 

I 1328)

3. § 3 Nr. 6

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach der 

Trinkwasserverordnung (TrinkWVZustV)

2. GVBl. 2020 S. 544, BS  2126-6

3. § 2

Die Wahrnehmung der Aufgaben durch 

die LK's erfolgt auch für die krfr. St. 

gem. § 2 Abs. 1 i. V. m. der Anlage 

TrinkWVZustV

x 41 414  

Seite 47



VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung
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Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

280 Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten nach der 

Trinkwasserverordnung

Auftrags- 

angelegenheit

1. Trinkwasserverordnung (TrinkwV)

2. BGBl I 2016 S. 459, zul. geänd. d. Art. 99 d. V v. 19.06.2020 (BGBl. 

I 1328)

3. § 25

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten nach der 

Trinkwasserverordnung (TrinkWVZustV)

2. GVBl. 2020 S. 544, BS  2126-6

3. § 3

x x 12, 41 122, 414

281 Träger der Abwasserbeseitigung Errichtung, Betrieb und wesentliche 

Änderung von Abwasseranlagen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

2. BGBl. I 2009 S. 2585, zul. geänd. d. Art. 1 d. G v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1408)

3. § 56

1. Landeswassergesetz (LWG)

2. GVBl. 2015 S.127, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 75-50

3. § 57 Abs. 1

x x x x 53 538  

282 Meldestellen bei Schadensfällen mit 

wassergefährdenden Stoffen

Die Gemeindemeldestellen haben in 

ihrem Zuständigkeitsbereich die 

betroffenen Träger der öffentlichen 

Wasserversorgung und Betreiber von 

Einrichtungen oder Anlagen der 

öffentlichen Wasserversorgung, die 

Abwasserbeseitigungspflichtigen und 

sonstigen Gewässernutzer sowie 

erforderlichenfalls die Bevölkerung über 

Schadensfälle zu informieren oder sie in 

geeigneter Weise zu warnen.

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesverordnung über den Meldedienst bei Schadensfällen mit 

wassergefährdenden Stoffen (WasgefStMeldeV)

2. GVBl. 2019 S. 328, BS 75-50-8

3. § 3 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4 WasgefStMeldeV i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 3 

und 5 LBKG

x x x x 55 552  

283 Träger der Unterhaltungslast bei 

Gewässern zweiter Ordnung

Pflege und Entwicklung oberirdischer 

Gewässer nach den Vorgaben des 

WHG und LWG

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

2. BGBl. I 2009 S. 2585, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1408)

3. § 39, § 40 Abs. 1

1. Landeswassergesetz (LWG)

2. GVBl. 2015 S.127, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 75-50

3. § 34, § 35  Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 2

x x 55 552

284 Träger der Unterhaltungslast bei 

Gewässern dritter Ordnung

Pflege und Entwicklung oberirdischer 

Gewässer nach den Vorgaben des 

WHG und LWG

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

2. BGBl. I 2009 S. 2585, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1408)

3. § 39, § 40 Abs. 1

1. Landeswassergesetz (LWG)

2. GVBl. 2015 S.127, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 75-50

3. § 34, § 35  Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Abs. 2

x x x x 55 552

285 Untere Fischereibehörde Vollzugsaufgaben im Rahmen des 

LFischG und der FischGDV, z. B. 

Bildung von Prüfungsausschüssen für 

die Fischerprüfung und Aufsicht über 

die Fischereiaufseher

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesfischereigesetz (LFischG)

2. GVBl. 1974 S. 601, zul. geänd. d. § 127 d. G. v. 14.07.2015 (GVBl. 

S. 127), BS  793-1

3. § 58 Abs. 3

x x 12 122

286 Erteilung von Fischereischeinen, 

Einzelaufgaben im Rahmen der 

Fischereiaufsicht

Einhaltung der Vorschriften über den 

Fischerei- und Erlaubnisschein sowie 

über den Schutz der Fischbestände, 

Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesfischereigesetz (LFischG)

2. GVBl. 1974 S. 601, zul. geänd. d. § 127 d. G. v. 14.07.2015 (GVBl. 

S. 127), BS  793-1

3. §§ 37, 58 Abs. 7 und 9 und 62 Abs. 4

Erteilung von Fischereischeinen im 

Geltungsbereich der GrenzGewFischV 

durch einzelne benannte Kommunen (s. 

§ 2 Abs. 5 Nr. 2 GrenzGewFischV)

x  x x x 12 122

287 Hochwasserschutzanlagen Planung, Bau, Betrieb und Unterhaltung 

von öffentlichen 

Hochwasserschutzanlagen sowie 

Betrieb und Unterhaltung von 

Nebenanlagen und mobilen 

Hochwasserschutzanlagen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landeswassergesetz (LWG)

2. GVBl. 2015 S.127, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 75-50

3. § 76  Abs. 3 und 4, § 77 Abs. 2

x x x x x 55 552

288 Wasserwehr Technische allgemeine Hilfe bei 

Wassergefahren sowie Beobachtung 

und Sicherung der öffentlichen 

Hochwasserschutzanlagen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landeswassergesetz (LWG)

2. GVBl. 2015 S.127, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 75-50

3. § 81  Abs. 1 und 2 LWG i. V. m. § 2 Abs. 2 LBKG

x x x x 12 126, 128
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3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

289 Meldestellen des 

Hochwassermeldedienstes

Kreis- und Gemeindemeldestellen Auftrags- 

angelegenheit, 

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Hochwassermeldeverordnung (HWasMeldeV)

2. GVBl. 1986 S. 69, zul. geänd. durch § 60 d. G. v. 06.10.2015 (GVBl. 

S. 283, 296), BS 75-50-4

3. § 3 Abs. 1, 3 und 4 HWasMeldeV  i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 3 LBKG

Auftragsangelegenheit (Landkreise), 

ansonsten Pflichtaufgabe der 

Selbstverwaltung

x x x x x 12, 55 126, 128, 

552

 

290 Informationsbeschaffung und 

-übermittlung nach dem 

Landeswassergesetz

Unentgeltliche Überlassung 

vorhandener wasserwirtschaftlicher 

Daten und Aufzeichnungen 

Auftrags- 

angelegenheit

1. Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

2. BGBl I 2009 S. 2585, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1408)

1. Landeswassergesetz (LWG)

2. GVBl. 2015 S.127, zul. geänd. d. Art. 7 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 75-50

3. § 89 Abs. 1

x x x x x 55 552  

291 Amtliche Lebensmittelüberwachung Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung (EG) Nr. 178/2002 zur Festlegung der allgemeinen 

Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung 

der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur 

Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit   

2. ABl. L 31 v. 01.02.2002, S. 1-24

3. Art. 17 Abs. 2

1. Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 zum Schutz geographischer 

Angaben und Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und 

Lebensmittel

2. ABl. L 208 v. 24.07.1992, S. 1

3. Art. 5

1. Markengesetz (MarkenG)

2. BGBl. I 1994 S. 3082, ber. 1995 I S. 156

3. § 134

1. Verordnung (EWG) Nr. 2082/92 über Bescheinigungen besonderer 

Merkmale von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln

2. ABl. L 208 v. 24.07.1992, S. 9-14

3. Art. 7

1. Gesetz zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen 

Gemeinschaft über Bescheinigungen besonderer Merkmale von 

Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln

2. BGBl. I 1993 S. 1814

3. § 4

1. Richtlinie 76/768/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über kosmetische Mittel

2. ABl. L 262 v. 27.09.1976, S. 169-200 

3. Art. 6

1. Landesgesetz zur Durchführung des Lebensmittel- und 

Bedarfsgegenständegesetzes und zur Weinüberwachung (AGLMBG) 

2. GVBl. 1982 S. 436, zul. geänd. d. Art. 76d G. v. 12.10.1999 (GVBL. 

S. 325), BS 200-5 

3. § 1 Abs. 2 und 3

x x 12 124  

Seite 49



VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)
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3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

292 Vollzug des Tierseuchenrechts 

(Bekämpfung von Tierseuchen)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Tiergesundheitsgesetz (TierGesG)

2. BGBl. I 2013 S. 1324

1.  Verordnung (EG) 2628/97 der Kommission vom 29.12.1997 mit 

Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 820/97/EG des 

Rates im Hinblick auf Übergangsvorschriften für das Anlaufen des 

Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern (ABl. EG 

Nr. L 354, S. 17),

1. Verordnung (EG) 494/98 der Kommission vom 27.02.98 mit 

Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EG) Nr. 820/97/EG des 

Rates im Hinblick auf die Anwendung von verwaltungsrechtlichen 

Mindestsanktionen im Rahmen des Systems zur Kennzeichnung und 

Registrierung von Rindern (ABl. EG Nr. L 60, S.78),

2. zul. geänd .d. Verordnung (EU) Nr. 1053/2010 der Kommission vom 

18.11. 2010 (ABl. L 303 v. 19.11.2010, S. 1)

1. Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 17.07.00 zur Einführung eines Systems zur 

Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und über die 

Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur 

Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABl. EG Nr. L 

204, S. 1),

2. zul. geänd. D. Verordnung (EU) Nr. 517/2013 des Rates vom 

13.05.2013 (ABl. L 158 v. 10.06.2013, S. 1) D.

1. Verordnung (EG) Nr. 911/2004 der Kommission vom 29.04.2004 zur 

Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen 

Parlaments und des Rates in Bezug auf Ohrmarken, Tierpässe und 

Bestandsregister (ABl. L. 163 v. 30.04.2004, S. 65

1. Verordnung (EG) Nr. 1082/2003 der Kommission vom 23.06.2003 

mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des 

1. Landestierseuchengesetz (LTierSG) 

2. GVBl. 1986 S. 174,  zul. geänd. d. Art. 36 d. G. v. 28.09.2010 

(GVBl. S. 280), BS 7831-6

3. § 1 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 3

1. Zweite Landesverordnung zur Durchführung des 

Landestierseuchengesetzes (2. LTierSGDVO)

2. GVBl. 1987 S. 216, zul. geänd. d. Art. 37 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 7831-6-2

3. §§ 2, 7-9, 11, 14

x 12 124

293 Unterstützung bei der Bekämpfung von 

Tierseuchen

Unterstützung der zuständigen 

Behörden (Fachlich zuständiges 

Ministerium, Landesuntersuchungsamt, 

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, 

Kreisverwaltung) bei der Bekämpfung 

von Tierseuchen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Tiergesundheitsgesetz (TierGesG)

2. BGBl. I 2013 S. 1324

1. Landestierseuchengesetz (LTierSG) 

2. GVBl. 1986 S. 174,  zul. geänd. d. Art. 36 d. G. v. 28.09.2010 

(GVBl. S. 280), BS 7831-6

3. § 4

x x x x 12 124
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-
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Produkt-
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Produkt 
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Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

294 Aufgaben nach dem Tierschutzgesetz, 

aufgrund des Tierschutzgesetzes 

erlassener Rechtsverordnungen und 

sonstiger tierschutzrechtlicher 

Vorschriften

Überwachung von Bestimmungen, 

Erteilung von Genehmigungen, 

Zulassung von Ausnahmen, Erteilung 

von Anordnungen, Untersagungen, 

Feststellen der Transportfähigkeit, 

Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Tierschutzgesetz (TierSchG)

2. BGBl. I 2006 S. 1206,1313, zul. geänd. d. Art. 280 V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

1. Tierschutz-Schlachtverordnung (TierSchlV) 

2. BGBl. I 2012 S. 2982 

1. Tierschutztransportverordnung (TierSchTrV) vom 11.02.2009

2. BGBl. I 2009 S. 375, zul. geänd. d. Art. 9 Abs. 14 d. G. v. 

03.12.2015, BGBl., S. 2178

1. Tierschutz-Hundeverordnung (TierSchHuV)

2. BGBl. I 2001 S. 838, zul. geänd. d. Art. 3 d. V. v. 12.12.2013 (BGBl. 

I S. 4145)

3. § 9

1. Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (TierSchNutztV)

2. BGBl I 2006 S. 2043, zul. geänd. d. Art. 1a d. V. v. 29.1.2021 (BGBl. 

I S. 146)

1. Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetz

2.  BGBl I 2008 S. 2394, zul. geänd. d. Art. 109 d. G. v. 10.08.2021 

(BGBl. I S. 3436)

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Tierschutzrechts

2. GVBl. 2005 S. 146, zul. geänd. d. Art. 38 d. G. v. 28.09.2010 (GVBl. 

S. 280), BS 7833-1

3. § 1 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 6-8

x 12 124

295 Veterinärgrenzkontrollen und 

Einfuhruntersuchungen bei Ein-/Aus-

/Durchfuhr von Tieren, Waren tierischer 

Herkunft und Lebensmitteln

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung (EU) 2017/625 vom 15.03.2017 über amtliche Kontrollen 

und andere amtliche Tätigkeiten ... 

2. ABl. L 95 v. 07.04.2017, S. 1

1. Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung

2. BGBl. I S. 998,  zul. geänd. durch Art. 139 d. G. v. 29.03.2017 

(BGBl. I S. 626, 646) 

1. Landestierseuchengesetz (LTierSG) 

2. GVBl. 1986 S. 174,  zul. geänd. d. Art. 36 d. G. v. 28.09.2010 

(GVBl. S. 280), BS 7831-6

3. § 1 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 3

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Lebensmittel- und Bedarfsgegenständerechts

2. GVBl. 2010 S. 373,  zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 11.3.2011 (GVBl. 

S. 84), BS 2125-4

3. §§ 1, 23, 23a, 24

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten im Bereich des tierische 

Nebenprodukte-Beseitigungrechts

2. GVBl. 2013 S. 21, zul. geänd. d. V. v. 02.12.2020 (GVBl. S. 676), 

BS 7831-1-1 

x x 12 124

296 Vollzug des Rechts der 

Tierkörperbeseitigung bzw. tierischer 

Nebenprodukte und deren 

Folgeprodukte

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung (EU) 2017/625 vom 15.03.2017 über amtliche Kontrollen 

und andere amtliche Tätigkeiten ... 

2. ABl. L 95 v. 07.04.2017, S. 1

1. Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 vom 21.10.2009 mit 

Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte 

tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der VO (EG) Nr. 

1774/2002 (Verordnung über tierische Nebenprodukte)

2. ABl. L 300 v. 14.11.2009, S. 1 

1. Verordnung (EU) Nr. 142/2011 zur Durchführung der Verordnung 

(EG) Nr. 1069/2009 

2. ABl. L 54 v. 26.02.2011, S. 1  

1. Tierische Nebenprodukte-Beiseitigungsgesetz (TierNebG)

2. BGBl. I 2004 S. 82, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 04.08.2016 (BGBl. I 

S. 1966)

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten im Bereich des tierische 

Nebenprodukte-Beseitigungrechts

2. GVBl. 2013 S. 21, zul. geänd. d. V. v. 02.12.2020 (GVBl. S. 676), 

BS 7831-1-1 

3. § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 3 und 5, § 3

x 12 124
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik
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Produkt-

gruppe
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Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

297 Beseitigung der beseitigungspflichtigen 

tierischen Nebenprodukte

Beseitigungspflichtige im Sinne des § 3 

Abs. 1 Satz 1 TierNebG, Beiseitigung 

von beseitigungspflichtigen tierischen 

Nebenprodukten, Vorhaltung einer 

Seuchenreserve

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Tierische Nebenprodukte-Beiseitigungsgesetz (TierNebG)

2. BGBl. I 2004 S. 82, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 04.08.2016 (BGBl. I 

S. 1966)

1. Landesgesetz zur Ausführung des tierische Nebenprodukte-

Beseitigungsgesetzes (AGTierNebG)

2. GVBl. 2014 S. 191, BS  7831-1 

3. § 1 Abs. 1

x x 12 124

298 Lebensmittel- und 

Bedarfsgegenständeüberwachung 

(LMÜ) einschließlich Schlachttier- und 

Fleischuntersuchung

Auftrags- 

angelegenheit

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 vom 28.01.2002 zur Festlegung der 

allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, 

zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit 

und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. Nr. 

L 031 vom 01.02.02, S. 1 ff)

VO (EU) 2017/625 vom 15.03.2017 über amtliche Kontrollen und 

andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des 

Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über 

Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und 

Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 

999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 

1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 

und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der 

Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates 

sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 

2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des 

Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 

89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 

97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates 

(Verordnung über amtliche Kontrollen) (ABl. EU Nr. L 95 S. 1)

Durchführungsverordnung (EU) 2019/723 DER KOMMISSION vom 

2.05.2019 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 

2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des 

einheitlichen Musterformulars, das in den von den Mitgliedstaaten 

vorzulegenden Jahresberichten zu verwenden ist (ABl. EU Nr. L 124 S. 

1)

Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 3.06.2013 (BGBl. I S.1426), das zuletzt durch 

Artikel 97 d. V. v. 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist

1. Landesgesetz zur Ausführung des Lebensmittel- und 

Bedarfsgegenständerechts (AGLBR)

2. GVBl 2010 S. 362, zul. geänd. d. G. v. 07.03.2018 (GVBl. S. 21), BS  

2125-1

3. § 2 Abs. 1 Nr. 3

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Lebensmittel- und Bedarfsgegenständerechts

2. GVBl. 2010 S. 373,  zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 11.3.2011 (GVBl. 

S. 84), BS 2125-4

3.  §§ 1, 23, 23a, 24  

Betrifft die Verwaltungen der Landkreise 

sowie der fünf großen kreisfreien Städte 

KL, KO, LU, MZ, TR.

x 

(KL, 

KO, 

LU, 

MZ, 

TR)

x 12 124  

299 Vollzug des 

Verbaucherinformationsgesetzes

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verbraucherinformationsgesetz  (VIG)

2. BGBl. I 2012 S. 2166, 2725

1. Landesgesetz zur Ausführung des Verbraucherinformationsgesetzes 

(AGVIG)

2. GVBl. 2008 S. 316

3. § 1 Abs. 2 Satz 2 

x x 12 124  

300 Untere Jagdbehörde Einzelne Aufgaben nach BJagdG, LJG 

und LJVO (u. a. 

Abschussvereinbarungen, 

Abschusszielsetzungen, 

Abschussgenehmigungen in befriedeten 

Bezirken, Dokumentation von 

Jagdstrecken, Jagdverpachtung, 

Zulassung zur und Durchführung der 

Jägerprüfung, Jagdscheine, Aufsicht 

über die Jagdgenossenschaften)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesjagdgesetz (LJG)

2. GVBl 2010 S. 149, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 12.09.2012 (GVBl. 

S. 310), BS 792-1

3. § 44 Abs. 1 Satz 3 und 4 LJG

x x 12 122

301 Wild- und 

Jagdschadensangelegenheiten

Zuständige Behörde zur 

Geltendmachung von Schäden, 

Durchführung Vorverfahren

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundesjagdgesetz (BJagdG)

2. BGBl. I 1976 S. 2849, zul. geänd. d. Art. 291 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

3. § 34 und 35

1. Landesjagdgesetz (LJG)

2. GVBl 2010 S. 149, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 12.09.2012 (GVBl. 

S. 310), BS 792-1

3. § 43 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1

x x x x 12 122
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik
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Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

302 Überwachung des Solarienverbots für 

Minderjährige

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gesetz zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung bei der 

Anwendung am Menschen (NiSG) 

2. BGBl. I S. 2433, zul. geänd. 08.04.2013

3. § 4

Übertragung übergangsweise durch 

Auffangregelung; soweit nicht andere 

kommunale Gebietskörperschaften 

zuständig

x x 12 122  

303 Aufgaben nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Maßnahmen in Bezug auf 

genehmigungsbedürftige Anlagen (u. a. 

Genehmigung, Widerruf, Anordnung der 

Stillegung und Beseitigung, Verfolgung 

und Ahnung von Ordnungswidrigkeiten)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

2. BGBl. I 2013 S. 1274

3. §§ 4, 8, 8a, 9, 10, 12, 15, 16, 17, 20, 62

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

3. § 1 i. V. m. Nr. 1.1 der Anlage

x x x 56 561  

304 Aufgaben nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Maßnahmen in Bezug auf nicht 

genehmigungsbedürftige Anlagen (u. a. 

Überwachung der Errichtung und des 

Betriebs, Stillegung, Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten), 

Ermittlung von Emissionen und 

Immissionen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

2. BGBl. I 2013, S. 1274, zul. geänd. d. Art. 2 Abs. 1 d. G. v. 

09.12.2020  (BGBL I S. 2873)

3. §§ 24, 25, 26, 29, 31, 52

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002, S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

3. § 1 i. V. m. Nr. 1.2.1, 1.2.2, 1.3.2, 1.3.6, 1.3.9, 1.6.3 der Anlage

x x x x x 56 561  

305 Aufgaben nach der 

Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. 

BImschV)

Anordnung von Maßnahmen und 

Festsetzung von Betriebszeiten für 

Sportanlagen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. BImschV)

2. BGBl. I 1991 S. 1588, 1790, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 01.06.2017 

(BGBl I S. 1468)

3. § 5

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

3. § 1 i. V. m. Nr. 3.13.1 der Anlage

x x x x 12, 56 122, 561  

306 Aufgaben nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Ausarbeitung, Überprüfung und 

Überarbeitung von Lärmkarten und 

Lärmaktionsplänen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

2. BGBl. I 2002 S. 3830, letzte Änderung 02.07.2013

3. § 47c, 47d

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

3. § 1 i. V. m. Nr. 1.5.9, 1.5.10 der Anlage

x 

(KO, 

LU, 

MZ)

51, 56 511, 561

307 Aufgaben nach dem 

Landesimmissionsschutzgesetz

Überwachungsaufgaben und 

Genehmigungen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landes-Immissionsschutzgesetz (LImSchG)

2. GVBl. 2000 S. 578, zul. geänd. d. G. v. 03.09.2018 (GVBl. S. 272), 

BS 2129-4

3. § 15 Abs. 1, 2, 4 und 5

x x x x 12, 56 122, 561  

308 Aufgaben nach der Geräte- und 

Maschinenlärmschutzverordnung (32. 

BImSchV)

Überwachung des Betriebs bestimmter 

Geräte und Maschinen im Freien und 

Erteilung von Ausnahmen 

Auftrags- 

angelegenheit

1. Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV)

2. BGBl. I 2002 S. 3478, zul. geänd. d. Art. 110 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328) 

3. § 7

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

3. § 1 i. V. m. Nr. 3.22.4 der Anlage

Zuständigkeit für Ausnahmen nur soweit 

die Kommune oder für sie tätige Dritte 

die Ausnahme nicht selbst beantragen

x x x x 12, 56 122, 561  

309 Aufgaben nach dem Sprengstoffgesetz Zulassung von Ausnahmen von dem 

Verbot des Vertriebs und Überlassens 

explosionsgefährliche Stoffe im 

Reisegewerbe, Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Sprengstoffgesetz (SprengG)

2. BGBl. I 2002 S. 3518,  zul. geänd. d. Art. 232 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

3. §§ 22, 41, 43

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 

technischen Gefahrenschutzes (GefSchZuVO)

2. GVBl. 2000 S. 379, zul. geänd. d. § 67 d. G. v. 06.10.2015 (GVBl. S. 

283, 297)

3. § 1 Abs. 1, Anlage

x x x x 12 122
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Lfd.
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Erläuternde Beschreibung der 
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Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

310 Aufgaben nach dem Sprengstoffgesetz Erteilung von Erlaubnissen zum Erwerb 

und Umgang mit explosionsgefährlichen 

Stoffen, Rücknahme und Widerruf der 

Erlaubnisse, Abnahme der Prüfung zum 

Nachweis der Fachkunde, Zulassung 

von Ausnahmen vom Alterserfordernis, 

Verlangen der Vorlage von 

Erlaubnisurkunden und 

Befähigungsscheinen, Entgegennahme 

von Anzeigen (Verlust, Unfall), 

Überwachung, Verlangen von 

Auskünften, Nachschau und 

Anordnungen im nicht gewerblichen 

Bereich, Entgegennahme von 

Verlustanzeigen und 

Ungültigkeitserklärungen, Verfolgung 

und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Sprengstoffgesetz (SprengG)

2. BGBl. I 2002 S. 3518,  zul. geänd. d. Art. 232 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

3. §§ 9, 23, 26, 27, 28, 30, 31, 32, 34, 35, 41

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 

technischen Gefahrenschutzes (GefSchZuVO)

2. GVBl. 2000 S. 379, zul. geänd. d. § 67 d. G. v. 06.10.2015 (GVBl. S. 

283, 297)

3. § 1 Abs. 1, Anlage

x x 12 122

311 Aufgaben nach der ersten Verordnung 

zum Sprengstoffgesetz

Entgegennahme von Anzeigen 

beabsichtigter Feuerwerke 

(pyrotechnische Gegenstände), Verzicht 

auf die Einhaltung der Frist, Zulassung 

von Ausnahmen, Bestätigung des 

Antrags und damit zusammenhängende 

Maßnahmen, Überprüfung der 

Qualifikation, Verfolgung und Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV)

2. BGBl. I 1991 S. 169, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 18.12.2020 (BAnz 

AT 21.12.2020 V1)

3. §§ 22, 23, 24, 40, 40a, 46

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 

technischen Gefahrenschutzes (GefSchZuVO)

2. GVBl. 2000 S. 379, zul. geänd. d. § 67 d. G. v. 06.10.2015 (GVBl. S. 

283, 297)

3. § 1 Abs. 1, Anlage

x x 12 122

312 Aufgaben nach der ersten Verordnung 

zum Sprengstoffgesetz

Anordnung von Abbrennverboten 

pyrotechnischer Gegenstände an 

Silvester und Neujahr

Auftrags- 

angelegenheit

1. Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV)

2. BGBl. I 1991 S. 169, zul. geänd. d. Art. 1 d. V. v. 18.12.2020 (BAnz 

AT 21.12.2020 V1)

3. §§ 24

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 

technischen Gefahrenschutzes (GefSchZuVO)

2. GVBl. 2000 S. 379, zul. geänd. d. § 67 d. G. v. 06.10.2015 (GVBl. S. 

283, 297)

3. § 1 Abs. 1, Anlage

x x x x 12 122

313 Aufgaben nach der zweiten Verordnung 

zum Sprengstoffgesetz

Zulassung von Ausnahmen 

(Aufbewahrung explosionsgefährlicher 

Stoffe), Verlangen von Nachweisen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz (2. SprengV)

2. BGBl. I 2002 S. 3543, zul. geänd. d. Art. 111 d. G. v. 29.03.2017 

(BGBl. I S. 626)

3. § 3

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 

technischen Gefahrenschutzes (GefSchZuVO)

2. GVBl. 2000 S. 379, zul. geänd. d. § 67 d. G. v. 06.10.2015 (GVBl. S. 

283, 297)

3. § 1 Abs. 1, Anlage

x x 12 122  

314 Aufgaben nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Aufstellung von Luftreinhalteplänen und 

Aktionsplänen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

2. BGBl. I 2002 S. 3830, letzte Änderung 19.06.2020

3. § 47

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

3. § 1 i. V. m. Nr. 1.5.6 und 1.5.7 der Anlage

x x 51, 56 511, 561  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

315 Aufgaben nach der Verordnung über 

kleine und mittlere Feuerungsanlagen 

(1. BImSchV)

Verlangen auf Herstellung einer 

Messöffnung, Entgegennahme der 

Durchschrift der Bescheinigung über 

das Ergebnis von Messungen, 

Verlangen der Vorlage der Unterlagen 

über die Durchführung der 

Überwachungsaufgaben, 

Entgegennahme der Meldungen über 

die Wahrnehumg der 

Eigenüberwachung, Befugnisse für 

andere oder weitergehende 

Anordnungen, Zulassung von 

Ausnahmen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen (1. 

BImSchV)

2. BGBl. I 2010 S. 38, zul. geänd. d. Art. 105 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 132)

3. §§ 12, 14, 17, 19, 20

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

3. § 1 i. V. m. Nr. 3.1 der Anlage

soweit nicht SGD oder LGB zuständig x x x x x 12, 56 122, 561  

316 Aufgaben nach der Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 

BImSchV)

Verlängerung der Genehmigung von 

Versuchsanlagen (4. BImSchV)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImschV)

2. BGBl. I 2017 S. 1440, geänd. d. Art. 1 d. V. v. 12.01.2021 (BGBl I S. 

69)

3. § 2

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 K498:L498GVBl. 

S. 672), BS 2129-5

3. § 1 i. V. m. Nr. 3.4.1 der Anlage

x x x 56 561  

317 Aufgaben nach der Störfall Verordnung 

(12. BImSchV)

Überwachungsaufgaben, 

Entgegennahme von Dokumenten und 

Informationen für die Erstellung externer 

Alarm- und Gefahrenabwehrpläne

Auftrags- 

angelegenheit

1. Störfall-Verordnung (12. BImschV)

2. BGBl. I 2017 S. 483, zul. geänd. d. Art. 107 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

3. §§ 6, 10, 12, 20

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

3. § 1 i. V. m.  Nr. 3.9  der Anlage

x x 56 561  

318 Aufgaben nach der Verordnung über die 

Verbrennung und die Mitverbrennung 

von Abfällen (17. BImSchV)

Genehmigungen Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung über die Verbrennung und die Mitverbrennung von 

Abfällen (17. BImSchV)

2. BGBl. I 2013 S. 1021, 1044 (3754)

3. §§ 3, 4, 5, 10, 11, 12, 13, 16, 19, 20

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

3. § 1 i. V. m.  Nr. 3.12  der Anlage

soweit nicht SGD oder LGB zuständig

teils lediglich im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens

x x x 56 561  

319 Aufgaben nach der Verordnung zur 

Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge mit 

geringem Beitrag zur 

Schadstoffbelastung (35. BImSchV)

Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge mit 

geringem Beitrag zur 

Schadstoffbelastung (35. BImSchV)

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung zur Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge mit geringem 

Beitrag zur Schadstoffbelastung (35. BImSchV)

2. BGBl. I 2006 S. 2218, zul. geänd. d. Art. 85 d. V. v. 31.08.2015

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

x x 56 561

320 Aufgaben nach der Verordnung über 

Luftqualitätsstandards und 

Emissionshöchstmengen (39. 

BImSchV)

Verwaltungsmaßnahmen, 

Luftqualitätsstandards und 

Emissionshöchstmengen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung über Luftqualitätsstandards und 

Emissionshöchstmengen (39. BImSchV)

2. BGBl. I 2010 S. 1065, zul. geänd. d. Art. 112 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

3. §§ 26, 27, 28, 30

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

soweit nicht LfU oder MUEEF zuständig x x 56 561  

321 Aufgaben nach der Verordnung über 

mittelgroße Feuerungs- Gasturbinen- 

und Verbrennungsmotoranlagen (44. 

BImSchV)

Einzelmessungen, mittelgroße 

Feuerungs-, Gasturbinen- und 

Verbrennungsmotorenanlagen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Verordnung über mittelgroße Feuerungs- Gasturbinen- und 

Verbrennungsmotoranlagen (44. BImSchV)

2. BGBl. I 2019 S. 804

3. § 31 Abs. 9

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Immissionsschutzes (ImSchZuVO)

2. GVBl. 2002 S. 280, zul. geänd. d. V. v. 01.12.2020 (GVBl. S. 672), 

BS 2129-5

soweit nicht SGD oder LGB zuständig x x 56 561  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

322 Überwachung der 

Produktverantwortung

Überwachungsaufgaben, Erlass von 

Anordnungen, Verfolgung und Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG)

2. BGBl I 2015 S. 1739, zul. g. d. Art. 14 d. G v. 12.5.2021 (BGBl I S. 

1087)

1. Batteriegesetz (BattG)

2. BGBl I 2009 S. 1582, zul. geänd. d. Art. 1 d. G v. 03.11.2020 (BGBl 

I S. 2280)

1. Verpackungsgesetz (VerpackG)

2. BGBl I 2017 S. 2234, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 27.1.2021 (BGBl I 

S. 140)

1. Landesverordnung über Zuständigkeiten für die Überwachung der 

Produktverantwortung

2. GVBl. 1999 S. 390, zul. geänd. d. Art. 4 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 469), BS 2129-10

3. § 2 Abs. 1

1. Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKrWG)

2. GVBl. 2013 S. 459, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 469)

§ 17 Abs. 1 Satz 3 und 4

Als untere Abfallbehörde x x 53 537  

323 Abstimmungsverpflichtung der öffentlich-

rechtlichen Entsorgungsträger mit den 

dualen Systemen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Verpackungsgesetz

2. BGBl. I 2017 S. 2234, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 27.01.2021 

(BGBl. I S. 140)

3. § 22

x x 53 537  

324 Öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger 

(kommunale Abfallentsorgung)

U. a. Erstellung 

Abfallwirtschaftskonzepte, 

Abfallbilanzen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)

2. BGBl. I S. 212, zul. geänd. d. G. v. 09.12.2020 (BGBl. I S. 2873)

3. § 20

1. Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKrWG)

2. GVBl. 2013 S. 459, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 469), BS 2129-1

3. §§ 3 Abs. 1, 4-7, 16, 22 Abs.1 Nr.1  

x x 53 537  

325 Überwachung der Verbrennung 

pflanzlicher Abfälle außerhalb von 

Abfallbeseitigungsanlagen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesverordnung über die Verbrennung pflanzlicher Abfälle 

außerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen

2. GVBl. 1974 S. 299, zul. geänd. d. § 26 d. G. v. 06.10.2015 (GVBl. 

283, 294), BS 2129-2

3. § 2 Abs. 2

x x x x 12 122  

326 Untere Abfallbehörde U. a. Durchführung des 

Anzeigeverfahrens für gemeinnützige 

und gewerbliche Sammlungen

Auftrags- 

angelegenheit

1. Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)

2. BGBl. I S. 212, zul. geänd. d. G. v. 09.12.2020 (BGBl. I S. 2873)

3. § 18

1. Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKrWG)

2. GVBl. 2013 S. 459, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. 

S. 469), BS 2129-1

3. § 17 Abs. 1 Satz 3 und 4

x x 53 537  

327 Untere Bodenschutzbehörde U. a. Erfassung von Flächen, bei denen 

Anhaltspunkte für die Einstufung als 

Verdachtsflächen vorliegen, Flächen mit 

Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen, sonstige 

Flächen, auf denen mit 

wassergefährdenden Stoffen 

umgegangen wird, Unfälle mit 

wassergefährdenden Stoffen, 

Verfolgung und Ahnung von 

Ordnungswidrigkeiten

Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)

2. BGBl. I 1998 S. 502, zul. geänd. d. Art. 7 d. V. v. 25.02.2021 (BGBl. 

I S. 306)

1. Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)

2. BGBl. I 1999 S. 1554, zul. geänd. d. Art. 126 d. V. v. 19.06.2020 

(BGBl. I S. 1328)

1. Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG)

2. GVBl. 2005 S. 302, zul. geänd. d. Art. 5 d. G. v. 26.06.2020 (GVBl. 

S. 287), BS 2129-8

3. § 13 Abs. 1 Satz 3 und 4, Abs. 2 Nr. 3, § 15 Abs. 3

x x 55 552

328 Aufgaben nach dem 

Energieeinsparrecht

Auftrags- 

angelegenheit

1. Gebäudeenergiegesetz (GEG)

2. BGBl. I 2020 S. 1728

1. Landesvorordnung über Zuständigkeiten im Bereich der 

Energieeinsparung

2. GVBl. 2005 S. 84, zul. geänd. d. V. v. 24.07.2014 (GVBl. S. 145), 

BS 75-22

3. § 1

Als untere Bauaufsichtsbehörde. Das 

Energieinsparungsgesetz und die 

Energieeinsparverordnung wurden im 

November 2021 durch das 

Gebäudeenergiegesetz abgelöst, die 

Umsetzung der Zuständigkeiten in 

Landesrecht ist derzeit in Bearbeitung.

x x x x x 52 521  

329 Entgegennahme der Meldungen der 

Tierärztekammer

Auftrags- 

angelegenheit

1. Heilberufsgesetz (HeilBG)

2. GVBl. 2014 S. 302, zul. geänd. d. G. v. 18.11.2020 (GVBl. S. 605), 

BS 2122-1

3. § 1 Abs. 5 Satz 4 Nr. 1 und 3

Unter anderem Aufgabe der 

Gesundheitsämter

x x 12, 41 122, 414  
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VG OGLK

Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-

bereich

Produkt-

gruppe

Produkt 
(nur soweit 

finanz-

statistisch 

erfasst)

Erläuternde Beschreibung der 

Aufgabe

Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

330 Abwehr von Gefahren für den Wald Auftrags- 

angelegenheit

1. Landeswaldgesetz (LWaldG)

2. GVBl. 2000 S. 504, zul. geänd. d. G. v. 27.03.2020 (GVBl. S. 98)

3. § 36 Abs. 1 und 2

x x x x 52 521

331 Beirat für Weiterbildung Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Weiterbildungsgesetz (WBG)

2. GVBl. 1995 S. 454, zul. geänd. d. Art. 19 d. G. v. 22.12.2015 (GVBl. 

S. 461), BS 223-60

3. § 24 Abs. 1

x x 11 111

332 Untere Denkmalschutzbehörde Auftrags- 

angelegenheit

1. Denkmalschutzgesetz (DSchG) 

2. GVBl. 1978 S. 159, zul. geänd. d. § 32 d. G. v. 17.12.2020 (GVBl. S. 

245), BS 224-2

3. § 24 Abs. 2 Nr. 3

x x 52 523  

333 Kommunale Archive Unterhaltung eigener oder 

gemeinsamer kommunaler Archive zur 

Archivierung der bei den kommunalen 

Gebietskörperschaften anfallenden 

Unterlagen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesarchivgesetz (LArchG)

2. GVBl. 1990 S. 277, zul. geänd. d. G. v. 11.02.2020 (GVBl. S. 42), 

BS 224-10

3. § 2 Abs. 2 Satz 1

x x x x x x 11 114

334 Ausbildungsförderung Auftrags- 

angelegenheit

1. Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG)

2. BGBl. I 2010 S. 1952; 2012 I S. 197, zul. geänd. d. Art. 4 d. G. v. 

12.11.2020 (BGBl. I S. 2416)

3. § 40 Abs. 1

1. Landesgesetz zur Ausführung des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes (AGBAföG)

2. GVBl.1978 S.759, zul. geänd. d. § 33 d. G. v. 15.10.2020 (GVBl. S. 

573), BS 217-10

3. § 1 Abs. 1 und 2

Das bundesweit zuständige Amt für 

Auslandsförderung für die Länder 

Andorra, Frankreich und Monaco 

(Auslandsstudium) ist bei der 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen 

eingerichtet; Personal- und Sachkosten 

werden nach § 5 AGBAföG durch das 

Land erstattet. 

x x 35 351

335 Sammlung von Pflichtexemplaren im 

Bereich des Bibliothekswesens

Auftrags- 

angelegenheit

1. Landesbibliotheksgesetz (LBibG)

2. GVBl. 2014 S. 245, geänd. d. Art. 22 d. G. v. 19.12.2018 (GVBl. S. 

448)

3. 3 Abs. 1

1. Landesverordnung zur Durchführung des § 3 des 

Landesbibliotheksgesetzes

2. GVBl. 2017 S. 109

3. § 1

Die Aufgabe ist nur einzelnen 

Gebietskörperschaften zugewiesen.

x 

(MZ, 

TR)

27 272

336 Zurverfügungstellung von öffentlichen 

Verkehrswegen für die Verlegung und 

den Betrieb von Leitungen

U. a. Verwaltung und Neufassung von 

Wegenutzungsverträgen

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Energiewirtschaftsgesetz (EnWG)

2. BGBl. I S. 1970, 3621, zul. geänd. d. Art. 3 d. G. v. 10.08.2021 

(BGBl. I S. 3436)

3. § 46 Abs. 1

x x x x 54 541, 542, 

543, 544 

337 Straßenbenennung und 

Hausnummernvergabe

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Baugesetzbuch (BauGB)

2. BGBl. I 2017 S. 3634, zul. geänd. d. Art. 2 d. G. v. 08.08.2020 

(BGBI. I S. 1728) 

3. § 126 Abs. 3

x x x x 52 521

338 Aufgaben der Vollstreckungsbehörde Vollstreckungshilfe bei der Beitreibung 

von öffentlich-rechtlichen Forderungen

Auftrags- 

angelegenheit, 

Pflichtaufgabe 

der Selbst- 

verwaltung

1. Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG)

2. GVBl. 1957 S. 101, zul. geänd. d. Art. 1 d. G. v. 03.06.2020 (GVBl. 

S. 209)

3. § 5 

x x x x x 11 116
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Aufgabe

gkSt VfrG

Lfd.

Nr. 

Zuordnung Finanzstatistik

Produkt-
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Produkt-
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Aufgabenart Aufgabe übertragen durch Hinweise Aufgabenträger

Bundes-/EU-Recht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

Landesrecht:

1. Rechtsquelle (Gesetz, VO)

2. Fundstelle und letzte Änderung

3. Vorschrift(en) - §§

KfrSt

339 Beitreibung von Beiträgen der 

Heilberufskammern, der 

Handwerkskammer, der Industrie- und 

Handelskammer und von 

Rundfunkbeiträgen

Pflichtaufgabe 1. Rundfunkbeitragsstaatsvertrag

2. GVBl. 2011 S. 385, zul. geänd. d. Art. 8 des Staatsvertrages vom 

14.04.2020 bis 28.04.2020 (GVBl. S. 372)

3. § 10 Abs. 6 

1. Handwerksordnung (HwO)

2. BGBl I 1998 S. 3074; 2006 S. 2095

3. § 113 Abs. 3 

1. Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und 

Handelskammern (IHKG)

2. BGBl I 1956 S. 920, zul. geänd. d. Art. 17 d. G. v. 28.03.2021 (BGBl 

I S. 591)

3. § 3

1. Heilberufsgesetz (HeilBG)

2. GVBl. 2014 S. 302, zul. geänd. d. G. v. 18.11.2020 (GVBl. S. 605), 

BS 2122-1

3. § 16 Abs. 2 Satz 3 und 4

x x x x 11 116

340 Einzug/ Erhebung von Abgaben und 

Beiträgen für Dritte

Beiträge nach dem 

Weinbergsaufbaugesetz von den 

Winzern, Abgabe für den deutschen 

Weinfonds von den Winzern, Abgabe 

zur besonderen Förderung des in 

Rheinland-Pfalz erzeugten Weines, 

Landwirtschaftskammerbeiträge

Auftrags- 

angelegenheit

1. Weinbergsaufbaugesetz

2. GVBl. 1953 S. 54, zul. geänd. d. Art. 200 d. G. v. 12.10.1999 (GVBl. 

S. 325), BS 7821-1

3. § 8, § 23

1. Verordnung zur Durchführung des Weinrechts
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A. Einführung 

1. Gegenstand und Aufbau der Untersuchung 

Der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz hat in seinem Urteil vom 16. De-
zember 2020 (VGH N 12-14/19) wesentliche Teile des Landesfinanzausgleichs-
gesetzes für verfassungswidrig erklärt und dem Gesetzgeber eine Neuregelung 
spätestens bis zum 31. Dezember 2022 auferlegt. Moniert wurde im Wesentli-
chen, dass die in Rheinland-Pfalz verwendete Methode zur Berechnung der Fi-
nanzausgleichsmasse keine bedarfsgerechte Mindestfinanzausstattung garan-
tieren könne, weil eine adäquate Bedarfsermittlung fehle. 

Thema des Gutachtens ist nicht die Sicherung der Mindestfinanzausstattung, 
sondern die damit zusammenhängende Analyse der Symmetrieeigenschaften 
des Finanzausgleichs. Der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz stellt dies-
bezüglich fest: „Angesichts der erwähnten grundsätzlichen Gleichwertigkeit 
von staatlichen und kommunalen Aufgaben wird der vertikale Finanzausgleich 

im Ausgangspunkt durch den Grundsatz der Verteilungssymmetrie bestimmt, 
der eine gleichmäßige und gerechte Aufteilung der verfügbaren Finanzmittel 
auf die verschiedenen Ebenen gebietet“ (VGH 2020: 63).1 

Darüber hinaus „ist der Finanzausgleichsgesetzgeber verpflichtet, bei der Ver-
teilung der Finanzausgleichsmittel die unterschiedlichen finanziellen Belange 
der Kommunen zu einem angemessenen und gerechten Ausgleich zu bringen. 
Das interkommunale Gleichbehandlungsgebot ist verletzt, wenn bei der Finanz-
mittelverteilung bestimmte Gebietskörperschaften oder Gebietskörperschafts-
gruppen sachwidrig benachteiligt oder bevorzugt werden“ (VGH 2020: 69). Der 
Grundsatz der Verteilungssymmetrie bezieht sich demnach nicht nur auf die 
vertikale Verteilung zwischen Land und kommunaler Ebene, sondern auch auf 
die horizontale Verteilung unter den Gemeinden. 

 
1 Verweise auf Urteile des VGH Rheinland-Pfalz erfolgen anhand der Randziffern. Eine Do-
kumentation der Begründung des aktuellen Urteils findet sich im Anhang. 
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Damit gehört der Grundsatz der Verteilungssymmetrie zu den zentralen Krite-
rien einer aufgabengerechten Mittelverteilung. Zumindest jenseits der Mindest-
ausstattung darf der Gesetzgeber den vertikalen Finanzausgleich an der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit des Landes ausrichten, z.B. durch eine dynamische, 
an das Gebot der Verteilungssymmetrie anknüpfende Komponente (VGH 2020: 
107). Zudem erfordert die interkommunale Gleichbehandlung eine ausgewoge-
ne Dotierung aller kommunalen Gebietskörperschaftsgruppen. 

Das vorliegende Gutachten hat die Aufgabe, die Symmetrieeigenschaften des 
kommunalen Finanzausgleichs in Rheinland-Pfalz aus finanzwissenschaftli-
cher Sicht zu analysieren. Es handelt sich im Wesentlichen um eine Fortsetzung 
der früher erstellten Gutachten (SCHERF 2011, 2015, 2017). Die Untersuchung 
dient der langfristigen Beobachtung und soll perspektivisch einen Vergleich 
zwischen den Verhältnissen vor und nach der Reform 2023 vorbereiten. Das 
entspricht einer Anforderung des Verfassungsgerichtshofs, der dem Gesetzge-
ber eine Beobachtungs- und Anpassungspflicht im Hinblick auf finanzaus-
gleichsrechtliche Entscheidungen auferlegt hat (VGH 2020: 81). 

Die Prüfung der Verteilungssymmetrie erstreckt sich auf die Finanzausstattung 
(1) der kommunalen Gebietskörperschaften insgesamt im Vergleich zum Lan-
deshaushalt sowie innerhalb der kommunalen Ebene auf die Finanzausstattung 
(2) der Landkreise relativ zu den kreisfreien Städten und (3) der Zentralkreise 
relativ zu den kreisangehörigen Gemeinden. Die Daten des Statistischen Lan-
desamtes Rheinland-Pfalz ermöglichen für den Zeitraum 2009 bis 2019 eine be-
lastbare Analyse der finanziellen Lage der öffentlichen Haushalte. Sie erfolgt 
auf der Basis einer teils verbesserten Methode des Symmetrievergleichs, die alle 
Dimensionen der Verteilungssymmetrie in paralleler Weise erfasst. Durch die 
Zuordnung der Zweckverbände und des Bezirksverbands Pfalz auf die kom-
munalen Gebietskörperschaften können zudem die interkommunalen Symmet-
rieverhältnisse genauer abgebildet werden. 

Der Aufbau der Untersuchung entspricht im Prinzip den früheren Gutachten. 
In Kapitel B wird die Methode des Symmetrievergleichs erläutert. Gegenüber 
SCHERF 2017 wurden einige Modifikationen vorgenommen, die der Stringenz 
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der Analyse dienen und durch Vereinheitlichung des Symmetrievergleichs auf 
allen relevanten Ebenen die Übersichtlichkeit erhöhen. 

In Kapitel C erfolgt die Analyse der vertikalen Verteilungssymmetrie zwischen 
dem Land Rheinland-Pfalz und seinen Gemeinden. Sie beantwortet die Frage, 
ob die Kommunen insgesamt besser oder schlechter als das Land in der Lage 
waren, ihre Ausgaben aus eigener Steuerkraft und transferierten Steuermitteln 
zu finanzieren. Gravierende Abweichungen von der rechnerischen Verteilungs-
symmetrie können auf dieser Ebene gegebenenfalls über eine Variation der Fi-
nanzausgleichsmasse korrigiert werden. Zu beachten sind aber auch die Finan-
zierungspotentiale der Kommunen, die im Vergleich zum Land über größere 
Möglichkeiten zur Erhöhung ihrer (Real-) Steuereinnahmen verfügen. 

Kapitel D ist der Verteilungssymmetrie innerhalb der kommunalen Ebene ge-
widmet. Hier stellt sich zunächst die Frage nach der finanziellen Gleichbehand-
lung von kreisfreien Städten und Gesamtkreisen. Symmetriestörungen erfor-
dern möglicherweise strukturelle Anpassungen des kommunalen Finanzaus-
gleichs durch das Land. Falls kreisfreie Städte und Gesamtkreise ihre Steuerpo-
tentiale unterschiedlich stark ausschöpfen, ist des Weiteren zu prüfen, in wel-
chem Maße Abweichungen von der Verteilungssymmetrie darauf zurückgehen 
und selbständig korrigiert werden können. 

Innerhalb der Gesamtkreise findet darüber hinaus ein vertikaler Ausgleich zwi-
schen Zentralkreisen und kreisangehörigen Gemeinden statt, der das Gebot der 
Verteilungssymmetrie beachten muss. Sofern die Finanzausstattung der Ge-
samtkreise insgesamt relativ zu den kreisfreien Städten und dem Land ausba-
lanciert ist, fallen Korrekturen auf dieser Ebene primär in die Kompetenz der 
kommunalen Gebietskörperschaften selbst. Durch Variationen der Kreisumlage 
sind aufgabengerechte Umschichtungen gegebenenfalls leicht herbeizuführen. 

Die Analyse der Verteilungssymmetrie auf drei separaten Vergleichsebenen 
wird in Kapitel E durch einen simultanen Symmetrievergleich erweitert und 
abgerundet. Um die Finanzbeziehungen zwischen dem Land und den verschie-
denen kommunalen Gebietskörperschaftsgruppen in einem Schritt erfassen zu 
können, müssen die Zweckverbände und der Bezirksverband Pfalz ihren kom-
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munalen Trägern anhand von geeigneten Indikatoren zugeordnet werden. Da-
mit lassen sich zum einen die kommunalen Adressaten eines Symmetrieaus-
gleichs erkennen, zu denen die Gemeindeverbände nicht gehören. Zum ande-
ren erlaubt die Berücksichtigung der Verflechtungen zwischen Gemeinden und 
Verbänden eine exaktere Bestimmung aller Symmetriesalden. Kapitel F resü-
miert die zentralen methodischen und empirischen Aspekte der Arbeit. 

Die Aktualisierung der Analyse der Symmetrieeigenschaften des kommunalen 
Finanzausgleichs in Rheinland-Pfalz erstreckt sich im Wesentlichen auf die zu-
grunde liegenden Daten und empirischen Schlussfolgerungen. Der zentrale Be-
obachtungszeitraum umfasst nun die Jahre 2009 bis 2019. Zum Verständnis er-
forderliche Passagen der früheren Gutachten werden bei Bedarf in zweckmäßig 
gestraffter und redaktionell überarbeiteter Fassung integriert. Mit Blick auf die 
Lesbarkeit des Textes erfolgen jedoch keine detaillierten Querverweise. 

2. Aufgaben und Reform des Finanzausgleichs 

Der kommunale Finanzausgleich erfüllt primär eine fiskalische Funktion im 
Verhältnis zwischen der Landesebene und der kommunalen Ebene sowie eine 
redistributive Funktion im Verhältnis der kommunalen Gebietskörperschaften 
untereinander. Die vertikale Aufstockung ist erforderlich, um die Steuereinnah-
men der Gemeinden an die aus Steuern zu finanzierenden Ausgaben anzupas-
sen. Die horizontalen Ausgleichseffekte zwischen den Kommunen resultieren 
aus einer nach der kommunalen Finanzkraft differenzierten Verwendung der 
Mittel, insbesondere aus der Verteilung der Schlüsselzuweisungen. 

Eine Besonderheit des kommunalen Finanzausgleichs in Rheinland-Pfalz ist das 
Einwohner-gleich-Einwohner-Prinzip. Die Einbeziehung aller Gemeinden und 
Gemeindeverbände in ein einheitliches Verteilungssystem hat den Vorteil der 
Gleichbehandlung von Gesamtkreisen und kreisfreien Städten. Bei ordnungs-
gemäßem Einsatz der Kreisumlage partizipieren außerdem Zentralkreise und 
kreisangehörige Gemeinden gleichmäßig an der jeweiligen Kreisfinanzkraft. 

Die Regulierung der vertikalen Verteilung zwischen Land und Kommunen er-
folgt primär über die Finanzausgleichsmasse. Für die Beurteilung der finanzi-
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ellen Situation beider Ebenen sind die originären und transferierten Steuerein-
nahmen den daraus zu finanzierenden Ausgaben gegenüberzustellen. Die rele-
vanten Einnahmen des Landes bestehen aus seinen Steuereinnahmen nach Län-
derfinanzausgleich und Bundesergänzungszuweisungen abzüglich aller Lan-
desleistungen an die Gemeinden. Die relevanten Einnahmen der Gemeinden 
umfassen ihre Steuereinnahmen sowie die vom Land erhaltenen Transfers in-
klusive aller Leistungen außerhalb des kommunalen Finanzausgleichs. 

Inwieweit die Einnahmen im Vergleich zu den Aufgaben und Ausgaben ange-
messen sind, lässt sich anhand verschiedener Indikatoren überprüfen. Üblich ist 
der Vergleich zwischen den kommunalen Ausgaben- und Einnahmenanteilen 
(Kommunalisierungsgrade). Eine ergebnisgleiche Methode beruht auf dem Ver-
gleich der Deckungsquoten von Land und Gemeinden, also der Relationen zwi-
schen Einnahmen nach Finanzausgleich und Ausgaben. Ungefähr gleiche Kom-
munalisierungsgrade bzw. Deckungsquoten konkretisieren den Grundsatz der 
Verteilungssymmetrie und signalisieren eine ausgewogene Steuerverteilung. 

Die Finanzzuweisungen des Landes an die Kommunen sind ein Instrument zur 
Herstellung annähernd gleicher Deckungsquoten. Die Relation zwischen den 
Transfers an die Gemeinden und den Steuereinnahmen des Landes lässt sich als 
erweiterte, alle Zahlungen an die Gemeinden umfassende Verbundquote inter-
pretieren. Um die Verteilungssymmetrie aufrechtzuerhalten, muss diese Quote 
wachsen, wenn die kommunalen Ausgaben relativ zu den Landesausgaben 
steigen oder wenn die kommunalen Einnahmen aus Steuern und Finanzzuwei-
sungen relativ zu den Landessteuern sinken. 

Innerhalb der kommunalen Ebene stellt sich ein verwandtes Ausgleichsprob-
lem. In den Landkreisen erbringen die Zentralkreise und ihre Gemeinden zu-
sammen die kommunalen Leistungen. Die Finanzausstattung der Zentralkreise 
kann daher nur vor dem Hintergrund der kreisinternen Arbeitsteilung beurteilt 
werden. Mit der Kreisumlage ist die Verteilung der Mittel auf die zentrale und 
dezentrale Kreisebene so zu regulieren, dass danach beide über annähernd glei-
che Deckungsquoten verfügen. 
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Rheinland-Pfalz reformierte den kommunalen Finanzausgleich zum 01.01.2014, 
um die Forderungen zu erfüllen, die der Verfassungsgerichtshof in einem Urteil 
vom 14.02.2012 (VGN N 3/11) gestellt hatte. Hauptziele waren eine Stärkung 
der Gemeindefinanzkraft sowie eine bessere Berücksichtigung der Soziallasten. 

Mit der Reform wurde der Grundsatz der einheitlichen Verbundmasse und des 
einheitlichen Verbundsatzes aufgegeben. Stattdessen erfolgt nun eine Auftei-
lung in zwei Teilverbundmassen, von denen die erste den grundgesetzlich vor-
geschriebenen obligatorischen Steuerverbund und die zweite den fakultativen 
Steuerverbund umfasst. Die Verbundmasse insgesamt wurde durch die erwei-
terten Verbundgrundlagen und den höheren Verbundsatz für den fakultativen 
Teil gestärkt. Um die Kommunen mit diesen Maßnahmen zeitnah zu entlasten, 
wurde zudem die Verstetigungssumme des Stabilisierungsfonds angehoben. 

Das Land Rheinland-Pfalz wollte mit der Reform nicht nur die Finanzkraft der 
kommunalen Ebene insgesamt stärken, sondern auch eine horizontal bessere 
Berücksichtigung der Soziallasten erreichen. Die neuen Schlüsselzuweisungen 
C dienen der Beteiligung des Landes an den kommunalen Sozialausgaben so-
wie ihrer besseren Berücksichtigung bei der horizontalen Verteilung der Mittel. 
Adressaten sind die Landkreise und die kreisfreien Städte. 

Die Schlüsselzuweisungen C dotieren die aus der Belastung mit Sozialleistun-
gen resultierenden Ausgleichsansprüche unabhängig von der Finanzkraft der 
Gebietskörperschaften. Dies sorgt für einen horizontalen Ausgleich zwischen 
unterschiedlich stark belasteten Kommunen, der auch dann greift, wenn die 
Kommunen ansonsten als gleich finanzstark einzustufen sind. Demgegenüber 
würde ein finanzkraftabhängiger Ausgleich, wie er durch einen Sozialhilfean-
satz zustande kommt, Belastungsdifferenzen zwischen gleich finanzstarken 
Kommunen in prozentual unterschiedlichem Maße kompensieren. 

Mit der Reform von 2014 wurde der kommunale Finanzausgleich insgesamt ge-
stärkt und hinsichtlich der Sozialausgaben strukturell verbessert. Dennoch hat 
der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz das Finanzausgleichsgesetz bean-
standet. Der Finanzausgleich sichere den Gemeinden nicht die erforderlichen 
Mittel zur Erfüllung ihrer eigenen und übertragenen Aufgaben (VGH 2020: 86). 
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Um die Wahrnehmung eines Minimums an freien Aufgaben zu ermöglichen, 
müsse die kommunale Finanzausstattung in jedem Fall so bemessen sein, dass 
die Pflichtaufgaben erfüllt werden können (VGH 2020: 92). 

Diese Anforderungen beziehen sich nicht auf den Durchschnitt, sondern auf die 
einzelnen Gemeinden. Es reicht also nicht aus, dass der Gesetzgeber die Kom-
munen insgesamt angemessen ausstattet. Er muss auch für eine Verteilung der 
Mittel unter den der Kommunen sorgen, die allen Gemeinden die Mindestfi-
nanzausstattung garantiert. Bei der Finanzierung der freiwilligen Aufgaben hat 
der Staat dagegen weite Gestaltungsspielräume (VGH 2020: 95). 

Die Bedarfsorientierung anstelle des Verbundquotenmodells verändert den 
kommunalen Finanzausgleich grundlegend. Für die Pflichtaufgaben wird ein 
Ausgleich benötigt, der sich an den Ausgaben orientiert, die bei effizienter Auf-
gabenerfüllung anfallen. Dabei sind auch die Einnahmen gegenzurechnen, die 
sich bei angemessener Anspannung der Realsteuern ergeben. Bei den freiwilli-
gen Aufgaben reicht dagegen eine geringere Unterstützungsquote. Für die Ver-
teilungssymmetrie folgt daraus: Mehreinnahmen des Landes werden „nicht 
mehr automatisch an die kommunale Ebene weitergegeben. Die Ausstattung 
des kommunalen Finanzausgleichs ändert sich systemimmanent nur dann, 
wenn die angemessenen kommunalen Ausgaben steigen“ (LENK u.a. 2016: 84). 

Die Logik eines bedarfsorientierten Systems, das nur eine ergänzende Symmet-
riekomponente umfasst, ist nicht Gegenstand dieses Gutachtens. Im Vorder-
grund steht vielmehr die Verteilungssymmetrie nach bisherigem Verständnis. 
Sie ist zwischen dem Land und der kommunalen Ebene sowie unter den kom-
munalen Gebietskörperschaftsgruppen empirisch zu überprüfen. 

Aus der Sicht der Gemeinden ist diese Fokussierung gewiss kein Nachteil. Die 
vertikal benötigte Mindestausstattung wird auf der Grundlage von Katalogen 
wirtschaftlich effizient zu erfüllender Pflichtaufgaben ermittelt. Sie liegt zum 
Teil erheblich unter dem Niveau, das nach symmetrischer Finanzaufteilung für 
die kommunale Ebene bereitstehen würde. Offenbar können Mindestausstat-
tungen in der Praxis recht niedrig angesetzt werden (DÖRING u.a. 2021: 84). 
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B. Methode des Symmetrievergleichs 

Zum Verständnis der empirischen Auswertungen werden die methodischen 
Grundlagen des Symmetrievergleichs im Folgenden erläutert. Dabei steht das 
Verhältnis zwischen Land und Gemeinden im Vordergrund, doch lässt sich die 
Methode analog auf die interkommunale Verteilungssymmetrie anwenden. 

1. Kommunalisierungsgrad und Deckungsquoten 

Die Regulierung der vertikalen Einnahmenverteilung ist eine wesentliche Auf-
gabe des kommunalen Finanzausgleichs. Um Verteilungssymmetrie herzustel-
len, muss die Finanzausgleichsmasse so festgelegt werden, dass Land und Kom-
munen im Verhältnis zu ihren Ausgaben gleichmäßig an der insgesamt vorhan-
denen Steuerkraft teilhaben. Ob der Finanzausgleich seiner fiskalischen Funk-
tion gerecht wird, ist anhand geeigneter Maßzahlen für die beteiligten Gebiets-
körperschaften zu kontrollieren. 

Die Verteilung der steuerlichen Einnahmen des Landes und seiner Gemeinden 
steht im Fokus einer Symmetrieanalyse. Dabei spielt es keine Rolle, ob diese 
Einnahmen aus eigenen oder aus zugewiesenen Steuermitteln stammen. 

n Auf der Landesebene sind daher die verfügbaren Steuermittel insbesondere 
um die Effekte des Länderfinanzausgleichs zu bereinigen. Bei den Empfän-
gerländern müssen die erhaltenen Ausgleichszuweisungen sowie Bundes-
ergänzungszuweisungen als Erhöhung der Finanzkraft gewertet werden. 
Bei den Zahlerländern sind die Ausgleichszahlungen entsprechend auf der 
Einnahmeseite als Minderung der Steuerkraft einzukalkulieren.2 

n Zahlungen der Länder an ihre Gemeinden senken analog hierzu die Länder- 
und erhöhen die Gemeindefinanzkraft. Die geleisteten Transfers vermin-
dern den Spielraum zur Finanzierung originärer Länderausgaben. Die da-

 
2 2020 wurde der direkte Ausgleich unter den Ländern formal abgeschafft, aber materiell voll-
wertig durch finanzkraftabhängige Zuschläge und Abschläge bei der Umsatzsteuer ersetzt. 
Die Ausgleichseffekte blieben davon weitgehend unberührt (SCHERF 2020). 
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für verbleibenden Einnahmen ergeben sich somit aus den Steuereinnahmen 
der Länder zuzüglich ihrer Nettotransfers, die dem Saldo der erhaltenen und 
geleisteten Transfers entsprechen. 

Die Zahlungen eines Landes an seine Kommunen, die überwiegend im Rahmen 
des kommunalen Finanzausgleichs erfolgen, sind stets vor dem Hintergrund 
der Aufgaben- und Ausgabenverteilung zwischen Landes- und Gemeinde-
ebene zu beurteilen. Die Aufgabenverteilung wird durch den „Kommunalisie-
rungsgrad“ zum Ausdruck gebracht, der die Ausgaben der Kommunen in Re-
lation zu der Summe der Ausgaben des Landes und der Kommunen setzt. 

n Der Vergleich zwischen den Anteilen der kommunalen Ebene an den ge-
samten Ausgaben von Land und Gemeinden sowie an den gesamten Steu-
ereinnahmen nach Finanzausgleich erlaubt eine Einschätzung der Finanz-
ausstattung beider Ebenen. Halten sich die Kommunalisierungsgrade der 
Einnahmen und Ausgaben annähernd die Waage, dann ist die Balance zwi-
schen den Deckungsansprüchen der beiden Staatsebenen gelungen. 

n Die Ausrichtung an den Deckungsquoten und damit an der Finanzierung 
der Ausgaben führt zu analogen Schlussfolgerungen. Hierbei werden die 
Einnahmen einer Ebene nach Finanzausgleich in Relation zu ihren Ausga-
ben gesetzt und mit der entsprechenden Relation einer anderen Ebene ver-
glichen. Übereinstimmende Deckungsquoten signalisieren eine relativ zu 
den Ausgaben gleiche Ausstattung mit eigenen oder durch Finanzzuwei-
sungen transferierten Steuereinnahmen. 

Kommunalisierungsgrade bzw. Deckungsquoten eignen sich gleichermaßen 
zur Überprüfung der Verteilungssymmetrie. Diese lässt sich somit formulieren 
als Anspruch auf gleiche Deckungsquoten oder übereinstimmende Kommuna-
lisierungsgrade der Einnahmen und Ausgaben. 

2. Verteilungsindikatoren und Symmetriedifferenzen 

Ausgaben und Einnahmen des Landes und der Gemeinden müssen für einen 
Symmetrievergleich passend definiert werden. Zunächst werden die formalen 
Zusammenhänge zwischen den Größen erklärt, die für einen Vergleich der De-
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ckungsquoten bzw. Kommunalisierungsgrade relevant sind. Im nachfolgenden 
Abschnitt geht es dann um die empirische Ermittlung der benötigten Größen. 

Die originären Landes- und Gemeindeausgaben (AL bzw. AK) summieren sich 
zu den Gesamtausgaben. Die Landes- und Gemeindeeinnahmen vor Finanz-
ausgleich bestehen zunächst einmal aus eigenen Steuereinnahmen (TL bzw. TK). 
Diese Einnahmen werden durch Nettotransfers ergänzt, die für eine Umvertei-
lung der Mittel unter den Gebietskörperschaften sorgen (ZL bzw. ZK). Daher gilt 
für die Landes- bzw. Gemeindeeinnahmen (EL bzw. EK) nach Finanzausgleich: 

  

Division der Einnahmen nach Finanzausgleich durch die Landes- bzw. Gemein-
deausgaben führt zu den Deckungsquoten der beiden Ebenen: 

  

Unter der Annahme, dass alle kommunalen Nettotransfers vom Land stammen, 
ergibt sich eine alternative Darstellung der Deckungsquote des Landes durch 
Zerlegung seiner Nettotransfers (ZL) in empfangene Nettotransfers von nicht-
kommunaler Seite (ZS) sowie geleistete Nettotransfers an die Gemeinden (ZK): 

 

Gleichung (5) offenbart klarer als Gleichung (3) die Wirkung des vertikalen Fi-
nanzausgleichs zwischen Land und kommunaler Ebene. Die Nettotransfers ZK 
erhöhen die verfügbaren Einnahmen der Gemeinden und reduzieren in glei-
chem Umfang die verfügbaren Einnahmen des Landes. Dementsprechend 
steigt die kommunale Deckungsquote, während die des Landes zurückgeht.3 

Insgesamt verfügen das Land und seine Gemeinden nach Finanzausgleich über 
folgende Einnahmen und Ausgaben: 

 
3 In SCHERF 2015 und 2017 wurde das Symbol TL (hier: TL + ZS) für die Summe aus eigenen 
Steuereinnahmen und von nichtkommunaler Seite erhaltenen Nettotransfers des Landes ver-
wendet. Somit galt formal EL = TL – ZK (hier: EL = TL + ZS – ZK). Die neue Darstellung ändert 
sachlich nichts, betont aber die gleichartige Ermittlung der Landes- und Gemeindeeinnahmen. 
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Daraus lassen sich die Kommunalisierungsgrade der Einnahmen (kE) bzw. Aus-
gaben (kA) als alternative Indikatoren der Verteilungssymmetrie ableiten: 

  

Nach Gleichung (8) entsprechen die kommunalen Einnahmen dem Produkt aus 
Kommunalisierungsgrad der Einnahmen und Gesamteinnahmen: EK = kE E. 
Analog stimmen die kommunalen Ausgaben nach Gleichung (9) mit dem Pro-
dukt aus Kommunalisierungsgrad der Ausgaben und Gesamtausgaben über-
ein: AK = kA A. Für die Deckungsquote der Kommunen und die damit korres-
pondierende Deckungsquote des Landes gilt daher folgender Zusammenhang: 

  

Wenn der Kommunalisierungsgrad der Ausgaben dem Kommunalisierungs-
grad der Einnahmen entspricht, stimmen auch die Deckungsquoten beider Ebe-
nen überein, was die Äquivalenz der beiden Verfahren dokumentiert: 

 

Identische Deckungsquoten des Landes und der Gemeinden bedeuten ferner, 
dass beide Größen der durchschnittlichen Deckungsquote beider Ebenen ent-
sprechen. Letztere misst das Verhältnis der eigenen und transferierten Steuer-
einnahmen zu den daraus zu finanzierenden Ausgaben: d = E/A. 

Die methodische Äquivalenz von Deckungsquoten und Kommunalisierungs-
graden betrifft auch den in der Literatur häufig verwendeten Symmetriekoeffi-
zienten (DÖRING u.a. 2021, 166 ff. LENK u.a. 2021, 87 ff.). Er wird aus der Relation 
zwischen kE und kA gebildet. Aus Gleichung (10) folgt jedoch, dass der Symmet-
riekoeffizient (SK) auch der Relation zwischen der kommunalen Deckungsquo-
te und der mittleren Deckungsquote von Land und Gemeinden entspricht: 
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Identische Kommunalisierungsgrade der Einnahmen und Ausgaben sorgen für 
SK = 1, was als Bedingung für perfekte Verteilungssymmetrie angesehen wird. 
Unter Berücksichtigung von Gleichung (10) resultiert ein Symmetriekoeffizient 
von SK = 1 aber auch aus der Bedingung dK = d, die zugleich dK = dL impliziert: 

 

Dementsprechend besteht ein Verteilungsvorteil der Gemeinden unter folgen-
den alternativen Bedingungen: 

 

Die Indikatoren der Verteilungssymmetrie sind also methodisch gleichwertig 
und führen bezogen auf die relevanten Einnahmen und Ausgaben auch zu 
identischen Ergebnissen hinsichtlich des vertikalen Ausgleichbedarfs. 

In den Gutachten von SCHERF 2015 und 2017 wurde die Verteilungssymmetrie 
jeweils aus der Perspektive der Kommunalisierungsgrade der Einnahmen und 
Ausgaben sowie aus der Perspektive der Deckungsquoten des Landes und der 
Gemeinden analysiert. In diesem Gutachten wird zur Vermeidung unnötiger 
Wiederholungen und zur Vereinfachung der Argumentation hauptsächlich auf 
die Deckungsquoten abgestellt.4 In den Datentabellen werden zur Information 
die Symmetriekoeffizienten zusätzlich ausgewiesen. 

Deckungsquoten ermöglichen nicht nur die Feststellung einer Symmetriestö-
rung, sondern lassen sich auch einfach zu deren Quantifizierung einsetzen. Die 
Soll-Einnahmen der kommunalen Ebene (ÊK), die gleiche Deckungsquoten be-
wirken, ergeben sich als Produkt aus der mittleren Deckungsquote und den 
kommunalen Ausgaben (d AK). Sie entsprechen zudem der Summe aus kom-
munalen Steuereinnahmen (TK) und Soll-Einnahmen aus Nettotransfers (ẐK): 

 

 
4 Angesichts der methodischen Äquivalenz greift der mögliche Einwand nicht, dass für den 
Länder-Gemeinden-Vergleich überwiegend Kommunalisierungsgrade und Symmetriekoeffi-
zienten verwendet werden. Für den Bund-Länder-Vergleich werden z.B. auch Deckungsquo-
ten herangezogen. Das Maßstäbegesetz legt als Prinzip der Umsatzsteuerverteilung fest, dass 
Bund und Länder gleichmäßig Anspruch auf Deckung ihrer notwendigen Ausgaben haben. 
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Der Saldo zwischen tatsächlichen und aufgabengerechten bzw. verteilungsneu-
tralen kommunalen Einnahmen (EK – ÊK) wird als Symmetriedifferenz (SDK) 
oder auch als Symmetriesaldo bezeichnet. Aus Gleichung (16) folgt in Verbin-
dung mit (2), dass die Symmetriedifferenz zugleich dem Saldo zwischen tat-
sächlichen und verteilungsneutralen Nettotransfers (ZK – ẐK) entspricht:5 

 

Der Symmetriesaldo kann auch ohne Umweg über die Ist- und Soll-Werte der 
kommunalen Einnahmen bzw. Nettotransfers als Produkt aus der Deckungs-
quotendifferenz (dK – d) und den Gemeindeausgaben (AK) bestimmt werden. 

Eine differenzierte Betrachtung der Symmetriedifferenz enthüllt, welche Fakto-
ren einen Korrekturbedarf bei der vertikalen Verteilung verursachen können:6 

 

Aus Gleichung (18) lassen sich die Wirkungen einzelner Parametervariationen 
auf die Symmetriedifferenz ableiten: 

n Die relative Verteilungsposition der Gemeinden verbessert sich, wenn die 
Steuereinnahmen der Kommunen steigen bzw. die Steuereinnahmen des 
Landes sinken. Der Kommunalisierungsgrad der Ausgaben kA = AK/A be-
stimmt die Stärke der Effekte: ∆ SDK = (1 – kA) ∆ TK bzw. ∆ SDK = – kA ∆ TL. 

n Ein Anstieg der Nettotransfers, die das Land bzw. die Gemeinden von drit-
ter Seite erhalten (z.B. vom Bund), wirkt wie eine Erhöhung der eigenen 
Steuereinnahmen: ∆ SDK = (1 – kA) ∆ ZK bzw. ∆ SDK = – kA ∆ ZL. 

n Bei einer Mittelumschichtung vom Land zu den Gemeinden steigen die Net-
totransfers der Gemeinden, während die Nettotransfers des Landes betrags-
gleich sinken: ∆ ZK = – ∆ ZL. Dies erhöht die Symmetriedifferenz im Umfang 
der zusätzlichen kommunalen Nettotransfers: ∆ SDK = ∆ ZK. 

 
5 In SCHERF 2015 und 2017 wurde ZK/EL als Verbundquote im weiteren Sinne angegeben. Der 
Vergleich mit ẐK/EL wird nicht fortgeführt, da er keine zusätzlichen Informationen liefert. 
6 Die mittlere Deckungsquote in Gleichung (17) ist zu spezifizieren: d = (EL + EK)/(AL + AK). 
Mit EL = TL + ZL und EK = TK + ZK sowie AL + AK = A gelangt man zu Gleichung (18). 
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n Schließlich geht die Symmetriedifferenz zurück, wenn der Kommunalisie-
rungsgrad der Ausgaben steigt: ∆ SDK = – E ∆ (AK/A). Letzteres ist der Fall, 
wenn die Gemeindeausgaben stärker wachsen als die Landesausgaben. 

Ein Symmetrieüberschuss indiziert eine Abweichung von der Symmetrielinie 
zugunsten der Gemeinden. Umgekehrt bedeutet ein Symmetriedefizit eine Ab-
weichung zulasten der Kommunen. In diesem Fall lässt sich die Verteilungs-
symmetrie gemäß Gleichung (18) auf verschiedenen Wegen wieder herstellen: 

n Wenn ein negativer Symmetriesaldo vorliegt, erscheint die Forderung nach 
einer Erhöhung der kommunalen Nettotransfers naheliegend. Damit wer-
den freilich die (Steuer-) Einnahmen und die Ausgaben so akzeptiert wie sie 
sind. Die Korrektur beschränkt sich auf eine Anpassung der Verteilung der 
vorhandenen Einnahmen an die gegebenen Ausgaben. 

n Die Diskrepanz zwischen Ist- und Sollwerten kann prinzipiell aber auch 
durch Erhöhung der kommunalen Steuereinnahmen, also durch Anspan-
nung der Hebesätze bei der Grund- oder Gewerbesteuer abgebaut werden. 

n Schließlich können die Kommunen ihre Ausgaben senken und damit ihre 
Deckungsquote erhöhen. Umgekehrt hat aber auch das Land die Möglich-
keit, seine Ausgaben zu erhöhen und seine Deckungsquote zu reduzieren. 

In allen Fällen kommt es zu einer Annäherung der Deckungsquoten beider Ebe-
nen, allerdings auf unterschiedlichem Niveau. Wenn die Maßnahmen jeweils 
so dosiert werden, dass dL und dK anschließend übereinstimmen, erhöht eine 
Aufstockung der kommunalen Nettotransfers dK und senkt dL auf den Durch-
schnittswert d. Eine Steuererhöhung oder Ausgabensenkung der Gemeinden 
verbessert dagegen dK auf den Landeswert dL, während eine Vergrößerung der 
Ausgaben des Landes dessen Quote dL auf das niedrigere Niveau dK reduziert. 

Über einen längeren Zeitraum hinweg sollten keine gravierenden Abweichun-
gen von der Verteilungssymmetrie auftreten. Allerdings dürften Land und Ge-
meinden bei einer Symmetriestörung wahrscheinlich unterschiedliche Anpas-
sungsformen präferieren. Bei der empirischen Analyse der Verteilungssymmet-
rie ist daher auch abzuwägen, welche Optionen relativ besser geeignet sind. 



B.  Methode des Symmetrievergleichs 

 

20 
 

Scherf © 2022 

3. Relevante Ausgaben und Einnahmen 

Die adäquate Abgrenzung der Einnahme- und Ausgabepositionen auf der Basis 
der finanzstatistischen Daten ist methodisch nicht ganz einfach. Weder auf der 
Einnahmen- noch auf der Ausgabenseite stehen unmittelbar passende Ver-
gleichsgrößen zur Verfügung. Die Symmetrieanalyse fokussiert sich auf den 
Teil der Ausgaben, der aus eigenen oder im Finanzausgleich transferierten Steu-
ereinnahmen finanziert werden muss. 

Auf der Ausgabenseite werden nur die unmittelbaren Ausgaben angesetzt, „die 
im Zuge der Aufgabenerfüllung auf der Landesebene bzw. der kommunalen 
Ebene anfallen“ (STATISTISCHES LANDESAMT 2010: 13). Sie unterscheiden sich 
von den bereinigten Ausgaben durch Abzug der Zahlungen an den öffentlichen 
Bereich verrechnet mit den Zahlungen von gleicher Ebene. Diese Korrektur ver-
meidet Doppelzählungen (STATISTISCHES LANDESAMT 2010: 14). 

Die unmittelbaren Ausgaben werden darüber hinaus um Gebühren und Ent-
gelte vermindert. Letztere dienen der Finanzierung spezieller Leistungen nach 
dem Äquivalenzprinzip und sollen deren Kosten kompensieren, aber nicht die 
allgemeine finanzielle Dispositionskraft erweitern. „Die auf diese Weise «korri-
gierten» unmittelbaren Ausgaben stellen gewissermaßen die «ungedeckten Be-
darfe» und somit den «Zuschussbedarf» der Kommunen dar“ (STATISTISCHES 

LANDESAMT 2010: 15). 

Für die vergleichsrelevanten Ausgaben des Landes (AL) und der Gemeinden 
(AK) wird daher folgendes Ermittlungsschema verwendet: 

 Bereinigte Ausgaben 
– Zahlungen an den öffentlichen Bereich 
+ Zahlungen von gleicher Ebene 

= Unmittelbare Ausgaben 
– Gebühren und Entgelte 

= Ausgaben AL bzw. AK 

Mit den unmittelbaren Ausgaben korrespondieren die unmittelbaren Einnah-
men. Sie ergeben sich aus den bereinigten Einnahmen nach Abzug der Zahlun-
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gen von anderen Ebenen und führen nach folgendem Berechnungsschema zu 
den vergleichsrelevanten Einnahmen des Landes und der Gemeinden: 

 Bereinigte Einnahmen 
– Zahlungen von anderen Ebenen 

= Unmittelbare Einnahmen 
– Gebühren und Entgelte 
– Veräußerungserlöse 

= Einnahmen vor FA TL  TK 
+ Nettotransfers ZL bzw. ZK 

= Einnahmen nach FA EL bzw. EK 

Von den unmittelbaren Einnahmen werden zunächst die Gebühren und Ent-
gelte abgezogen, die auch auf der Ausgabenseite verrechnet wurden. Daneben 
bleiben die Erlöse aus der Veräußerung von Sachvermögen und Beteiligungen 
auf der Einnahmenseite außer Ansatz. Dies entspricht der Messung der Finanz-
kraft im Länderfinanzausgleich (STATISTISCHES LANDESAMT 2010: 28). Der Ab-
zug der Veräußerungserlöse ist zwecks Bestimmung der regulären Einnahmen 
angezeigt, denn die Veräußerung von Vermögen schmälert die Vermögenspo-
sition in gleicher Weise wie eine Kreditaufnahme. 

Als Zwischenergebnis erhält man die Einnahmen des Landes bzw. der Gemein-
den vor Finanzausgleich (FA), die hauptsächlich eigene Steuereinnahmen um-
fassen. Die mit TL bezeichneten Landeseinnahmen enthalten aber keine an das 
Land transferierte Steuereinnahmen. Vielmehr saldieren sich alle erhaltenen 
und geleisteten Transfer in den Nettotransfers des Landes ZL. Der Bezug zu den 
Nettotransfers der Kommunen ZK wird im Folgenden noch erläutert. 

Nach Verrechnung der Nettotransfers, mit denen Steuereinnahmen zwischen 
den Gebietskörperschaften umgeschichtet werden, ergeben sich die Einnahmen 
nach Finanzausgleich. Das Berechnungsschema führt damit zu den verfügbaren 
Steuereinnahmen des Landes (EK) bzw. der Gemeinden (EL) unter Berücksichti-
gung aller zwischen den staatlichen Ebenen transferierten Steuermittel. Dieses 
übersichtliche Schema wird der empirischen Untersuchung zugrunde gelegt. 
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Die zum Symmetrievergleich benötigten Ausgaben und Einnahmen stammen 
aus einem geschlossenen und konsistenten Rechensystem. Zusammen liefern 
sie ein genaues Bild der vertikalen Finanzbeziehungen zwischen Land und Ge-
meinden. Aus den Ausgaben und den Einnahmen nach Finanzausgleich lassen 
sich die zum Symmetrievergleich benötigten Deckungsquoten beider Ebenen 
unmittelbar errechnen: dL = EL/AL bzw. dk = EK/AK. 

Der Begriff Finanzausgleich wird hier in einem umfassenden Sinne verwendet. 
Gemeint sind nicht nur die Mittel, die über den kommunalen Finanzausgleich 
im engeren Sinne zwischen Land und Gemeinden umgeschichtet werden, son-
dern alle Nettotransfers, die den Gebietskörperschaften disponible Mittel ver-
schaffen. Diese Nettotransfers werden endogen aus den Finanzdaten der öffent-
lichen Haushalte errechnet. Positive oder negative Nettotransfers resultieren 
aus den Zahlungen von anderen Ebenen abzüglich der Zahlungen an den öf-
fentlichen Bereich und zuzüglich der Zahlungen von gleicher Ebene: 

 Zahlungen von anderen Ebenen 
– Zahlungen an den öffentlichen Bereich 
+ Zahlungen von gleicher Ebene 

= Nettotransfers ZL bzw. ZK 

Die Berücksichtigung aller erhaltenen und geleisteten Transfers ist erforderlich, 
um die insgesamt verfügbaren Einnahmen beider Ebenen zu bestimmen. Dabei 
enthalten die Nettotransfers der Kommunen auch Zahlungen des Landes, die 
außerhalb des kommunalen Finanzausgleichs im engeren Sinne geleistet wer-
den. Die (negativen) Nettotransfers des Landes (ZL) stimmen zudem nicht mit 
den vom Land an die Kommunen geleisteten Nettotransfers (ZK) überein, son-
dern umfassen auch sonstige Transfers, die das Land selbst von anderer Seite 
erhalten hat, insbesondere Zahlungen aus dem Länderfinanzausgleich (ZS): 

 Sonstige Nettotransfers  ZS 
– Nettotransfers Gemeinden  ZK 

= Nettotransfers Land   ZL 
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Durch die Zerlegung der Nettotransfers des Landes in diese beiden Komponen-
ten kann das Berechnungsschema für die Einnahmen modifiziert werden: 

 Unmittelbare Einnahmen 
– Gebühren und Entgelte 
– Veräußerungserlöse 

= Einnahmen vor FA TL bzw. TK 
+ Sonstige Nettotransfers ZS 

= Einnahmen vor KFA TL + ZS bzw. TK 
+/– Nettotransfers Gemeinden – ZK bzw. ZK 

= Einnahmen nach KFA EL bzw. EK 

In dieser alternativen Darstellung wird deutlich, dass die originären Steuerein-
nahmen des Landes (TL) durch Nettotransfers von nichtkommunaler Seite (ZS) 
aufgestockt werden. Aus den erhöhten verfügbaren Einnahmen des Landes vor 
kommunalem Finanzausgleich (KFA) werden die kommunalen Nettotransfers 
(ZK) gezahlt. Dadurch sinken die verfügbaren Einnahmen des Landes nach Fi-
nanzausgleich, während die verfügbaren Einnahmen der Gemeinden steigen. 

Die zum Symmetrievergleich erforderlichen Deckungsquoten lassen sich aus 
beiden Varianten der Einnahmenrechnung ermitteln. Zwar tritt in der zweiten 
Variante die Bedeutung des kommunalen Finanzausgleichs formal klarer her-
vor, aber die erste Version ist einfacher und universell anwendbar. Alle Sym-
metrievergleiche zwischen Land und Gemeinden sowie zwischen den kommu-
nalen Gruppen können damit nach einer einheitlichen Methode erfolgen. 

4. Ergänzende methodische Erläuterungen 

(1) Verbuchung der kommunalen Nettotransfers 

Die Abgrenzung der relevanten Ausgaben und Einnahmen gemäß der obigen 
Darstellung unterscheidet sich von der Vorgehensweise bei der empirischen 
Überprüfung der Zusammenhänge in SCHERF 2015 und 2017. Dort wurden die 
Ausgaben für Nettotransfers an die Gemeinden als Teil der Landesausgaben 
ausgewiesen und mit den Gemeindeausgaben zu den Gesamtausgaben beider 
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Ebenen addiert. Der Brutto-Ansatz war bezogen auf den Landeshaushalt nahe-
liegend, weil das Land seine Bruttoeinnahmen zur Finanzierung aller Landes-
ausgaben einschließlich der Transfers an die Kommunen verwendet. 

Da die Nettotransfers ZK als Teil der Bruttoeinnahmen und -ausgaben des Lan-
des verbucht wurden, erhöhten sie Zähler und Nenner der Deckungsquote des 
Landes in gleichem Umfang. Die verwendete Brutto-Deckungsquote (dLB) ent-
sprach daher nicht der systematisch schlüssigeren Netto-Deckungsquote (dL): 

 

Nach Gleichung (19) stimmen Brutto- und Netto-Deckungsquote des Landes 
nur überein, wenn letztere gleich 1 ist: dL = 1 Þ dLB = 1 = dL. Wenn die Netto-
Deckungsquote unter 1 liegt, ist die Brutto-Deckungsquote höher als die Netto-
Deckungsquote: dL < 1 Þ dLB > dL. Durch die Brutto-Deckungsquote wird die 
Haushaltslage des Landes dann gegenüber der Haushaltslage der Gemeinden 
etwas besser dargestellt als sie tatsächlich ist. Umgekehrt zeigt die Brutto-De-
ckungsquote eine etwas zu schlechte Haushaltslage des Landes an, sofern die 
Netto-Deckungsquote größer als 1 ist: dL > 1 Þ dLB < dL.7 

In den Beobachtungszeiträumen der Gutachten von 2015 und 2017 gab es kein 
Jahr, in dem die Deckungsquote des Landes über 1 bzw. über 100 % lag. Infol-
gedessen verzerrte die Verwendung des Brutto-Ansatzes den vertikalen Sym-
metrievergleich zulasten des Landes Rheinland-Pfalz, dessen Deckungsquote 
durchgängig zu hoch ausgewiesen wurde. Die Behebung der methodischen In-
konsistenz hat allerdings keine permanente Verbesserung der relativen Position 
des Landes zur Folge. In den neu hinzugetretenen Beobachtungsjahren ergeben 
sich Deckungsquoten von über 100 %, so dass die Brutto-Deckungsquote die ak-
tuell relativ gute Finanzlage des Landes unterzeichnen würde. 

 
7 Bei Verbuchung der Nettotransfers der Gemeinden als Teil der Landes- und Gesamtausga-
ben fallen die Kommunalisierungsgrade der Ausgaben und Einnahmen relativ niedriger aus. 
Nach dem Brutto-Ansatz gilt: kAB = kA/(1 + ZK/A) sowie kEB = kE/(1 + ZK/E). Auch hierbei 
signalisierten die Brutto-Werte eine zu gute (schlechte) relative Finanzlage des Landes, wenn 
dessen Netto-Deckungsquote unter (über) 1 liegt. 



B.  Methode des Symmetrievergleichs 

 

25 
 

Scherf © 2022 

(2) Deckungsquoten und Finanzierungssalden 

In der Diskussion über die Verteilungssymmetrie spielt der Finanzierungssaldo 
eine wichtige Rolle. In den Rechnungsergebnissen der Öffentlichen Haushalte 
wird er als Differenz zwischen bereinigten Einnahmen und Ausgaben ausge-
wiesen. Da Veräußerungserlöse äquivalent zu einer Kreditaufnahme sind, bie-
tet es sich an, die Einnahmen um diesen Posten zu mindern und die Haushalts-
lage am entsprechend veränderten Finanzierungssaldo zu messen. 

Der modifizierte Finanzierungssaldo entspricht der Differenz zwischen den 
Einnahmen und Ausgaben des Landes bzw. der Gemeinden, die zum Symmet-
rievergleich herangezogen werden: 

  

Zur Bildung aussagefähiger Deckungsquoten muss der Finanzierungssaldo al-
lerdings mit passenden Bezugsgrößen kombiniert werden. Die bereinigten Aus-
gaben sind hierfür ungeeignet, da sie noch Finanzströme zwischen den Gebiets-
körperschaften enthalten, die den Vergleich verzerren. Ein äquivalentes Maß zu 
den Deckungsquoten lässt sich nur unter Bezugnahme auf die Landes- bzw. 
Gemeindeausgaben in der hier verwendeten Abgrenzung erreichen: 

  

Wenn man dieselben sachgerechten Bezugsgrößen verwendet, unterscheidet 
sich die Forderung nach ausbalancierten relativen Finanzierungssalden im Er-
gebnis nicht von derjenigen nach gleichen Deckungsquoten. Angesichts dieser 
Identität bleiben die relativen Finanzierungssalden im Weiteren außer Betracht. 

(3) Interkommunale Symmetrievergleiche 

Zwischen Land und kommunaler Ebene eignen sich die Deckungsquoten als 
Maßzahlen der Verteilungssymmetrie. Entsprechende Analysen können analog 
innerhalb der kommunalen Ebene durchgeführt werden. Dies betrifft den Ver-
gleich zwischen kreisfreien Städten und Gesamtkreisen sowie die Gegenüber-
stellung von Zentralkreisen und kreisangehörigen Gemeinden. Dabei werden 
die vergleichsrelevanten Einnahmen und Ausgaben der jeweiligen Gebietskör-
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perschaftsgruppen nach demselben Schema ermittelt wie zuvor die Einnahmen 
und Ausgaben des Landes und der Gemeinden. Dementsprechend erfolgt ein 
Abzug der Gebühren und Entgelte von den Einnahmen und Ausgaben sowie 
ein Abzug der Veräußerungserlöse von den Ausgaben. 

Die Einnahmen der kreisfreien Städte (KS) und Gesamtkreise (GK) bestehen aus 
eigenen Steuereinnahmen und im Finanzausgleich erhaltenen Nettotransfers. 
Für ihre Deckungsquoten nach Finanzausgleich gilt daher: 

  

Analog dazu lassen sich die Deckungsquoten der Zentralkreise (ZK) und kreis-
angehörigen Gemeinden (KG) bestimmen:8 

  

Diese Deckungsquoten zeigen an, über welches Potential an eigenen oder zu-
gewiesenen Steuermitteln die Gebietskörperschaftsgruppen im Vergleich zuei-
nander verfügen. Als Produkt aus der mittleren Deckungsquote der beteiligten 
Gruppen und ihren jeweiligen Ausgaben lassen sich die Soll-Einnahmen bzw. 
die Soll-Nettotransfers bestimmen, die gleiche Deckungsquoten herbeiführen 
würden. Der Saldo aus den tatsächlichen und den verteilungsneutralen Net-
totransfers zeigt auch hier den Korrekturbedarf bei der Mittelverteilung an. Ein 
positiver (negativer) Saldo indiziert eine Störung der Verteilungssymmetrie zu-
gunsten (zulasten) der betreffenden Gebietskörperschaftsgruppe. 

5. Die Relevanz der Zinsen im Symmetrievergleich 

Symmetrievergleiche gehören zum Standard finanzwissenschaftlicher Gutach-
ten über den kommunalen Finanzausgleich (z.B. DÖRING u.a. 2021: 166 ff., GER-
HARDS u.a. 2021: 93 ff., LENK u.a. 2021: 87 ff.). Auch die hier verwendete Metho-
de liefert kein perfektes Bild von der Verteilungssymmetrie zwischen den staat-

 
8 Zum kreisinternen Vergleich eignen sich auch die Zentralisierungsgrade der Einnahmen 
und Ausgaben. Diese ergebnisgleiche Option muss aber nicht zusätzlich geprüft werden. 
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lichen Gebietskörperschaften, hat aber einige Vorteile gegenüber anderen Ver-
fahren, auch gegenüber solchen, die nach demselben Prinzip operieren. 

Prinzipiell bietet das Symmetrieverfahren eine tragfähige Lösung für den Inte-
ressenkonflikt zwischen der Erfüllung gleichermaßen notwendiger Gemeinde- 
und Landesaufgaben. Der ausdrückliche Bezug zur Aufgabenerfüllung und da-
mit zur Ausgabenseite ist ein wichtiger Vorzug. Günstig erscheint darüber hin-
aus die Transparenz der Berechnung, die das Symmetrieverfahren positiv vom 
Bedarfsverfahren unterscheidet (LENK u.a. 2021: 90). 

Die tatsächlichen Ausgaben einer Gebietskörperschaft sind nur ein unvollkom-
mener Maßstab für ihre Aufgabenwahrnehmung. Da Leistungsniveau und Kos-
teneffizienz variieren, erscheinen die Standardkosten einer Leistung auf einem 
normierten Qualitätsniveau theoretisch besser geeignet (BÜTTNER u.a. 2012: 45). 
Belastbare Informationen hierüber liegen für Rheinland-Pfalz aber bislang nicht 
vor, so dass nur die tatsächlichen Ausgaben als Indikator der Aufgabenerfül-
lung herangezogen werden können.9 Dabei ist das Symmetrieverfahren für die 
kommunale Ebene eher vorteilhaft, wie die Erfahrungen mit bedarfsbezogenen 
Ausgleichssystemen in anderen Ländern zeigen (DÖRING u.a. 2021: 84). 

Hinsichtlich der konkreten Berechnung der Symmetrieindikatoren differieren 
die in der Literatur verwendeten Ansätze. Die wesentlichen Unterschiede zwi-
schen dem von JUNKERNHEINRICH entwickelten Konzept und der hier vertrete-
nen Methode werden im Folgenden skizziert und eingeordnet. 

Die Anknüpfung an den unmittelbaren Ausgaben wird teilweise kritisiert, weil 
sie nicht der Finanzierungs-, sondern der Durchführungsverantwortung folge. 
Stattdessen müsse man die Differenz zwischen aufgabenspezifischen Ausgaben 
und Einnahmen als Zuschussbedarf zugrunde legen (BOETTCHER/HOLLER 2011: 
78). Dem ist entgegenzuhalten, dass Steuern wie Finanzzuweisungen der Finan-
zierung selbst gewählter und zugewiesener Aufgaben dienen. Das Land nimmt 

 
9 In Hessen existiert seit 2016 ein bedarfsbezogenes Ausgleichssystem (Hessischer Landtag, 
Drucksache 19/1853), das deutlich komplexer und intransparenter ist als das Steuerverbund-
modell. Für über 3.000 Pflichtaufgaben werden Zuschussbedarfe geordnet nach kommunalen 
Gruppen ermittelt, die in Größe und Funktion vergleichbar sind. Anerkannt wird nur ein Teil 
der Zuschussbedarfe, der sich an wirtschaftlich arbeitenden Kommunen orientiert. 
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seine Finanzierungsverantwortung wahr, indem es die Durchführungsverant-
wortung der Kommunen bei der Bemessung der Zuweisungen berücksichtigt. 
„SCHERF nutzt folgerichtig nicht die Allgemeinen Deckungsmittel als Zielgröße 
auf der Einnahmenseite, sondern einen umfassenderen Begriff, der auch zweck-
gebundene Zuweisungen einbezieht. Zudem wird um Gebühren und Leis-
tungsentgelte bereinigt. Damit sind auch im SCHERF-Modell Einnahmenseite 
und Ausgabenseite strikt aufeinander bezogen“ (LENK u.a. 2021: 92). 

Des Weiteren wird regelmäßig eine Beschränkung auf Ausgaben gefordert, die 
der Wahrnehmung laufender Aufgaben dienen. Damit rechtfertigen die Auto-
ren vor allem die Außerachtlassung der Zinsausgaben (BOETTCHER/HOLLER 
2011: 79). Eine überzeugende Begründung hierfür existiert jedoch nicht. Zins-
ausgaben sind die heutigen Kosten eines früheren Kredits und damit eines Vor-
griffs auf zukünftige Steuereinnahmen. Das unterscheidet sie aber nicht von an-
deren heutigen Ausgaben, die auf früher eingegangene rechtliche Verpflichtun-
gen zurückgehen. Zum Beispiel kann eine Gemeinde den Bau eines Bürgerhau-
ses kreditfinanzieren oder ein privat erstelltes Gebäude anmieten. In beiden Fäl-
len erfüllen die zukünftigen Ausgaben für Zinsen oder Mieten dieselbe Auf-
gabe. Es ist daher unlogisch, Mietausgaben in den Folgejahren zu berücksichti-
gen, Zinsausgaben dagegen nicht. Hinzu kommt, dass kreditfinanzierte Inves-
titionen den staatlichen Kapitalbestand erhöhen und ihre Leistungen eben nicht 
sofort, sondern zeitlich verzögert und über mehrere Jahre abgeben. 

Für die Einbeziehung der Zinsausgaben spricht zudem, dass nicht einfach un-
terstellt werden darf, „das Land habe sein Verschuldungsverhalten ausschließ-
lich allein veranlasst“ (THÖNE u.a. 2015: 97), denn mit der Kreditaufnahme wur-
den u. U. auch Zuweisungen an die Kommunen finanziert. Eine sinnvolle föde-
rale Aufgabenverteilung zeichnet sich dadurch aus, dass die zentralen staatli-
chen Einheiten größere Verantwortung für die Stabilisierung der Volkswirt-
schaft übernehmen. In Krisenzeiten sind dazu relativ hohe Defizite in den Haus-
halten von Bund und Ländern erforderlich. Diese dienen neben der Kompensa-
tion der eigenen Steuerausfälle auch der Finanzierung von Hilfen für die Ge-
meinden, die unter der besonders konjunkturanfälligen Gewerbesteuer leiden. 
Die Finanzpolitik in der Corona-Pandemie, aber auch Stabilisierungsregeln im 
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Finanzausgleich belegen die praktische Relevanz dieser insgesamt vorteilhaften 
föderalen Arbeitsteilung. 

Eine Herausrechnung der Zinsen dient dem fiskalischen Interesse der Gemein-
den, solange sie eine geringere Zinsausgabenquote als das Land aufweisen. An-
dererseits kam die massive Entlastung der öffentlichen Haushalte durch Nied-
rigzinsen in den letzten Jahren vor allem dem Land zugute und verbesserte des-
sen Deckungsquote. Diese umgekehrten Effekte blieben bei einem Ausschluss 
der Zinsen außer Ansatz, was sich aktuell zulasten der Gemeinden auswirken 
könnte (LENK u.a. 2021: 94). 

Ein weiterer mit den Zinsausgaben verflochtener Kritikpunkt sind vermeintli-
che Verzerrungen infolge ungleicher Kreditspielräume (JUNKERNHEINRICH/MI-
COSATT 2012: 32). Das Land könne seine Ausgaben kreditfinanziert ausweiten 
und damit die Verteilungssymmetrie zu seinen Gunsten verschieben. Diese Ar-
gumentation wurde inzwischen durch Berücksichtigung des Konsolidierungs-
zwangs bei defizitären Haushalten relativiert. Eine Schuldentilgung setze vo-
raus, dass der Deckungsmittelverbrauch kleiner wird als der Deckungsmittel-
bestand. Damit käme es über die Gesamtdauer der Kreditaufnahme zum Aus-
gleich des Symmetriekoeffizienten. Letztlich bliebe jedoch ein Unterschied be-
stehen: „Die Kosten der Kreditaufnahme differieren und bescheren einer Seite 
einen Vorteil“ (JUNKERNHEINRICH u.a. 2017: 18). Auf der Basis dieser Argumen-
tation erscheint die Herausrechnung der Zinszahlungen, die aus höheren Defi-
ziten resultieren, schon nicht mehr gerechtfertigt, denn der Vorteil des Landes 
reduziert sich langfristig auf die u. U. erzielte relative Kreditkostenersparnis. 

Die Kreditfinanzierungsmöglichkeiten des Landes werden zudem seit 2020 
massiv durch die Schuldenbremse begrenzt, während die Kommunen weiter-
hin investive Kredite aufnehmen können. Mithin wird das vermeintliche Prob-
lem an Bedeutung verlieren. Das Kreditaufnahmepotential verschiebt sich so-
gar umgekehrt zugunsten der Kommunen. Diese haben ferner erhebliche Teile 
ihrer Verschuldung auf Fonds, Einrichtungen und Unternehmen ausgelagert 
und können durch Zuschusszahlungen an die FEU bei der Berechnung eines 
Symmetriefaktors im Vorteil sein (LENK u.a. 2021: 93-94). 
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Der Verweis auf unterschiedliche Kreditaufnahmepotentiale kann auch deshalb 
nicht überzeugen, weil die Verfechter einer Herausrechnung der Zinszahlun-
gen nicht auch für die Berücksichtigung unterschiedlicher Einnahmenpotenti-
ale plädieren. Die Möglichkeiten der Gemeinden zur Anpassung ihrer (Real-) 
Steuereinnahmen sind jedenfalls größer als die des Landes. Zudem bleibt durch 
den generellen Abzug der Gebühren ein nicht ausgeschöpftes Gebührenpoten-
tial unberücksichtigt, was insbesondere den Gemeinden zugute kommt, die sich 
relativ stärker aus Gebühreneinnahmen finanzieren (LENK u.a. 2021: 90). 

Zwar gestehen die Kritiker zu, dass der Symmetriekoeffizient unter Einschluss 
des Schuldendienstes in Rheinland-Pfalz nahezu ausgeglichen wäre, aber sie 
lehnen weiterhin die „vom Land bevorzugte“ Methode der Symmetrieberech-
nung ab, weil sie auf einem angeblichen institutionellen Vorteil des Landes be-
ruht (JUNKERNHEINRICH u.a. 2017: 18). Eher lässt sich feststellen, dass ihr eigener 
Ansatz die kommunale Seite konzeptionell begünstigt. 

Die methodischen Differenzen lassen sich formal leicht aufzeigen. Die Verkür-
zung der Einnahmen bzw. Ausgaben um die Zinseinnahmen (EZ) bzw. Zinsaus-
gaben (AZ) führt zu einer modifizierten Deckungsquote. Für die durchschnittli-
che Deckungsquote von Land und Gemeinden gilt nun: 

 

Die modifizierte Deckungsquote dº entspricht dem Produkt aus dem Zinsfaktor 
z und der normalen Deckungsquote: dº = z d. Der Zinsanteil an den Einnahmen 
(zE = EZ/E) ist sowohl beim Land als auch bei den Gemeinden viel geringer als 
der Zinsanteil an den Ausgaben (zA = AZ/A), so dass der Zinsfaktor generell 
über 1 liegt. Die Außerachtlassung der Zinsen beschert der Ebene mit dem ge-
ringeren Zinsfaktor einen Vorteil in der Symmetrierechnung, also praktisch der 
kommunalen Ebene gegenüber dem Land. Faktisch unterschreitet der kommu-
nale Zinsfaktor den Landesfaktor (zK < zL) und somit auch den durchschnittli-
chen Zinsfaktor (zK < z) erheblich. Alle Zinsfaktoren entsprechen dem jeweili-
gen Verhältnis zwischen modifizierter und normaler Deckungsquote. Somit gilt 
der folgende Zusammenhang zwischen Zinsfaktoren und Deckungsquoten: 
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Bekanntlich entspricht die Relation zwischen kommunaler und durchschnittli-
cher Deckungsquote dem Symmetriekoeffizienten. Gleichung (29) zeigt daher 
auch, dass der Symmetriekoeffizient bei Herausrechnung der Zinsen kleiner ist 
als der normale Symmetriekoeffizient (SKº < SK), weil der Zinsfaktor der Ge-
meinden den mittleren Zinsfaktor unterschreitet. Damit wird die relative Haus-
haltslage der Gemeinden schlechter dargestellt als sie unter Berücksichtigung 
aller relevanten Einnahmen und Ausgaben tatsächlich ist. 

Letzten Endes dürfte der „Methodenstreit“ auch mit Sachargumenten nicht klar 
zu entscheiden sein. Der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz hat daher in 
seinem Urteil von 2012 keine Bewertung der unterschiedlichen Ansätze vorge-
nommen. „Keine der beiden Berechnungsmethoden begründet so gravierende 
Richtigkeitszweifel, dass ihre Ergebnisse im vorliegenden Zusammenhang un-
berücksichtigt bleiben müssten“ (VGN N 3/11: 18). 

Angesichts der widerstreitenden Argumente wurde in der Literatur vorgeschla-
gen, eine Teilanrechnung von 50 % der Zinsen vorzunehmen (LENK u.a. 2021: 
94). Dieser Mittelweg kann das Grundproblem aber nicht lösen, sondern sogar 
die Debatte darüber befeuern, welche Einnahmen und Ausgaben in einer Sym-
metrierechnung mit welchem Anteil zu berücksichtigen sind. 

Der hier vertretene Ansatz hat den Vorteil, willkürbehaftete Unterscheidungen 
zwischen den Haushaltsposten zu vermeiden. Er geht zudem pragmatisch da-
von aus, dass zwischen Land und Gemeinden keine gravierenden Unterschiede 
in der Dringlichkeit der Aufgaben und der Effizienz der Aufgabenerfüllung be-
stehen. Insgesamt darf man von der angewandten Methode keine Anleitung zur 
Feinsteuerung erwarten, wohl aber eine grobe Richtschnur für die Beurteilung 
der Verteilungssymmetrie und damit auch für die Bemessung des vertikalen 
Finanzausgleichs zwischen Land und Gemeinden. 
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C. Vertikale Verteilung in Rheinland-Pfalz 

1. Daten zum vertikalen Symmetrievergleich 

Die Entwicklung der Landes- und Gemeindefinanzen wird anhand der Rech-
nungsstatistik des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz für den Zeitraum 
von 2009 bis 2019 analysiert. Die Angaben für 2020 stammen aus der Kassensta-
tistik und dienen zur Illustration der Entwicklung am aktuellen Rand.10 Tabel-
len mit den Basisdaten sowie ergänzende Übersichten finden sich im Anhang. 

Tabelle 1:  Land und Gemeinden im Vergleich 

 

 
10 In den vierteljährlichen Kassenstatistiken werden die kameralen Ist-Einnahmen und Aus-
gaben des Landes sowie die Ein- und Auszahlungen der kommunalen Finanzrechnung er-
fasst. Die Kassenstatistik ist aktueller als die Jahresrechnungsstatistik. Die Daten haben jedoch 
vorläufigeren Charakter, weil es im Rahmen des Jahresabschlusses zu Korrekturen, Abschluss-
buchungen und Umbuchungen kommt. Zudem erfasst die Kassenstatistik nur Einheiten des 
öffentlichen Gesamthaushalts (Kern- und Extrahaushalte), so dass die Grundgesamtheit (z.B. 
bei doppisch buchenden Zweckverbänden) von der Jahresrechnungsstatistik abweichen kann. 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Land

 Einnahmen vor FA TL 8.917 8.934 9.551 10.424 11.011 11.284 11.754 12.753 13.487 13.461 14.700 14.466 126.276 

 Nettotransfers ZL -1.296 -1.437 -1.781 -1.464 -1.592 -1.795 -2.062 -2.632 -2.488 -2.459 -2.788 -3.540 -21.794 

 Einnahmen nach FA EL 7.621 7.498 7.771 8.959 9.420 9.489 9.692 10.120 10.999 11.002 11.912 10.925 104.482 

 Ausgaben AL 9.245 9.422 9.821 10.140 10.024 10.144 10.322 9.867 10.159 10.165 10.655 12.272 109.965 

 Gemeinden

 Einnahmen vor FA TK 4.503 4.215 4.475 4.770 4.883 4.918 5.277 5.369 5.746 6.141 6.242 5.979 56.540 

 Nettotransfers ZK 2.930 3.272 3.459 3.551 3.850 4.066 4.462 4.839 5.185 5.267 5.520 6.544 46.401 

 Einnahmen nach FA EK 7.433 7.487 7.933 8.321 8.733 8.985 9.739 10.208 10.931 11.409 11.762 12.523 102.941 

 Ausgaben AK 8.465 8.403 8.689 8.876 9.207 9.508 9.852 10.475 10.759 11.238 11.831 12.572 107.303 

 Insgesamt

 Einnahmen E 15.054 14.985 15.704 17.280 18.153 18.473 19.431 20.328 21.931 22.411 23.674 23.449 207.423 

 Ausgaben A 17.711 17.826 18.510 19.016 19.231 19.653 20.173 20.342 20.918 21.403 22.486 24.844 217.268 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Deckungsquoten

 Durchschnitt d 85,0 84,1 84,8 90,9 94,4 94,0 96,3 99,9 104,8 104,7 105,3 94,4 95,5 

 Land dL 82,4 79,6 79,1 88,4 94,0 93,5 93,9 102,6 108,3 108,2 111,8 89,0 95,0 

 Gemeinden dK 87,8 89,1 91,3 93,7 94,8 94,5 98,9 97,5 101,6 101,5 99,4 99,6 95,9 

 Quotendifferenz dK – d   2,8 5,0 6,5 2,9 0,5 0,5 2,5 -2,5 -3,2 -3,2 -5,9 5,2 0,5 

 Sym.koeffizient dK / d   103,3 106,0 107,6 103,2 100,5 100,5 102,6 97,5 96,9 97,0 94,4 105,5 100,5 

 Symmetriedifferenz

 Gemeinden (dK – d) AK   238 423 562 255 42 47 250 -259 -348 -358 -694 658 156 

 Kumuliert ∑ (dK – d) AK   238 661 1.223 1.477 1.519 1.566 1.816 1.557 1.208 850 156 813 

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro

Prozent

Mio. Euro
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Tabelle 1 enthält im oberen Teil die relevanten Einnahmen und Ausgaben des 
Landes und der Gemeinden (inklusive Gemeindeverbände) sowie die Gesamt-
summen. Die rechte Spalte zeigt die summierten Werte für den Zeitraum 2009 
bis 2019 (Rechnungsstatistik). Die Einnahmen und Ausgaben wurden nach dem 
in Kapitel B.3 erläuterten Schema aus den Basisdaten berechnet. 

Im unteren Teil der Tabelle stehen die Deckungsquoten, die sich aus den jewei-
ligen Einnahmen und Ausgaben ergeben. Aus der kommunalen Deckungsquo-
te (dK) sowie der mittleren Deckungsquote des Landes und der Gemeinden (d) 
lassen sich alle für den Symmetrievergleich benötigten Größen ableiten: 

n Die Deckungsquotendifferenz zeigt bereits, ob die Gemeinden gegenüber 
dem Land in der besseren (dK – d > 0) oder schlechteren (dK – d < 0) Position 
sind. Dasselbe signalisiert der Symmetriekoeffizient anhand der Relation 
der Deckungsquoten (dK / d). Liegt der Koeffizient über 1 bzw. über 100 %, 
dann haben die Gemeinden einen Vorsprung, andernfalls das Land. 

n Die Symmetriedifferenz quantifiziert Vor- oder Nachteile der Kommunen. 
Sie errechnet sich als Produkt aus der Quotendifferenz und den kommuna-
len Ausgaben: (dK – d) AK. Zudem entspricht sie dem Abstand der Ist- und 
Soll-Werte der kommunalen Einnahmen bzw. Nettotransfers. Die Entwick-
lung im Zeitablauf zeigt der kumulierte Symmetriesaldo: ∑ (dK – d) AK. 

Völlig analog lassen sich entsprechende Indikatoren aus der Deckungsquote 
des Landes (dL) und der mittleren Deckungsquote entwickeln. Da das Land und 
die Kommunen im Ergebnis stets den gegenteiligen Symmetriesaldo aufweisen, 
ist die Herleitung aus der Landesperspektive jedoch verzichtbar. Im Übrigen 
kann die Vorgehensweise auf andere Vergleichspaare übertragen und völlig 
analog für interkommunale Symmetrieanalysen verwendet werden. 

2. Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben 

Abbildung 1 illustriert die Entwicklung der relevanten Einnahmen und Ausga-
ben des Landes. Die Einnahmen vor Finanzausgleich liegen deutlich über den 
Einnahmen nach Finanzausgleich, weil die Nettotransfers stets negativ sind. 
Das Land leistet wesentlich mehr Nettotransfers an die Gemeinden als es über 
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den Länderfinanzausgleich einschließlich Bundesergänzungszuweisungen er-
hält. Im Beobachtungszeitraum waren die Landesausgaben relativ stabil, wäh-
rend die Einnahmen kräftig zunahmen. 

Abbildung 1:  Einnahmen und Ausgaben des Landes 

 

Abbildung 2:  Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden 

 

Die Entwicklung der kommunalen Einnahmen und Ausgaben präsentiert Ab-
bildung 2. Vor Finanzausgleich reichen die Einnahmen der Gemeinden zur Fi-
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nanzierung ihrer Ausgaben bei weitem nicht aus. Der kommunale Finanzaus-
gleich schließt diese Lücke größtenteils. Insgesamt erhielten die Gemeinden 
zwischen 2009 und 2019 Nettotransfers, mit denen sie 45 % ihrer Ausgaben fi-
nanzieren konnten. 

Abbildung 3:  Ausgaben- und Einnahmenwachstum 2013 – 2019 

 

Die Finanzierungssalden des Landes und der Gemeinden verbesserten sich in 
den letzten Jahren.11 Das Land erzielte von 2016 bis 2019 positive Werte, was 
den Kommunen nur 2017 und 2018 gelang. Dahinter stand insbesondere die 
größere Ausgabendynamik der kommunalen Ebene. Das zeigen die Indexwerte 
für Land und Gemeinden in Abbildung 3 ausgehend vom Basisjahr 2013 = 100. 
Bis 2019 stiegen die Einnahmen des Landes nach Finanzausgleich um 26,5 % 
und die der Gemeinden sogar um 34,7 %. Die Ausgaben des Landes wuchsen 
aber nur um 6,3 % gegenüber 28,5 % bei den Gemeinden. Die Kommunen ver-
ausgabten zwischen 2013 und 2019 86,6 % ihrer Mehreinnahmen von 3,0 Mrd. 
Euro, das Land aber nur 25,3 % seiner Mehreinnahmen von 2,5 Mrd. Euro. 

 
11 Die Differenzen zwischen Landeseinnahmen und -ausgaben sowie Gemeindeeinnahmen 
und -ausgaben entsprechen den jeweiligen Finanzierungssalden (ohne Veräußerungserlöse). 
Die relative Bedeutung der Finanzierungssalden erschließt sich allerdings erst durch Bezug-
nahme auf die jeweiligen Ausgaben, also durch Vergleich der Deckungsquoten beider Ebenen. 
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3. Symmetrievergleich zwischen Land und Kommunen 

Die in Tabelle 1 verzeichneten Deckungsquoten werden in Abbildung 4 darge-
stellt. Im Analysezeitraum lag die Deckungsquote der kommunalen Ebene bei 
95,9 % und damit im Durchschnitt um 0,9 Prozentpunkte über der Deckungs-
quote des Landes von 95,0 %. Der für den Symmetrievergleich entscheidende 
Abstand zur mittleren Deckungsquote betrug 0,5 Prozentpunkte, was bereits 
einen kleinen Vorteil für die kommunale Ebene signalisiert. Das bestätigt auch 
der Symmetriekoeffizient, dessen Wert zwischen 2009 und 2019 mit 100,5 % 
knapp oberhalb der Symmetrielinie lag.12 

Abbildung 4:  Deckungsquoten – Land und Gemeinden 

 

Die Deckungsquoten beziehen sich auf die steuerlich zu finanzierenden Ausga-
ben beider Ebenen. Daher kann man sagen, dass der kommunale „Steuerhaus-
halt“ im Durchschnitt etwas weniger defizitär war als der „Steuerhaushalt“ des 

 
12 Der Symmetriekoeffizient wird in den Tabellen nachrichtlich ausgewiesen, um die Kompa-
tibilität der Analyse mit diesem verbreiteten Symmetrieindikator zu demonstrieren. Schwan-
kungen des Symmetriekoeffizienten nahe 1 sind normal, was für die Verwendung eines Sym-
metriekorridors zwischen 95 und 105 % spricht (GERHARDS u.a. 2021, 98-99). Daran gemessen 
liegen die Symmetriekoeffizienten zwischen 2009 und 2019 in 8 von 11 Jahren im „neutralen 
Bereich“. Nur in 2 Jahren weichen sie nach oben und in einem Jahr nach unten ab. Die Vertei-
lung in Rheinland-Pfalz war auch aus dieser Sicht offenbar annähernd ausgewogen. 
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Landes. Die Gemeinden konnten ihre Ausgaben also zu einem etwas größeren 
Teil aus eigenen oder transferierten Steuermitteln bestreiten als das Land. 

Kritischer erscheint die Entwicklung der Deckungsquoten in den Jahren 2016 
bis 2019. Während die Haushaltslage davor zugunsten der Gemeinden verscho-
ben war, veränderten sich die Differenzen in diesem Zeitraum deutlich zuguns-
ten des Landes und die Symmetrieindikatoren zeigten eine tendenziell scheren-
förmige Auseinanderentwicklung. Am aktuellen Rand könnte also eine Störung 
der Verteilungssymmetrie zulasten der kommunalen Ebene vorliegen. 

Eine genauere Betrachtung der dahinter stehenden Einnahmen- und Ausgaben-
entwicklung relativiert dieses Bild. Von 2016 bis 2019 profitierten beide Ebenen 
erheblich von einer günstigen Wirtschaftslage. Gegenüber 2015 erhöhte das 
Land seine Ausgaben aber nur um 3,2 %, während die Gemeinden einen Zu-
wachs von 20,1 % verzeichneten. Der weit überproportionale Ausgabenanstieg 
der kommunalen Ebene ist die Triebfeder der aktuellen Verschiebungen. Die 
Deckungsquote der Gemeinden verbesserte sich daher nur leicht, während die 
Deckungsquote des Landes stark wachsen konnte. Außerdem signalisiert die 
Kassenstatistik bereits ein Ende der für das Land günstigen Entwicklung. Seine 
Deckungsquote fiel 2020 rapide, während die der Gemeinden stabil blieb. 

Um die Abweichungen von einer rechnerisch perfekten Verteilungssymmetrie 
zu illustrieren, wurden in Tabelle 1 die Symmetriedifferenzen aus kommunaler 
Sicht quantifiziert. Sie hängen nach Gleichung (17) von der Differenz zwischen 
kommunaler und durchschnittlicher Deckungsquote sowie von den Ausgaben 
der Gemeinden ab (Kapitel B: 18): SDK = (dK – d) AK. Ein positiver (negativer) 
Wert des Symmetriesaldos zeigt an, dass die Gemeinden im Vergleich zum Land 
finanziell besser (schlechter) ausgestattet waren  

Aus kommunaler Sicht können Symmetriedifferenzen auch als Abweichungen 
zwischen Ist- und Soll-Einnahmen (SDK = EK – ÊK) oder zwischen Ist- und Soll-
Nettotransfers (SDK = ZK – ẐK) verstanden werden. Abbildung 5 belegt, dass die 
Unterschiede zwischen den tatsächlichen und den aufgabengerechten Einnah-
men bzw. Nettotransfers im gesamten Analysezeitraum nicht allzu gravierend 
ausfielen. Die Gemeinden erhielten vom Land in den Jahren 2009 bis 2019 in der 
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Summe ca. 156 Mio. Euro mehr als unter Symmetrieaspekten nötig gewesen 
wäre.13 Das waren gerade einmal 0,34 % der Nettotransfers bzw. 0,61 % der Fi-
nanzausgleichsmasse. Damit war die Einnahmenverteilung in Rheinland-Pfalz 
insgesamt ausgewogen bzw. minimal zugunsten der kommunalen Ebene ver-
schoben. Nimmt man das Jahr 2020 hinzu, dann war der kommunale Vorteil 
mit 813 Mio. Euro jedoch deutlich stärker ausgeprägt. 

Abbildung 5:  Symmetrievergleich aus Sicht der Gemeinden 

 

Abbildung 5 zeigt darüber hinaus, dass die Unterschiede zwischen den tatsäch-
lichen und den aufgabengerechten Einnahmen bzw. Nettotransfers aufgrund 
des kräftigen kommunalen Ausgabenanstiegs von 2016 bis 2019 merklich ge-
wachsen sind. Die kumulierten Differenzen zwischen den Ist- und Sollwerten 
waren allerdings über den gesamten Analysezeitraum positiv. Von 238 Mio. 
Euro im Jahr 2009 stiegen sie auf 1.816 Mio. Euro im Jahr 2015 und gingen bis 
2019 wieder auf 156 Mio. Euro zurück. Das deutet nicht auf eine besondere 
Problemlage der Kommunalfinanzen. Korrekturbedarf würde erst bei einer 
Fortsetzung des rückläufigen Trends in den kommenden Jahren entstehen. 

 
13 Der Gesamtwert für 2009-19 stimmt nicht mit dem Formelwert für die Gesamtperiode über-
ein. Das wäre wegen der unterschiedlichen Einnahmen- und Ausgabengewichte auch dann 
nicht der Fall, wenn in jedem einzelnen Jahr perfekte Verteilungssymmetrie geherrscht hätte. 
Daher wird der Gesamteffekt an der Summe der jährlichen Symmetriedifferenzen gemessen. 
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Das ist angesichts der gegenteiligen Daten der Kassenstatistik für 2020 unwahr-
scheinlich. Sie zeigen einen für die Kommunen finanziell überraschend positi-
ven Verlauf. Die belastenden Effekte der Corona-Krise wurden durch großzü-
gige Hilfsprogramme von Bund und Land ausgeglichen. Die Verluste bei der 
Gewerbesteuer wurden sogar überkompensiert, weil sich das Volumen der 
Ausgleichsmittel nicht nach dem Istaufkommen, sondern nach den Ergebnissen 
der Steuerschätzung für 2020 richtete (BERTELSMANN-STIFTUNG 2021a: 10). In 
den kommenden Jahren ist eine entsprechende Unterstützung nicht zwingend 
gewährleistet. Die Stabilisierungsrechnung im Rahmen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs dürfte aber weiterhin eine relative Schlechterstellung der Ge-
meinden in Rheinland-Pfalz verhindern. Infolgedessen besteht derzeit kein er-
kennbarer Handlungsbedarf im Verhältnis des Landes zur kommunalen Ebene. 

4. Kurzfristige Symmetrieverschiebungen 

Die Folgen der Corona-Pandemie sind ein Beispiel für ein Problem, das die Ver-
teilungsdebatte generell betrifft. Zur Beschreibung der Verteilungspositionen 
müssen Symmetriekennzahlen herangezogen werden, die kurzfristigen Verän-
derungen unterliegen. Insbesondere die Steuereinnahmen, aber auch die Sozi-
alausgaben hängen von der wirtschaftlichen Entwicklung ab. Dabei schwanken 
die Einnahmen tendenziell stärker als die Ausgaben. Die Deckungsquoten sin-
ken deshalb in Rezessions- und steigen in Aufschwungphasen. 

In Rheinland-Pfalz waren die Schwankungen der Deckungsquoten beim Land 
stärker ausgeprägt als bei den Gemeinden, auch weil der Finanzausgleich die 
Kommunalfinanzen verstetigte. Das verbesserte die relative Position der Kom-
munen in konjunkturell schwachen Zeiten. Konjunkturelle Verschiebungen in 
der Verteilungssymmetrie können also die Folge einer zweckmäßigen antizyk-
lischen Finanzpolitik des Landes sein, die relativ höhere konjunkturelle Defizite 
bzw. Überschüsse erzeugt. Sie signalisieren insofern noch keinen strukturellen 
Anpassungsbedarf bei der vertikalen Einnahmenverteilung. 

Konjunkturelle Schwankungen können sogar irreführende Schlussfolgerungen 
nahelegen. Das Einnahmen- und Ausgabenwachstum 2013 bis 2019 (Abbildung 
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3: 35) belegt, dass sich die Finanzlage der Kommunen temporär günstig, die des 
Landes aber noch günstiger entwickeln kann. Schon deshalb ist es trotz deutli-
cher absoluter Einnahmenverbesserung der Gemeinden ohne Weiteres mög-
lich, dass sich ihre relative Position verschlechtert. Eine relativ stärkere Veraus-
gabung der zusätzlich verfügbaren Mittel kann diesen Eindruck noch vertiefen. 

Vorübergehend auseinanderdriftende Deckungsquoten sollten vor diesem Hin-
tergrund nicht überbewertet werden. Bei einer Überprüfung der Verteilungs-
symmetrie kommt es in erster Linie auf die mittelfristigen Durchschnittswerte 
an. Sie zeigen in Rheinland-Pfalz keine strukturelle Symmetriestörung an. Frei-
lich sieht es auch nicht so aus als hätten die Gemeinden gegenüber dem Land 
vom neuen kommunalen Finanzausgleich nach 2014 erheblich profitiert. 

Im Falle einer strukturellen Symmetriestörung wäre außerdem zu beachten, 
dass sich diese auf mehreren Wegen abbauen lässt (Kapitel B: 19). Sofern die 
Deckungsquote der Gemeinden unter der des Landes liegt, kommt als Korrek-
turmaßnahme nicht nur eine Aufstockung der kommunalen Einnahmen aus 
Nettotransfers in Betracht, sondern auch eine Erhöhung der Hebesätze der Re-
alsteuern sowie eine Senkung der (freiwilligen) kommunalen Ausgaben. Selbst 
eine strukturelle Deckungslücke müsste also nicht zwingend durch mehr Fi-
nanzzuweisungen geschlossen werden. 

5. Finanzierungspotentiale der Kommunen 

Annähernde Verteilungssymmetrie zwischen Land und Gemeinden kann auch 
eine für alle Gebietskörperschaften gleichermaßen angespannte Situation be-
deuteten, in der die Ausgaben durch reguläre (Steuer-) Einnahmen nicht ge-
deckt werden. Zwar haben sich die Deckungsquoten der Kommunen und des 
Landes zuletzt deutlich erhöht, aber mit durchschnittlich 95 bis 96 % waren sie 
zwischen 2009 bis 2019 immer noch vom Ziel eines mittelfristig ausgeglichenen 
Haushalts entfernt. Vor dem Hintergrund der Corona-Krise bleiben alle Ebenen 
daher aufgefordert, Spar- und Finanzierungspotentiale zu erschließen. 

Der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz hat von den Kommunen die größt-
mögliche Anspannung der eigenen Kräfte gefordert (VGH 2012: 33). Hierzu ge-
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hört in erster Linie eine umfassende Aufgaben- und Ausgabenkritik. Eine spar-
same und wirtschaftliche Haushaltsführung, die unnötige Ausgaben weitge-
hend vermeidet, liegt im Interesse der Bürger und Steuerzahler. Die Chancen 
zur Erhöhung der Effizienz der Aufgabenerfüllung dürften (nicht nur bei den 
Gemeinden) keineswegs erschöpft sein. Erst danach sollte man über ungenutzte 
Finanzierungspotentiale in den öffentlichen Haushalten nachdenken. 

Die Kommunen verfügen bei den quantitativ gewichtigen Realsteuern über ein 
Hebesatzrecht, während das Land nur den Steuersatz der Grunderwerbsteuer 
selbständig festlegen kann. Hinsichtlich der Erschließung des Steuerpotentials 
besteht daher eine Asymmetrie zugunsten der Kommunen, die ihre eigenen 
Steuerquellen (vor allem Grundsteuer B und Gewerbesteuer) stärker anspan-
nen können. Keine Gebietskörperschaft sollte von anderen zusätzliche Finanz-
zuweisungen verlangen, solange sie ihre eigenen Möglichkeiten nicht nutzt. 

Bei der empirischen Analyse blieben die Finanzierungspotentiale bislang unbe-
rücksichtigt. Operiert wurde mit den tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben, 
also unter der vereinfachenden Annahme, dass Land und Kommunen ihre Ein-
nahmenspielräume gleichmäßig nutzen. Falls eine Ebene ihr Potential jedoch 
stärker ausschöpft als die andere, wird die Symmetrierechnung verzerrt. Wer 
sich Mehreinnahmen verschafft, erhöht dadurch bei konstanten Ausgaben seine 
Deckungsquote und verbessert seine relative Position im Symmetrievergleich. 
Das kann dazu führen, dass sich die eigene Anstrengung am Ende nur begrenzt 
auszahlt, weil die Gegenseite, die ihr Potential weniger ausschöpft, relativ är-
mer gerechnet wird und einen Symmetrieausgleich verlangen kann. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es naheliegend, die Symmetrierechnung an-
hand der Finanzierungspotentiale zu modifizieren. Immerhin könnten die Ge-
meinden gegenüber dem Land unberechtigte Ausgleichsforderungen erheben, 
weil sie ihre Steuerautonomie zu wenig nutzen. Um diesen Sachverhalt zu prü-
fen, wird ein fiktives mit dem tatsächlichen Realsteueraufkommen verglichen. 

Gegen die Methode lässt sich einwenden, dass sie die Rückwirkungen höherer 
Steuersätze vernachlässigt. Ein steigender Steuerpreis für kommunale Leistun-
gen könnte eine Abwanderung der Bemessungsgrundlage induzieren. Das rech-
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nerische Steuerpotential ließe sich dann effektiv nicht vollständig heben. Dies 
betrifft vor allem die Gewerbesteuer, deren Höhe von Unternehmen gegen die 
Standortvorteile unter Berücksichtigung der kommunalen Infrastruktur abge-
wogen wird. Bei der Grundsteuer kann die Bemessungsgrundlage zwar nicht 
abwandern, aber durch regionale Ausweichreaktionen an Wert verlieren. 

Ob und in welchem Maße der Standortwettbewerb die Realsteuerpotentiale be-
einträchtigt, ist eine offene Frage. DÖRING vertritt die Auffassung, es sei „vor 
dem Hintergrund regionalökonomischer Untersuchungen sowohl theoretisch 
als auch empirisch davon auszugehen, dass aufgrund der vergleichsweise ge-
ringen Bedeutung der Höhe von lokalen Steuern und Abgaben für unterneh-
merische Standortentscheidungen eine (weitere) Erhöhung insbesondere der 
Gewerbesteuerhebesätze die Standortattraktivität der rheinland-pfälzischen 
Kommunen nicht nennenswert beeinträchtigen würde“ DÖRING (2018: 49). 

Vor diesem Hintergrund wird bei der Potentialberechnung kein Abschlag für 
Reaktionen der Bemessungsgrundlage berücksichtigt, selbst wenn die tatsäch-
lichen Potentiale dadurch etwas überschätzt werden. Darüber hinaus wird ver-
einfachend davon ausgegangen, dass die Zuweisungen des Landes an die Ge-
meinden in der Summe konstant bleiben. Kommunale Steuererhöhungen wer-
den also nicht durch eine Senkung der Finanzausgleichsmasse kompensiert. 

Tabelle 2:  Realsteuerpotential der Gemeinden 

 

Um die Steuerpotentiale bei den Realsteuern zu identifizieren, werden die mitt-
leren Hebesätze der westdeutschen Flächenländer ohne Rheinland-Pfalz mit 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Steueraufkommen

Gemeinden 1.678 1.928 2.128 2.352 2.352 2.319 2.511 2.708 2.775 3.050 2.915 2.523 26.715 

Kreisfreie Srädte 582 745 791 952 916 862 924 1.021 1.011 1.037 1.032 847 9.873 

Gesamtkreise 1.096 1.183 1.337 1.400 1.435 1.456 1.587 1.687 1.764 2.013 1.883 1.676 16.842 

 Potentialaufkommen

Gemeinden 1.792 2.095 2.295 2.504 2.512 2.458 2.656 2.875 2.974 3.282 3.131 2.697 28.574 

Kreisfreie Srädte 656 856 911 1.058 1.026 973 1.029 1.133 1.123 1.155 1.140 932 11.059 

Gesamtkreise 1.137 1.239 1.384 1.447 1.486 1.485 1.627 1.742 1.851 2.127 1.991 1.765 17.515 

 Ungenutzes Potential

Gemeinden 113,7 166,8 166,8 152,5 160,8 139,4 144,9 167,0 199,2 231,6 215,9 174,4 1.858 

Kreisfreie Srädte 73,3 110,6 120,1 105,7 110,3 111,1 104,8 111,8 112,4 118,3 107,6 85,0 1.186 

Gesamtkreise 40,3 56,2 46,7 46,7 50,4 28,3 40,1 55,2 86,8 113,3 108,3 89,3 672 

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro
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den rheinland-pfälzischen Grundbeträgen multipliziert. Die westdeutschen Flä-
chenländer ohne Rheinland-Pfalz eignen sich am besten zum Vergleich. Bei 
Verwendung bundesdurchschnittlicher Hebesätze würde das Steuerpotential 
(wegen der Stadtstaaten) tendenziell zu hoch ausgewiesen, bei Verwendung 
durchschnittlicher Hebesätze aller Flächenländer (wegen der ostdeutschen Flä-
chenländer) tendenziell zu niedrig. 

Tabelle 2 zeigt das tatsächliche und das potentielle Steueraufkommen sowie die 
ungenutzten Reserven der kommunalen Ebene. Bei Anwendung der durch-
schnittlichen Hebesätze der Vergleichsgruppe hätten die Gemeinden im Analy-
sezeitraum 2009 bis 2019 insgesamt 1.858 Mio. Euro Mehreinnahmen erzielt. Die 
ungenutzten Realsteuerpotentiale erreichen damit eine Größenordnung, die bei 
der Analyse der Verteilungssymmetrie nicht außer Acht bleiben kann.14 

Abbildung 6:  Realsteueraufkommen und Realsteuerpotential 

 

Abbildung 6 illustriert die erheblichen Realsteuerpotentiale der rheinland-pfäl-
zischen Kommunen. Auffallend ist der absolut und vor allem relativ große Ab-
stand zwischen Aufkommen und Potential bei den kreisfreien Städten. Auf sie 

 
14 Höhere Realsteuersätze vergrößern im Länderfinanzausgleich den mittleren Steuersatz, der 
zur Berechnung der kommunalen Steuerkraft bei allen Ländern herangezogen wird. Die dar-
aus resultierenden Verteilungseffekte jedoch sind vernachlässigbar gering. 
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entfallen zwischen 2009 und 2019 ca. 64 % des ungenutzten Gesamtpotentials. 
Sie hätten 12 % höhere Steuereinnahmen erzielen können, die kreisangehörigen 
Gemeinden dagegen nur 4 %. Diese strukturellen Differenzen spielen bei der 
Analyse der interkommunalen Verteilungssymmetrie eine wichtige Rolle. 

Tabelle 3:  Land und Gemeinden im Potentialvergleich 

 

Der Symmetrievergleich in Tabelle 3 zeigt die Ergebnisse einer potentialorien-
tierten Ermittlung der Verteilungsposition der Gemeinden relativ zum Land. 
Die kommunalen Mehreinnahmen, die sich bei voller Ausschöpfung des Real-
steuerpotentials ergeben würden, erhöhen die vergleichsrelevanten Einnahmen 
der Gemeinden (EK) und die Gesamteinnahmen (E) in gleichem Umfang. Damit 
steigt die potentielle Deckungsquote der Gemeinden (dK), aber auch die durch-
schnittliche Deckungsquote von Land und Gemeinden (d). Das Land wird rela-

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Land

 Einnahmen vor FA TL 8.917 8.934 9.551 10.424 11.011 11.284 11.754 12.753 13.487 13.461 14.700 14.466 126.276 

 Nettotransfers ZL -1.296 -1.437 -1.781 -1.464 -1.592 -1.795 -2.062 -2.632 -2.488 -2.459 -2.788 -3.540 -21.794 

 Einnahmen nach FA EL 7.621 7.498 7.771 8.959 9.420 9.489 9.692 10.120 10.999 11.002 11.912 10.925 104.482 

 Ausgaben AL 9.245 9.422 9.821 10.140 10.024 10.144 10.322 9.867 10.159 10.165 10.655 12.272 109.965 

 Gemeinden

 Pot. Mehreinnahmen 114 167 167 152 161 139 145 167 199 232 216 174 1.858 

 Einnahmen vor FA TK 4.617 4.382 4.641 4.922 5.044 5.058 5.422 5.536 5.945 6.373 6.458 6.154 58.398 

 Nettotransfers ZK 2.930 3.272 3.459 3.551 3.850 4.066 4.462 4.839 5.185 5.267 5.520 6.544 46.401 

 Einnahmen nach FA EK 7.547 7.654 8.100 8.473 8.894 9.124 9.884 10.375 11.130 11.640 11.978 12.698 104.799 

 Ausgaben AK 8.465 8.403 8.689 8.876 9.207 9.508 9.852 10.475 10.759 11.238 11.831 12.572 107.303 

 Insgesamt

 Einnahmen E 15.168 15.152 15.871 17.433 18.313 18.613 19.576 20.495 22.130 22.642 23.890 23.623 209.282 

 Ausgaben A 17.711 17.826 18.510 19.016 19.231 19.653 20.173 20.342 20.918 21.403 22.486 24.844 217.268 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Deckungsquoten

 Durchschnitt d 85,6 85,0 85,7 91,7 95,2 94,7 97,0 100,8 105,8 105,8 106,2 95,1 96,3 

 Land dL 82,4 79,6 79,1 88,4 94,0 93,5 93,9 102,6 108,3 108,2 111,8 89,0 95,0 

 Gemeinden dK 89,2 91,1 93,2 95,5 96,6 96,0 100,3 99,1 103,5 103,6 101,2 101,0 97,7 

 Quotendifferenz dK – d   3,5 6,1 7,5 3,8 1,4 1,2 3,3 -1,7 -2,3 -2,2 -5,0 5,9 1,3 

 Sym.koeffizient dK / d   104,1 107,2 108,7 104,1 101,4 101,3 103,4 98,3 97,8 97,9 95,3 106,2 101,4 

 Symmetriedifferenz

 Gemeinden (dK – d) AK   297 511 650 336 126 119 324 -178 -251 -248 -592 744 1.093 

 Kumuliert ∑ (dK – d) AK   297 808 1.459 1.795 1.920 2.039 2.363 2.185 1.933 1.685 1.093 1.837 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Potentialeffekt Gemeinden

 Pot. Mehreinnahmen 114 167 167 152 161 139 145 167 199 232 216 174 1.858 

 ∆ Symmetrieausgleich -59 -88 -88 -81 -84 -72 -74 -81 -97 -110 -102 -86 -937 

 ∆ Einnahmen 54 79 78 71 77 67 71 86 102 122 114 88 921 

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro

Prozent

Mio. Euro
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tiv ärmer, was die Verteilung zugunsten der Gemeinden verschiebt. Für dieses 
Ergebnis spielt es keine Rolle, ob die Gemeinden ihr Realsteuerpotential tatsäch-
lich ausschöpfen oder nicht. Entscheidend ist hier wie im Finanzausgleich ge-
nerell die Steuerkraft, nicht deren selbst bestimmte faktische Nutzung. 

Ein Vergleich der Potentialwerte mit den tatsächlich realisierten Werten (Ta-
belle 1: 32) zeigt, dass die mittlere Deckungsquote der Gemeinden im Untersu-
chungszeitraum 2009 bis 2019 um 1,7 Prozentpunkte steigt. Zugleich legt die 
mittlere Deckungsquote des Landes und der Gemeinden um 0,9 Prozentpunkte 
zu. Der bestehende Vorsprung der Deckungsquote der Gemeinden gegenüber 
dem Land vergrößert sich per Saldo von 0,9 auf 2,7 Prozentpunkte. 

Abbildung 7:  Potentialvergleich – Land und Gemeinden 

 

Die Erhöhung der mittleren Deckungsquoten vergrößert auch die Symmetrie-
differenz, die wiederum den Verteilungsvorteil oder -nachteil aus der Sicht der 
Kommunen quantifiziert. Im Untersuchungszeitraum kumulieren sich die Dif-
ferenzen auf 1.093 Mio. Euro, was einen Zuwachs von 937 Mio. Euro gegenüber 
dem tatsächlichen Wert von 156 Mio. Euro bedeutet. Abbildung 7 zeigt, dass 
die leichte Symmetrieverschiebung zugunsten der kommunalen Ebene (Aus-
gangswerte) bei Einrechnung des Realsteuerpotentials deutlich ansteigt. 
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Für die Gemeinden ergibt sich der Netto-Einnahmeneffekt einer Erhöhung der 
Realsteuersätze nach Verrechnung der Steuermehreinnahmen mit dem Sym-
metrieeffekt. Das zeigt Tabelle 3 im unteren Teil. Wenn die Kommunen ihr Re-
alsteuerpotential ausgeschöpft hätten, dann wären ihre Einnahmen zwischen 
2009 und 2019 um 1.858 Mio. Euro höher ausgefallen. Als Symmetrieausgleich 
hätten sie davon 937 Mio. Euro an das Land abtreten müssen und 921 Mio. Euro 
behalten können. Per Saldo wäre damit immer noch eine beachtliche finanzielle 
Verbesserung der kommunalen Haushalte eingetreten. 

Vor diesem Hintergrund ist kaum nachvollziehbar, warum JUNKERNHEINRICH 
u.a. die Forderung nach einer Anhebung der Realsteuerhebesätze kritisieren. Es 
sei nicht der Sinn, dass die Gemeinden mit Steuererhöhungen den Wert des 
Symmetriekoeffizienten zu ihren Lasten verschieben und daraus dann ein Aus-
gleichsanspruch des Landes resultiert (JUNKERNHEINRICH u.a. 2017: 16). Die mo-
nierte Beteiligung an den Mehreinnahmen entspricht jedoch exakt der Symmet-
rielogik, die bei allen Vergleichen dieser Art prinzipiell zugrunde gelegt wird. 

Dennoch empfiehlt es sich, das Potentialargument ein wenig zu relativieren. 
Zunächst einmal verfügt auch das Land über eine Steuersatzautonomie bei der 
Grunderwerbsteuer, die allerdings im Vergleich zu den Gemeinden deutlich 
weniger ins Gewicht fällt. Das Aufkommen der Grunderwerbsteuer lag im Jahr 
2020 bei 673,1 Mio. Euro. Das Aufkommenspotential kann an der Steuerkraft von 
695,2 Mio. Euro gemessen werden, die dem Land im Länderfinanzausgleich zu-
gerechnet wurde. Somit blieben 22,2 Mio. Euro ungenutzt. Demgegenüber lag 
das ungenutzte Steuerpotential der Gemeinden 2020 bei 174 Mio. Euro. Selbst 
bei Gegenrechnung möglicher Mehreinnahmen des Landes bliebe die zusätzli-
che Symmetrieverschiebung zugunsten der kommunalen Ebene bei einer po-
tentialorientierten Symmetrierechnung also grundsätzlich erhalten. 

Ein anderer Grund für eine vorsichtigere Einschätzung des Realsteuerpotentials 
besteht darin, dass die unterschiedliche Einwohnergrößenstruktur der Länder 

zu Abweichungen der durchschnittlichen Hebesätze beiträgt (STATISTISCHES 

LANDESAMT 2019: 30). Kleinere Gemeinden in Rheinland-Pfalz haben z.B. über-
durchschnittliche, größere Gemeinden und Städte unterdurchschnittliche He-
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besätze. Ein Vergleich zwischen den Bundesländern für gleiche Gemeindegrö-
ßenklassen ergab ein Potential von insgesamt 167,1 Mio. Euro im Jahr 2018 (STA-

TISTISCHES LANDESAMT 2019: 32). Das waren 72,1 % des hier ermittelten Wertes 
von 231,6 Mio. Euro. Daher wurde eine weitere Potentialrechnung mit reduzier-
ten Wertansätzen durchgeführt. Zwar sinkt der kommunale Symmetriesaldo 
nun von 1.093 auf 832 Mio. Euro, liegt damit aber weiterhin deutlich über dem 
tatsächlichen Wert von 156 Mio. Euro. 

Bei der ökonomischen Bewertung der Realsteuerpotentiale ist nicht nur das fis-
kalische Ziel, sondern auch die steuersystematische Funktion der Kommunal-
steuern zu beachten. Sie sollen Leistungen finanzieren, die vor allem den Grund-
stücksnutzern und Gewerbebetrieben zugute kommen. Steuererhöhungen dürf-
ten eigentlich nur erfolgen, wenn diese Leistungen bislang nicht vollständig aus 
dem Realsteueraufkommen finanziert wurden. Als einziges Ventil zur Vermei-
dung von Haushaltslücken sind die Realsteuern daher nur begrenzt geeignet. 
Zudem fühlen sich viele Bürger von Realsteuererhöhungen nicht direkt getrof-
fen, weshalb der Abgabenwiderstand und der damit verbundene Druck zur 
Überprüfung der Ausgaben gering sein dürften. Im Interesse der fiskalischen 
Äquivalenz und des Konnexitätsprinzips wäre es besser, wenn die Gemeinden 
auch ihre Bürger über regional differenzierte Einkommensteuern zur Finanzie-
rung kommunaler Leistungen heranziehen könnten. 

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass die Rechtfertigung der 
Grunderwerbsteuer des Landes erst recht auf schwachen Füßen steht. Sie ist 
weder mit dem Äquivalenzprinzip noch mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip 
vereinbar und verzerrt in mehrfacher Hinsicht ökonomische Entscheidungen. 
Die Grunderwerbsteuer ist eine relativ aufkommensschwache und einseitig auf 
eine kleine Gruppe von Steuerpflichtigen gerichtete Ländersteuer, mit der keine 
substanzielle Steuerautonomie im Sinne einer regionalen fiskalischen Äquiva-
lenz erreicht werden kann (SCHERF, DRESSELHAUS 2017: 8). 

Insgesamt ließ sich bereits auf der Basis der tatsächlichen Einnahmen konstatie-
ren, dass die vertikale Einnahmenverteilung zwischen Land und Gemeinden in 
Rheinland-Pfalz zwischen 2009 und 2019 ausgewogen bzw. minimal zugunsten 
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der kommunalen Ebene verschoben war. Dieser Befund wird durch die Einbe-
ziehung der vorhandenen Steuerpotentiale deutlich bestärkt. Unter Berücksich-
tigung der Möglichkeiten der Kommunen zur Anhebung der Realsteuersätze 
auf das mittlere Niveau der anderen westdeutschen Flächenländer kann eine 
Symmetriestörung zulasten der kommunalen Ebene ausgeschlossen werden. 

Die kommunalen Realsteuerpotentiale berühren nicht nur die vertikale Vertei-
lungssymmetrie zwischen Land und Kommunen. Innerhalb der Gesamtkreise 
stellt sich auch die Frage, inwieweit eventuelle Mehreinnahmen an die zentrale 
oder dezentrale Kreisebene fließen sollten. Dies kann sachgerecht nur mit Blick 
auf die kreisinterne Verteilungssymmetrie beantwortet werden kann (Kapitel 
D). Ein Problem bei der Hebung von Realsteuerpotentialen besteht aber in je-
dem Fall darin, die Kreisgemeinden zu höheren Hebesätzen zu veranlassen, so-
lange sie befürchten müssen, dass die Zentralkreise die Steuermehreinnahmen 
überwiegend abschöpfen, um ihre eigene Finanzlage zu verbessern. 

Vor dem Hintergrund der anstehenden Reform des Finanzausgleichs sei ange-
merkt, dass eine Bedarfsorientierung nichts an der vertikalen Verteilungssym-
metrie ändert, solange Umschichtungen einer vertikal verteilungsneutralen Fi-
nanzausgleichsmasse ausreichen, um allen Gemeinden den Mindestfinanzbe-
darf zu garantieren. Hierzu können auch verstärkte Abschöpfungen der abun-
danten Gemeinden beitragen. Wenn der Mindestbedarf an den Kosten effizien-
ter Aufgabenerfüllung orientiert und das ungenutzte Realsteuerpotential ge-
gengerechnet wird, ist es unwahrscheinlich, dass die Bedarfskomponente eine 
Aufstockung der Nettotransfers der Gemeinden erfordert. 

Zudem hat der Staat hinsichtlich der Finanzierung freier Selbstverwaltungsan-
gelegenheiten weite Gestaltungsspielräume. Das betrifft sowohl die Abgren-
zung des Mindestmaßes als auch die Festlegung der darüber hinausgehenden 
Finanzmittel (VGH 2020: 95). Infolgedessen besteht mutmaßlich auch noch ein 
Kürzungspotential bei den freiwilligen Ausgaben. Insgesamt könnte sich ein 
Festhalten am Grundsatz der Verteilungssymmetrie im Rahmen der Reform da-
her als kommunalfreundliches Entgegenkommen des Landes erweisen. 
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D. Interkommunale Verteilungssymmetrie 

Störungen der Verteilungssymmetrie können sich nicht nur zwischen Land und 
kommunaler Ebene, sondern auch innerhalb der kommunalen Ebene ergeben. 
Im Fokus steht dabei das Verhältnis zwischen kreisfreien Städten und Gesamt-
kreisen sowie innerhalb der Gesamtkreise die Beziehung zwischen Zentralkrei-
sen und kreisangehörigen Gemeinden. 

1. Kommunaler und kreisinterner Finanzausgleich 

Eine zentrale Aufgabe des kommunalen Finanzausgleichs besteht darin, inner-
halb der kommunalen Ebene faire Finanzkraftrelationen herzustellen. Zum ei-
nen sollen kreisfreie Städte und Gesamtkreise bei vergleichbaren Finanzbe-
darfs- und Steuerkraftmesszahlen annähernd gleich hohe Finanzzuweisungen 
erhalten. Zum anderen soll innerhalb der Gesamtkreise eine aufgabengerechte 
Ausstattung der zentralen und dezentralen Ebene sowie eine Annäherung der 
Finanzausstattung zwischen „armen“ und „reichen“ Kreisgemeinden erfolgen. 

Um die Aufgaben im kreisangehörigen Raum erfüllen zu können, bedarf es ei-
ner abgestimmten Kombination des kommunalen Finanzausgleichs mit dem in-
ternen Ausgleich zwischen Zentralkreis und Kreisgemeinden. Die Funktions-
weise dieses Zusammenwirkens lässt sich folgendermaßen skizzieren: 

n Der Zentralkreis verfügt über keine bedeutsamen Steuereinnahmen. Er ist 
zur Finanzierung seiner Ausgaben auf Transfers des Landes und der Kreis-
gemeinden angewiesen. Vom Land erhält der Zentralkreis einen Teil der 
Schlüsselzuweisungen und von den Gemeinden die Kreisumlage. 

n Die kreisangehörigen Gemeinden verfügen über die Kommunalsteuern und 
erhalten ihrerseits einen Teil der Schlüsselzuweisungen, die an den kreisan-
gehörigen Raum fließen. Zusammengerechnet ergeben sich daraus die Um-
lagegrundlagen, auf die der Zentralkreis zurückgreifen kann. 

n Der Zentralkreis und seine Gemeinden teilen sich die öffentlichen Aufgaben 
und Ausgaben im Kreisgebiet. Eine aufgabengerechte Verteilung der Ein-
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nahmen muss der Ausgabenverteilung folgen und annähernd gleiche De-
ckungsquoten der Zentralkreise und ihrer Gemeinden gewährleisten.15 

n Die Kreisumlage bewirkt eine Umschichtung von Nettotransfers zwischen 
Gemeinden und Zentralkreisen.16 Der Umlagesatz ist somit ein Instrument, 
mit dem eine faire kreisinterne Verteilung herbeigeführt werden kann. 

Da die Kreisumlage eine proportionale Abgabe auf die Finanzkraft der Gemein-
den inklusive ihrer Schlüsselzuweisungen darstellt, verändert sie die Finanz-
kraftrelationen zwischen den Gemeinden nicht. Infolgedessen muss das Land 
die angestrebten Ausgleichseffekte zwischen den Gemeinden im Vorfeld über 
die Schlüsselzuweisungen sicherstellen. Das Ziel einer Verminderung der kom-
munalen Finanzkraftdifferenzen steht jedoch im Konflikt zur Höhe der Kreis-
umlage. Je mehr Schlüsselzuweisungen zunächst an die Kreisgemeinden flie-
ßen, um so stärker muss der Zentralkreis anschließend über die Kreisumlage die 
Mittel an sich ziehen, die er gemäß seinem Ausgabenanteil beanspruchen kann. 

Die Frage, ob die Einnahmenverteilung zwischen Zentralkreisen und Kreisge-
meinden insgesamt ausgewogen ist, richtet sich demzufolge nicht an das Land, 
sondern an die Entscheidungsträger auf der kommunalen Ebene. Die Mittelver-
teilung innerhalb der Gesamtkreise ist in erster Linie eine kommunale Aufgabe. 

Die empirische Analyse soll klären, ob die Landesleistungen ausreichend waren 
und die Gesamtkreise ihre internen Probleme sachgerecht gelöst haben. Bei der 
Überprüfung der vertikalen Einnahmenverteilung konnte keine systematische 
Benachteiligung der kommunalen Ebene relativ zum Land festgestellt werden. 
Unter der weiteren Voraussetzung, dass Gesamtkreise und kreisfreie Städte 
vom Land ausgewogen dotiert werden, bedürfen eventuell verbleibende Ver-
zerrungen innerhalb der Gesamtkreise keiner Intervention des Landes. 

 
15 Gleichbedeutend ist die Forderung, dass der Anteil des Zentralkreises an den im Gesamt-
kreis vorhandenen Einnahmen dem Zentralisierungsgrad der Ausgaben entsprechen sollte. 
16 Die Kreisumlage ist kein Maß für die Nettotransfers der Gemeinden an die Zentralkreise, 
denn von den Zentralkreisen fließen erhebliche Mittel an die Gemeinden zurück. 
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2. Kreisfreie Städte und Gesamtkreise im Vergleich 

Tabelle 4 enthält im oberen Teil die vergleichsrelevanten Einnahmen und Aus-
gaben der kreisfreien Städte und Gesamtkreise.17 Der Symmetrietest basiert auf 
den eigenen Einnahmen vor Finanzausgleich (TKS und TGK) und den erhaltenen 
Nettotransfers (ZKS und ZGK). Zusammen entscheiden sie über die Einnahmen 
beider Gruppen nach Finanzausgleich (EKS und EGK), deren Verteilung mit der 
Ausgabenverteilung (AKS und AGK) annähernd übereinstimmen soll. 

Tabelle 4:  Kreisfreie Städte und Gesamtkreise im Vergleich 

 

Im unteren Teil der Tabelle 4 stehen die aus den jeweiligen Einnahmen und 
Ausgaben resultierenden Deckungsquoten. Alle für den Symmetrievergleich 
benötigten Größen werden im vorliegenden Fall aus der Deckungsquote der 
Gesamtkreise (dGK) sowie der mittleren Deckungsquote der kreisfreien Städte 
und Gesamtkreise (d) abgeleitet. 

 
17 Die Einnahmen und Ausgaben entsprechen in der Summe nicht den Werten in Tabelle 1 für 
die kommunale Ebene. Letztere umfasst neben den kreisfreien Städten und Gesamtkreisen 
auch die kommunalen Zweckverbände und den Bezirksverband Rheinland-Pfalz. 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Kreisfreie Städte

 Einnahmen vor FA TKS 1.319 1.340 1.392 1.565 1.601 1.575 1.675 1.774 1.824 1.920 1.967 1.767 17.952 

 Nettotransfers ZKS 550 652 749 812 906 959 1.083 1.171 1.280 1.322 1.462 1.679 10.946 

 Einnahmen nach FA EKS 1.869 1.992 2.141 2.377 2.507 2.534 2.758 2.946 3.104 3.242 3.428 3.446 28.898 

 Ausgaben AKS 2.282 2.408 2.479 2.566 2.693 2.739 2.898 3.028 3.088 3.266 3.460 3.546 30.907 

 Gesamtkreise

 Einnahmen vor FA TGK 3.152 2.844 3.054 3.174 3.253 3.315 3.570 3.564 3.883 4.188 4.235 4.137 38.233 

 Nettotransfers ZGK 1.932 2.164 2.251 2.270 2.461 2.618 2.881 3.162 3.368 3.413 3.515 4.074 30.035 

 Einnahmen nach FA EGK 5.084 5.007 5.305 5.445 5.714 5.933 6.452 6.726 7.251 7.601 7.750 8.211 68.268 

 Ausgaben AGK 5.705 5.508 5.726 5.791 6.003 6.254 6.427 6.900 7.102 7.404 7.772 8.131 70.593 

 Insgesamt

 Einnahmen E 6.953 6.999 7.447 7.822 8.222 8.467 9.209 9.672 10.355 10.843 11.179 11.656 97.166 

 Ausgaben A 7.988 7.916 8.205 8.357 8.696 8.993 9.325 9.928 10.190 10.670 11.232 11.677 101.500 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Deckungsquoten

 Durchschnitt d 87,0 88,4 90,8 93,6 94,6 94,2 98,8 97,4 101,6 101,6 99,5 99,8 95,7 

 Kreisfreie Städte dKS 81,9 82,7 86,4 92,6 93,1 92,5 95,2 97,3 100,5 99,2 99,1 97,2 93,5 

 Gesamtkreise dGK 89,1 90,9 92,7 94,0 95,2 94,9 100,4 97,5 102,1 102,7 99,7 101,0 96,7 

 Quotendifferenz dGK – d   2,1 2,5 1,9 0,4 0,6 0,7 1,6 0,1 0,5 1,0 0,2 1,2 1,0 

 Sym.koeffizient dGK / d   102,4 102,8 102,1 100,5 100,7 100,8 101,6 100,1 100,5 101,0 100,2 101,2 101,0 

 Symmetriedifferenz

 Gesamtkreise (dGK – d) AK   118 137 108 25 39 45 104 4 34 77 15 94 706 

 Kumuliert ∑ (dGK – d) AK   118 255 363 388 426 471 575 580 614 691 706 800 

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro

Prozent

Mio. Euro
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Abbildung 8:  Einnahmen und Ausgaben der kreisfreien Städte 

 

Abbildung 9:  Einnahmen und Ausgaben der Gesamtkreise 

 

Die Abbildungen 8 und 9 zeigen die Entwicklung der relevanten Einnahmen 
und Ausgaben. Wie bei den Kommunen generell reichen die originären Einnah-
men der kreisfreien Städte und Gesamtkreise zur Finanzierung ihrer Ausgaben 
bei weitem nicht aus. Die Nettotransfers spielen für die Gesamtkreise eine rela-
tiv größere Rolle. Im Durchschnitt der Jahre 2009 bis 2019 lag der Anteil der 
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Nettotransfers an den Einnahmen nach Finanzausgleich mit 44 % bei den Ge-
samtkreisen klar über dem Anteil von 38 % bei den kreisfreien Städten. 

Die Einnahmen der kreisfreien Städte stiegen nach Finanzausgleich von 2009 
bis 2019 um 83,4 %, die Ausgaben dagegen nur um 51,6 %. Dadurch näherten 
sich die Einnahmen den Ausgaben kontinuierlich an, was die anfangs prekäre 
Haushaltslage der kreisfreien Städte deutlich verbesserte. Mit 52,4 % fiel das 
Einnahmenwachstum der Gesamtkreise deutlich schwächer aus, aber ihre Aus-
gaben stiegen mit 36,2 % auch weniger als die der kreisfreien Städte. 

Insgesamt hat sich die Verteilungsposition der kreisfreien Städte günstig entwi-
ckelt. Ab 2016 konnte die Lücke zwischen Einnahmen und Ausgaben weitge-
hend geschlossen werden. Dennoch bestätigen die Deckungsquoten in Tabelle 
4 und Abbildung 10 weiterhin den früheren Befund, dass die kreisfreien Städte 
in der tatsächlichen Finanzkraft hinter den Gesamtkreisen zurücklagen. 

Abbildung 10:  Deckungsquoten – Kreisfreie Städte und Gesamtkreise 

 

Zwischen 2009 und 2019 erreichten die Städte nur eine mittlere Deckungsquote 
von 93,5 % und damit 3,2 Prozentpunkte weniger als die Gesamtkreise sowie 
2,2 Prozentpunkte weniger als der Durchschnitt der beiden Gruppen. Die De-
ckungsquote der Gesamtkreise war nicht nur im Durchschnitt, sondern auch in 
jedem Jahr höher als die der kreisfreien Städte, was insgesamt eine klare Sym-
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metriestörung zulasten der kreisfreien Städte signalisiert. Ein Ausgleich der De-
ckungsquoten auf dem mittleren Niveau von 95,7 % hätte eine Verlagerung der 
Einnahmen in Richtung der kreisfreien Städte in Höhe von insgesamt 706 Mio. 
Euro bzw. 1,0 % der Gesamtkreiseinnahmen erfordert. 

Abbildung 11:  Symmetrievergleich aus Sicht der Gesamtkreise 

 

Der Symmetrievergleich in Tabelle 4 bzw. Abbildung 11 zeigt die relative Per-
spektive der Gesamtkreise. Ihr Vorteil gegenüber den kreisfreien Städten mani-
festiert sich in der stets positiven Symmetriedifferenz. Die kumulierten Sym-
metriesalden stiegen demzufolge im Untersuchungszeitraum kontinuierlich an. 
Nach diesem Befund hat der Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz zwar die Ver-
teilungssymmetrie zwischen Land und Kommunen gewährleistet, war aber be-
züglich der interkommunalen Verteilung nicht optimal proportioniert. 

Die problematische Finanzlage der kreisfreien Städte ließ sich vor 2012 zum Teil 
mit der relativ schwachen Dotierung ihrer zentralörtlichen Funktionen und der 
relativ hohen Sozialausgabenbelastung erklären. Pro Einwohner lag der Zent-
rale-Orte-Ansatz in kreisfreien Städten nahe bei dem der übrigen Gemeinden 
(BÜTTNER u.a. 2012: 151). Er wurde jedoch mit der Reform des Finanzausgleichs 
2014 deutlich zugunsten der Oberzentren erhöht. Zugleich wurde der Soziallas-
ten-Ansatz durch die neuen Schlüsselzuweisungen C zur Berücksichtigung der 
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Soziallasten abgelöst, von denen kreisfreie Städte und Zentralkreise profitieren 
(MEFFERT/MÜLLER 2014: 93-95). Beides hat die relative Lage der kreisfreien Städ-
te verbessert, aber die rechnerische Symmetriestörung nicht beseitigt. 

Die Korrektur der Symmetrieabweichung würde eine Umschichtung der Mittel 
von den Gesamtkreisen zu den kreisfreien Städten erfordern. Sie ließe sich über 
den kommunalen Finanzausgleich herbeiführen. Die Gesamtkreise erhielten 
zwischen 2009 und 2019 Schlüsselzuweisungen in Höhe von 11.236 Mio. Euro 
(Tabelle A-5: 97). Diese Schlüsselzuweisungen hätten um 706 Mio. Euro bzw. 
6,3 % sinken und die Schlüsselzuweisungen an die kreisfreien Städte entspre-
chend steigen müssen, um einen rechnerischen Ausgleich herbeizuführen. 

Ob de facto eine korrekturbedürftige Symmetriestörung zulasten der kreisfrei-
en Städte vorliegt, kann allerdings – analog zum Vergleich zwischen Land und 
Gemeinden – nicht ohne Prüfung der Steuerpotentiale beider Gruppen gesagt 
werden. Bei deren Berechnung (Tabelle 2: 42) fiel bereits auf, dass Potential und 
Aufkommen der kreisfreien Städte besonders stark auseinanderdriften. Der Po-
tentialvergleich kann zeigen, ob die Asymmetrie zulasten der kreisfreien Städte 
auch bei voller Nutzung ihrer Einnahmemöglichkeiten erhalten bleibt. 

Tabelle 5 enthält die Einnahmen der kreisfreien Städte und Gesamtkreise inklu-
sive ihrer ungenutzten Realsteuerpotentiale sowie die daraus folgenden poten-
tiellen Gesamteinnahmen. Im vorliegenden Fall ändert der potentialorientierte 
Ansatz sämtliche Deckungsquoten, die sich als Relation der Potentialeinnah-
men zu den jeweiligen tatsächlichen Ausgaben ergeben. 

Der Vergleich der Potentialwerte mit den tatsächlichen Quoten (Tabelle 4: 51) 
reflektiert die deutlichen strukturellen Unterschiede in den Steuerpotentialen. 
Gegenüber der faktischen steigt die potentialorientierte Deckungsquote der 
kreisfreien Städte zwischen 2009 und 2019 um enorme 3,8 Prozentpunkte. Da-
gegen legt die mittlere Deckungsquote der Gesamtkreise nur um 1,0 Prozent-
punkte und die mittlere Deckungsquote beider Gruppen um 1,8 Prozentpunkte 
zu. Der Rückstand der kreisfreien Städte gegenüber der Deckungsquote der 
Landkreise schrumpft per Saldo stark von 3,2 auf nur noch 0,3 Prozentpunkte. 
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Tabelle 5:  Kreisfreie Städte und Gesamtkreise im Potentialvergleich 

 

Im Ergebnis werden die kreisfreien Städte bei Einrechnung der Realsteuerpo-
tentiale relativ reicher, was die Verteilungssymmetrie zu ihren Gunsten ver-
schiebt. Auch hierfür spielt es keine Rolle, ob die Steuerpotentiale tatsächlich 
ausgeschöpft werden oder nicht. Entscheidend bleibt weiterhin die Steuerkraft, 
nicht deren selbst bestimmte faktische Nutzung. 

Abbildung 12 zeigt die Differenzen zwischen den Ist- und Soll-Einnahmen der 
Gesamtkreise aus potentialorientierter Sicht im Vergleich zu den tatsächlich ge-
messenen Unterschieden. Im Untersuchungszeitraum kumulieren sich die Dif-

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Kreisfreie Städte

 Pot. Mehreinnahmen 73 111 120 106 110 111 105 112 112 118 108 85 1.186 

 Einnahmen vor FA TKS 1.393 1.451 1.512 1.671 1.712 1.686 1.780 1.886 1.936 2.038 2.074 1.852 19.138 

 Nettotransfers ZKS 550 652 749 812 906 959 1.083 1.171 1.280 1.322 1.462 1.679 10.946 

 Einnahmen nach FA EKS 1.943 2.103 2.261 2.483 2.618 2.645 2.863 3.057 3.216 3.360 3.536 3.531 30.084 

 Ausgaben AKS 2.282 2.408 2.479 2.566 2.693 2.739 2.898 3.028 3.088 3.266 3.460 3.546 30.907 

 Gesamtkreise

 Pot. Mehreinnahmen 40 56 47 47 50 28 40 55 87 113 108 89 672 

 Einnahmen vor FA TGK 3.192 2.900 3.101 3.221 3.304 3.343 3.610 3.619 3.970 4.301 4.344 4.227 38.906 

 Nettotransfers ZGK 1.932 2.164 2.251 2.270 2.461 2.618 2.881 3.162 3.368 3.413 3.515 4.074 30.035 

 Einnahmen nach FA EGK 5.124 5.063 5.352 5.491 5.765 5.962 6.492 6.781 7.338 7.714 7.858 8.300 68.941 

 Ausgaben AGK 5.705 5.508 5.726 5.791 6.003 6.254 6.427 6.900 7.102 7.404 7.772 8.131 70.593 

 Insgesamt

 Einnahmen E 7.067 7.166 7.614 7.974 8.382 8.606 9.354 9.839 10.554 11.074 11.394 11.831 99.025 

 Ausgaben A 7.988 7.916 8.205 8.357 8.696 8.993 9.325 9.928 10.190 10.670 11.232 11.677 101.500 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Deckungsquoten

 Durchschnitt d 88,5 90,5 92,8 95,4 96,4 95,7 100,3 99,1 103,6 103,8 101,4 101,3 97,6 

 Kreisfreie Städte dKS 85,1 87,3 91,2 96,8 97,2 96,6 98,8 101,0 104,2 102,9 102,2 99,6 97,3 

 Gesamtkreise dGK 89,8 91,9 93,5 94,8 96,0 95,3 101,0 98,3 103,3 104,2 101,1 102,1 97,7 

 Quotendifferenz dGK – d   1,3 1,4 0,7 -0,6 -0,4 -0,4 0,7 -0,8 -0,3 0,4 -0,3 0,8 0,1 

 Sym.koeffizient dGK / d   101,5 101,5 100,7 99,4 99,6 99,6 100,7 99,2 99,8 100,4 99,7 100,8 100,1 

 Symmetriedifferenz

 Gesamtkreise (dGK – d) AK   77 77 39 -34 -22 -24 44 -57 -18 30 -26 62 86 

 Kumuliert ∑ (dGK – d) AK   77 154 192 158 136 112 157 100 82 112 86 148 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Potentialeffekt KS

 Pot. Mehreinnahmen 73 111 120 106 110 111 105 112 112 118 108 85 1.186 

 ∆ Symmetrieausgleich -41 -60 -70 -59 -61 -69 -60 -61 -52 -47 -41 -32 -620 

 ∆ Einnahmen 32 51 50 47 50 42 45 51 60 71 66 53 566 

 Potentialeffekt GK

 Pot. Mehreinnahmen 40 56 47 47 50 28 40 55 87 113 108 89 672 

 ∆ Symmetrieausgleich 41 60 70 59 61 69 60 61 52 47 41 32 620 

 ∆ Einnahmen 81 116 116 106 111 97 100 116 139 161 149 121 1.292 

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro

Prozent

Mio. Euro

Mio. Euro
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ferenzen auf nur noch 86 Mio. Euro, was gegenüber dem tatsächlichen Wert von 
706 Mio. Euro eine starke Verminderung um 620 Mio. Euro bedeutet. Die zu-
nächst gemessene deutliche Symmetrieabweichung zugunsten der Gesamtkrei-
se und zulasten der kreisfreien Städte verschwindet also nahezu völlig, wenn 
man die ungenutzten Realsteuerpotentiale berücksichtigt. 

Abbildung 12:  Potentialvergleich – Kreisfreie Städte und Gesamtkreise 

 

Tabelle 5 zeigt im unteren Teil die Einnahmeneffekte unter Berücksichtigung der 
Veränderungen im Symmetrieausgleich. Die kreisfreien Städte hätten zwischen 
2009 und 2019 insgesamt 1.186 Mio. Euro und die Gesamtkreise immerhin 672 
Mio. Euro zusätzliche Einnahmen erzielen können. Bei perfektem Symmetrie-
ausgleich hätten die Städte vor Anhebung der Realsteuersätze 706 Mio. Euro 
von den Kreisen erhalten müssen. Nun wären es aber nur noch 86 Mio. Euro, 
was ein Minus von 620 Mio. Euro bedeutet. Den Städten verblieben also nicht 
1.186 Mio. Euro, sondern nur 566 Mio. Euro mehr Einnahmen. Umgekehrt wür-
de das Plus der Kreise auf von 672 auf 1.292 Mio. Euro ansteigen. 

Allerdings gelten diese Werte nur, wenn das Land auf einen Symmetrieaus-
gleich verzichtet. Andernfalls müssten die Kommunen 937 Mio. Euro der Steu-
ermehreinnahmen an das Land abtreten (Tabelle 3: 44). Die mittlere Beteili-
gungsquote des Landes läge damit bei 50,4 %. Nach einer entsprechenden Kür-
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zung könnten die kreisfreien Städte noch 585 Mio. Euro und die Gesamtkreise 
336 Mio. Euro vor Symmetrieausgleich behalten. Die nachfolgende Korrektur 
der interkommunalen Verteilung würde dann schwächer ausfallen. Das zeigt 
der Verlauf der gepunkteten Linien in Abbildung 12. Der zwischen 2009 und 
2019 kumulierte Vorteil der Gesamtkreise würde nicht auf marginale 86 Mio. 
Euro, sondern nur noch auf durchaus erhebliche 402 Mio. Euro schrumpfen.18 

Auf der Basis der tatsächlichen Einnahmen erscheint eine Störung der Vertei-
lungssymmetrie zwischen kreisfreien Städten und Gesamtkreisen plausibel. Bei 
Nutzung der vorhandenen Steuerpotentiale ergäbe sich jedoch eine recht aus-
gewogene Verteilung der Einnahmen nahe der Symmetrielinie. Voraussetzung 
dafür wäre der Verzicht des Landes auf eine Beteiligung an den Mehreinnah-
men. Unter dieser Annahme ist hinsichtlich der interkommunalen Verteilung 
kein aktueller Handlungsbedarf ersichtlich. Bei Beteiligung des Landes an den 
Mehreinnahmen bliebe eine gewisse Bevorzugung der Gesamtkreise erhalten. 
Sie könnte durch Umschichtung der Schlüsselzuweisungen behoben werden.19 

  

 
18 Um diese Werte zu erhalten, muss Tabelle 5 komplett neu mit den Realsteuer-Mehreinnah-
men berechnet werden, die nach Symmetrieausgleich mit dem Land verbleiben. 
19 Auch eine asymmetrische Nutzung der Realsteuerpotentiale könnte die interkommunale 
Verteilungssymmetrie verbessern. Um ihren bisherigen Rückstand abzubauen, müssten die 
kreisfreien Städte ihr Potential stärker ausschöpfen als die Gesamtkreise. 
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3. Zentralkreise und Kreisgemeinden im Vergleich 

Auch der kreisinterne Symmetrievergleich fußt auf den eigenen Einnahmen vor 
Finanzausgleich (TZK und TKG) und den im Finanzausgleich erhaltenen Net-
totransfers (ZZK und ZKG). In der Summe ergeben sich die Einnahmen beider 
Kreisebenen nach Finanzausgleich (EZK und EKG). Die Einnahmenverteilung soll 
sich der Ausgabenverteilung (AZK und AKG) bestmöglich anpassen. 

Tabelle 6:  Zentralkreise und Kreisgemeinden im Vergleich 

 

In Tabelle 6 werden die Einnahmen und Ausgaben der Gesamtkreise auf die 
zentrale und dezentrale Kreisebene zerlegt. Der obere Teil der Tabelle enthält 
wieder die relevanten Einnahmen und Ausgaben der beiden Vergleichsgrup-
pen, der untere Teil die daraus resultierenden Deckungsquoten. Die für den 
Symmetrievergleich erforderlichen Größen werden hier auf Basis der Deckungs-
quote der Zentralkreise (dZK) sowie der mittleren Deckungsquote der Zentral-
kreise und Kreisgemeinden (d) berechnet. 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Zentralkreise

 Einnahmen vor FA TZK 256 208 214 215 205 200 208 213 225 239 253 286 2.436 

 Nettotransfers ZZK 2.063 2.172 2.242 2.368 2.563 2.744 2.911 3.157 3.309 3.479 3.629 3.873 30.636 

 Einnahmen nach FA EZK 2.319 2.379 2.456 2.583 2.768 2.944 3.118 3.370 3.534 3.718 3.882 4.159 33.072 

 Ausgaben AZK 2.438 2.529 2.666 2.776 2.856 2.972 3.087 3.326 3.444 3.567 3.757 4.016 33.418 

 Kreisgemeinden

 Einnahmen vor FA TKG 2.896 2.636 2.840 2.959 3.048 3.115 3.363 3.351 3.658 3.948 3.983 3.851 35.797 

 Nettotransfers ZKG -131 -8 10 -98 -102 -126 -30 5 59 -66 -114 200 -601 

 Einnahmen nach FA EKG 2.765 2.628 2.850 2.861 2.946 2.990 3.333 3.356 3.717 3.882 3.868 4.052 35.196 

 Ausgaben AKG 3.267 2.979 3.060 3.015 3.147 3.282 3.340 3.574 3.658 3.837 4.016 4.115 37.175 

 Insgesamt

 Einnahmen E 5.084 5.007 5.305 5.445 5.714 5.933 6.452 6.726 7.251 7.601 7.750 8.211 68.268 

 Ausgaben A 5.705 5.508 5.726 5.791 6.003 6.254 6.427 6.900 7.102 7.404 7.772 8.131 70.593 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Deckungsquoten

 Durchschnitt d 89,1 90,9 92,7 94,0 95,2 94,9 100,4 97,5 102,1 102,7 99,7 101,0 96,7 

 Zentralkreise dZK 95,1 94,1 92,1 93,1 97,0 99,0 101,0 101,3 102,6 104,2 103,3 103,6 99,0 

 Kreisgemeinden dKG 84,6 88,2 93,1 94,9 93,6 91,1 99,8 93,9 101,6 101,2 96,3 98,5 94,7 

 Quotendifferenz dZK – d   6,0 3,2 -0,6 -1,0 1,8 4,2 0,6 3,8 0,5 1,6 3,6 2,6 2,3 

 Sym.koeffizient dZK / d   106,7 103,5 99,4 99,0 101,8 104,4 100,6 103,9 100,5 101,5 103,6 102,6 102,3 

 Symmetriedifferenz

 Zentralkreise (dZK – d) AZK   146 80 -15 -26 50 124 19 128 18 56 136 104 717 

 Kumuliert ∑ (dZK – d) AZK   146 226 212 185 235 359 379 507 524 581 717 821 

Mio. Euro

Prozent

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro
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Abbildung 13:  Einnahmen und Ausgaben der Zentralkreise 

 

Abbildung 14:  Einnahmen und Ausgaben der Kreisgemeinden 

 

Die Zentralkreise fallen durch ihre äußerst geringen Einnahmen vor Finanzaus-
gleich auf. Von 2009 bis 2019 stammten 92,6 % der Zentralkreiseinnahmen nach 
Finanzausgleich aus Nettotransfers von Land und Kreisgemeinden. Umgekehrt 
stimmen die Einnahmen der Kreisgemeinden vor und nach Finanzausgleich 
fast überein, wobei ihre geringen Nettotransfers in der Regel negativ sind. Sie 
verlieren also an die Zentralkreise mehr Mittel als sie vom Land gewinnen. 
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Dahinter steht der ungebrochene Trend zur Zentralisierung der Aufgaben in 
den Landkreisen. Zwischen 2009 und 2019 stiegen die Einnahmen der Zentral-
kreise um 67,4 % und die Ausgaben um 54,1 %. Die Vergleichswerte der Kreis-
gemeinden lagen bei 39,9 % für die Einnahmen und 22,9 % für die Ausgaben. 

In Tabelle 6 wird der Symmetrievergleich aus der Perspektive der Zentralkreise 
dargestellt. Entscheidend für das Vorliegen einer Symmetrieabweichung ist die 
Deckungsquote der Zentralkreise relativ zur durchschnittlichen Deckungsquo-
te der Gesamtkreise. Der rechnerische Symmetriesaldo zeigt hier an, ob und in 
welchem Maße die Zentralkreise gegenüber den Kreisgemeinden finanziell im 
Vorteil sind. Die Symmetriedifferenzen lassen sich auch als Unterschiede zwi-
schen der tatsächlichen und einer aufgabengerechten Kreisumlage verstehen.20 

Abbildung 15:  Deckungsquoten – Zentralkreise und Kreisgemeinden 

 

Abbildung 15 stellt die Deckungsquoten grafisch dar. Die mittlere Deckungs-
quote der Zentralkreise war mit 99,0 % die höchste aller Gebietskörperschafts-

 
20 In SCHERF 2017 wurde ergänzend ein Vergleich nach dem Brutto-Ansatz durchgeführt. Die 
Kreisumlage wurde als Teil der Gemeindeausgaben verbucht und mit den Zentralkreisausga-
ben zu den Gesamtausgaben beider Ebenen addiert. Zähler und Nenner der Deckungsquote 
der Gemeinden stiegen dadurch in gleichem Umfang. Bei einer Netto-Deckungsquote unter 
100 % war die Brutto-Deckungsquote höher als die Netto-Deckungsquote, was die Finanzlage 
der Gemeinden etwas besser darstellte als sie tatsächlich war. 
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gruppen. Sie lag um 4,3 Prozentpunkte über der Deckungsquote der kreisange-
hörigen Gemeinden von 94,7 %. Die Zentralkreise schnitten damit sehr viel bes-
ser ab als ihre Gemeinden. Deren Deckungsquoten unterlagen zudem deutlich 
größeren Schwankungen. Im kreisangehörigen Raum besteht offenkundig ein 
erhebliches, auch am aktuellen Rand beständiges Ungleichgewicht zulasten der 
Kreisgemeinden, das sich bereits früher angedeutet hatte (SCHERF 2017: 38). 

Abbildung 16:  Symmetrievergleich aus Sicht der Zentralkreise 

 

Abbildung 16 unterstreicht den Korrekturbedarf zwischen Zentralkreisen und 
Gemeinden. Die kumulierten Symmetriedifferenzen der Zentralkreise nahmen 
zwischen 2009 und 2019 fortlaufend zu. Daher kann die kreisinterne Verteilung 
nicht mehr als ausgewogen bezeichnet werden. Im Gesamtzeitraum hätten die 
Zentralkreise ihren Gemeinden 717 Mio. Euro erstatten müssen, um innerhalb 
der Gesamtkreise einen rechnerisch perfekten Ausgleich zu realisieren. Mit der 
Kreisumlage verfügen die Zentralkreise auch über das passende Instrument zur 
kreisinternen Verteilungskorrektur. Zwischen 2009 und 2019 lag das Aufkom-
men bei 13.897 Mio. Euro (Tabelle A-5: 97). Eine Senkung um 5,2 % hätte die 
Asymmetrie zulasten der kreisangehörigen Gemeinden mithin beseitigt. 

Ein potentialorientierter Symmetrievergleich ändert auch hier das Bild. Die 
Kreisgemeinden hätten zwischen 2009 und 2019 bei voller Ausschöpfung ihres 
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Realsteuerpotentials 672 Mio. Euro mehr Einnahmen erzielen können. Tabelle 
7 zeigt im Vergleich zu Tabelle 6, dass ihre mittlere Deckungsquote dann um 
1,8 Prozentpunkte höher und der Abstand zur Deckungsquote der Zentral-
kreise entsprechend geringer gewesen wäre. 

Tabelle 7:  Zentralkreise und Kreisgemeinden im Potentialvergleich 

 

Da die mittlere Deckungsquote der Gesamtkreise um einen Prozentpunkt zu-
gelegt hätte, wäre der Symmetriesaldo der Zentralkreise um 320 Mio. Euro ge-
sunken. Ein Symmetrieausgleich hätte die Mehreinnahmen der Kreisgemein-
den von 672 auf 353 Mio. Euro und den kumulierte Symmetrieüberschuss der 
Zentralkreise von 717 auf 397 Mio. Euro reduziert. 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Zentralkreise

 Einnahmen vor FA TZK 256 208 214 215 205 200 208 213 225 239 253 286 2.436 

 Nettotransfers ZZK 2.063 2.172 2.242 2.368 2.563 2.744 2.911 3.157 3.309 3.479 3.629 3.873 30.636 

 Einnahmen nach FA EZK 2.319 2.379 2.456 2.583 2.768 2.944 3.118 3.370 3.534 3.718 3.882 4.159 33.072 

 Ausgaben AZK 2.438 2.529 2.666 2.776 2.856 2.972 3.087 3.326 3.444 3.567 3.757 4.016 33.418 

 Kreisgemeinden

 Pot. Mehreinnahmen 40 56 47 47 50 28 40 55 87 113 108 89 672 

 Einnahmen vor FA TKG 2.936 2.692 2.887 3.006 3.098 3.144 3.403 3.406 3.745 4.062 4.091 3.940 36.469 

 Nettotransfers ZKG -131 -8 10 -98 -102 -126 -30 5 59 -66 -114 200 -601 

 Einnahmen nach FA EKG 2.805 2.684 2.896 2.908 2.996 3.018 3.373 3.411 3.804 3.996 3.976 4.141 35.869 

 Ausgaben AKG 3.267 2.979 3.060 3.015 3.147 3.282 3.340 3.574 3.658 3.837 4.016 4.115 37.175 

 Insgesamt

 Einnahmen E 5.124 5.063 5.352 5.491 5.765 5.962 6.492 6.781 7.338 7.714 7.858 8.300 68.941 

 Ausgaben A 5.705 5.508 5.726 5.791 6.003 6.254 6.427 6.900 7.102 7.404 7.772 8.131 70.593 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Deckungsquoten

 Durchschnitt d 89,8 91,9 93,5 94,8 96,0 95,3 101,0 98,3 103,3 104,2 101,1 102,1 97,7 

 Zentralkreise dZK 95,1 94,1 92,1 93,1 97,0 99,0 101,0 101,3 102,6 104,2 103,3 103,6 99,0 

 Kreisgemeinden dKG 85,9 90,1 94,7 96,4 95,2 92,0 101,0 95,4 104,0 104,1 99,0 100,6 96,5 

 Quotendifferenz dZK – d   5,3 2,1 -1,4 -1,8 0,9 3,7 0,0 3,0 -0,7 0,1 2,2 1,5 1,3 

 Sym.koeffizient dZK / d   105,9 102,3 98,5 98,1 101,0 103,9 100,0 103,1 99,3 100,0 102,2 101,5 101,3 

 Symmetriedifferenz

 Zentralkreise (dZK – d) AZK   129 54 -37 -49 26 110 0 101 -24 2 84 60 397 

 Kumuliert ∑ (dZK – d) AZK   129 183 147 98 124 235 235 336 312 314 397 457 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Potentialeffekt KG

 Pot. Mehreinnahmen 40 56 47 47 50 28 40 55 87 113 108 89 672 

 ∆ Symmetrieausgleich -17 -26 -22 -22 -24 -13 -19 -27 -42 -55 -52 -44 -320 

 ∆ Einnahmen 23 30 25 24 26 15 21 29 45 59 56 45 353 

Mio. Euro

Mio. Euro

Prozent

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro
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Abbildung 17:  Potentialvergleich – Zentralkreise und Kreisgemeinden 

 

Abbildung 17 illustriert die wesentlichen Ergebnisse des potentialorientierten 
Vergleichs zwischen den Zentralkreisen und ihren Gemeinden. Die punktierten 
Linien berücksichtigen auch den prinzipiellen Anspruch des Landes auf eine 
Beteiligung an den höheren Realsteuereinnahmen. In diesem Fall erhielten die 
Kreisgemeinden nur 336 Mio. Euro Mehreinnahmen und der kumulierte Sym-
metrieüberschuss der Zentralkreise würde immer noch 557 Mio. Euro betragen. 

Die Kreisumlage belastet nicht die Einnahmen, sondern die zu konstanten He-
besätzen gemessene Realsteuerkraft der Gemeinden. Daher ergeben sich keine 
automatischen Rückwirkungen. Allerdings könnten die Zentralkreise den Um-
lagesatz erhöhen, um sich einen Anteil an den Mehreinnahmen zu verschaffen. 
Das würde den positiven Symmetrieeffekt weiter schwächen. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Berücksichtigung des Realsteuerpoten-
tials der Kreisgemeinden das strukturelle Ungleichgewicht innerhalb der Ge-
samtkreise zwar mildern, aber nicht beseitigen kann. Selbst im günstigsten Fall, 
also bei voller Ausschöpfung des Realsteuerpotentials ohne Beteiligung des 
Landes oder der Zentralkreise, wäre immer noch eine Kürzung des Aufkom-
mens der Kreisumlage um 2,9 % erforderlich gewesen, um die Asymmetrie zu-
lasten der Kreisgemeinden im Untersuchungszeitraum zu beseitigen. 
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4. Ausgleich interkommunaler Ungleichgewichte 

Insgesamt bewirkt der kommunale Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz eine an-
gemessene Finanzausstattung der kommunalen Ebene. Jedoch bestehen weiter-
hin interkommunale Ungleichgewichte. Tendenziell sind die kreisfreien Städte 
gegenüber den Gesamtkreisen benachteiligt und die Zentralkreise gegenüber 
den Kreisgemeinden bevorzugt. Potentialbezogen sieht es etwas besser aus. Von 
einer Nutzung ihrer Realsteuerreserven würden insbesondere die kreisfreien 
Städte profitieren, aber auch die Kreisgemeinden könnten ihren relativen Rück-
stand zumindest verkleinern. 

Tabelle 8:  Entwicklung der Schlüsselzuweisungen 

 

Der Gesetzgeber hat auf die interkommunalen Ungleichgewichte reagiert und 
im Zuge der Reform von 2014 die Verteilung der Schlüsselzuweisungen verän-
dert. Ausgehend vom Basisjahr 2013 = 100 zeigen die Indexwerte in Tabelle 8 
einen deutlichen Anstieg und vor allem kräftige Verschiebungen zwischen den 
kommunalen Gruppen. Diese werden in Abbildung 18 dargestellt. 

n Die Schlüsselzuweisungen der kreisfreien Städte sind am stärksten gewach-
sen und erreichten 2019 einen Index von 270,6. Der entsprechende Index der 
Gesamtkreise lag mit 160,3 deutlich darunter. Der kommunale Finanzaus-
gleich hat damit zur relativen Verbesserung der Finanzlage der kreisfreien 
Städte beigetragen, wenngleich noch keine volle Symmetrie erreicht wurde. 

n Die Schlüsselzuweisungen an die Zentralkreise wiesen den zweithöchsten 
Zuwachs auf. Sie erreichten 2019 einen Index von 184,5 gegenüber nur 137,0 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 

 Schlüsselzuweisungen 951 976 1.036 1.036 1.057 1.261 1.415 1.539 1.636 1.770 1.913 1.984 2.101 

    Kreisfreie Städte 162 186 233 217 197 272 336 358 396 462 534 562 569 

    Gesamtkreise 789 790 803 819 860 989 1.079 1.181 1.239 1.308 1.378 1.422 1.533 

       Zentralkreise 359 384 427 416 421 518 610 699 713 743 777 789 858 

       Kreisgemeinden 429 407 376 403 439 471 469 482 526 565 601 633 674 

 Schlüsselzuweisungen 89,9 92,3 98,0 98,0 100,0 119,3 133,8 145,5 154,7 167,4 180,9 187,6 198,7 

    Kreisfreie Städte 82,1 94,1 118,0 109,8 100,0 138,0 170,0 181,1 200,7 234,2 270,6 284,8 288,0 

    Gesamtkreise 91,7 91,9 93,4 95,3 100,0 115,0 125,5 137,4 144,1 152,1 160,3 165,3 178,2 

       Zentralkreise 85,2 91,1 101,4 98,7 100,0 123,0 144,8 166,0 169,2 176,3 184,5 187,2 203,7 

       Kreisgemeinden 97,9 92,7 85,6 91,9 100,0 107,4 106,9 109,9 120,0 128,9 137,0 144,4 153,7 

Mio. Euro

Index
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bei den kreisangehörigen Gemeinden. Der kommunale Finanzausgleich hat 
die zentrale Kreisebene damit gestützt und die zuletzt beobachtbare Ver-
schiebung zulasten der Kreisgemeinden tendenziell begünstigt. 

n Die Unterschiede in der Entwicklung der Schlüsselzuweisungen zwischen 
den Gebietskörperschaftsgruppen blieben 2020/21 weitestgehend erhalten, 
wobei sich das relative Wachstumstempo bei den kreisfreien Städten neuer-
dings etwas verlangsamt hat. 

Abbildung 18:  Entwicklung der Schlüsselzuweisungen 

 

Die nach der Reform des Finanzausgleichs 2014 effektiv verbliebenen interkom-
munalen Ungleichgewichte können im Wesentlichen von den Gemeinden selbst 
behoben werden. Bei einer angemessenen Ausschöpfung der Realsteuerpoten-
tiale würde die Benachteiligung der kreisfreien Städte gegenüber den Gesamt-
kreisen weitgehend verschwinden und die Benachteiligung der Kreisgemein-
den gegenüber den Zentralkreisen zumindest deutlich abnehmen. 

Die günstigen Effekte auf die Verteilungssymmetrie können sich aber nur voll 
entfalten, wenn sie durch das Land und die Zentralkreise unterstützt werden. 
Das Land müsste auf eine aus Symmetriegründen u. U. angebrachte Beteiligung 
an den Steuermehreinnahmen der Kommunen verzichten, hätte dann aber auch 
keine weiteren Korrekturen an der interkommunalen Verteilung vorzunehmen. 
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Die Zentralkreise müssten die Verbesserung der kreisinternen Verteilung nicht 
nur akzeptieren, sondern auch deren allein noch nicht hinreichende Wirkung 
durch eine Senkung der Kreisumlage verstärken. 

Angesichts der insgesamt ausreichenden Transfers des Landes an die Kommu-
nen signalisieren die an den tatsächlichen Einnahmen gemessenen Ungleichge-
wichte vor diesem Hintergrund keinen Korrekturbedarf bei der interkommu-
nalen Verteilung der Finanzzuweisungen. Weder müssen die Zuweisungen an 
die kreisfreien Städte erneut angehoben werden, noch ist eine Umschichtung 
zulasten der Zentralkreise und zugunsten der Kreisgemeinden erforderlich. 

Eine relative Entlastung der Kreisgemeinden wäre zwar durch eine Erhöhung 
ihres Anteils an der Bedarfsmesszahl von derzeit 34 % leicht herbeizuführen 
und würde zudem die Finanzkraftunterschiede zwischen den Gemeinden re-
duzieren. Hingegen könnte der Entlastungseffekt von den Zentralkreisen durch 
eine Anhebung der Kreisumlage konterkariert werden. Letzteres unterstreicht 
noch einmal die Auffassung, dass Ungleichgewichte innerhalb der Kreise letzt-
lich nur kreisintern zu lösen sind. 
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E. Simultaner Symmetrievergleich 

Der Symmetrievergleich für die rheinland-pfälzischen Gebietskörperschaften 
erfolgte bislang sequentiell. Zunächst wurden Land und kommunale Ebene ins-
gesamt verglichen, dann die kreisfreien Städte mit den Gesamtkreisen und 
schließlich die Zentralkreise mit ihren kreisangehörigen Gemeinden. Auf jeder 
Stufe wurden die Symmetriestörungen auf den anderen Stufen ausgeblendet. 
Eine simultane Betrachtung aller Gebietskörperschaften könnte das Ergebnis 
strukturell verändern oder zumindest abweichende Resultate für den Umfang 
der Symmetriestörungen erbringen. 

1. Gemeindeverbände und Verteilungssymmetrie 

Die unterschiedliche Zusammensetzung der Vergleichsgruppen erschwert eine 
integrierte Symmetrieanalyse. Beim vertikalen Vergleich zwischen Land und 
kommunaler Ebene sind die Zweckverbände und der Bezirksverband Pfalz in-
tegriert. Sie dienen der gemeinsamen Erfüllung kommunaler Aufgaben und 
müssen im Gesamtvergleich auf jeden Fall berücksichtigt werden. Die inter-
kommunalen Vergleiche basieren dagegen nur auf den Daten der jeweils einbe-
zogenen Gebietskörperschaftsgruppen. Die Verbände können ihren kommuna-
len Trägern auf der Basis der Jahresrechnungsdaten nicht zugeordnet werden. 

Tabelle 9 zeigt die Einnahmen und Ausgaben des Bezirksverbands Pfalz und 
der Zweckverbände. Dabei fällt sofort auf, dass die Finanzierung dieser Ge-
meindeverbände21 nahezu ausschließlich durch Nettotransfers erfolgt. Dahin-
ter stehen die von den Verbandsmitgliedern erhobenen Umlagen als dominante 
Finanzierungsquelle. Zweckverbandsumlagen werden in der jeweiligen Sat-
zung festgelegt. Für den Bezirksverband Pfalz ist die Bezirksverbandsumlage 
in § 27 LFAG analog zur Kreisumlage geregelt. Die Zweckverbände haben mit 
einem Anteil an den Einnahmen und Ausgaben von 88,4 % gegenüber dem Be-
zirksverband Pfalz quantitativ ein sehr viel höheres Gewicht. 

 
21 Der Begriff Gemeindeverbände wird hier nur für den Bezirksverband Pfalz und die Zweck-
verbände verwendet, nicht für die Landkreise, die juristisch als Gemeindeverbände gelten. 
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Tabelle 9:  Bezirksverband Pfalz und kommunale Zweckverbände 

 

Die Deckungsquote der Gemeindeverbände erreichte zwischen 2009 und 2019 
im Durchschnitt 99,5 %. Die vergleichbare Deckungsquote der Gemeinden lag 
nur bei 95,7 %. Da die kommunalen Gebietskörperschaften die Gemeindever-
bände wesentlich finanzieren, verbergen sich hinter der hohen Deckungsquo-
tendifferenz von 3,8 Prozentpunkten mehrere Probleme für einen integrierten 
Symmetrievergleich. Sie werden unter der Annahme geschildert, dass die De-
ckungsquote des Landes unter der mittleren Deckungsquote der Gemeinden 
und Verbände liegt, was zwischen 2009 und 2019 im Durchschnitt der Fall war. 

Der vertikale Vergleich zwischen Land und kommunaler Ebene ist zwar in sich 
schlüssig und ein eventueller Anspruch des Landes auf Symmetriekorrektur 
wird gegenüber der kommunalen Ebene korrekt ausgewiesen. Rechnerisch 
müssten kommunale Einheiten mit überdurchschnittlicher Deckungsquote, al-
so Gesamtkreise und Gemeindeverbände den Ausgleich übernehmen. Faktisch 
ließe sich der Ausgleichsanspruch aber nur an die Gemeinden selbst richten, 
also an kreisfreie Städte und Gesamtkreise. 

Unter Berücksichtigung der auf Gemeindeverbände übertragenen Aufgaben 
sind die bei den Gemeinden selbst verbuchten Einnahmen und Ausgaben ge-
ringer als die kommunalen Einnahmen und Ausgaben insgesamt. Wegen der 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Bezirksverband Pfalz

 Einnahmen vor FA TBV 10,4 10,8 10,7 10,7 11,2 10,6 7,7 7,9 8,9 9,3 8,8 9,0 107 

 Nettotransfers ZBV 43,5 44,8 44,1 46,7 51,4 50,8 53,3 53,9 54,7 58,5 61,5 71,9 563 

 Einnahmen nach FA EBV 53,9 55,6 54,8 57,5 62,6 61,5 61,0 61,8 63,6 67,8 70,3 80,8 670 

 Ausgaben ABV 58,4 56,0 55,3 57,9 59,6 62,7 60,9 61,5 63,7 65,2 70,8 75,6 672 

 Zweckverbände

 Einnahmen vor FA TZV 21,8 20,7 17,6 19,7 17,4 17,6 24,6 22,5 30,3 24,6 30,6 66,4 247 

 Nettotransfers ZZV 404,7 411,6 414,1 422,0 431,1 438,5 444,2 451,8 482,8 473,8 482,3 719,9 4.857 

 Einnahmen nach FA EZV 426,4 432,4 431,7 441,7 448,4 456,0 468,8 474,3 513,1 498,5 512,9 786,3 5.104 

 Ausgaben AZV 419,3 431,2 428,5 460,8 452,2 452,7 465,7 485,0 505,1 502,7 528,3 819,4 5.131 

 Insgesamt

 Einnahmen E 480,4 487,9 486,6 499,1 511,0 517,5 529,8 536,1 576,7 566,3 583,2 867,2 5.775 

 Ausgaben A 477,6 487,2 483,9 518,8 511,8 515,5 526,5 546,5 568,9 567,9 599,1 895,0 5.804 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Deckungsquoten

 Durchschnitt d 100,6 100,1 100,6 96,2 99,9 100,4 100,6 98,1 101,4 99,7 97,3 96,9 99,5 

 Bezirksverband dBV 92,4 99,2 99,0 99,2 105,1 98,0 100,3 100,5 99,8 104,0 99,3 106,9 99,7 

 Zweckverbände dZV 101,7 100,3 100,8 95,8 99,2 100,7 100,7 97,8 101,6 99,1 97,1 96,0 99,5 

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro

Prozent
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höheren Deckungsquote der übertragenen Ausgaben werden kreisfreie Städte 
und Gesamtkreise ärmer gerechnet als sie tatsächlich sind. Ihr kalkulierter Bei-
trag zum Symmetrieausgleich mit dem Land ist daher zu gering und zudem 
unterscheidet sich die Differenz zwischen den beiden Gruppen.22 

Solange die Einnahmen und Ausgaben der Zweckverbände und des Bezirks-
verbands Pfalz den beteiligten kreisfreien Städten, Zentralkreisen und Kreisge-
meinden nicht trennscharf zugeordnet werden können, lassen sich deren wahre 
Deckungsquoten und Beiträge zum Symmetrieausgleich mit dem Land nicht 
genau ermitteln. Ebenso bleibt der Vergleich zwischen kreisfreien Städten und 
Gesamtkreisen unscharf, weil ihre divergenten Verflechtungen mit den Verbän-
den nicht einfließen. Da Zentralkreise wie Kreisgemeinden den Verbänden an-
gehören können, ist auch der kreisinterne Symmetrievergleich getrübt. 

Die genannten Einschränkungen sind nicht fundamental. Insbesondere ändert 
sich dadurch nichts im globalen Verhältnis zwischen Land und Kommunen, so 
dass die zentrale Frage nach der angemessenen Finanzausstattung dieser bei-
den Ebenen auf der Basis der verfügbaren Daten zuverlässig beantwortet wer-
den kann. Hinsichtlich der interkommunalen Ungleichgewichte ist zu berück-
sichtigen, dass sie durch eigene Maßnahmen der beteiligten Gebietskörper-
schaften weitgehend behoben werden können. Zudem spielen Messungenauig-
keiten hier eine geringere Rolle, da alle Gemeindegruppen Verbandsmitglieder 
enthalten und sich die relativen Positionen untereinander somit weniger ver-
schieben als im Verhältnis zum Land. 

2. Vertikaler und horizontaler Symmetrieausgleich 

Die bislang limitierte Aussagekraft der kommunalen Vergleichsdaten liefert ei-
nen Anstoß, die Datenbasis durch Zuordnung der Zweckverbände und des Be-
zirksverbands Pfalz auf ihre Träger zu verbessern und damit eine noch diffe-

 
22 „Soweit die Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke seitens der Kommune für 
Leistungen gezahlt wurden, die diese alternativ auch selbst hätte erbringen können, spiegeln 
die entsprechenden Ausgaben in der interkommunal vergleichenden Betrachtung auch diver-
gierende Organisationsmodelle der Leistungserbringung wider. Folgerichtig variiert das Aus-
gabenniveau zwischen den Kommunen erheblich“ (BERTELSMANN-STIFTUNG 2021b: 39). 
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renziertere Analyse der Verteilungssymmetrie zu ermöglichen. Vorläufig kann 
dies freilich nur auf der Grundlage plausibler Hilfsgrößen für die Zuordnung 
der Finanzdaten geschehen, denn eine Aufschlüsselung entsprechend der Sys-
tematik der im Gutachten verwendeten Kerndaten liegt noch nicht vor. 

Das statistische Landesamt Rheinland-Pfalz hat für Zweckverbände, die nach 
den Vorschriften der kommunalen Doppik buchen, eine Verteilung nach Stimm-
rechtsanteilen der Träger vorgenommen (Tabelle A-6: 97). Die Anteile der kreis-
freien Städte, Zentralkreise, Kreisgemeinden und des Bezirksverbands Pfalz an 
den so ermittelten Einzahlungen und Auszahlungen waren in der Nachweispe-
riode 2012 bis 2019 nahezu stabil und fast identisch. Daher werden die durch-
schnittlichen Anteile der kommunalen Gruppen an der Summe ihrer Ein- und 
Auszahlungen als Aufteilungsmaßstab für die Finanzdaten der Zweckverbän-
de verwendet. Diese Quoten verteilen sich wie folgt: Kreisfreie Städte 27,3 %, 
Gesamtkreise 72,5 %, Zentralkreise 52,8 %, Kreisgemeinden 19,7 % und Bezirks-
verband Pfalz 0,2 %. 

Für den Bezirksverband Pfalz erfolgt eine Zerlegung auf die beteiligten kreis-
freien Städte und Landkreise nach den Anteilen am Aufkommen der Bezirks-
verbandsumlage (Tabelle A-6: 97). Die Quoten betragen 42,3 % für die kreis-
freien Städte und 57,7 % für die Landkreise (Gesamtkreise). Durch diese Zuord-
nung wird den Mitgliedern auch der zuvor beim Bezirksverband verbuchte An-
teil an einem Zweckverband zugerechnet. 

Wenn man die Einnahmen und Ausgaben der Zweckverbände und des Bezirks-
verbands Pfalz nach diesem Muster auf die betroffenen kommunalen Gebiets-
körperschaftsgruppen verteilt, lassen sich deren „wahre“ Deckungsquoten er-
mitteln. Diese Quoten und die damit berechneten Symmetriesalden im Verhält-
nis zum Land sowie untereinander sind in Tabelle 10 zusammengefasst. 

Nach einem simultanen Symmetrieausgleich hätten das Land und alle kommu-
nalen Gebietskörperschaftsgruppen dieselben dem Mittelwert entsprechenden 
Deckungsquoten. Tabelle 10 zeigt die daraus resultierenden Umverteilungsef-
fekte des gesamten Ausgleichs. Das Land erhielte von der kommunalen Ebene 
für den Zeitraum 2009 bis 2019 einen Symmetrieausgleich von 156 Mio. Euro. 
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Alleinige Nettozahler unter den kommunalen Gebietskörperschaftsgruppen 
wären die Zentralkreise, die 1.127 Mio. Euro verlieren würden, davon 156 Mio. 
Euro an das Land, 666 Mio. Euro an die kreisfreien Städte und 305 Mio. Euro an 
die kreisangehörigen Gemeinden. 

Tabelle 10:  Simultaner vertikaler und horizontaler Symmetrieausgleich 

 

Mehr als die absoluten entscheiden die prozentualen Einnahmengewinne bzw. 
Einnahmenverluste über das Gewicht der Umverteilungseffekte eines vollen 
Symmetrieausgleichs.23 Zwischen Land (0,15 %) und Kommunen (– 0,15 %) er-
gäben sich nur maßvolle Umschichtungen. Die Umverteilungseffekte zwischen 
den Gemeinden würden deutlich höher ausfallen. Die kreisfreien Städte (2,18 %) 

 
23 Bezugsgrößen der relativen Effekte sind die jeweiligen Einnahmen nach Finanzausgleich. 
Vgl. hierzu Tabelle 1: 32, Tabelle 4: 51 und Tabelle 6: 59. 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Deckungsquoten

 Durchschnitt 85,0 84,1 84,8 90,9 94,4 94,0 96,3 99,9 104,8 104,7 105,3 94,4 95,5 

 Land 82,4 79,6 79,1 88,4 94,0 93,5 93,9 102,6 108,3 108,2 111,8 89,0 95,0 

 Gemeinden 87,8 89,1 91,3 93,7 94,8 94,5 98,9 97,5 101,6 101,5 99,4 99,6 95,9 

Kreisfreie Städte 82,9 83,7 87,1 92,8 93,5 92,9 95,4 97,3 100,6 99,3 99,0 97,2 93,8 

Gesamtkreise 89,8 91,5 93,1 94,1 95,5 95,2 100,4 97,5 102,1 102,5 99,6 100,7 96,9 

Zentralkreise 95,6 94,6 92,8 93,4 97,2 99,1 101,0 101,1 102,5 103,9 102,9 102,9 99,0 

Kreisgemeinden 85,0 88,6 93,3 94,9 93,8 91,3 99,8 94,0 101,6 101,1 96,3 98,4 94,8 

 Gesamter Ausgleich

 Land 238 423 562 255 42 47 250 -259 -348 -358 -694 658 156 

 Gemeinden -238 -423 -562 -255 -42 -47 -250 259 348 358 694 -658 -156 

Kreisfreie Städte 50 9 -60 -53 26 31 27 83 139 186 228 -107 666 

Gesamtkreise -288 -433 -501 -201 -68 -78 -277 176 209 172 467 -551 -822 

Zentralkreise -286 -295 -234 -76 -88 -167 -157 -41 87 32 98 -381 -1.127 

Kreisgemeinden -2 -138 -267 -126 21 89 -120 218 121 140 368 -170 305 

 Gesamter Ausgleich

 Land 3,12 5,64 7,23 2,84 0,44 0,49 2,58 -2,56 -3,17 -3,26 -5,83 6,02 0,15 

 Gemeinden -3,20 -5,65 -7,08 -3,06 -0,48 -0,52 -2,57 2,54 3,19 3,14 5,90 -5,25 -0,15 

Kreisfreie Städte 2,48 0,45 -2,65 -2,12 0,97 1,16 0,93 2,68 4,26 5,47 6,33 -2,88 2,18 

Gesamtkreise -5,30 -8,08 -8,87 -3,47 -1,11 -1,24 -4,06 2,48 2,72 2,15 5,71 -6,24 -1,14 

Zentralkreise -11,1 -11,2 -8,62 -2,66 -2,90 -5,20 -4,61 -1,13 2,27 0,79 2,35 -8,25 -3,12 

Kreisgemeinden -0,06 -5,07 -9,11 -4,26 0,68 2,90 -3,51 6,31 3,18 3,53 9,27 -4,04 0,84 

 Kumulierter Ausgleich

 Land 238 661 1.223 1.477 1.519 1.566 1.816 1.557 1.208 850 156 813 

 Gemeinden -238 -661 -1.223 -1.477 -1.519 -1.566 -1.816 -1.557 -1.208 -850 -156 -813 

Kreisfreie Städte 50 59 -1 -54 -29 3 30 113 252 438 666 560 

Gesamtkreise -288 -720 -1.222 -1.423 -1.491 -1.568 -1.845 -1.669 -1.460 -1.288 -822 -1.373 

Zentralkreise -286 -581 -815 -891 -979 -1.146 -1.303 -1.344 -1.257 -1.225 -1.127 -1.508 

Kreisgemeinden -2 -139 -406 -532 -512 -422 -542 -325 -203 -63 305 135 

Prozent

Mio. Euro

Mio. Euro

Prozent der Einnahmen
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könnten ihren bestehenden Nachteil gegenüber den Gesamtkreisen (– 1,14 %) 
überwinden. Auch die Kreisgemeinden (0,84 %) würden zulasten der Zentral-
kreise bessergestellt. Insgesamt hätten die bislang privilegierten Zentralkreise 
nicht nur den höchsten absoluten, sondern auch den größten relativen Einnah-
menverlust (– 3,12 %) zu verzeichnen. 

Abbildung 19:  Vertikaler und interkommunaler Symmetrieausgleich 

 

Abbildung 19 stellt den gesamten vertikalen und interkommunalen Symmetrie-
ausgleich zwischen 2009 und 2019 anhand der kumulierten Werte grafisch dar. 
Auffällig ist die gegensätzliche Entwicklung bis zum und nach dem Jahr 2015. 
Zunächst baut das Land eine ständig wachsende Ausgleichsforderung auf, der 
eine steigende Ausgleichsverpflichtung der Gemeinden gegenübersteht. Letz-
tere ist nahezu identisch mit der Ausgleichsverpflichtung der Gesamtkreise, 
wobei innerhalb der Gesamtkreise die Zentralkreise eine deutlich höhere Ver-
bindlichkeit aufweisen. Dagegen verläuft die Symmetrielinie der kreisfreien 
Städte sehr nahe an der neutralen Nulllinie. 

Von 2015 bis 2019 verliert das Land seinen Ausgleichsanspruch an die Gemein-
den weitgehend. Im Gegenzug sinken die Ausgleichsverpflichtungen der Ge-
meinden. Davon profitieren aber nicht allein die Gesamtkreise, sondern auch 
die kreisfreien Städte, die immer mehr zu Ausgleichsberechtigten werden. In-
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nerhalb der Gesamtkreise gehen die Verbindlichkeiten der Zentralkreise schwä-
cher zurück als die der Kreisgemeinden. Letztere zählen 2019 erstmals zu den 
Ausgleichsberechtigten, während nur die Zentralkreise (und damit die Gesamt-
kreise) Ausgleichsverpflichtete sind. Die Kassenstatistikwerte von 2020 deuten 
auf eine erneute Trendumkehr am aktuellen Rand. 

Tabelle 11:  Simultaner Symmetrieausgleich nach Vergleichsebenen 

 

Tabelle 11 stellt dar, wie der simultane Gesamtausgleich auf die zuvor sequen-
tiell analysierten Vergleichsebenen aufgeteilt werden kann. 

n Würde im ersten Schritt der kreisinterne Ausgleich erfolgen, dann müssten 
die Zentralkreise 752 Mio. Euro an ihre Gemeinden abgeben. Das wären 35 
Mio. Euro mehr als in Tabelle 6: 59 hergeleitet. Der Unterschied ergibt sich 
aus der Integration der Zweckverbände und des Bezirksverbands Pfalz. 

n Im zweite Schritt wäre ein Ausgleich zwischen kreisfreien Städten und Ge-
samtkreisen erforderlich. Die Gesamtkreise müssten dabei 708 Mio. Euro an 
die kreisfreien Städte transferieren. Das wären infolge der Zurechnung der 
Gemeindeverbände 2 Mio. Euro mehr als in Tabelle 4: 51 kalkuliert. 

n Wenn der vertikale nach dem interkommunalen Symmetrieausgleich als 
letzter Schritt durchgeführt würde, müssten die Gemeinden 156 Mio. Euro 
an das Land zahlen. Davon entfielen 41 Mio. Euro auf kreisfreie Städte, 35 
Mio. Euro auf Zentralkreise und 79 Mio. Euro auf Kreisgemeinden. 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Kreisinterner Ausgleich

Zentralkreise -158 -89 8 24 -55 -129 -20 -129 -17 -54 -134 -99 -752 

Kreisgemeinden 158 89 -8 -24 55 129 20 129 17 54 134 99 752 

 Kommunaler Ausgleich

Kreisfreie Städte 118 138 109 25 39 45 104 4 34 77 15 92 708 

Gesamtkreise -118 -138 -109 -25 -39 -45 -104 -4 -34 -77 -15 -92 -708 

Zentralkreise -53 -66 -52 -12 -19 -22 -52 -2 -17 -38 -7 -47 -340 

Kreisgemeinden -65 -72 -56 -12 -20 -23 -53 -2 -17 -39 -7 -45 -367 

 Vertikaler Ausgleich

 Land 238 423 562 255 42 47 250 -259 -348 -358 -694 658 156 

 Gemeinden -238 -423 -562 -255 -42 -47 -250 259 348 358 694 -658 -156 

Kreisfreie Städte -68 -128 -169 -78 -13 -14 -77 79 105 109 213 -199 -41 

Gesamtkreise -170 -295 -392 -177 -29 -33 -173 181 243 249 481 -459 -114 

Zentralkreise -76 -140 -189 -88 -14 -16 -85 90 121 123 239 -235 -35 

Kreisgemeinden -94 -154 -203 -89 -15 -17 -87 91 122 125 242 -224 -79 

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro
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Die integrierte Betrachtung aller Symmetrieebenen bestätigt die isoliert abgelei-
teten Ergebnisse. Sie liefert ein genaueres Bild der im Analysezeitraum feststell-
baren Abweichungen von der Verteilungssymmetrie zwischen den rheinland-
pfälzischen Gebietskörperschaften unter Berücksichtigung ihrer Verflechtun-
gen mit den Gemeindeverbänden. Ein zwingender Handlungsbedarf besteht 
auch aus dieser Sicht vor allem im Verhältnis der Kommunen untereinander. In 
ihrer Gesamtheit verfügen die Gemeinden gegenüber dem Land über eine min-
destens angemessene, tendenziell eher vorteilhafte Finanzausstattung. 

3. Potentialorientierter Symmetrieausgleich 

Im Rahmen der getrennten Analyse der verschiedenen Symmetrieebenen zeigte 
sich bereits, dass die Berücksichtigung vorhandener Realsteuerpotentiale die 
Symmetriepositionen gravierend verändert. Zwischen Land und Gemeinden 
ergab sich eine klare Verstärkung der relativen Vorteile der kommunalen Ebe-
ne. Zudem konnten die kreisfreien Städte ihren Rückstand im Verhältnis zu den 
Gesamtkreisen praktisch völlig beseitigen. Allein innerhalb der Gesamtkreise 
ließ sich die Bevorzugung der zentralen gegenüber der dezentralen Ebene bei 
Einrechnung ihrer Steuerpotentiale nur entschärfen, aber nicht beseitigen. 

Der simultane Symmetrievergleich kann in einer potentialorientierten Variante 

ebenfalls zu abweichenden Ergebnissen und einer modifizierten Beurteilung 
der Symmetrieeigenschaften des Finanzausgleichs führen. Tabelle 12 zeigt die 
Ergebnisse bei voller Ausschöpfung der kommunalen Realsteuerpotentiale. 

Die Symmetriedifferenz zwischen Land und Gemeinden bleibt gleich und be-
trägt 1.093 Mio. Euro (Tabelle 3: 44). Bei vollem Symmetrieausgleich müssten 
die Gemeinden diesen Betrag an das Land transferieren. Durch die Zerlegung 
der Finanzdaten der Gemeindeverbände wird nun erkennbar, wie stark die 
kommunalen Gruppen zum Ausgleich mit dem Land beitragen müssten. 240 
Mio. Euro entfielen auf kreisfreie Städte, 813 Mio. Euro auf Zentralkreise und 
40 Mio. Euro auf kreisangehörige Gemeinden. Die Zentralkreise würden nicht 
unmittelbar von den höheren Hebesätzen ihrer Gemeinden profitieren, aber sie 
wären nun relativ ärmer und müssten absolut und relativ zu ihren Einnahmen 
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weniger Mittel abgeben. Im Gegenzug würden sich die Symmetriesalden der 
kreisfreien Städte und der Kreisgemeinden verschlechtern. 

Tabelle 12:  Simultaner potentialorientierter Symmetrieausgleich 

 

Bei der Bewertung der rechnerischen Umschichtungen ist zu beachten, dass die 
Kommunen dem Land aus potentialorientierter Sicht insgesamt deutlich mehr 
zahlen müssten, aber zugleich selbst über höhere Mittel verfügen würden. Ta-
belle 13 illustriert die Einnahmeneffekte bei Nutzung der Realsteuerpotentiale. 

Der obere Teil der Tabelle enthält die potentiellen Realsteuer-Mehreinnahmen. 
Die Mehreinnahmen erhöhen die Deckungsquoten der kreisfreien Städte und 
der Gesamtkreise, wobei letztere von den Mehreinnahmen der Kreisgemeinden 
profitieren. Insgesamt steigt die Deckungsquote der Kommunen, während die 
des Landes gleich bleibt. Daraus ergibt sich ein Anstieg der durchschnittlichen 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Deckungsquoten

 Durchschnitt 85,6 85,0 85,7 91,7 95,2 94,7 97,0 100,8 105,8 105,8 106,2 95,1 96,3 

 Land 82,4 79,6 79,1 88,4 94,0 93,5 93,9 102,6 108,3 108,2 111,8 89,0 95,0 

 Gemeinden 89,2 91,1 93,2 95,5 96,6 96,0 100,3 99,1 103,5 103,6 101,2 101,0 97,7 

Kreisfreie Städte 86,0 88,0 91,7 96,7 97,4 96,8 98,9 100,8 104,0 102,7 102,0 99,4 97,5 

Gesamtkreise 90,4 92,4 93,9 94,9 96,2 95,6 101,0 98,3 103,2 104,0 100,9 101,7 97,8 

Zentralkreise 95,6 94,6 92,8 93,4 97,2 99,1 101,0 101,1 102,5 103,9 102,9 102,9 99,0 

Kreisgemeinden 86,3 90,4 94,8 96,4 95,3 92,2 101,0 95,5 103,9 104,0 99,0 100,4 96,6 

 Gesamter Ausgleich

 Land 297 511 650 336 126 119 324 -178 -251 -248 -592 744 1.093 

 Gemeinden -297 -511 -650 -336 -126 -119 -324 178 251 248 592 -744 -1.093 

Kreisfreie Städte -8 -77 -157 -137 -61 -59 -56 -3 58 105 155 -165 -240 

Gesamtkreise -289 -434 -493 -199 -65 -59 -268 181 193 143 437 -579 -853 

Zentralkreise -269 -269 -208 -51 -62 -144 -133 -12 123 73 138 -350 -813 

Kreisgemeinden -20 -165 -286 -148 -3 85 -136 193 70 70 299 -229 -40 

 Gesamter Ausgleich

 Land 3,90 6,82 8,37 3,75 1,33 1,25 3,34 -1,76 -2,29 -2,26 -4,97 6,81 1,05 

 Gemeinden -3,94 -6,68 -8,03 -3,97 -1,41 -1,30 -3,28 1,72 2,26 2,13 4,94 -5,86 -1,04 

Kreisfreie Städte -0,38 -3,44 -6,53 -5,23 -2,20 -2,12 -1,85 -0,08 1,72 2,98 4,19 -4,36 -0,75 

Gesamtkreise -5,29 -8,02 -8,66 -3,40 -1,06 -0,94 -3,91 2,53 2,50 1,76 5,28 -6,49 -1,17 

Zentralkreise -10,4 -10,2 -7,65 -1,80 -2,04 -4,48 -3,90 -0,32 3,20 1,83 3,28 -7,57 -2,25 

Kreisgemeinden -0,71 -5,96 -9,58 -4,92 -0,09 2,73 -3,91 5,49 1,80 1,70 7,34 -5,34 -0,11 

 Kumulierter Ausgleich

 Land 297 808 1.459 1.795 1.920 2.039 2.363 2.185 1.933 1.685 1.093 1.837 

 Gemeinden -297 -808 -1.459 -1.795 -1.920 -2.039 -2.363 -2.185 -1.933 -1.685 -1.093 -1.837 

Kreisfreie Städte -8 -85 -242 -379 -440 -500 -555 -558 -500 -395 -240 -405 

Gesamtkreise -289 -723 -1.216 -1.415 -1.480 -1.539 -1.808 -1.627 -1.433 -1.290 -853 -1.432 

Zentralkreise -269 -538 -745 -797 -859 -1.003 -1.135 -1.147 -1.024 -951 -813 -1.163 

Kreisgemeinden -20 -186 -471 -619 -621 -537 -672 -480 -409 -339 -40 -269 

Prozent

Mio. Euro

Mio. Euro

Prozent der Einnahmen
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Deckungsquote und in der Folge der komplett neu berechnete potentialorien-
tierte Symmetrieausgleich. 

Tabelle 13:  Einnahmeneffekte bei Ausschöpfung der Steuerpotentiale 

 

Die Netto-Einnahmeneffekte der Nutzung der Realsteuerpotentiale resultieren 
aus den Mehreinnahmen abzüglich der Veränderungen im Symmetrieausgleich. 
Letztere entsprechen den Differenzen zwischen den Ausgleichspositionen der 
Gebietskörperschaften ohne und mit Einbeziehung der Steuerpotentiale. Per 
Saldo zeigt sich dann, welche Gebietskörperschaften von einer Anspannung der 
Realsteuer-Hebesätze profitieren würden. 

Tabelle 13 weist nach, dass alle kommunalen Gebietskörperschaften, auch die-
jenigen, die im Symmetrieausgleich durch Einbeziehung ihrer Steuerpotentiale 
relativ schlechter gestellt werden, insgesamt zusätzliche Einnahmen erhalten. 
Relativ zu den Einnahmen vor Steuererhöhung und Symmetrieausgleich wach-
sen die Einnahmen aller Beteiligten, auch die des Landes, um ca. 0,9 Prozent. 

Die in Abbildung 20 dargestellte Entwicklung der kumulierten Ausgleichspo-
sitionen mit einkalkulierten Steuerpotentialen zeigt im Vergleich zu Abbildung 
19 einen deutlich gleichmäßigeren Verlauf der kommunalen Symmetrielinien. 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Pot. Mehreinnahmen

 Land

 Gemeinden 114 167 167 152 161 139 145 167 199 232 216 174 1.858 

Kreisfreie Städte 73 111 120 106 110 111 105 112 112 118 108 85 1.186 

Gesamtkreise 40 56 47 47 50 28 40 55 87 113 108 89 672 

Zentralkreise

Kreisgemeinden 40 56 47 47 50 28 40 55 87 113 108 89 672 

 ∆ Symmetrieausgleich

 Land 59 88 88 81 84 72 74 81 97 110 102 86 937 

 Gemeinden -59 -88 -88 -81 -84 -72 -74 -81 -97 -110 -102 -86 -937 

Kreisfreie Städte -58 -87 -97 -84 -87 -91 -83 -86 -81 -81 -73 -58 -906 

Gesamtkreise -2 -1 8 3 3 19 9 5 -15 -29 -30 -28 -31 

Zentralkreise 17 26 26 24 26 23 24 30 36 42 39 32 314 

Kreisgemeinden -19 -28 -18 -22 -23 -4 -15 -25 -51 -71 -69 -59 -345 

 ∆ Einnahmen

 Land 59 88 88 81 84 72 74 81 97 110 102 86 937 

 Gemeinden 54 79 78 71 77 67 71 86 102 122 114 88 921 

Kreisfreie Städte 16 24 24 22 24 20 22 26 31 37 35 27 280 

Gesamtkreise 39 55 55 49 53 47 49 60 71 84 79 62 641 

Zentralkreise 17 26 26 24 26 23 24 30 36 42 39 32 314 

Kreisgemeinden 21 29 28 25 27 24 25 30 36 43 40 30 327 

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro
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Dies unterstreicht den Befund, dass eine Ausschöpfung der unterschiedlichen, 
bei den kreisfreien Städten besonders hohen Steuerpotentiale zu einer weitge-
henden Entschärfung der interkommunalen Ungleichgewichte führen würde. 
Andererseits hätten alle kommunalen Gebietskörperschaften bis auf die Zent-
ralkreise höhere Ausgleichsverpflichtungen gegenüber dem Land, d.h. der ver-
tikale Ausgleich würde an Bedeutung gewinnen, allerdings – das sei noch ein-
mal betont – vor dem Hintergrund steigender kommunaler Steuereinnahmen. 

Abbildung 20:  Potentialorientierter simultaner Symmetrieausgleich 

 

Tabelle 14 stellt ergänzend dar, wie sich der simultane potentialorientierte Ge-
samtausgleich den einzelnen Vergleichsebenen zuordnen lässt. 

n Der kreisinterne Ausgleich erfordert nach Zuordnung der Gemeindever-
bände eine Umschichtung von 422 Mio. Euro von den Zentralkreisen zu ih-
ren Gemeinden anstatt der in Tabelle 7: 63 abgeleiteten 397 Mio. Euro. 

n Der potentialorientierte Ausgleichsbedarf von den Gesamtkreisen zu den 
kreisfreien Städten bleibt mit überschaubaren 86 Mio. Euro unverändert ge-
genüber dem entsprechenden Wert in Tabelle 5: 56. 

n Der vertikale Symmetrieausgleich mit dem Land als letzter Schritt würde 
alle Gemeinden zusammen gegenüber Tabelle 3: 44 unverändert 1.093 Mio. 
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Euro kosten. Davon entfielen 326 Mio. Euro auf kreisfreie Städte, 354 Mio. 
Euro auf Zentralkreise und 413 Mio. Euro auf kreisangehörige Gemeinden. 

Tabelle 14:  Potentialorientierter Symmetrieausgleich nach Ebenen 

 

Auch die potentialorientierte simultane Betrachtung aller Symmetrieebenen be-
stätigt die isoliert abgeleiteten Ergebnisse. Die vertikale Verteilung der Einnah-
men ist deutlich stärker zulasten des Landes verschoben, das Verhältnis zwi-
schen kreisfreien Städten und Gesamtkreisen bewegt sich nahe der Symmetrie-
linie und innerhalb der Gesamtkreise besteht weiterhin Korrekturbedarf zulas-
ten der Zentralkreise und zugunsten der Kreisgemeinden. 

 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Kreisinterner Ausgleich

Zentralkreise -140 -62 30 47 -30 -115 0 -101 26 2 -80 -53 -422 

Kreisgemeinden 140 62 -30 -47 30 115 0 101 -26 -2 80 53 422 

 Kommunaler Ausgleich

Kreisfreie Städte 77 78 39 -34 -22 -23 45 -57 -18 29 -27 60 86 

Gesamtkreise -77 -78 -39 34 22 23 -45 57 18 -29 27 -60 -86 

Zentralkreise -34 -37 -19 17 11 11 -22 28 9 -14 13 -31 -37 

Kreisgemeinden -43 -41 -20 17 11 12 -22 29 9 -15 13 -29 -49 

 Vertikaler Ausgleich

 Land 297 511 650 336 126 119 324 -178 -251 -248 -592 744 1.093 

 Gemeinden -297 -511 -650 -336 -126 -119 -324 178 251 248 592 -744 -1.093 

Kreisfreie Städte -85 -155 -196 -103 -39 -36 -100 54 76 76 182 -225 -326 

Gesamtkreise -212 -356 -454 -233 -87 -83 -224 124 175 172 410 -519 -767 

Zentralkreise -95 -170 -219 -116 -43 -41 -111 62 88 85 204 -266 -354 

Kreisgemeinden -118 -186 -235 -118 -44 -42 -113 63 88 87 206 -253 -413 

Mio. Euro

Mio. Euro

Mio. Euro
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F. Kurzfassung des Gutachtens 

Das Gutachten hat die Aufgabe, die Symmetrieeigenschaften des kommunalen 
Finanzausgleichs in Rheinland-Pfalz aus finanzwissenschaftlicher Sicht zu ana-
lysieren. Es handelt sich um eine Fortsetzung der früheren Gutachten (SCHERF 
2011, 2015, 2017). Die Untersuchung dient der langfristigen Beobachtung und 
soll perspektivisch einen Vergleich zwischen den Verhältnissen vor und nach 
der anstehenden Reform des kommunalen Finanzausgleichs vorbereiten. 

1. Methode des Symmetrievergleichs 

Der kommunale Finanzausgleich hat die Aufgabe, die Gemeinden finanziell an-
gemessen auszustatten. Sie sollen ihre Aufgaben wahrnehmen und die damit 
verbundenen notwendigen Ausgaben bestreiten können. Bei begrenzten finan-
ziellen Ressourcen stehen die Ausstattungswünsche der Gebietskörperschaften 
in Konkurrenz zueinander. Das Gebot der Verteilungssymmetrie dient als Ori-
entierungshilfe, um die relativen Deckungsansprüche auszubalancieren. Die 
Gebietskörperschaften sollen relativ zu ihren Aufgaben und Ausgaben gleich 
ausgestattet werden. Diese Symmetrieforderung bezieht sich auf alle Ausgaben, 
die aus eigenen oder zugewiesenen Steuermitteln zu finanzieren sind. 

Die Verteilungssymmetrie hat verschiedene Dimensionen. Sie betrifft die verti-
kale Verteilung zwischen Land und kommunaler Ebene, die interkommunale 
Verteilung zwischen kreisfreien Städten und Gesamtkreisen sowie die Relation 
zwischen Zentralkreisen und kreisangehörigen Gemeinden. Um zu überprüfen, 
ob Verteilungssymmetrie besteht, sind aussagefähige Maßzahlen erforderlich. 
Herangezogen werden häufig die Anteile der Vergleichsgruppen an den ge-
samten Einnahmen und Ausgaben, die im Verhältnis der Gemeinden zum Land 
als Kommunalisierungsgrade bezeichnet werden. Aus der Relation der Einnah-
men- und Ausgabenquoten errechnet sich der Symmetriekoeffizient. 

Äquivalent zum Vergleich der Einnahmen- und Ausgabenanteile ist der Ver-
gleich der Deckungsquoten, d.h. der Relationen zwischen den Einnahmen und 
Ausgaben der Gebietskörperschaften. Die Fokussierung auf die Deckungsquo-
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ten vereinfacht die Argumentation, gestattet ein einheitliches Vorgehen bei al-
len Symmetrievergleichen und erhöht die Transparenz der Berechnungen. Zu-
dem erlauben die Deckungsquoten eine einfache Bestimmung der Ausgleichs-
beträge, die zur Herstellung der Verteilungssymmetrie erforderlich wären. 

Am Beispiel der vertikalen Verteilungssymmetrie lässt sich die Vorgehensweise 
erläutern. Die kommunale Deckungsquote (dK) relativ zur mittleren Deckungs-
quote von Land und Gemeinden (d) führt zum Symmetriekoeffizienten (dK/d). 
Er ist gleich 1, wenn die Deckungsquoten übereinstimmen (dK = d). Beides steht 
für perfekte Verteilungssymmetrie. Durch Multiplikation der Deckungsquo-
tendifferenz (dK – d) mit den Gemeindeausgaben (AK) erhält man den Symmet-
riesaldo SDK = (dK – d) AK. Symmetrieüberschüsse bzw. Symmetriedefizite sig-
nalisieren Symmetrieabweichungen zugunsten bzw. zulasten der Kommunen. 

Anhaltende und quantitativ gewichtige Symmetriedifferenzen deuten auf struk-
turelle Störungen. Sie können mit verschiedenen Instrumenten beseitigt wer-
den. In Betracht kommen Nettotransfers der Gebietskörperschaften mit der hö-
heren an die Gebietskörperschaften mit der geringeren Deckungsquote. Aller-
dings muss auch geprüft werden, ob die rechnerisch ausgleichsberechtigten Ge-
bietskörperschaften ihre Möglichkeiten zur Selbsthilfe genutzt haben. Dazu ge-
hört in jedem Fall die zumutbare Ausschöpfung der eigenen Steuerquellen, aber 
auch die Überprüfung der Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerfüllung. 

Für den Symmetrievergleich sind die relevanten Einnahmen und Ausgaben zu 
bestimmen. Die unmittelbaren Ausgaben müssen um Gebühren und Entgelte 
vermindert werden, die der Finanzierung bestimmter Leistungen durch die 
Nutzer anstelle der Steuerzahler dienen (Äquivalenzprinzip). Analog dazu sind 
die unmittelbaren Einnahmen um Gebühren und Entgelte sowie darüber hin-
aus um Veräußerungserlöse zu reduzieren. Die von anderen Ebenen erhaltenen 
Nettotransfers müssen dagegen hinzugerechnet werden. Das sind auf kommu-
naler Seite vor allem die Zuweisungen des Landes und auf Landesseite die Zu-
weisungen von anderen Ländern sowie vom Bund. Die beschriebene Vorge-
hensweise lässt sich auf interkommunale Symmetrievergleiche übertragen. 
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Die konkreten Methoden des Symmetrievergleichs unterscheiden sich vor al-
lem hinsichtlich der Zinszahlungen, deren Relevanz von kommunaler Seite oft-
mals bestritten wird. Angeblich dienen Zinsausgaben nicht der Finanzierung 
laufender Aufgaben. Das trifft jedoch in doppelter Hinsicht nicht zu. Zum einen 
beruhen auch andere Ausgaben auf früher eingegangenen Zahlungsverpflich-
tungen. Zum anderen erhöhen kreditfinanzierte Investitionen den staatlichen 
Kapitalbestand und geben ihre Leistungen typischerweise zeitlich verzögert ab. 

Hinzu kommt, dass Bund und Länder mehr als die Gemeinden Stabilisierungs-
aufgaben erfüllen. Das erfordert in Krisenzeiten eine Kreditfinanzierung, von 
der auch die Gemeinden oftmals indirekt in Form von Finanzhilfen profitieren. 
Schließlich sind die Verschuldungsmöglichkeiten des Landes durch die Schul-
denbremse begrenzt, während die Gemeinden weiterhin investive Kredite auf-
nehmen können. Das Kreditaufnahmepotential hat sich zugunsten der Kommu-
nen verschoben. Daher würde eine Ausklammerung der Zinsausgaben die Er-
gebnisse des Symmetrievergleichs nicht verbessern, sondern verzerren. 

2. Vertikale Verteilung in Rheinland-Pfalz 

Der aktuelle Symmetrievergleich zwischen Land und Kommunen erfolgt für 
den Analysezeitraum 2009 bis 2019 anhand der Rechnungsergebnisse der öf-
fentlichen Haushalte, die vom Statistischen Landesamt Rheinland-Pfalz für alle 
Gebietskörperschaften detailliert aufbereitet wurden. Sie erlauben eine genaue 
Ermittlung der vergleichsrelevanten Einnahmen und Ausgaben. Zum Teil wer-
den ergänzend die Daten der Kassenstatistik für das Jahr 2020 herangezogen. 

Die Deckungsquote der Kommunen lag in 7 von 11 Jahren über der des Landes. 
Nur zwischen 2016 und 2019 war die Konstellation umgekehrt. Im Analysezeit-
raum betrug der Abstand der kommunalen zur mittleren Deckungsquote 0,5 
und zur Deckungsquote des Landes 0,9 Prozentpunkte. Auch der Symmetrie-
koeffizient signalisiert mit 100,5 % einen Vorteil für die Gemeinden. Diese wa-
ren im Durchschnitt finanziell etwas besser ausgestattet als das Land. 

Die Symmetriedifferenz quantifiziert Vor- oder Nachteile der Kommunen. Die 
Gemeinden erzielten 2009 bis 2019 in der Summe einen Symmetrieüberschuss 
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von 156 Mio. Euro. Damit war die Einnahmenverteilung in Rheinland-Pfalz ins-
gesamt ausgewogen bzw. geringfügig zugunsten der kommunalen Ebene ver-
schoben. Die kumulierten Symmetriesalden zeigen bis 2015 einen steigenden 
und danach bis 2019 einen fallenden Verlauf. 

Insgesamt bestätigt die aktuelle Symmetrierechnung in vertikaler Hinsicht den 
Befund einer ausbalancierten Einnahmenverteilung mit schwacher Tendenz 
zur relativen Begünstigung der kommunalen Ebene. Eine strukturelle, über die 
kurzfristigen Schwankungen hinausgehende Symmetriestörung ist nicht fest-
stellbar. Allerdings bedeutet annähernde Verteilungssymmetrie noch keine ent-
spannte Haushaltslage. Die durchschnittlichen Deckungsquoten von Land und 
Gemeinden waren mit 95 bis 96 % immer noch vom Ziel eines mittelfristig aus-
geglichenen Haushalts entfernt. 

Generell sind alle Ebenen dazu angehalten, ihre Spar- und Finanzierungspoten-
tiale zu nutzen, bevor sie Ansprüche auf Ausgleichszahlungen von anderen Ge-
bietskörperschaften stellen. Die Kommunen verfügen bei der Grund- und Ge-
werbesteuer über eine wesentlich höhere Steuerautonomie als die Bundeslän-
der, die nur den Steuersatz der Grunderwerbsteuer festlegen können. Die Ana-
lyse der vertikalen Verteilungssymmetrie wurde daher durch eine Auslotung 
der Realsteuerpotentiale der Gemeinden erweitert. Ungenutzte Spielräume las-
sen sich identifizieren, indem die rheinland-pfälzischen Grundbeträge mit den 
durchschnittlichen Hebesätzen der westdeutschen Flächenländer ohne Rhein-
land-Pfalz multipliziert werden. Zwischen 2009 und 2019 ergaben sich so po-
tentielle Mehreinnahmen von 1.858 Mio. Euro. Dabei zeigte sich auch, dass die 
kreisfreien Städte über die größeren Reserven verfügten. 

Es liegt auf der Hand, dass sich die Ergebnisse des Symmetrievergleichs deut-
lich verändern, wenn man die beachtlichen Realsteuerpotentiale einkalkuliert. 
Die mittlere Deckungsquote der Gemeinden stieg im Untersuchungszeitraum 
um 1,7 Prozentpunkte und der Vorsprung gegenüber dem Land vergrößerte 
sich auf 2,7 Prozentpunkte. In allen Jahren lagen die Potentialwerte über den 
tatsächlichen Werten der kommunalen Symmetriedifferenzen. Sie kumulierten 
sich zwischen 2009 und 2019 auf 1.093 Mio. Euro. Gegenüber den 156 Mio. Euro, 
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die ohne Berücksichtigung des Steuerpotentials ermittelt wurden, ist der An-
stieg des kommunalen Symmetrieüberschusses enorm. Selbst wenn die beschei-
denen Möglichkeiten des Landes bei der Grunderwerbsteuer und die Länder-
differenzen bei der Gemeindegrößenstruktur einkalkuliert werden, ändert sich 
nichts an der beachtlichen Verschiebung zugunsten der kommunalen Ebene bei 
einer potentialorientierten Symmetrierechnung. 

Bereits auf der Basis der tatsächlichen Einnahmen war das Gebot der vertikalen 
Verteilungssymmetrie zwischen Land und Gemeinden in Rheinland-Pfalz im 
Analysezeitraum erfüllt. Dieser Befund wird durch die Einbeziehung der vor-
handenen Steuerpotentiale deutlich bestärkt. Unter Berücksichtigung der Mög-
lichkeiten der Kommunen zur Anhebung der Realsteuersätze auf das mittlere 
Niveau der anderen westdeutschen Flächenländer kann eine Symmetriestö-
rung zulasten der kommunalen Ebene jedenfalls ausgeschlossen werden. Eher 
sieht es so aus, als läge eine Symmetrieabweichung zugunsten der Gemeinden 
vor. Die anstehende Reform des kommunalen Finanzausgleichs muss den Ge-
meinden also nicht global mehr Finanzmittel verschaffen, sondern kann sich auf 
die strukturelle Garantie der Mindestfinanzkraft konzentrieren. 

3. Interkommunale Verteilungssymmetrie 

Zwischen Land und Kommunen existierte im Analysezeitraum keine Symmet-
riestörung zulasten der Gemeinden. Bei insgesamt ausreichenden Mitteln kön-
nen aber dennoch innerhalb der kommunalen Ebene Verzerrungen auftreten. 
Diese betreffen zum einen das Verhältnis zwischen kreisfreien Städten und 
Landkreisen und zum anderen das kreisinterne Verhältnis zwischen Zentral-
kreisen und kreisangehörigen Gemeinden. 

Auf der ersten interkommunalen Vergleichsebene gab es im Beobachtungszeit-
raum weiterhin eine klare Benachteiligung der kreisfreien Städte gegenüber den 
Gesamtkreisen. Letztere erzielten zwischen 2009 und 2019 eine mittlere De-
ckungsquote von 96,7 %, während die kreisfreien Städte nur 93,5 % verbuchen 
konnten. Der rechnerische Symmetrieausgleich hätte eine Verlagerung von 706 
Mio. Euro bzw. 1,0 % der Gesamtkreiseinnahmen auf die kreisfreien Städte er-
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fordert, was prinzipiell über eine Neuverteilung der Schlüsselzuweisungen er-
reicht werden könnte. 

Allerdings ändert die Einbeziehung der Realsteuerpotentiale das Bild gravie-
rend. Insbesondere die kreisfreien Städte schöpfen ihre Möglichkeiten nur zu-
rückhaltend aus. Ihre Deckungsquote wäre zwischen 2009 und 2019 um 3,8 Pro-
zentpunkte gestiegen, die der Gesamtkreise aber nur um 1,0 Prozentpunkte, 
wenn die Kommunen ihre Hebesätze auf das Niveau vergleichbarer Länder an-
gehoben hätten. In der Folge wäre das Symmetriedefizit der kreisfreien Städte 
auf nur noch 86 Mio. Euro gesunken und die Symmetriestörung praktisch ver-
schwunden. Wenn das Land einen Symmetrieausgleich erhalten würde, müss-
ten die Kommunen freilich ca. 50 % der Steuermehreinnahmen abtreten und die 
Benachteiligung der kreisfreien Städte bliebe auf mäßigerem Niveau erhalten. 

In den Landkreisen hat sich die Verteilungssymmetrie in den letzten Jahren 
deutlich zugunsten der Zentralkreise verschoben. Sie erzielten mit 99,0 % die 
höchste Deckungsquote aller Gebietskörperschaften, während die kreisangehö-
rigen Gemeinden nur 94,7 % erreichten. Im Analysezeitraum hätten die Zent-
ralkreise die Kreisumlage senken und ihren Gemeinden 717 Mio. Euro erstatten 
müssen, um einen vollständigen kreisinternen Ausgleich zu realisieren. Bei ei-
nem potentialorientierten Symmetrievergleich würden die Mehreinnahmen den 
Kreisgemeinden zufließen und deren Symmetriedefizit auf 397 Mio. Euro sen-
ken. Selbst in diesem günstigen Fall bliebe das Ungleichgewicht innerhalb der 
Gesamtkreise auf etwas geringerem Niveau erhalten, so dass weiterhin Bedarf 
an einer Mittelumschichtung durch Senkung der Kreisumlage bestehen würde. 

Die existenten interkommunalen Ungleichgewichte können von den Gemein-
den selbst behoben werden, vorausgesetzt das Land verzichtet auf eine prinzi-
piell fundierte Beteiligung an kommunalen Steuermehreinnahmen. Bei ange-
messener Ausschöpfung der Realsteuerpotentiale würde die Diskriminierung 
der kreisfreien Städte gegenüber den Gesamtkreisen nahezu verschwinden und 
die Benachteiligung der Kreisgemeinden gegenüber den Zentralkreisen deut-
lich abnehmen. Eine überschaubare Reduktion der Kreisumlage wäre dann hin-
reichend, um die kreisinterne Symmetrie zu sichern. Vor diesem Hintergrund 
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ist kein zwingender Korrekturbedarf bei der Verteilung der Finanzzuweisun-
gen des Landes auf die kommunalen Gebietskörperschaften ersichtlich. 

4. Simultaner Symmetrievergleich 

Der sequentielle Symmetrievergleich zwischen (1) Land und Kommunen, (2) 
Gesamtkreisen und kreisfreien Städten sowie (3) Zentralkreisen und Kreisge-
meinden vernachlässigt prinzipiell die Interdependenzen zwischen den Ver-
gleichsebenen. Dies zeigte sich bereits bei der Berücksichtigung kommunaler 
Steuerpotentiale, an denen das Land gegebenenfalls zu beteiligen wäre. Das 
Problem ist jedoch tiefgreifender. Jeder isolierte Symmetrievergleich operiert 
mit der durchschnittlichen Deckungsquote der beteiligten Einheiten, die jedoch 
auf allen drei Vergleichsebenen unterschiedlich ausfällt. Vorteilhaft wäre daher 
eine simultane Betrachtung aller Gebietskörperschaften. Sie könnte die Ergeb-
nisse strukturell verändern oder zumindest abweichende Resultate für den Um-
fang der Symmetriestörungen erbringen. 

Allerdings erschwert die unterschiedliche Zusammensetzung der Vergleichs-
gruppen eine integrierte Symmetrieanalyse. Beim Vergleich zwischen Land 
und kommunaler Ebene sind die Zweckverbände und der Bezirksverband Pfalz 
enthalten, bei den interkommunalen Vergleichen aber nicht, weil die Verbände 
ihren kommunalen Trägern anhand der Jahresrechnungsdaten nicht zugeord-
net werden können. Da die Deckungsquoten der Gemeindeverbände besonders 
hoch liegen, wird durch ihre Ausklammerung die Finanzlage der kommunalen 
Träger schlechter ausgewiesen als sie tatsächlich ist. Ein simultaner vertikaler 
und horizontaler Symmetrievergleich ist jedoch möglich, wenn man die Finan-
zen der Zweckverbände und des Bezirksverbands Pfalz den jeweiligen Mitglie-
dern nach plausiblen Schlüsselgrößen zuordnet. Dies geschieht bei den Zweck-
verbänden mithilfe der Stimmrechtsanteile und beim Bezirksverband Pfalz an-
hand der Anteile an der Bezirksverbandsumlage. 

Die integrierte Betrachtung aller Symmetrieebenen liefert ein genaueres Bild 
der im Analysezeitraum feststellbaren Symmetrieabweichungen. Sie bestätigt 
im Allgemeinen die isoliert abgeleiteten Ergebnisse. Zwischen dem Land und 
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der kommunalen Ebene ändert sich nichts, da die Gemeindeverbände dort oh-
nehin einkalkuliert sind. Das Land erhielte von der kommunalen Ebene für den 
Gesamtzeitraum 2009 bis 2019 einen Symmetrieausgleich von 156 Mio. Euro. 

In den Symmetriesalden der kommunalen Gebietskörperschaften schlagen sich 
aber nun die Verflechtungen mit den Gemeindeverbänden nieder. Zudem erfol-
gen der kreisinterne und der interkommunale Ausgleich in einem Schritt. Infol-
gedessen erweisen sich die Zentralkreise bei simultanem Gesamtausgleich als 
einzige Nettozahler unter den Gemeindegruppen. Sie würden 1.127 Mio. Euro 
verlieren, davon 156 Mio. Euro an das Land, 666 Mio. Euro an die kreisfreien 
Städte und 305 Mio. Euro an die kreisangehörigen Gemeinden. 

Unter Einschluss der kommunalen Realsteuerpotentiale verschieben sich die 
Symmetriesalden deutlich zugunsten der kreisfreien Städte, aber auch zuguns-
ten der Kreisgemeinden. Der Anspruch des Landes würde nun bei 1.093 Mio. 
Euro liegen. Nach der Zerlegung der Finanzdaten der Gemeindeverbände zeigt 
sich, wie stark die einzelnen kommunalen Gruppen zum Ausgleich mit dem 
Land beitragen müssten. 240 Mio. Euro entfielen auf kreisfreie Städte, 813 Mio. 
Euro auf Zentralkreise und 40 Mio. Euro auf kreisangehörige Gemeinden. Per 
Saldo würden aber auch die Kommunen, deren relative Symmetrieposition sich 
durch Einbeziehung potentieller Mehreinnahmen verschlechtert, bei tatsächli-
cher Ausschöpfung ihrer Realsteuerpotentiale über höhere Mittel verfügen. 

Der simultane Gesamtausgleich kann in beiden Varianten auf die Vergleichs-
ebenen aufgeteilt werden. Die Abweichungen von den sequentiell ermittelten 
Ergebnissen sind gering. Sie belaufen sich kreisintern auf maximal 35 Mio. Euro 
und interkommunal auf maximal 2 Mio. Euro. Trotzdem ist der simultane Sym-
metrievergleich vorzuziehen. Der größte Vorteil besteht darin, dass durch Ver-
wendung der einheitlichen mittleren Deckungsquote alle Symmetriedifferen-
zen in einem Zug und zueinander passend berechnet werden können. Erst auf 
diesem Wege lassen sich im Verhältnis zum Land die kommunalen Adressaten 

einer gegebenenfalls erforderlichen Symmetriekorrektur sichtbar machen. 
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5. Fazit 

Die Daten für den Zeitraum 2009 bis 2019 liefern ein weithin unverändertes und 
relativ problemfreies Bild von der Verteilungssymmetrie zwischen den Gebiets-
körperschaften in Rheinland-Pfalz. Das Land hat der kommunalen Ebene offen-
kundig genügend Finanzmittel zukommen lassen, vor allem angesichts der 
weiterhin brachliegenden Realsteuerpotentiale der Gemeinden. Die Einnahmen 
verteilten sich zwar nicht optimal auf kreisfreie Städte und Gesamtkreise, aber 
dieser Eindruck täuscht und muss revidiert werden, wenn man die größeren 
ungenutzten Hebesatzspielräume der kreisfreien Städte einbezieht. Kritisch er-
scheint dagegen die Situation in den Landkreisen. Die Zentralkreise waren auch 
unter Beachtung der Realsteuerpotentiale gegenüber den kreisangehörigen Ge-
meinden klar privilegiert. Die kreisintern zu lösende faire Verteilung der insge-
samt guten Finanzausstattung ist also noch nicht befriedigend gelungen. 

Methodisch enthält das vorliegende Gutachten einige Neuerungen, die zu einer 
Verbesserung der Konsistenz der Symmetrieanalysen beitragen. Hierzu gehö-
ren die Fokussierung auf die Deckungsquoten der Gebietskörperschaften, die 
konsequente Anwendung des Nettotransferansatzes bei der Bestimmung der 
relevanten Einnahmen, die erweiterte Berücksichtigung der Steuerpotentiale 
sowie die Integration der Zweckverbände und des Bezirksverbands Pfalz. Der 
dadurch mögliche simultane Vergleich eröffnet perspektivisch die Option einer 
schnellen und kompakten Aktualisierung aller Symmetrierechnungen. 
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Anhang 

Die Tabellen im Anhang enthalten die Basisdaten der Symmetrieanalyse sowie 
einige ergänzende Übersichten. 

Darüber hinaus wird die Begründung des Urteils des Verfassungsgerichtshofs 
Rheinland-Pfalz vom 16.12.2020 (VGH N 12-14/19) zusammengefasst, die wich-
tige Hinweise für die Gestaltung des kommunalen Finanzausgleichs enthält. 
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Tabelle A-1 Einnahmen von Land und Kommunen

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Bereinigte Einnahmen

 Land 11.341 11.645 12.439 13.431 14.394 14.653 15.292 16.352 17.296 17.300 18.474 18.984 162.617 

 Gemeinden, BV, ZV 8.249 8.257 8.807 9.220 9.631 9.801 10.604 11.134 11.880 12.355 12.669 13.413 112.608 

Kreisfreie Städte 2.069 2.165 2.347 2.596 2.748 2.736 2.975 3.154 3.356 3.499 3.659 3.610 31.306 

Gesamtkreise 5.769 5.678 6.046 6.195 6.456 6.626 7.190 7.532 8.062 8.406 8.553 8.950 76.514 

Zentralkreise 1.787 1.907 2.098 2.124 2.254 2.338 2.611 2.947 3.038 3.085 3.164 3.384 27.353 

Kreisgemeinden 3.982 3.771 3.948 4.072 4.202 4.288 4.579 4.586 5.024 5.321 5.389 5.566 49.160 

Bezirksverband (BV) 43 45 44 45 48 49 48 49 51 52 53 49 528 

Zweckverbände (ZV) 448 450 456 468 473 483 492 499 538 539 544 804 5.391 

 Zahl. von and. Ebenen

 Land 2.166 2.448 2.613 2.682 3.023 3.004 3.143 3.183 3.428 3.456 3.400 4.151 32.547 

 Gemeinden, BV, ZV 3.197 3.474 3.701 3.804 4.106 4.265 4.678 5.059 5.420 5.494 5.737 6.836 48.934 

Kreisfreie Städte 594 684 795 867 957 996 1.126 1.193 1.340 1.395 1.517 1.700 11.463 

Gesamtkreise 2.242 2.426 2.544 2.563 2.773 2.879 3.167 3.472 3.678 3.715 3.831 4.367 33.292 

Zentralkreise 1.438 1.609 1.769 1.805 1.946 2.040 2.306 2.630 2.708 2.744 2.803 3.006 23.799 

Kreisgemeinden 804 817 776 758 827 839 861 842 970 971 1.028 1.362 9.492 

Bezirksverband (BV) 25 27 26 27 30 30 31 32 33 34 35 37 330 

Zweckverbände (ZV) 416 418 422 432 440 454 454 463 495 492 493 732 4.981 

 Unmittelbare Einnahmen

 Land 9.176 9.197 9.826 10.749 11.371 11.649 12.149 13.168 13.868 13.844 15.075 14.833 130.071 

 Gemeinden, BV, ZV 5.053 4.782 5.106 5.416 5.525 5.536 5.927 6.075 6.461 6.862 6.933 6.577 63.674 

Kreisfreie Städte 1.476 1.481 1.552 1.729 1.791 1.741 1.850 1.961 2.017 2.104 2.142 1.910 19.843 

Gesamtkreise 3.527 3.251 3.502 3.632 3.682 3.747 4.023 4.060 4.383 4.691 4.722 4.583 43.222 

Zentralkreise 349 298 330 318 308 298 305 317 330 341 361 378 3.554 

Kreisgemeinden 3.178 2.954 3.173 3.314 3.375 3.449 3.717 3.744 4.053 4.350 4.361 4.205 39.668 

Bezirksverband (BV) 18 18 18 18 18 19 17 17 18 19 18 12 198 

Zweckverbände (ZV) 33 31 34 36 33 29 38 36 43 48 51 72 410 

 Gebühren, Entgelte

 Land 255 262 275 289 302 325 333 345 348 353 373 366 3.459 

 Gemeinden, BV, ZV 381 388 398 411 408 415 429 450 460 477 485 384 4.701 

Kreisfreie Städte 110 109 114 121 120 121 125 135 132 142 144 116 1.373 

Gesamtkreise 257 265 271 278 275 280 288 299 310 318 324 262 3.165 

Zentralkreise 91 89 98 99 97 95 96 100 101 99 101 90 1.065 

Kreisgemeinden 166 177 174 178 179 185 192 199 208 219 223 171 2.100 

Bezirksverband (BV) 7 7 7 7 7 9 9 9 9 9 9 3 91 

Zweckverbände (ZV) 6 6 5 5 5 6 8 6 8 8 8 4 72 

 Veräußerungserlöse

 Land 3 1 1 37 58 40 61 71 32 30 1 1 336 

 Gemeinden, BV, ZV 169 179 233 235 234 203 220 256 255 243 206 214 2.433 

Kreisfreie Städte 46 32 46 43 71 45 50 52 61 42 31 28 518 

Gesamtkreise 118 143 176 181 154 152 164 197 190 186 163 184 1.824 

Zentralkreise 2 1 18 4 5 3 2 3 3 3 7 2 53 

Kreisgemeinden 116 141 159 177 148 149 162 194 187 183 156 182 1.771 

Bezirksverband (BV) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Zweckverbände (ZV) 4 5 11 11 10 6 6 7 4 14 12 2 91 

 Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz.  2009-19 Rechnungsstatistik. 2020 Kassenstatistik.
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Tabelle A-2 Ausgaben von Land und Kommunen

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Bereinigte Ausgaben

 Land 12.963 13.569 14.489 14.575 14.940 15.268 15.861 16.028 16.424 16.433 17.216 20.329 167.764 

 Gemeinden, BV, ZV 9.112 8.994 9.329 9.541 9.872 10.122 10.497 11.144 11.453 11.942 12.533 13.246 114.537 

Kreisfreie Städte 2.436 2.550 2.638 2.743 2.863 2.897 3.065 3.184 3.280 3.481 3.660 3.682 32.796 

Gesamtkreise 6.272 6.036 6.291 6.361 6.590 6.795 7.001 7.509 7.722 8.023 8.412 8.686 77.015 

Zentralkreise 1.904 2.055 2.291 2.312 2.336 2.363 2.578 2.899 2.945 2.931 3.032 3.239 27.647 

Kreisgemeinden 4.368 3.981 4.000 4.049 4.255 4.432 4.423 4.610 4.778 5.093 5.380 5.448 49.368 

Bezirksverband (BV) 47 45 45 45 45 51 48 49 51 50 54 43 529 

Zweckverbände (ZV) 437 444 442 476 467 474 483 502 526 529 547 835 5.327 

 Zahl. an öff. Bereich

 Land 3.462 3.884 4.393 4.146 4.615 4.799 5.205 5.816 5.916 5.915 6.188 7.691 54.340 

 Gemeinden, BV, ZV 2.523 2.482 2.534 2.742 2.951 3.129 3.175 3.455 3.544 3.724 3.930 3.901 34.190 

Kreisfreie Städte 78 69 75 80 83 78 87 85 90 107 87 90 918 

Gesamtkreise 2.433 2.405 2.449 2.650 2.857 3.034 3.077 3.358 3.440 3.598 3.830 3.798 33.132 

Zentralkreise 511 559 625 649 711 739 813 977 964 948 1.000 975 8.496 

Kreisgemeinden 1.921 1.846 1.824 2.001 2.147 2.295 2.264 2.381 2.476 2.649 2.830 2.823 24.636 

Bezirksverband (BV) 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 12 

Zweckverbände (ZV) 11 7 8 11 10 16 10 11 13 18 12 12 128 

 Zahl. von gleicher Ebene

 Land

 Gemeinden, BV, ZV 2.257 2.279 2.291 2.489 2.694 2.930 2.959 3.236 3.310 3.498 3.714 3.610 31.657 

Kreisfreie Städte 34 37 30 24 33 41 44 63 30 34 31 69 401 

Gesamtkreise 2.123 2.142 2.156 2.357 2.545 2.773 2.791 3.048 3.130 3.296 3.514 3.504 29.875 

Zentralkreise 1.136 1.121 1.098 1.212 1.327 1.442 1.418 1.504 1.565 1.683 1.826 1.842 15.332 

Kreisgemeinden 987 1.021 1.058 1.145 1.218 1.331 1.373 1.544 1.565 1.612 1.688 1.662 14.543 

Bezirksverband (BV) 19 19 19 21 23 22 23 23 24 26 28 36 246 

Zweckverbände (ZV) 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 1 0 4 

 Unmittelbare Ausgaben

 Land 9.501 9.684 10.096 10.428 10.326 10.469 10.655 10.212 10.508 10.518 11.028 12.638 113.424 

 Gemeinden, BV, ZV 8.846 8.791 9.086 9.288 9.615 9.923 10.281 10.924 11.218 11.716 12.316 12.955 112.004 

Kreisfreie Städte 2.393 2.517 2.593 2.688 2.812 2.859 3.022 3.163 3.220 3.409 3.604 3.661 32.280 

Gesamtkreise 5.962 5.774 5.998 6.069 6.278 6.534 6.715 7.199 7.412 7.721 8.096 8.392 73.758 

Zentralkreise 2.529 2.618 2.764 2.875 2.952 3.067 3.183 3.426 3.546 3.666 3.858 4.106 34.483 

Kreisgemeinden 3.433 3.156 3.234 3.194 3.326 3.467 3.532 3.773 3.866 4.056 4.238 4.286 39.275 

Bezirksverband (BV) 65 63 62 65 67 71 70 71 73 75 80 78 763 

Zweckverbände (ZV) 426 437 434 466 458 458 473 491 513 511 536 823 5.203 

 Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz.  2009-19 Rechnungsstatistik. 2020 Kassenstatistik.
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Tabelle A-3 Symmetrierelevante Einnahmen und Ausgaben

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Einnahmen vor FA

 Insgesamt 13.420 13.150 14.026 15.193 15.895 16.202 17.031 18.121 19.233 19.602 20.942 20.445 182.816 

 Land 8.917 8.934 9.551 10.424 11.011 11.284 11.754 12.753 13.487 13.461 14.700 14.466 126.276 

 Gemeinden, BV, ZV 4.503 4.215 4.475 4.770 4.883 4.918 5.277 5.369 5.746 6.141 6.242 5.979 56.540 

Städte und Kreise 4.471 4.184 4.446 4.739 4.855 4.890 5.245 5.338 5.707 6.107 6.202 5.904 56.185 

Kreisfreie Städte 1.319 1.340 1.392 1.565 1.601 1.575 1.675 1.774 1.824 1.920 1.967 1.767 17.952 

Gesamtkreise 3.152 2.844 3.054 3.174 3.253 3.315 3.570 3.564 3.883 4.188 4.235 4.137 38.233 

Zentralkreise 256 208 214 215 205 200 208 213 225 239 253 286 2.436 

Kreisgemeinden 2.896 2.636 2.840 2.959 3.048 3.115 3.363 3.351 3.658 3.948 3.983 3.851 35.797 

Bezirksverband (BV) 10 11 11 11 11 11 8 8 9 9 9 9 107 

Zweckverbände (ZV) 22 21 18 20 17 18 25 23 30 25 31 66 247 

 Nettotransfers

 Insgesamt 1.634 1.835 1.678 2.087 2.258 2.271 2.400 2.207 2.697 2.809 2.732 3.004 24.608 

 Land -1.296 -1.437 -1.781 -1.464 -1.592 -1.795 -2.062 -2.632 -2.488 -2.459 -2.788 -3.540 -21.794 

 Gemeinden, BV, ZV 2.930 3.272 3.459 3.551 3.850 4.066 4.462 4.839 5.185 5.267 5.520 6.544 46.401 

Städte und Kreise 2.482 2.815 3.000 3.082 3.367 3.577 3.964 4.334 4.648 4.735 4.976 5.753 40.981 

Kreisfreie Städte 550 652 749 812 906 959 1.083 1.171 1.280 1.322 1.462 1.679 10.946 

Gesamtkreise 1.932 2.164 2.251 2.270 2.461 2.618 2.881 3.162 3.368 3.413 3.515 4.074 30.035 

Zentralkreise 2.063 2.172 2.242 2.368 2.563 2.744 2.911 3.157 3.309 3.479 3.629 3.873 30.636 

Kreisgemeinden -131 -8 10 -98 -102 -126 -30 5 59 -66 -114 200 -601 

Bezirksverband (BV) 43 45 44 47 51 51 53 54 55 59 61 72 563 

Zweckverbände (ZV) 405 412 414 422 431 438 444 452 483 474 482 720 4.857 

 Einnahmen nach FA

 Insgesamt 15.054 14.985 15.704 17.280 18.153 18.473 19.431 20.328 21.931 22.411 23.674 23.449 207.423 

 Land 7.621 7.498 7.771 8.959 9.420 9.489 9.692 10.120 10.999 11.002 11.912 10.925 104.482 

 Gemeinden, BV, ZV 7.433 7.487 7.933 8.321 8.733 8.985 9.739 10.208 10.931 11.409 11.762 12.523 102.941 

Städte und Kreise 6.953 6.999 7.447 7.822 8.222 8.467 9.209 9.672 10.355 10.843 11.179 11.656 97.166 

Kreisfreie Städte 1.869 1.992 2.141 2.377 2.507 2.534 2.758 2.946 3.104 3.242 3.428 3.446 28.898 

Gesamtkreise 5.084 5.007 5.305 5.445 5.714 5.933 6.452 6.726 7.251 7.601 7.750 8.211 68.268 

Zentralkreise 2.319 2.379 2.456 2.583 2.768 2.944 3.118 3.370 3.534 3.718 3.882 4.159 33.072 

Kreisgemeinden 2.765 2.628 2.850 2.861 2.946 2.990 3.333 3.356 3.717 3.882 3.868 4.052 35.196 

Bezirksverband (BV) 54 56 55 57 63 61 61 62 64 68 70 81 670 

Zweckverbände (ZV) 426 432 432 442 448 456 469 474 513 498 513 786 5.104 

 Ausgaben

 Insgesamt 17.711 17.826 18.510 19.016 19.231 19.653 20.173 20.342 20.918 21.403 22.486 24.844 217.268 

 Land 9.245 9.422 9.821 10.140 10.024 10.144 10.322 9.867 10.159 10.165 10.655 12.272 109.965 

 Gemeinden, BV, ZV 8.465 8.403 8.689 8.876 9.207 9.508 9.852 10.475 10.759 11.238 11.831 12.572 107.303 

Städte und Kreise 7.988 7.916 8.205 8.357 8.696 8.993 9.325 9.928 10.190 10.670 11.232 11.677 101.500 

Kreisfreie Städte 2.282 2.408 2.479 2.566 2.693 2.739 2.898 3.028 3.088 3.266 3.460 3.546 30.907 

Gesamtkreise 5.705 5.508 5.726 5.791 6.003 6.254 6.427 6.900 7.102 7.404 7.772 8.131 70.593 

Zentralkreise 2.438 2.529 2.666 2.776 2.856 2.972 3.087 3.326 3.444 3.567 3.757 4.016 33.418 

Kreisgemeinden 3.267 2.979 3.060 3.015 3.147 3.282 3.340 3.574 3.658 3.837 4.016 4.115 37.175 

Bezirksverband (BV) 58 56 55 58 60 63 61 62 64 65 71 76 672 

Zweckverbände (ZV) 419 431 429 461 452 453 466 485 505 503 528 819 5.131 

 Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz. Eigene Berechnungen.  2009-19 Rechnungsstatistik. 2020 Kassenstatistik.
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Tabelle A-4 a Realsteuerpotential der Gemeinden

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Grundbetrag

 Gemeinden

Grundsteuer A 6,5 6,3 6,3 6,2 6,2 6,1 6,1 6,1 6,1 6,0 5,9 5,9 67,8 

Grundsteuer B 126,5 130,1 130,4 132,6 133,9 135,5 136,8 138,5 140,1 141,8 142,1 144,9 1.488 

Gewerbesteuer 336,3 399,3 446,6 491,2 486,6 469,3 508,7 555,0 574,5 651,8 609,1 501,3 5.528 

 Kreisfreie Städte

Grundsteuer A 0,7 0,6 0,6 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,4 0,4 0,4 5,5 

Grundsteuer B 38,2 41,0 40,4 40,7 41,2 41,4 41,7 42,5 42,8 43,5 42,5 43,8 456 

Gewerbesteuer 108,9 148,9 160,6 193,6 182,2 169,6 178,1 199,7 196,0 201,4 198,7 152,4 1.938 

 Gesamtkreise

Grundsteuer A 5,8 5,8 5,8 5,7 5,7 5,7 5,6 5,6 5,6 5,6 5,5 5,5 62,4 

Grundsteuer B 88,3 89,1 90,1 91,9 92,7 94,1 95,1 96,1 97,2 98,3 99,5 101,1 1.032 

Gewerbesteuer 227,4 250,4 286,0 297,5 304,3 299,7 330,6 355,3 378,5 450,4 410,4 348,9 3.591 

 Hebesatz

 Gemeinden

Grundsteuer A 284,9 285,3 295,4 301,8 305,0 312,6 316,5 318,1 320,4 322,3 322,9 324,7 307,4 

Grundsteuer B 337,0 342,7 355,0 368,1 373,4 382,9 393,9 396,2 400,1 401,8 403,2 407,3 378,5 

Gewerbesteuer 366,9 366,7 368,6 375,6 376,7 379,4 383,8 385,5 382,1 377,6 381,4 381,7 377,6 

 Kreisfreie Städte

Grundsteuer A 289,3 287,6 288,5 301,0 308,3 308,3 316,4 317,7 319,8 319,5 319,6 328,3 305,4 

Grundsteuer B 376,8 389,9 389,8 413,1 418,0 417,8 433,9 437,3 443,4 444,4 448,7 456,5 420,1 

Gewerbesteuer 400,8 391,9 393,3 403,9 407,5 405,6 416,2 417,5 418,0 418,0 422,6 423,6 409,8 

 Gesamtkreise

Grundsteuer A 284,4 285,1 296,1 301,9 304,8 312,9 316,5 318,1 320,4 322,5 323,1 324,4 307,6 

Grundsteuer B 319,7 320,9 339,4 348,1 353,6 367,5 376,3 378,1 381,0 382,9 383,7 385,9 360,1 

Gewerbesteuer 350,7 351,7 354,7 357,3 358,2 364,6 366,4 367,6 363,5 359,5 361,4 363,3 360,2 

 Steueraufkommen

 Gemeinden 1.678 1.928 2.128 2.352 2.352 2.319 2.511 2.708 2.775 3.050 2.915 2.523 26.715 

Grundsteuer A 18 18 19 19 19 19 19 19 20 19 19 19 209 

Grundsteuer B 426 446 463 488 500 519 539 549 560 570 573 590 5.633 

Gewerbesteuer 1.234 1.464 1.646 1.845 1.833 1.781 1.952 2.140 2.195 2.461 2.323 1.913 20.874 

 Kreisfreie Städte 582 745 791 952 916 862 924 1.021 1.011 1.037 1.032 847 9.873 

Grundsteuer A 1,9 1,6 1,7 1,6 1,4 1,4 1,5 1,4 1,5 1,4 1,4 1,4 16,8 

Grundsteuer B 144 160 157 168 172 173 181 186 190 193 191 200 1.916 

Gewerbesteuer 437 583 632 782 743 688 741 834 819 842 840 646 7.940 

 Gesamtkreise 1.096 1.183 1.337 1.400 1.435 1.456 1.587 1.687 1.764 2.013 1.883 1.676 16.842 

Grundsteuer A 17 16 17 17 17 18 18 18 18 18 18 18 192 

Grundsteuer B 282 286 306 320 328 346 358 363 370 376 382 390 3.717 

Gewerbesteuer 797 881 1.014 1.063 1.090 1.093 1.211 1.306 1.376 1.619 1.483 1.268 12.933 

 Quelle: Statistisches Bundesamt. Fachserie 14, Reihe 10.1. Eigene Berechnungen.
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Tabelle A-4 b Realsteuerpotential der Gemeinden

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Hebesatz FL West

 Gemeinden

Grundsteuer A 304,2 309,2 313,6 318,4 322,9 326,5 334,7 339,4 343,5 346,1 349,1 351,5 327,6 

Grundsteuer B 381,1 393,3 400,3 408,0 420,9 425,1 442,1 452,4 458,6 461,9 464,5 468,4 429,0 

Gewerbesteuer 383,7 391,6 392,5 395,7 396,4 396,7 399,1 401,4 402,3 399,8 402,3 398,5 397,3 

 Kreisfreie Städte

Grundsteuer A 284,0 295,1 297,4 302,0 303,8 304,9 312,3 315,2 318,3 315,2 318,4 321,2 304,7 

Grundsteuer B 460,0 478,5 485,6 493,8 508,0 508,9 529,0 535,7 539,7 543,1 546,0 549,8 512,5 

Gewerbesteuer 439,0 441,7 444,0 441,5 447,7 448,9 452,8 452,6 454,3 455,5 455,9 452,6 449,2 

 Gesamtkreise

Grundsteuer A 306,6 310,5 315,2 319,9 324,5 328,2 336,5 341,4 345,7 348,5 351,5 354,0 329,6 

Grundsteuer B 347,0 354,0 362,0 370,0 382,2 388,2 404,0 415,5 422,8 425,9 429,6 433,1 392,1 

Gewerbesteuer 357,3 361,8 363,5 365,9 365,7 367,2 370,2 372,6 375,3 374,9 376,3 374,8 369,3 

 Steuerpotential

 Gemeinden 1.792 2.095 2.295 2.504 2.512 2.458 2.656 2.875 2.974 3.282 3.131 2.697 28.574 

Grundsteuer A 20 20 20 20 20 20 20 21 21 21 21 21 222 

Grundsteuer B 482 512 522 541 564 576 605 627 642 655 660 679 6.385 

Gewerbesteuer 1.290 1.564 1.753 1.944 1.929 1.862 2.030 2.228 2.311 2.606 2.450 1.997 21.966 

 Kreisfreie Städte 656 856 911 1.058 1.026 973 1.029 1.133 1.123 1.155 1.140 932 11.059 

Grundsteuer A 1,9 1,6 1,7 1,6 1,4 1,4 1,4 1,4 1,5 1,4 1,4 1,4 16,7 

Grundsteuer B 175 196 196 201 209 211 221 227 231 236 232 241 2.337 

Gewerbesteuer 478 658 713 855 816 761 806 904 890 917 906 690 8.705 

 Gesamtkreise 1.137 1.239 1.384 1.447 1.486 1.485 1.627 1.742 1.851 2.127 1.991 1.765 17.515 

Grundsteuer A 18 18 18 18 19 19 19 19 19 19 19 19 206 

Grundsteuer B 306 315 326 340 354 365 384 399 411 419 428 438 4.048 

Gewerbesteuer 812 906 1.040 1.089 1.113 1.101 1.224 1.324 1.421 1.689 1.544 1.308 13.261 

 Ungenutztes Potential

 Gemeinden 113,7 166,8 166,8 152,5 160,8 139,4 144,9 167,0 199,2 231,6 215,9 174,4 1.858 

Grundsteuer A 1,3 1,5 1,2 1,0 1,1 0,9 1,1 1,3 1,4 1,4 1,6 1,6 14 

Grundsteuer B 55,8 65,9 59,0 53,0 63,6 57,2 66,0 77,8 81,9 85,2 87,1 88,5 752 

Gewerbesteuer 56,6 99,5 106,6 98,4 96,1 81,3 77,8 88,0 115,9 145,0 127,2 84,2 1.092 

 Kreisfreie Städte 73,3 110,6 120,1 105,7 110,3 111,1 104,8 111,8 112,4 118,3 107,6 85,0 1.186 

Grundsteuer A 0,0 0,0 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0 

Grundsteuer B 31,7 36,4 38,7 32,8 37,1 37,7 39,7 41,8 41,3 43,0 41,4 40,9 422 

Gewerbesteuer 41,6 74,2 81,4 72,9 73,3 73,4 65,1 70,0 71,1 75,4 66,2 44,2 765 

 Gesamtkreise 40,3 56,2 46,7 46,7 50,4 28,3 40,1 55,2 86,8 113,3 108,3 89,3 672 

Grundsteuer A 1,3 1,5 1,1 1,0 1,1 0,9 1,1 1,3 1,4 1,4 1,6 1,6 14 

Grundsteuer B 24,1 29,5 20,3 20,2 26,5 19,5 26,3 36,0 40,6 42,2 45,7 47,7 331 

Gewerbesteuer 14,9 25,2 25,2 25,5 22,8 7,9 12,7 17,9 44,7 69,6 61,0 40,0 328 

 Quelle: Statistisches Bundesamt. Fachserie 14, Reihe 10.1. Eigene Berechnungen.
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Tabelle A-5 Kommunaler Finanzausgleich

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 

 KFA-Leistungen Mio. Euro

 Finanzausgleichsmasse 1.814 1.831 1.873 1.946 2.000 2.263 2.420 2.596 2.752 2.928 3.153 3.272 3.452 

 Allgemeine Zuweisungen 1.097 1.125 1.180 1.246 1.296 1.534 1.672 1.802 1.912 2.043 2.196 2.278 2.401 

Kreisfreie Städte 183 207 255 240 223 300 365 387 429 494 566 594 576 

Gesamtkreise 904 910 924 947 997 1.137 1.225 1.331 1.391 1.463 1.533 1.577 1.583 

Zentralkreise 474 503 548 544 559 666 756 632 865 897 932 944 909 

Kreisgemeinden 429 407 376 403 439 471 469 699 526 565 601 633 674 

 Schlüsselzuweisungen 951 976 1.036 1.036 1.057 1.261 1.415 1.539 1.636 1.770 1.913 1.984 2.101 

Kreisfreie Städte 162 186 233 217 197 272 336 358 396 462 534 562 569 

Gesamtkreise 789 790 803 819 860 989 1.079 1.181 1.239 1.308 1.378 1.422 1.533 

Zentralkreise 359 384 427 416 421 518 610 699 713 743 777 789 858 

Kreisgemeinden 429 407 376 403 439 471 469 482 526 565 601 633 674 

 Kreisumlage 1.020 994 986 1.089 1.206 1.294 1.286 1.372 1.427 1.542 1.682 1.680 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2009-19 

 Gesamtkreise
 Schlüsselzuweisungen 789 790 803 819 860 989 1.079 1.181 1.239 1.308 1.378 1.422 11.236 

 Kreisumlage 1.020 994 986 1.089 1.206 1.294 1.286 1.372 1.427 1.542 1.682 1.680 13.897 

 Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz.

Mio. Euro

Tabelle A-6 Zuordnung der Gemeindeverbände

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2009-19 Quote

 Bezirksverband Pfalz
 Bezirksverbandsumlage 15,3 14,0 14,3 15,9 17,4 17,2 17,5 18,9 19,1 20,5 22,5 193 100,0 

Kreisfreie Städte 6,5 5,8 6,1 7,1 7,8 7,2 7,3 8,0 7,8 8,3 9,6 81 42,3 

Zentralkreise 8,8 8,2 8,2 8,8 9,6 9,9 10,2 10,9 11,3 12,2 12,9 111 57,7 

 Jahr 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2012-19 Quote

 Zweckverbände
 Ein- und Auszahlungen * 903 892 910 928 954 1.009 1.018 1.041 7.654 100,0 

Kreisfreie Städte 250 246 250 249 262 275 278 280 2.089 27,3 

Zentralkreise 475 470 480 498 505 543 523 546 4.040 52,8 

Kreisgemeinden 176 175 179 179 185 189 215 213 1.511 19,7 

Bezirksverband Pfalz 1,4 1,6 1,6 1,6 1,6 1,9 1,8 1,7 13 0,2 

 Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz. Eigene Berechnungen. * nach Stimmrechtsanteilen

Mio. Euro

Mio. Euro
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VGH Rheinland-Pfalz (VGH N 12-14/19) – Urteilsbegründung 

Der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz hat in seinem Urteil vom 16. Dezember 2020 Teile 
des Landesfinanzausgleichsgesetzes für verfassungswidrig erklärt und eine Neuregelung bis 
31. Dezember 2022 verlangt. Verweise auf das Urteil erfolgen anhand der Randziffern. 
Der Verfassungsgerichtshof hielt in der Urteilsbegründung eine Reihe von Anforderungen 
hinsichtlich der verfassungsrechtlich gebotenen bedarfsgerechten (Mindest-) Finanzausstat-
tung der Kommunen fest (49-84). 
n Die Finanzausstattung ist angemessen bzw. aufgabenadäquat, wenn die Finanzmittel der 

Kommunen die Erfüllung aller zugewiesenen und im Rahmen der Selbstverwaltung auch 
die Wahrnehmung eines Mindestbestandes selbstgewählter Aufgaben ermöglichen (56). 

n Bei der Ermittlung des Finanzbedarfs ist zu prüfen, ob die Kommunen ihre Einnahmepo-
tentiale umfassend ausgeschöpft haben. Zudem dürfen Ausgaben unberücksichtigt blei-
ben, die das Gebot wirtschaftlicher und sparsamer Haushaltsführung nicht beachten (58). 

n Die angemessene Finanzausstattung der Gemeinden kann nur unter Berücksichtigung 
der Finanzkraft des Landes bestimmt werden. Ein davon losgelöster Anspruch ist mit der 
prinzipiellen Gleichwertigkeit staatlicher und kommunaler Aufgaben unvereinbar (59). 

n Die Möglichkeit einer (vorübergehenden) Unterschreitung der kommunalen Mindestfi-
nanzausstattung ist auf extreme finanzielle Notlagen des Landes im Sinne von außerge-
wöhnlichen Notsituationen beschränkt (60). 

n Der Anspruch auf eine angemessene Mindestausstattung lässt sich nicht genau beziffern 
(61). Bei der Ermittlung der den Kommunen insgesamt zu gewährenden Finanzaus-
gleichsmittel hat der Gesetzgeber einen Einschätzungs- und Gestaltungsspielraum (62). 

n Der Grundsatz der vertikalen Verteilungssymmetrie verlangt eine gleichmäßige Auftei-
lung der Finanzmittel auf die verschiedenen Ebenen. Die Entscheidungen über Umfang 
und Verteilung der Ausgleichsmittel müssen sich an den Aufgaben- und Ausgabenlasten 
sowie der Einnahmensituation von Land und Kommunen orientieren (63). 

n Der gesetzgeberische Beurteilungsspielraum wird durch das Gebot eines aufgabenge-
rechten Finanzausgleichs begrenzt (64). Trotz der Komplexität und des Aufwands darf 
der Gesetzgeber auf eine aufgabenbezogene Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs 
nicht verzichten, hierbei aber schätzen und pauschalieren (67). 

n Auch bei der interkommunalen Verteilung der Finanzausgleichsmittel steht dem Gesetz-
geber ein Einschätzungs- und Gestaltungsspielraum zu (68). Er wird durch das Gebot in-
terkommunaler Gleichbehandlung begrenzt (69). 

n Interkommunale Gleichbehandlung umfasst ein Folgerichtigkeitsgebot. Der Gesetzgeber 
verpflichtet sich, mit den gewählten Zuteilungs- und Ausgleichsmaßstäben eine folge-
richtige, widerspruchsfreie Ausgleichskonzeption zu schaffen und einzuhalten (70). 

n Dabei ist das (Über-) Nivellierungsverbot zu beachten. Der kommunale Finanzausgleich 
soll Finanzkraftunterschiede nicht völlig abbauen und darf die Finanzkraftreihenfolge der 
Kommunen nicht umkehren (71). 

n Der Ausgleich kommunaler Finanzkraftunterschiede muss nicht ausschließlich durch 
vertikale Zuweisungen des Landes, sondern kann auch durch horizontale Umverteilung 
im Sinne der Abschöpfung abundanter Gemeinden erfolgen (73). 
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n Der Gesetzgeber muss sich ein Bild von der Höhe der zur kommunalen Aufgabenerfül-
lung erforderlichen Finanzmittel machen (77). Dazu gehört eine realitätsnahe Ermittlung 
der Kosten der Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung und der übertragenen staatlichen 
Aufgaben sowie eine Abschätzung der Einnahmequellen der Kommunen (78). 

n Die Verfassung schreibt nicht vor, welches finanzwissenschaftliche Modell einer aufga-
ben- und bedarfsorientierten Betrachtung zugrunde gelegt wird. Der Verfassungsge-
richtshof hat nicht zu prüfen, ob die bestmögliche Lösung gewählt wurde (80). 

n Die finanzielle Situation des Landes und der Kommunen ist fortwährenden Veränderun-
gen unterworfen. Daher trifft den Gesetzgeber eine Beobachtungs- und Anpassungs-
pflicht im Hinblick auf einmal getroffene finanzausgleichsrechtliche Entscheidungen (81). 

n Erforderlich ist eine Überprüfung des kommunalen Finanzsystems in angemessenen Ab-
ständen unter Berücksichtigung von Veränderungen der Aufgabenwahrnehmung, der 
Aufgabenverteilung sowie der Kosten der Aufgabenerfüllung (82). 

Nach dem Urteil des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz verstößt das Finanzausgleichs-
gesetz gegen die erläuterten Maßstäbe einer verfassungsrechtlich gebotenen (Mindest-) Fi-
nanzausstattung der Kommunen (85-122). 
n Der Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz sichert den Gemeinden und Gemeindeverbänden 

nicht die erforderlichen Mittel zur Erfüllung ihrer eigenen und übertragenen Aufgaben 
(86). Die Ausgleichsmittel orientieren sich an den Steuererträgen des Landes (88). Ein voll-
ständiger aufgabenadäquater Finanzausgleich ist nicht gewährleistet (91). 

n Die Finanzausstattungsgarantie wird verletzt, wenn den Kommunen die zur Wahrneh-
mung eines Minimums freier Aufgaben erforderliche Mindestfinanzausstattung vorent-
halten und so einer sinnvollen Selbstverwaltung die Grundlage entzogen wird (91). 

n Ohne die konkreten Aufgaben und den Finanzbedarf zu prüfen, kann eine angemessene 
Finanzausstattung nicht gewährleistet werden. Diese Aussage bezieht sich nicht auf die 
Höhe der Finanzausgleichsmasse, sondern allein auf den Weg ihrer Ermittlung (92). 

n Um die Wahrnehmung eines Minimums an freien Aufgaben zu ermöglichen, muss die 
kommunale Finanzausstattung in jedem Fall so bemessen sein, dass die übertragenen 
Pflichtaufgaben erfüllt werden können (92). 

n Die Mindestfinanzausstattung steht unter dem Vorbehalt der finanziellen Leistungsfähig-
keit des Landes (93). Eine Unterschreitung der Mindestfinanzausstattung kommt aber nur 
in Betracht, wenn die Finanzlage des Landes erheblich beeinträchtigt ist (94). 

n Hinsichtlich der Finanzierung der freiwilligen Selbstverwaltungsangelegenheiten hat der 
Staat weite Gestaltungsspielräume. Das betrifft sowohl die Abgrenzung des Mindestma-
ßes an als auch die Festlegung der darüber hinausgehenden Finanzmittel (95). 

n Die Bestimmungen zur Ermittlung der Finanzausgleichsmasse lassen kein System der 
Aufgaben- bzw. Bedarfsorientierung erkennen und gewährleisten daher keinen aufga-
bengerechten Finanzausgleich (97). 

n Die Fortschreibung eines historisch gewachsenen Zustandes sorgt nicht für einen aufga-
bengerechten Finanzausgleich (99). Der Gesetzgeber muss die Höhe der zur kommunalen 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Finanzmittel bestimmen (101) und zwischen Pflicht-
aufgaben und freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben differenzieren (102). 

n Der Gesetzgeber darf bei der Berechnung der Finanzausgleichsmasse von einer umfas-
senden Nutzung kommunaler Einsparpotenziale ausgehen. Bewährt hat sich eine pau-
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schalierende Bedarfsermittlung anhand von Durchschnittswerten für einzelne Aufgaben-
bereiche und kommunale Gruppen. Sie dürfen sich an den wirtschaftlich arbeitenden 
Kommunen orientieren und übermäßige Aufwendungen unberücksichtigt lassen (103). 

n Wie der Gesetzgeber die Wahrnehmung eines Minimums freier Aufgaben sicherstellt, un-
terliegt seinem Gestaltungsspielraum. Verhindert werden muss jedoch, dass überhaupt 
keine freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben wahrgenommen werden können (104). 

n Die notwendige Finanzausstattung ist nur über den Finanzausgleich zu decken, soweit 
keine eigenen Mittel vorhanden sind. Der Gesetzgeber darf die Einnahmemöglichkeiten 
berücksichtigen, da die Kommunen eigene Einnahmequellen auszuschöpfen haben (105). 

n Jenseits der Mindestausstattung darf der Gesetzgeber den kommunalen Finanzausgleich 
stärker an der finanziellen Leistungsfähigkeit des Landes auszurichten, z.B. durch eine 
dynamische, an das Gebot der Verteilungssymmetrie anknüpfende Komponente (107). 

n Der Gesetzgeber hat die garantierte Mindestfinanzausstattung der Kommunen realitäts-
gerecht zu ermitteln, wobei er pauschalieren und typisieren darf. Eine individuelle Be-
trachtung einzelner Kommunen ist nicht erforderlich (108). 

n Die tatsächlichen Ausgaben sind nicht mit dem Mindestfinanzbedarf gleichzusetzen. Zu 
achten ist einerseits auf chronisch unterfinanzierte Aufgabenbereiche. Andererseits dür-
fen Mehrausgaben infolge unwirtschaftlicher Haushaltsführung oder überdurchschnittli-
cher Qualität nicht als Bedarf anerkannt werden (109). 

n Die Ermittlung des Finanzbedarfs ist transparent zu dokumentieren (110). Der Gesetzge-
ber hat zudem eine Beobachtungs- und Nachbesserungspflicht (112). Anhörungs- und Be-
teiligungsrechte sowie fachkundige Gremien können das Verfahren ergänzen (113). 

n Das völlig fehlende Bedarfsermittlungsverfahren führt zur Verfassungswidrigkeit der 
Vorschriften über den vertikalen Finanzausgleich (116). Damit sind auch die Vorschriften 
über die horizontale Verteilung der Finanzausgleichsmasse verfassungswidrig (117). 

n Bei einer Reform ist auch das Gebot interkommunaler Gleichbehandlung zu beachten. 
Das schließt nicht aus, die bedarfsorientiert ermittelte Finanzausgleichsmasse über ein 
System weitgehend abstrakt definierter Schlüsselzuweisungen zu verteilen (118). Eine zu 
große Disparität innerhalb der kommunalen Ebene ist dabei jedoch zu vermeiden (119). 

n Um die Wahrnehmung der Pflichtaufgaben und eines Minimums an freiwilligen Aufga-
ben zu sichern, kann ein Ausgleich besonderer Härten vorgesehen werden, sofern die 
Kommunen zu sparsamster Wirtschaftsführung und Ausschöpfung aller Einnahmemög-
lichkeiten bereit sind (120). Darüber hinaus sollten Maßnahmen zum Haushaltsausgleich 
bei bislang stark verschuldeten Kommunen ergriffen werden (121). 

n Kommunale Finanzkraftunterschiede müssen nicht allein über Schlüsselzuweisungen 
und andere Landesleistungen abgebaut werden. Das Land kann hierfür auch redistribu-
tive Umlagen einsetzen (122). 

Das Versäumnis einer aufgabenbezogenen Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs und 
einer daran ausgerichteten Finanzausgleichsmasse verstößt gegen die Landesverfassung 
(123). Der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz fordert daher eine entsprechende Neure-
gelung des kommunalen Finanzausgleichs und setzt dafür aufgrund der Komplexität der Ma-
terie und mit Blick auf die Notwendigkeit zur Beschaffung und Auswertung umfangreichen 
Datenmaterials eine Frist bis zum 31. Dezember 2022 (125). 
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